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Nr. l.

Düsseldorf, den 3. April 1879.

Referat
über die vorläufige Schließung des mit der Provinzial Arbeitsunstaltzu Srauweilcr

verbundenen Landarmelchauses.

Die Arbeitsanstalt zu Arauweiler ist seit einigen Jahren derartig überfüllt, daß die dor¬
tigen Räumlichkeitenbereits in einer, zu den ernstestensanitären Befürchtungen Anlaß gebenden
Weise belegt werben mußten.

Die bedeutende Steigerung der Frequenz gebachter Anstalt erhellt aus nachstehenden Zahle»
Es wurden darin durchschnittlich pro Tag verpflegt:
Im Jahre 1871: 350 Detinirte und 115 Arme, zusammeu 465 Personen,

„ „ 1872: 358 „ „ 119 „ „ 47?
„ „ 1873: 343 „ „ 121 „ ,. 464
„ „ 1874: 394 „ .. 125 „ „ 519
., „ 1875: 576 „ „ 124 „ „ 700
„ „ 1876: 696 ., „ 136 „ „ 832
„ „ 1877: 921 „ „ 129 „ „ 1050
„ „ 1878: 935 „ „ 115 „ „ 1050

Hierbei sind diejenigenKorrigcndennicht mitgerechnet, welche, wie die bei den Provinzial-
Irren-Anstaltsbauteu beschäftigtenArbeitcr-Commandos, außerhalb der Anstalt detinirt wurden.
Wäre in den beiden verflossenen Wintern nicht die Gelegenheitvorhanden gewesen, stets ca, 100
bis 150 Häulinge in dieser Weise auswärts zu beschäftigen, so würde sich die Anstalt thatsächlich
>n der Unmöglichkeitbefunden haben, sämmtliche,ihr zum Vollzüge der Nachhaft überwiesenen
Personen in den vorhandenen Lokalitätenunterzubringen.

Da mm aber mit der bevorstehenden Beendigung der Provinzial-Irren-Anstaltsbauten der
«wähnte Vortheil in Wegfall kommen wird, während eine erhebliche Besserung der ungünstigen
Zeitverhältnisse,wodurchdie dermalige starke Frequenz der Arbeitsanstalt zu Brauweiler bedingt
wird, vorerst nicht in Aussicht stehen dürfte, so erscheint es nothwendig,Vorkehrung zu treffen,
damit die Anstalt der dem Rheinischen Provinzial-Vcrbande hinsichtlichdes Korrigenden-Wesens
obliegenden Verpflichtungnoch ferner zu genügen vermöge,und zwar bietet sich als der geeignetste
Weg zur Erreichung dieses Zweckes nach Ansicht des Provinzial-Verwaltungsraths die vorläufige
Evakuirung des Landarmenhauseszu Brauweiler und die Ueberführungder barin befindlichen Land«
und Ortsarmen in das Landarmenhaus zu Trier, woriu Raum zur Aufnahme derselben hinlänglich
vorhanden ist.

Durch diese Maßregel, womit uenneuswerthe Kosten nicht verbunden sein werdeu, wird
die Provinzial-Arbeitsanstalt zn Brauweiler in die Lage versetzt, circa 200 Korrigcnden mehr zu
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beherbergenund somit dem desfallsigenBedürfnisse im schlimmsten Falle noch fiir mehrere Jahre
zu genügen.

EntsprechendeModificationen des Reglements über die Leitung und Verwaltung der
Arbeitsanstalt und des damit verbundenenLandarmenhauseszn Brauweiler glaubt der Provinzial-
Verwaltungsrath dem Provinzial-Landtage nicht vorschlagen zu sollen, weil die in Rede stehende
Maßregel vorerst als eine provisorische gedacht ist, welche bei veränderter Sachlage event, zurück«
genommen werden tonnte.

Hiernach beantragt der Provinzial-Verwaltungsrath, der hohe Landtag wolle sich mit der
vorläufigen Schließung des Landarmcnhauseszu Brauweiler eiuverstandenerklären, welche bei dem
vorgelegten Etats-Entwürfe für die Brauweiler Anstalt schon entsprechendeBerücksichtigung
gefundenhat.

Der Vorsitzende des Provinzial VerulaUnngsratlis.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Landtags-Marschall.

Vtr. 2.

Referat
des Provinzial VerwaUnngsrathesan den Provinzial Landtag.

betreffendAntrag der Ktadt Düsseldorfaus Weiterzahlung eines Zuschusses
an die Armen Verwaltungzu Düsseldorf.

Der §. 1 des Gesetze« vom 8. Juli 1875 überweistden Provinzen die Dotationsrente
aus den Einnahmen des Staatshanshaltes „unter Uebertragung der entsprechendenNusgabever«
pflichtnngen."

Bezüglichder Rheinprovinz wurde Seitens der Staats-Regierung der provinzialständischen
Verwaltung ein Verzeichniß der seither vom Staate geleisteten Ausgaben mitgetheilt, in welchem
in Betreff eines an die Armen-Verwaltungzu DüsseldorfgezahltenZuschusses von 2 540,33 M.
bemerkt wird, es sei zur Sprache gekommen,auf welcher rechtliche» Verpflichtung diefer Zuschuß
beruhe. Die angestelltenNachforschungen hätten ergeben, daß der Zuschuß ursprünglich auf 600
Thaler bergisch der Stadt Düsseldorfzur Deckung ihrer Armenbedürfnisse vom Landesherrn Herzog
Wilhelm von Baiern bewilligt, im Jahre 1806 aber vom GroßherzogJoachim auf 1000 Thaler
bergisch erhöht und seither ununterbrochengezahlt worden sei

Seitens der Herren Ressortministersei dies zur Begründung einer rechtlichen Verpflichtung
nicht für genügenderachtet und die Sistirung der Zahlung angeordnet worden, worauf die städtifche
Vertretung von Düsseldorf dieserhalb Klage erhoben habe, jedoch in zwei Instanzen mit ihrem
Ansprüche abgewiesen worden sei, weil die Gerichte incompetentseien, über diese aus einer der
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jetzigen PreußischenRegierungsperiode vorangegangenenZeit herrührende Forderung zu entscheiden,
da hierüber lediglich dem Finanzministerium beziehungsweiseder Hauptverwaltung der Staats¬
schulden die Entscheidung zustehe.

Nachdemhierauf die städtische Vertretung auf Erfordern der Herren Minister des Innern
und der Finanzen unter dem 28. Januar 1856 einen Revers dahin ausgestellt hatte, daß die
Zahlung der 846 Thaler 23 Sgr. 3 Pfennig, auf welche ein rechtlicher Anspruch nicht
geltend gemachtwerde, als eine jederzeit widerrufliche Guade anzusehensei, ist die Fort¬
zahlung wieder verfügt und deren Aufnahme in den Etat angeordnet worden.

Als nun inzwischen die Zahlung der Dotationsrente an die Provinz mit dem 1. Januar
1876 begonnenhatte, wurde von der Stadt Düsseldorfuuter dem 6. Februar 187? mitgetheilt,
baß ihr der Zuschußfür 1876 nicht gezahlt worden sei, und beantragt, diese Zahlung zu verfügen.
Es wurde der Stadt hierauf erwidert, der Provinzial-Verwaltungsrath habe die Zahlung nur
unter der Bedingung beschlossen, daß Seitens der Stadt auch der Provinz ein Revers dahin aus¬
gestellt werde, daß der Betrag rechtlich nicht gefordert werden könne, und daß die Gewährung nur
auf einem Acte der jederzeit zurücknchmbarcn freien Bewilligung beruhe.

Erst nachdemein solcher Revers ausgestellt worden, ist die Zahlung für das Jahr 1876
"folgt, indessen von 187? ab auf Beschlußdes Provinzial-Verwaltnngsrathes vom 30. Juli 187?
^gestellt worden. Hiergegen ist die Stadtverwaltung von Düsseldorfbei dem Provinzial-Landtage
vorstellig gewordenund hat angeführt, daß sie zwar keinen rechtlichen Anspruch auf Weiter«
.^Währungdes Zuschusses erheben könne, indessen glaube, baß die Provinzial-Verwaltung die Ange¬
legenheit in gleicher Weise, wie die Königliche Staats-Regierung auffassenuud die fernere Zahlung
anordnen werde. Der Grund, weshalb der Richter den Anspruch der Stadt Düsseldorfzurückge¬
wiesen habe, sei hauptsächlich auf unterlasseneBeobachtung von Formen zurückzuführen.

Ein Grund, von der PreußischenRegierung eine förmlicheAnerkennungihrer Zahlungs¬
pflicht zu extrahiren, habe aber für die Stadt Düsseldorfnicht vorgelegen, weil die von der frü¬
heren Bergischen Regierung gescheheneZahlung von der PreußischenRegierung übernommenund
ohne Vorbehalt fortgesetzt worden sei.

Die KöniglicheRegierung habe, nachdem die Frage der gesetzlichenZahlungspflicht zu
'hren Gunsten entschieden worden, eine andcrweite Verpflichtung zur Weiterzahlung des Zuschusses
als vorhanden angenommen. Es gehe dieses daraus hervor, daß sie die Aufnahme des Betrages
als etatsmäßigeAusgabe in den Staatshaushalts-Etat veranlaßt habe, und daß dieser Zuschuß aus-
brUcklich unter diejenigenBeträge aufgenommenworden sei, bezüglich deren die Zahlungsflicht des
Staates auf die Provinz übergegangenfei.

Der Provinzial-Verwaltnngsrath kann diesen Ausführungen der Stadt Düsfeldorf nicht
beitreten. Für den Staat hat, wie aus der Eingangs gegebenen Darlegung des Sachverhältnisses
hervorgehtund von der Stadt Düsseldorf ausdrücklichanerkannt worden ist, eine rechtliche Ver¬
pflichtung zur Zahlung nicht bestanden. Eine solche Verpflichtung kann also auch nicht auf die
Provinz übergegangensein. Sie kann auch nicht darans gefolgertwerden, daß jener Zuschuß bei
Ueberweisung der Dotationsrente in das Verzeichniß der seither vom Staate geleisteten Ausgaben
aufgenommen worden ist, denn es ist hierbei ausdrücklich bemerkt worden, daß die Zahlung nicht
auf rechtlicher Verpflichtungberuhe.

Aber auch abgesehen von diesem Mangel einer rechtlichen Verpflichtung kann der Pro-
vinzial-Vcrwaltuugsrath eine Fortzahlung des Zuschusses nicht befürworten.
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Der letztere ist ausdrücklichals ein Zuschußfür Arme »zwecke bezeichnet. Alle Vei>
„./en für Almenzwecke werden aber Seitens des Provinzial-Verbandes nur dann gewährt, wenn

eine Bedürftigkeit der betreffenden Gemeinde, welche doch im vorliegendenFalle nicht ange¬
nommen werden kann, ganz unzweifelhaftnachgewiesen ist. Von diefem Grundsätze, welcher den
kleinsten und ärmsten Gemeindender Provinz gegenüberfestgehaltenwird, zu Gunsten der Stadt
Düsseldorf eine Ausnahme zu machen, erscheint um so bedenklicher, als die Dotationsrente bekanntlich
nicht ausreicht, um alle die Ausgaben, also auch die Zuschüsse für Armeuzwecke, zu bestreiten, zu
deren Deckung sie überwiesenwurde. Es muß vielmehr zu diesen Behufe auf andere Einnahme¬
quellen, namentlichauf die zur Ergäuzung der Dotatious-Rente dienende Provinzial-Umlagc zurück¬
gegangenwerden. Eine fernere Zahlung des Zuschussesan die Armenverwaltung zu Düsseldorf
würde also auch eine um den Betrag jenes Zuschusses stärkere Heranziehungder Provinzial-Umlage
zur Folge haben, was als durchaus unzulässigbezeichnet wenden muß.

Der Provinzial-Verwaltungsrath beantragt daher:
„Der hohe Landtag wolle den Antrag der Stadt Düsseldorf auf Fortzahlung des
Zuschusses zu den städtischen Armen-Bedürfnissenvon 2 540,33 M, ablehnen".

Der ProvinzialUerwallungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Landtags-Marschall.

Nr. 8.
Düsseldorf, den 2. April 1879.

Reserat
über den Antrag des Oauptcomitös für die Allgemeine Gewcrveausstellung

von Aheinlo.no und Westfalen zu Düsseldorf im Jahre 1880 aus Gewährung einer
Deihülse aus Provinzialfonos.

Das Hauptcomiteefür eine im Jahre 1880 in Düsseldorf zu veranstaltende Allgemeine
Gewerbeausstcllnngvon Rheinland und Westfalen hat sich bereits unter dem 30. September v. I.
mit dem Antrage um eine Unterstützung des von ihm beabsichtigten Unternebmens an die proviu
zialständische Verwaltung gewendet.

Dasselbe hebt insbesondere hervor, daß die Provinzial- uud Spezialausstellungen, welche
den Zweck hätten, ein treues Bild von dem Gewerbfleiße uud der Industrie eines bestimmt begrenzten
Gebietes zu geben, in Deutschlandimmer mehr Aufnahme gefunden.

Ihren Zweck hätten die bisherigen Provinzial-Ausstellungenin vollem Maße erfüllt, denn
sie hätten in weit umfangreicherer Weise, als dies bei irgend einer Weltausstellung der Fall gewesen
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wäre und sein konnte, die Industrie eines Bezirkes mit allen ihren verschiedenen Zweigen und
Abtheilungen in ihrer ganzen Ausdehuuug und Stärke in einem abgerundeten Bilde zur An«
schanung gebracht.

Der Gedanke, für die gewerblich so überaus bedeutungsvollenProvinzen Rheinland und
Westfalen in Düsseldorf eine solche Provinzial-Ausstellungzu veranstalten, sei zunächst aus diesen
Erwägungen hervorgegangen. Rheinland und Westfalen seien als die industrie- und gewerbreichsten
Provinzen Deutschlandsweltbekannt; kein irgend beachtenswertherIndustriezweig fehle hier, fast
jeder werde in den beiden Provinzen großartig und in hervorragender Weise betrieben. In einer
Ausstellungvon Rheinland und Westfalen und der mit der Industrie dieser Provinzen in direkter
Verbindung stehenden Bezirke werde daher nicht mit Unrecht eine Repräsentation des Deutschen
Gewerbes erblickt werden müssen und dieser Umstand werde, wie er geeignet sei, der Ansstellung
im Inlanbe die allgemeinsteBeachtung zuzuwenden, im Auslande voll anerkannt werben.

Für die beabsichtigte Ausstellnng erschienen die lokalen Verhältnisse Düsseldorfs ungemeiu
geeignet. Düsseldorf sei, vermöge seiner vorzüglichen Verbindungen, vom Auslande, namentlichvon
Frankreich,Belgien, Holland und England verhältnißmäßig leichter zu erreichen, als irgend eine
andere bedeutende Stadt in Deutschland und auch auf die Bewohner des weiteren Vaterlandes
werde es schon als Anfangs- oder Ausgangspunktder Rheintour eine große Anziehungskraft ausüben.

Bezüglich der Finanzirung der Ausstellung seien im Allgemeinendie Erfahrungen maß¬
gebend gewesen, welche bei ähnlichenUnternehmungengemachtworden sind, und man glaube bei
weitgehendster Schätzung einen'Betrag von 650 000 M. zu bedürfen. Es sti unbedingterforderlich,
daß ein erheblicher Theil dieses Betrages durch Zeichnung eines Garantiefonds, etwa zur Hohe
von 400 000 M. sicher gestellt werde. Wenn die Zeichnung eines solchen Fonds für unumgänglich
nothwendiggehalten werde, so glaube man andererseits doch der Ansicht Ausdruck geben zu dürfen,
daß für die Garantiezeichnerwirkliche finanzielle Opfer nicht entstehen würden, wie die noch letzthin
m Hannover stattgehabte Provinzial-Ausstellungergebenhabe. Es liege in der Absicht, auch die
speciellenInteressen der von der Landwirthschaftlebenden Bevölkerung des Ausstellungsgebietes
durch die Verbindung von landwirthschaftlichenAusstellungen mit der beabsichtigten allgemeinen
Geweibeausstellungzu berücksichtigen.

Wenn schon der hauptsächlichste und gewöhnlich am Meisten anziehende Theil der land¬
wirthschaftlichen Ausstellungen, das landwirthschaftlicheMaschinenwesen,durch die Ausstellungder
im Ausstellungsgebicteso hoch entwickeltenMaschinen und Werkzeugfabriken zur Darstellung gelangen
werde, so beabsichtige man ferner, auch alle anderen Zweige des landwirthschaftlichen Ausstellungs«
Wesens etwa durch auszuführendeCulturen oder durch abwechselnde Coucurrenzenfür die einzelne
Gruppen der landwirthschaftlichen Producte in den Kreis der Ansstellunghineinzuziehen.— Durch
ün derartiges Arrangement würden die durch eine Ausstellungzu erreichenden Bortheile in gleichem
Maße, wie den übrigen Gewerben, auch der Landwirthschaftzufallen.

Ein ganz besonderesInteresse werde der Ausstellungvon 1880 durch die Verbindung mit
einer Ausstellung der DeutschenKunstgenossenschaft gebotenwerden, wozu gerade Düsseldorfwieber
ein besonders geeigneterOrt sei. — Endlich werde auch eine Ausstellungkunstgewerblicher Alter¬
thümer, an denen die beiden Provinzen so reich seien, mit der beabsichtigten Ausstellungverbunden
werden, welchem Zweige der Ausstellung man glaube, eine ganz besondereBedeutung beilege«
zu dürfen.

Wenn nach allen diesen Absichten die Lebensfähigkeit des Unternehmenskaum zweifelhaft,
und eine rege Betheiligung der Interessenten mit Zeichnungenzum Oarautiefouds sicher zu erwarten
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ist, so war das Comite doch der Ansicht, daß sich das Verhalten des industriellen Publikums noch
ganz anders günstig gestalten würde, wenn ein verhältnißmäßiger Betrag vorhanden wäre, der,
bevor an die Garantiezeichner herangetreten werden müßte, zur Ausgleichung eines etwaigen Defizits
verwandt werden könnte.

Den Stock zu ciuem solchen Fonds habe man in einem bei der Stadtkasse Düsseldorf
deponirten Ueberschusseeiner im Jahre 1 853 Hierselbst stattgehabten GeWerbeausstellung im Betrage
von 30 000 M. gefunden.

Dieser Betrag könne aber zur Erreichung des Zweckes selbstredend nicht als genügend
erachtet werden und weitere Beihülfen mußten gesucht und gefunden werden.

Der Antrag an die Rheinische Provinzial-Vertretung Seitens des Ausstelluugs Comites
geht nunmehr dahin, daß demselben aus Provinzialfonds eine dem Umfange der Ausstellung und
der Bedeutung der zur Darstellung kommenden Industrien und Gewerbe des Ausstellungsgebietes
entsprechende Summe mit der Maßgabe zur Verfügung gestellt werde, daß nach Deckung sämmt¬
licher Unkosten, etwa verbleibende Ueberschüsse aus den durch die Ausstellung erzielten Einnahmen
zur Rückzahlung derjenigen Summe verwendet werden, welche von dcu betheiligteu Provinzial-
Kreis-Communal°Verbänden oder sonstigen Corporatiouen dem Ausstelluugs-Comite zur Verfügung
gestellt worden sind, und daß jener Ueberschuß nach Maßgabe der Höhe dieser Summe auf dieselben
repartirt werbe, falls derselbe zur Vollrückzahlung nicht ausreiche, daß endlich aber der von den
vorgebuchten Verbänden herzugebende Betrag als Fonds peräu zu betrachten sei, wenn die Ein¬
nahmen aus der Ausstellung keine Ueberschüsse über die Ausgabe» einschließlich Verwendung der
in Rede stehenden Fonds ergeben hätten.

Nachträglich hat das Comite für die Gewerbcausstellnng noch mitgetheilt, baß der Herr
Haudelsminister den Betrag von 13 000 M., die Direktionen der Cöln-Mindener, Bcrgisch-
Märkischen und der Rheinischen Eisenbahn ihm je einen Betrag von 15 000 M., sowie "die Dampf-
schifffahrt für Nieder- und Miltelrhein von 1 500 M. zur Verfügung gestellt haben.

Der Provinzial-Nerwaltuugsrath ist von der hohen Bedeutung des beabsichtigten Unter¬
nehmens für die wirtschaftliche Entwickelung unserer Provinz durchdrungen und hat dem Aus-
stellungs-Comite von seinem großen Interesse zur Sache mit dem Hinzufügen Kenntniß gegeben,
daß er den Antrag auf Bereitstellung eines Zuschusses aus Provinzialfonds dem nächsten Provinzial-
Landtage befürwortend vorlegen werde.

Indem wir uns dieser Aufgabe hierdurch entledigen, zweifeln wir nicht, daß auch der
hohe Landtag die weitgehende Bedeutung des beabsichtigten Unternehmens gerade bei unseren
jetzigen Zeitverhältnissen anerkenne» und unserem Antrage entsprechend unter den vorangegebenrn
Modalitäten eine Summe von 15 000 M. aus dem Zinsgewinn der Provinzial - Hülfskasse
bewilligen werde.

Der Provinzial Verwaltungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Landtags-Marschall.
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Nr. 4.

Düsseldorf, den ><!, März 1879.

Referat
des ProvinzialVerwaltungsraths an den Provinzial-Landtag,betreffendden Antrag der
Städte Völn und Düsseldorf,daß bei der Umlage von Provinzial Beitrügendie Stener-
quoten von Seaniten, soweit sie nach dem Gesetze vom 11. Juli 183s zur Comnmnal-

Iteuer nicht herangezogen melden Können, außer Ansatz bleiben möchten.

Der 22. Rheinische Provinzial Landtag hat nach dem Antrage des Provinzial-Verwaltungs-
ralhs beschlossen,daß die ans die Kreise der Provinz umzulegenden Bedürfnißbciträge für Provinzial
Mecke für die Folge nach Maßgabe der Ist-Einnahme an directen Steuern aus dem Vorjahre,
an Gebäude-, Grund- und Gewerbesteuer e^cl. Hausirsteucr, an Classen- und classificirter Einkommen¬
steuer excl. der Beiträge der servisberechtigten Militärpersonen und ^ des Aufkommens an —
nunmehr gesetzlichbeseitigter — Schlacht- nnd Mahlstener für den Staat zu vertheilen feien.

Die Städte Eöln und Düsseldorf waren bereits aus Anlaß der nach dieser Beschluß-
faffnug bewirkte» Ausschreibung der Proviuzial-llmlagen pro l87l> resp. l87? bei der provinzial-
ständischen Verwaltung dahiu vorstellig geworden, daß bei ver Umlage von Provinzial-Beiträge»
die Steuerguoten von Beamten, soweit sie nach dem Gesetze vom l l, Juli 1822 zur kommunal
stcuer nicht herangezogen werden tonnen, außer Ansatz bleiben mochte».

Die Vertreter der Städte führten dabei des Näheren aus, daß die Bestimmuugcu des
Gesetzes vom ll. Juli l822 durch wiederholte Ministcrial-Erlcissc auch auf die Erhebung von
Proviuzial- und Kreis-Abgaben ansgedchnt werde» seien, einerlei, ob diese Erhebungen auf die
Gemeinden im Ganzen oder auf die einzelnen Eingesessenen nnmittclbar vertheilt würden, welcher
Grundsatz auch noch in einer neueren Entscheidung des Obcrverwaltungsgcrichts vom 2. Mai 187N
zur Geltung gelangt sei. Daher seien die den, Gesetze vom I I. Juli 1822 uuterfallenden Be¬
freiungen bei der früher stattgefundcneu Iudividnal-Erhebung der Vezirlsstraßcnzuschläge auch stets
berücksichtigtworden, und das bestandene Verhältniß dürfe umsowenigcr geändert werden, als auch
die Bestimmungen der für die östlichen Provinzen erlassenen Provinziell- und Kreis-Ordnungen mit
dem vom hiesigen Provinzial-Verbande eingeschlagenenVerfahren nicht in Einklang zu bringen seien.

Jedenfalls werde mau aunehmen müssen, daß die Proviuzial-Vertretung durch den Beschluß,
die Vertheilung der Provinzial-Umlagen nach Maßgabe der directen Staatssteuern vorzunehmen,
eine gleichmäßige Vertheilung der Provinziallasten auf die einzelnen Kreife beabsichtigt habe. Eine
gleichmäßige Belastung der Kreise und Gemeinden könne aber nicht stattfinden, wenn nicht die
Steuerquoten der Beamten, soweit dieselben nicht mehr commuualsteucrpflichtig seien, von der
Summe des Ist-Einkommens an directen Staatssteuern abgesetzt werde.

Den Anträgen konnte nicht stattgegeben weiden, weil der Wortlaut des betreffenden Pro-
^'»zial-Laudtags-Beschlusses, wie anch der Herr Minister des Iunern rurch Nescript vom 28. August
187? unter Abweisung der bezüglichen Beschwerde der Stadt Düsseldorf anerkannt hat, eine Be-
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rücksichtigung der Ausfälle, welche die einzelnenEoinmuueu in Folge des Gesetzes vom 11. Juli
1822 erleiden, bei Berechnung ihres Beitrages zu den Prouinzial-Abgaben nicht zulässig er¬
scheinen ließ.

Der ablehnendeMinisterial-Bescheidführte weiter aus, daß, insoweit die Beschwerde der
Städte sich auf das durch die ProvinziabOrdnung vom 29. Juni 1875 vorgeschriebene Verfahren
bei Nepartition der Provinzial-Abgabenberufe, übersehen sei, daß im ß. 10? daselbst die Berück¬
sichtigung der durch Steuerbefreiung den einzelnen Kreisengegen das Staatssteucr-SoU erwachsende»
Ausfälle ausdrücklich vorgeschrieben sei. wessen zS nicht bedurft hätte, wenn diese Berücksichtigung
aus der Natur der Sache folgte.

Der Herr Minister des Innern hat in dem vorgedachtcnErlaffe zugleich aber ausge¬
sprochen, wie sich nicht verkennen lasse, daß Gründe der Billigkeit für das von den Antragstellern
gewünschte Vercchnuugsverfahreusprächen, und es demgemäß wünschenswertherscheine, daß der
Provinzial-Vandtagden Vcrthcilungs Maßstab für die Provinzial-Umlagen in der angestrebten, die
Provinzial-Angehörigengleichmäßiger belastendenWeise feststelle.

Der Provinzial-Vcrwaltungsrath ist in eine eingehende Prüfung des gestellten Antrages
eingetreten und trotz der geltend gemachten und anerkanntenSchwierigkeitenin der Ausführung der
beantragten Berechnungsweisezu der Beschlußfassunggelaugt, den Antrag der Städte Cöln und
Düsseldorf dein hohen Provinzial-Landtagc— wie hiermit geschieht — befürwortendvorzulegen,
selbstverständlich unter Ausdehnung der beautragteu Maßnahme auf alle andere Orte der Provinz
bei deren Steuererhebung das Gesetz vom 11. Juli 1822 Anwendungfindet.

Der Prouinzial Verwaltungsrat!).
Wilhelm Fürst zn Wird,

Landtags-Marschall.

Nr. 8.

Referat und Vorschläge
des Mavinual Verwaltungsrathes, betreffenddie Verminderung der Ausgaben

für die Irrcnujlege in der Uheinprovinz.

Nachdemder 25. Rheinische Provinzial-Landtagin seiner Sitzung vom 10. April l8?7 dem
Provinzial-Verwaltungsrathe eine Reduktionder Diätform für Pfleglinge (d. h. für die nach ärzt¬
lichem Gutachten zum Heilverfahren nicht mehr geeigneten Kranken der Normalllassc) anempfohlen
hatte, ist zunächst eine eingehende Erhebung darüber veranlaßt worden, welchen Ursachen zuzu-
schreibcu sei, daß in den Rheinischen Provinzial-Irren-Austalteu der Unterhalt eines Pfleglings so
erheblichtbeurer, wie in den übrigen öffentlichenIrren-Anstalten der Provinz zn stehen komme,
und auf welche Weife diesem Uebclstaudebegegnet werden könne. Die bezüglichen Ermittelnngen
haben ergeben, daß die Mehrkosten der Verpflegung hauptsächlichdurch die iu den Proviuzial
Anstalten gewährte reichlichere Kost, insbesondere an Zleischnahrung,sowie die bessere Vekleidnng
und endlich das vorhandene zahlreichere Wart und Dienstpersonalverursachtwerden.
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Die Ersparnisse, welche sich durch Zurückführnug der Dicilform für Pfleglinge anf die
in anderen öffentlichenPflcgeaustalleuübliche Beköstigung erzielen ließen, wnrden hierbei »ach der Zahl
der vorhandenenPfleglinge <.l63) auf eine Summe von 22 800 Mark pro Jahr berechnet. Die
Anstalts-Direktoreuhaben sich indessen mit der größten Entschiedenheit gegen eine solche Reduktion
ausgesprochen,weil in den hiesigen Anstalten die Pfleglinge mit den Normalkranken zusammen
wohnenmüßten und deshalb nur wie diese verpflegtund belästigt werden könnten. Dieser Umstand,
sowie feiner die Erwägung, daß eine Ersparniß von 22 800 Mark jährlich — so wilnschenswerth
dieselbe auch an und für sich fein mag — im Verhältniß zu der Höhe der Ausgaben der Provinz
für dao Irrenwesen ihre Bedeutung größtentheils verliert, haben Veranlassung gegeben, der
Frage näher zu treten, ob nicht durch umfassendere Reformen auf dem Gebiete der Verwaltung
der Provinzial-Irren Anstalten größere Ersparnisseund damit eine größere Entlastung des Provin-
zialverbandesherbeigeführtwerden könnte, als durch die bloße Einführung einer besonderen Diät«
form für Pfleglinge.

Der Provinzial-Vcrwaltungsrath beehrt fich seine Ansichten und Vorschläge in dieser
Hinsicht dem hohen Landtage im Nachfolgendenvorzutragen.

I.
Die Klagen über die Höhe der Ausgabe» für oas Irrenwefen in der Rheinprooinzrühren

»icht erst von der Errichtung der neuen Irren-Anstalten her, sonder» dieselben sind fast eben so
"lt, wie die Ausübung der öffentlichen Irrenpflege in hiesiger Provinz selbst.

Schon der 1. Rheinische Proviuziol-Landtag hat bald nach Errichtuug der Anstalt zu
^iegburg über die Höhe der Eiurichtungskosteusowie der Pflcgckosteu des einzelneu Kraukeubittere
Klagen erhoben. In einem diesem Landtage von dem VII Ausschusse erstatteten Gutachten wird
insbesondere hervorgehoben:

„daß die Anstalt bei der übertrieben großen Anlage sich niemals selbst erhalten
könne, und daß dieselbe zu kostbar und zu groß für den Zweck fowohl als uusere
einzige Proviuz eingerichtet worden sei "

Dieser Ausspruchwird damit motivirt, daß an Stelle der 263 Krauten, welche uach deu
Ermittelungen der Aerzte jährlich der Aufnahme bedürfen sollten, in einem Zeitraume von 21
Monaten „trotz aller Anstrengungen" nnr 79 Kranke hätten herangezogenwerden können, was
schließen lasse, daß die Zahl der hcilbcdürftigenIrren in hiesigerProvinz bei Weitem überschätzt
worden sei. Für die vorhandene kleine Anzahl von Kranken seien die Aufwendungen au General-
kosten, worunter die an und für sich feststehenden und von der jeweiligen Krankenzahlunabhängigen
Ausgaben für ärztlicheLeitung, Beamte, Dienstpcrfonal,Heizung, Beleuchtung und bauliche Unter¬
haltung verstanden werden, viel zu hoch, indem dieselben pro Kopf gerechnet die gefammtenPflege-
Kosten anderer Anstalten bei Weitem überstiegen. Der letztere Umstand rührte daher, daß Siegburg
für eine durchschnittliche Belegung von 200 Kranken eingerichtet worden war und die voran¬
geführten Generalkosten nach dem jeweilig vorhandene»geringeren Krautenbestandenicht reducirt
werden konnten.

Um den hieraus hervorgehendenUebclstaudzu beseitigen und die Anstalt mehr zu be¬
völkern, wurden auf Veranlassung der Staatsregierung mit den Ständen der Provinz Westfalen
Verhandlungen zur gemeinschaftlichen Benutzung der Siegburger Anstalt für beide Provinzen ge¬
pflogen, welche indessen zu keinem Refultate führten.

10'
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Inzwischenwurden die Klagen über die Höhe der Pflcgekostenauf den folgenden Land¬
tagen immer fchärfer wiederholt und sogar zu verschiedenen Malen der Antrag eingebracht, die
Anstalt zu Siegburg ganz aufzuheben, weil sich immer mehr herausstelle, daß dieselbe für die
Rheinprovinz viel zu groß und zu kostspielig sei.

Die Majorität des Landtageswar indessen der Ansicht, daß man sich durch die seitherige» Miß¬
erfolge von dem erstrebten Ziele, das Loos der Geisteskranken zu verbessern, nicht abhalten lassen dürfe.

In Folge der wachsendenErkenntniß der wohlthätigen Wirkungen der Anstaltspflege
bevölkerte die Anstalt zu Siegburg sich immer mehr, so daß dieselbenicht nur die im Ursprung'
licheu Programm vorgesehene Anzahl von Kranken erhielt, sondern dem immer dringender
hervortretendenBedürfnisse nach der Aufnahme heilbedürftigerKrankenbei Weitem nicht mehr zu
genügen vermochte und die von dem späteren Landtage beschlosseneVermehrung resp. Neuerrichtung
von Provinzial-Irren-Anstalten zur unabwendbaren Nothwendigkeit wurde.

Mit der vollen Belegung der Anstalt zu Siegburg sanken auch die Pflegekostendes
einzelnen Kranken und verminderten sich von dem ursprünglichen Satze von 220 Thlr. — 660 M
pro Kopf auf die gewiß mäßige Summe von 130 Thlr, ^ 390 M. pro Jahr, womit die Klagen
über die Anstalt zu Siegburg allmählich verstummten.

Im letzten Decennium vor Schließung der Anstalt fand indessen wieder eine bedeutende
Steigerung der Pflegekostenstatt, indem die Beköstigungdurch die Einführung des 5, und bald
nachher des 6. Fleischtagesin der Woche verbessertund die Ausgaben für Bekleidung,Wart- und
Dienstpersonal vor und nach wesentlicherhöht wurden. In Folge dieser Aenderungensowie der
allgemeinenVertheuerung aller Lebensmittelund Vcrbrauchsgegenstä'nde stiegen die Kosten des Unter¬
haltes eines Kranken in der Anstalt zu Siegburg wieder auf 225 Thlr, -- 675 M. und zuletzt
auf 260 Thlr. 2? Sgr. 11 Pfg. oder 782 M. 80 Pf. Dieser Zustand blieb bis zur Eröffnung
der neu erbauten Irren-Anstalten unverändert bestehen und wurde mit allen zu Siegburg bestehenden
Einrichtungenuud Institutionen auf die Ersteren mit übertragen.

Während mit der Nebertragung der Diät sowie aller übrigen Einrichtungender Siegburger
Anstalt die Höhe der eigentlichenWegekostend. h. der Ausgaben für Beköstigungund Lagerung
sowie Arznei :c, für die neuen Anstalten schon bestimmtwar, wurden auch im Ucbrigen hinsichtlich
der Generalkostengenau dieselben Erfahrungen wie früher in Siegburg gemacht.

Da das allmählich anwachsendeBedürfniß für neue Anstalten Seitens des Provinzial-
Perbandes unberücksichtigt gelassen worden war, so hatte dasselbe auf anderem Wege seine Befrie¬
digung gesncht und zum Theile auch gefunden. Die Pflege-Anstaltender Städte sowie der Regie¬
rungsbezirke hatten sich vermehrt und vergrößert; daneben war ferner eine größere Anzahl von
Privat-, Heil- und Pflege-Anstaltenin hiesiger Provinz entstanden. Endlich hatte die Bevölkerung
sich daran gewöhnt, ihre Kranken diesen Privat-Anstalten oder auswärtigen Instituten zu übergeben,
oder aber dieselben bei häuslicher Pflege ihrem Schicksale zu überlassen.

An diesen Gewohnheiten wurde und wird auch gegenwärtig nach Eröffnung der neuen
Anstalten noch festgehalten. Dieser Umstand hat zur Folge, baß diese Anstalten bis zur Stunde
noch nicht mit der normalmäßigenKrankenzahlbelegt sind.

Es befanden sich nämlich Ende 1876 in den damals eröffneten Anstalten zu:
lv. Andernach ........... 54 Kraute
d. Grafenberg ........... 17? „
c Merzig ............ 43 „
<i, Siegburg ........... 165 „

zusammen 439 Kranke.
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während die Normalzahl nach den, ursprünglichen Programm beträgt für:
». Nndernach ...........200 Kranke
d. Grafenbcrg...........800
o. Merzig............200 „
ä. Siegburg...........200 „

zusammen 900 Kranke.

Dagegen waren nach dem Ausweise der Statistik an dem genannten Tage in der Rhein-
Provinz anderweit untergebracht:

n,. im Lanbarmenhause zu Trier..... 177 Kraule
d. in 8 öffentliche» Anstalten der Gemeinden

oder Bezirke ..........1 l67 „
c:, in 22 Privat-Anstalten.......1062 „

also ercl. Trier 2 229 Kranke.

Im Laufe des Jahres 187? hat sich dieses Verhältniß in so weit geändert, als die Zahl
der in den voraufgeführten vier Anstalten verpflegten Kranken Ende 1877 bis auf «63 gestiegenwar,
also über 40 pCt. zugenommen hatte. Eine ähnliche Steigerung hat während des Jahres 1878
stattgefunden, indem rütimo Dezember sich befanden:

«. zu Andernach........183 Kranke
1i. „ Düren.........204 „
o. „ Grafenberg........359 „

und ci. „ Merzig.........147 „

zusammen also 893 Kranke.

Diese Zahl beweist übrigens schon, wie wenig die Anstalt zu Siegburg, welche bei aller
Ueberfüllung uur 300 Kranke aufzunehmen vermochte, dem Bedürfnisse genügte und wie dringend
nothwendig eine Vermehrung der Anstalten war. Wenn trotz der großen Steigerung der Frequenz
der neuen Anstalten in den beiden letzten Iahreu dieselben bei Weitem noch nicht voll besetzt sind,
so ist dieses dem Umstände zuzuschreiben, daß die letzteren Anstalten in der Ausführung das ursprüng¬
liche Programm überschritten haben und eine viel größere Krantenzahl aufnehmen können, als der
von dem Landtage eingesetzten Bau-Eommissiou bei Vorlage der Pläne mitgetheilt worden war.

Es können nämlich unter Freilassung der nöthigen Reservestationeu auf das Aller-
bequemste aufnehmen:

a, Andernach ............ 300 Kraute,
d. Düren.............. 450 „
«. Grafenberg............ 450 „
ä. Merzig............. 300 „

also die 4 Anstalten zusammen 1 500 Kranke.

Da diese Zahl auch ohue wesentliche Erhöhuug der für jede Anstalt nach ihrer Größe
und Einrichtung gegebenen Generalkosten dort verpflegt werden taun, so folgt von selbst, von
welchem ungünstigen Einflüsse die in den Jahren 1876 bis 1878 vorhanden gewesene geringe
Frequenz der einzelnen Anstalten auf die Unterhaltungskosten des einzelnen Kranken sein mußte,
indem für diese fast dieselben Generalkosten, wie für eine vier Mal größere Belegung zu veraus°
gaben waren.
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Es hab,,',, denn auch die Generalkosten im Jahre 187? pro Kopf betragen:
a. in Andernach bei einer durchschnittlichen Krankenzahl von 98 pro Jahr 546 M.
d. „ Grafeuberg „ „ „ „ „ 236 „ „ 278 „
«. „ Mcrzig „ „ „ „ „ 89 „ „ 640 „
ä, „ Siegburg „ „ „ „ „ 158 „ „ 455 „

so baß lediglich das größere oder geringere Kontingent an Kranken für die Erhöhung oder Ver¬
minderung dieser Kosten pro Kops maßgebend gewesen ist.

Neben den Generalkosten machte sich die Höhe der eigentlichen Wegekosten in den neuen
Anstalten fühlbar. Während nach dem Promcmoria, welches dem 18, Provinzial-Landtagc vor
Errichtung der neuen Austollen mitgetheilt worden war, die Administration der neu zu errichtenden
verbundenen Heil- und Pflcge-Anstalteu sich gegen die getrennte Heil- und Pflegeaustalt finanziell
wesentlich günstiger stellen sollte, war ein solches Resultat iu keiner Weise eingetreten, sondern es
waren im Gegentheile die Ausgaben in verschiedenen Titeln noch über das Niveau der von der
reinen Heilanstalt zu Siegburg überkommenen Satze gestiegen. Dieselben waren nicht nur wesentlich
höher, wie die Ausgaben gleicher Kategorie der in hiesiger Provinz bestehenden Pflegcanstalten,
sondern auch aller übrigen Provinzial-Irren-Anstaltcn des Staates. Während nämlich die Aus¬
gaben für Beköstigung in den übrigen öffentlichen Pflege-Anstalten der Nheinprovinz höchstens
50 Pf. pro Tag nnd Kopf, in reu Provinzial Anstalten von Westfalen 52 bis 54 Pf. und in
denjenigen der Provinz Hannover 54 bis 58 Pf., ferner die Kosten für Bekleidung und Lagerung
in den öffentlichen Pflege-Anstalten der Rheinprovinz 30 bis 34 M. pro Kopf und Jahr iu den
Provinzial-Austaltrn von Westfalen nur 24 bis 26 M, und Hannover 26 bis 28 M. betrugen
sind im Jahre l,877 in den diesseitigen Proviuzial-Anstaltcn für Beköstigung 88 bis 90 Pf. pro
Tag und Kopf und für Bekleidung und Lagerung in den Anstalten

ll. zu Auderuach 81,97 M.
I). „ Grafenberg 42,35 „
o. „ Merzig 75,43 „

pro Jahr und Kopf verausgabt worden.

Die Mehrvcrwcnduug für die Beköstigung ist in erster Linie der reichlicheren Fleischnah
ruug in den Proviuzial-Irrcu-Anstalten zuzuschreiben. Der Mehreonsum an Fleisch allein berechnet
sich im Verhältniß zu den Anstalten der Provinzen Westfalen nud Hannover auf 27 bis 28
Kilo pro Kopf und Jahr. Die geringere Verwendung für Bekleidung und Lagerung in den letzt¬
genannten Anstalten ist hauptsächlich dem Umstände zu verdanken, daß in jenen Anstalten der größere
Theil des Bedarfs felbst verfertigt wird. Dieses Ziel konnte bis jetzt in den diesseitigen Anstalten
noch nicht erreicht werden, weil es zur Zeit noch an einem Stamme geübter Pfleglinge fehlt.

Die übrigen Mehrausgaben in den diesseitigen Anstalten beruhen theils in der reicheren
Ausstattung derselben, theils in den ausgedehnten und großartigen Gebäulichteiten und deren com-
plicirten maschinellen Einrichtungen für Heizung, Wasserversorgung, Bäder :c., welche allen An>
forderungen der Neuzeit entsprechen und kaum von irgend einer anderen öffentlichen Anstalt über-
troffcn werden.

In Folge des Zusammenwirkens aller dieser Umstände hat die Verpflegung eines Normal-
tränten im Jahre 187? gekostet:

a. in Andernach , . . , 1156 M. 25 Pf.
K. „ Grafenberg . , . . 783 „ 49 „
". „ Merzig.....1298 „ 78 „
ä. „ siegburg .... 983 „ 29 ,,
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wogegen die Wegekostensich belicfein

in Westfalen.
.1, zu Marsberg » ........ auf 408 M.

l>. „ Lengerich ........ „ 446 „
e, „ Hildesheim l ........ „ 520 „
(I, „ Göttingen ^ in Hannover , . . „ 584 „
«, „ Osnabrück ^ .......... 520 „

Die vorangefiihrteuSätze haben indessen bereits während des Jahres 1878 in Folge der
vermehrten Frequenz der Anstalten eine erhebliche Reduktion erfahren.

II.
Die vorgeschildertengroßen Ausgaben für das Irren-Wesen fallen in hiesigerProvinz

Krößteutheils dein Provinzial-Vcrbaudc zur Last. Die eigenen Einnahmen der Austalten au Iutradeu
aus der Laudwirthschaftsowie Pflegegeldernvon Kranken sind nämlich sehr gering. Ersteres rührt
daher, daß die Anstalten nnr eiu kleines Areal besitzen, welches vorzugsweisezum Gemüse- sowie
«um Fntterkräuterbau verwendet wnv und zur lohuenden Ausbeulung dieser Ackerzwcigenoch jahre¬
langer Bearbeitung und Cnltwirung bedarf.

Die geringe Einnahme aber an Pflegegeldernist dem Umständebcizumcssen,daß eines-
theils aus eigenenMitteln zahlende Kraule fich wenig zahlreich einfindenuud anderntheils allen
unvermögendenKranken zum Zwecke des Kurvcrsuchcseine volle Freistelle gewährt wird. Zu der
ersteren Erscheinungträgt sowohl die frühere Gewohnheit, reiche Kranke den Privat Anstalten zu
übergeben,wie der Umstand bei, daß die Pflegcsätze in den diesseitigenAnstalten weit höher, wie
>n allen anderen öffentlichen Heil- und Pflege-Anstaltensind. Da nun die Familie des Kranken
nicht darnach fragt, wie viel die Anstalt gekostet hat uno welcher Satz hiernach angemessen erscheint,
sondern lediglichdie Pensionssätzeanderer Anstalten in Betracht zieht, so liegt die Lösung nahe,
weshalb die kostspielig eingerichteten Räume der höheren Klassen in einzelneuAnstalten wenigstens
größtentheils leer stehen

Die jetzigen Sätze von 7 M. 50 Pf. für die I und 4 M. für die II. Klasse sind so
hoch, daß dieselben nur von reichen Leuten entrichtet werden können.

Die Pflege eines Kranken bei dem Satze von 4 M, täglich ist einschließlich der Auslagen
für Bekleidung, Unterhaltung :c. nicht unter 600 Thlr. pro Jahr zu veranschlagen, das ist eine
Summe, welche für ciuen großcu Theil felbst der wohlhabenderenEinwohner der Provinz uner¬
schwinglich ist, Diefer zahlreichen Klaffe der Bevölkerung bleibt alfo nur übrig, ihre Kranken
w die gewöhnliche Normalklaffe zu 1 M. 50 Pf. uutcrzubringeu, oder dieselben einer anderen
Anstalt zu übergeben. Da letztere — insbesondere auch die Provinzial-Austaltcu der Nachbar-
Provinzen — für die II, Klaffe nur 2 bis höchstens 3 M. erheben, so wiro selbstredenddie
fremde Anstalt vorgezogen. Der Provinzial-Vcrwaltungsrath hat sich sogar genöthigt gesehen, um
dem dringendstenBedürfnisse iu dieser Hinsicht Abhülfe zn verschaffen, zu gestatten, daß Kraule
der Normalklaffegegen eine Exlravergütung von 1 M. pro Tag am Tifchc der II. Klasse Theil
uehmen dürfen, allein diefe Einrichtung, welche nnr als vorübergehendes Austunftsmittel provisorisch
genehmigt worden ist, hat sich bei dein Mangel einer festen Regelung des bezüglichen Verhältnisses
uicht bewährt und zu eiuer Vergrößerung der Frequenz der diesseitigen Anstalten nnr wenig beizn
trage» vermocht.
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Die Verleihung einer Freistelle an alle unvermögenden Normalkranken, ausschließlich der
Pfleglinge, beruht auf dem §. 2 des Reglements für die Leitung und Verwaltung der Provinzial-
Irren-Nnstaltcn in der Nhcinprovinz, sowie auf §. 3 der von dem XXV. Landtage festgesetzten
Aufnahme-Bedingungen, welche bestimmen, daß allen unvermögenden Kranken, welche in der Rhein¬
provinz ortsangehörig sind, oder dem Landarmenvcrbcmde zur Last fallen, zum Zweckedes Kurversncheß
eine Freistelle und zwar in der Regel auf ein Jahr und eventuell darüber hinaus bewilligt werden
soll. Auf Grund dieser Bestimmungen befanden sich am 1. Juli 1878 unter den damals vorhandenen
799 Kranken der diesseitigen Anstalten 493 im Genusse einer ganzen oder theilweisen Freistelle,
wovon 6? Kranke bereits über ein Jahr und länger in der Anstalt resp, im Genusse einer
Freistelle waren.

ssn den übrigen Provinzen des Staates findet dagegen die Verleihung von Freistellen nur
in sehr beschränkter Weise statt. Die meisten Prooinzial-Verbäudc gewähren solche nur in gan;
besonderen Ausnahmefällen z. V. wenn der Kranke die Pflegekosten aus eigenen Mitteln nicht
estreiten und nach seiner Stellung auch die Fürsorge der Unterstützungsgcmeinde nicht füglich in

Anspruch nehmen kann, oder dem Landarmenverbande zur Last fällt. Die Nachbarprovin; West¬
falen bewilligt zur Beförderung der schnellen Aufnahme der Kranken in die Anstalten zwar allen
dürftigen Irren zum Zwecke des Kurvcrsuchs ein Freijahr, jedoch unter der Bedingung, daß die
Einlieferung des Kranken innerhalb der ersten sechs Monate nach Ausbruch der Krankheit erfolgt
sein muß. Wie strenge indessen bei der Feststellung der Bedürftigkeit in jener Provinz verfahren
wird, beweist der Umstand, daß sich in den Anstalten der Provinz Westfalen im Jahre l87? unter
1 1N0 Kranken nur 45 im Genusse einer ganzeu oder theilweifen Freistelle befanden, also ein weit
erheblich niedrigerer Prozentsatz, als iu der Nheinprovinz, in welcher circa 60°/» der Kranken
Freistellen genießen.

Für die ausgiebigere Gewährung von Freistellen innerhalb des hiesigen Provinzial
Verbandes ist gleichfalls der Grnnd maßgebend gewesen, daß dadurch die rasche Zuführuug der
Kranken zn einer Anstalt gefördert werden sollte, weil erfahrungsmäßig das Gelingen des Heil¬
versuches wesentlich davon abhängt, daß der Kraule bald uach Ausbruch der Krankheit in eine
Anstalt aufgcnommcu und einem Kurversuche unterworfen wird.

Die diesseitigen zahlreichen Freistellen entlasten allerdings die Gemeinden und Privaten
in einem weit erheblicheren Maße, wie dieses in den übrigen Provinzen der Fall ist, allein sie
bilden audrrerfcits auch die Veranlassung der weit größeren Belastung des diesseitigen Provinzial-
Vcrbandes mit Kosten der Irrcupstege.

III.
Wie bereits hervorgehoben, sind die Geucraltosteu, d. h, die Ausgaben für ärztliche Lei¬

tung, Beamte, Dienste und Wartpersoual, sowie Heizung, Beleuchtung nnd bauliche Unterhaltuug
iu jeder Anstalt im Wesentlichen durch die Zahl und Ausdehnung der vorhandenen Gebäude, sowie
der in denselben befindlichen Stationen bedingt. Diefe Ausgaben lassen sich daher nicht uuter eiu
gewisses Maß herunterdrücke!!, ohne den Charakter der Anstalt als Heilanstalt zu gefährden. Bei
diese»! Sachverhalte kann das jetzt bestehende Mißverhältniß zwischen der Höhe der Generaltosten
einer- und der Anzahl der verpflegten Kranken anderer Seils nur in der Weife ausgeglichen
werden, daß durch eine stärkere Belegung der Anstalt eine bessere und vollständigere Ausnutzung
der in derselbe» nothwendiger Weise aufzuwendenden Generaltosten stattfindet. Letzteres ist selbst'
redend am ausreichendste» der Fall, we»n jede Anstalt die ihrer volle» Belegstärke entsprechende
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Anzahl Kranker aufnimmt. Diese Voraussetzung wird sich indessen bei der Größe der Provinzial-
Anstalten sowie der großen Zahl anderer öffentlichennno privaten Irren-Anstalten in hiesiger
Provinz in den nächsten Jahren noch nicht erreichenlassen.

Nach den Zusammenstellungendes Königlichen statistischen Bureaus befanden sieb nämlich
am 31. Dezember 1876 in der Rheiuprovinz:

ll. in 13 öffentlichen Anstalten, hierunter in 4 Provinzial-Hcilanstalten— Ziegburg, Ander-
nach, Grafenbcrg und Merzig — und dein ^andarmenhansezn Trier I 783 Kranke

und l). in 22 Privat-Anstaltcn............. 1062 ^,
zusammmcn 2 845 Kranke

oder 1 Kranler auf 1260 Einwohner.
Dagegen waren untergebracht:

1. in Schleswig 1 auf 930 Einwohner,
2. „ Brandenburg l „ 1093
3. „ Hannover 1 „ 1 102 „
4 „ Hessen-Nassau 1 „ 1286
5. „ Westfalen l „ 1480
6. „ Schlesien 1 „ 2 160
7. „ Sachsen 1 „ 2180
8. „ Pommern 1 „ 2 863 „
9. „ Preußen 1 „ 3 403

10. „ Posen 1 „ 5 844
Die Nheinprouiu; nimmt also hiernach hinsichtlichder Unterbringung ihrer Irren in

Austalle» bereits die 4tc Stelle ein. Trotzdemdarf nach dem Vorgänge der Provinzen Schleswig-
Holstein, Brandenburg und Hannover, sowie der Nachbarländer eine Steigerung der Krankenzahl
für die Anstaltspflege in hiefiger Provinz noch erwartet werden. Man rechnet nämlich nach
^rfahningssätzen,daß circa ein Drittel der Geisteskranken der Anstaltspflege nothwendiger Weise
bedarf. I>, Belgien, Holland, sowie der Schweiz sind sogar 50°/« der Kranken in Anstalten
untergebracht. Die Volkszählung des Jahres 1871, bei welcher die vorhandenen Irren zuletzt
statistisch ermittelt worden sind, hat nun ergeben,daß ein Geisteskranker

11. in ganz Prcußeu auf 448 Einwohner und
i^>. in der Rhcinprovinz auf 365 Eiuwohuer

gegen 444 in Frankreichnnd
401 in England kommt.

Unter Zugrundelegungdieser Ermittelung sowie der jetzigen Acoölternngszahl der Rhein-
Provinz ist die Gcsammtzahl der zur Zeit iu hiesiger Provinz vorhandenen Geisteskranken auf
10 500 Perfoueu zu veranschlagen,wovon also ein Drittel oder 3 500 der Anstaltspflegc bedürfen
Würde. Es ist dieses 1 ans 1 086 Einwohner, also ein Verhältniß, was bereits in Hannover und
Brandenburg thatsächlichbesteht.

Zieht man von dieser Zahl mit ............ 3 500 Kranken
b»e Ende 1876 in den 8 öffentlichen Anstalten der Bczirle und Gemeinden —
°^l. der 5 Provinzial-Anstalten — untergebrachtenKranken mit . . . 1 16?
sowie die in den Privat-Austalten befindliche».........^..^

zusammenalso 2 229 „
"b, so bleiben für die ProvinzialAustalte» noch übrig ......... 1271 Kranke.
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Dieses war die Zahl der Geisteskranken, auf welche bei dein ursprünglichen Programm
gerechnet worden war. indem die in den fünf Regierungsbezirken ;u erbauenden Anstalten zusammen
für 1300 Geisteskranke eingerichtet werden sollten. Wenn diese Zahl auch in Folge des oben
berührten Umstandes die volle Velegstärle der nencn Anstalten allerdings nicht erreicht, so genügt
dieselbe doch schon, um bei richtiger Vertheilung derselben auf die verschiedenen Anstalten die vor¬
berührten wirthschaftlichen Nachtheile halb besetzter Anstalten wesentlich zu vermindern und die
Oencralkosten jeder Anstalt in einer besseren Weise, als dieses seither möglich war, auszunutzen.
Diesen Gesichtspunkt hat der Proviuzial-Verwaltungsrath bei seinen Vorschlägen zu den von den
Anstalts-Directoren eingereichten neuen Etats vor allem verfolgt und hiernach eine anderweite
Benutznng und Belegung der einzelnen Anstalten in's Auge gefaßt.

Hiernach ist
^.. Für die Anstalt zn Grafenbcrg eine Belegung mit 37? Kranken in Aussicht genommen.

Bei dem Vorhandensein dieser Krantcnzahl werden alle Stationen der Anstalt, welche im Betriebe
sein müssen, in entsprechender Weise benutzt und die vorgedachten Generalkosten auf eine Summe
hinuntcrgedrückt, welche weder als außergewöhnlich bezeichnet werden kann, noch die Ausgaben der
übrigen Provinzial-Anstalten wesentlich übersteigt. Da die Anstalt zn Grafcnberg bereits am 3l.
Deeember v. I. 359 Kranke zählte und eine Steigerung diefer Zahl inmittelst noch stattgefunden hat,
so schien lein Bedeuten vorzuliegen, die Zahl von 377 als Normalziffer für die Grafenberger Anstalt
für die nächste Etatspcriode anzunehmen.

L. Für die Anstalt zu Düren wurde, obwohl dieselbe au baulicher Ausdehnung diejenige zn
Grafenberg noch übertrifft und demnach eine größere Velegstärke dort am Platze erfchien, doch mit
Rücksicht darauf, daß diefe Anstalt erst am l. Mai 1878 mit einer geringen Kraukenzahl eröffnet
worden ist, für die nächste Etatsperiode nur eine Durchschnittszahl von 300 Kranken angenommen.

Da die Anstalt zu Düren am 31. Dezember s>r. bereits 204 Kranke besaß und gegenwärtig
die Irren ans zwei Regierungsbezirken — Aachen nnd Eöln — aufnimmt, fo läßt sich nach der
bis jetzt von Quartal zu Quartal steigenden Frequenz annehmen, daß dieselbe im Laufe dieses
Icchres die in Aussicht genommene Zahl von 300 Kranken auch iu Wirklichkeit erreichen wird.

0. Für die Anstalt zu Andernach mußte für die nächste Etatsperiode eine geringere Kran¬
tcnzahl angenommen werden, weil die in dieser Anstalt vorzunehmenden baulichen Herstellungen
die zeitweise Außerbetriebsetzung einzelner Gebäude erheischen. Es ist deshalb für Andernach die
bereits im Jahre 1878 überschrittene Zahl von 218 Kranken als Durchschnittszisfer zn Grunde
gelegt worden. Hiervon befanden sich Ende December noch 183 Kranke in der Anstalt, indem
die Präfenzzahl mit Rücksicht auf die im Jahre 1878 ausgeführten Reparaturen bereits rcdncirt
worden war.

Es bleiben alsdann noch
v. die Anstalten zu Bonn und Merzig übrig. Von diesen bedarf zunächst die Erstere zu

ihrer vollständigen baulichen Vollendung, welche mit Rücksicht auf die gegen die Gebrüder Herter
geführte Untersuchung, sowie den mit diesen Unternehmern schwebenden Prozeß nur langsam weiter
gefördert werden konnte, noch einiger Zeit, so daß deren Eröffnung vor den« nächsten Landtage nicht
in Aussicht genommen werden kann.

Die Anstalt zu Merzig aber zählte am 31, Dezember pi-. 147 Kranke. Eine wefentliche
Steigerung dieser Ziffer ist schon aus dem Grunde nicht zu erwarten, weil das Landarmenhauö
zn Trier mit dem billigeren Pflcgesatze von 90 Pf. pro Tag der Anstalt zn Merzig eine zu große
Concurrenz bereitet. Nachdem indessen für den Regierungsbezirk Trier die mit alle» neueren Ein-
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richlungen versehene Irren Anstalt zu Merzig mit einem großen ltoslcuaufwande erbant worden
ist, erscheint es gewiß nicht mehr gerechtfertigt,die zu Zeiten des dringendenBedürfnisses errichtete
Irren-Abtheilung des Landarmenhauseszu Trier, welche den bescheidenstenAnforderungenan eine
Irren-Anstalt nicht einmal genügt, beizubehalten und die weit zweckmäßigeren Räume in Merzig
leer stehen zu lasfen, Für die aus diesem Gesichtspunkte fchon indicirte Aufhebungder Irren-Ab¬
theilung des Lcmd-Armenhanseszu Trier spricht cmch noch ein weiterer Grund.

Wie in einem besonderen Berichte des Provinzial-Verwaltuugsraths dargelegt worden
ist, bedarf der RegierungsbezirkTrier dringend einer Taubstummenschule. Hierzu taun durch die
Aufhebung der Irren-Abtheilung des Landarmrnhaufes zu Trier ein separat gelegenes, sehr geeig¬
netes Gebäudedisponibel gestellt werden, indem alsdann das Hospital sich in die jetzige Irrren-Abthei-
lnng verlegen nud damit das jetzige Hospital frei machen läßt. Da das letztere Gebäude einer
durchgreifendenReparatur bedarf, fo läßt sich daselbst durch Aufweuduuggeringer Mehrkosteneine
Taubstummcnschuleuebst Lehrerwohnungciurichteu, womit au Stelle der jetzt unzweckmäßigen eine
durchaus zweckmäßigeBenntzuug dieses Gebäudes treten würde.

Durch Ucberführuug der zur Zeit im Landarmenhausezu Trier befindlichen119 Geistes
tranken aber würde die Anstalt zu Merzig einen solchen Zuwachs erhalten, daß die Zahl von
300 Kranken, welche zu einer volle» Ausnutzung rer Oeueralkosteu erforderlich erscheint,bald
erreicht sein wird.

Indem der Prouinzial-Vcrwaltungsrath von diesen Motiven ausgeheud die Aufhebungder
Irren-Abtheilung des Landarmcuhauseszn Trier beantragt, erachtet derselbe indessen der Billigkeit
"ugcmeffcu,daß der Pflegesatz für diejenigenPfleglinge, welche auf Kosten von Gemeinden des
Regierungsbezirks Trier zu unterhalten sind und jetzt von Trier nach Merzig überführt oder daselbst
>» Zutuuft untergebracht werden, auf dem im LaudarmenhaufeüblichenPflegesatz von 90 Pf. be¬
lassen werre, wogegenfür Private uud audere Gemeinden der in allen Anstalten übliche Pfiegesatz
von 1 M. 10 Pf. bleiben würde. Nachdemnämlich die Gemeiudeu des RegierungsbezirkesTrier
durch die Aufhebungder conliugenlirtcnFreistelleu im Lcmdarmeuhause zu Trier bereits eine Ein¬
buße erlitten habe», dürfte nicht billig erscheinen, dieselben durch die Aufhebung der Irrcn-Abtheiluug
des Landarmenhausesabermals mit eiuem 20 Pf. höheren Pflegesatz für ihre Kraukeu zu belaste»,
zumal da der RegierungsbezirkTrier nach Aufhebung der gedachten Irren-Abtheilung nicht wie
die übrigen Bezirke eine öffentlichePflege-Anstalt besitzen würde, iu welche Kranke zu einem billigern
Satze als zu 1 M. 10 Pf. aufgenommeuwerden tonnen.

Andererseitsdürfte auch die Erhöhung des Pflegesatzesvon 90 Pf, auf 1 M. 10 Pf.
den Erfolg der gcmzen Maßregel, der Anstalt zn Mcrzig die zu einer wirthschaftlichen Verwaltuug
erforderliche Anzahl Kranker zuzuführen, iu Frage stelle», da viele Gemeiudeubei einer folchen
Erhöhung vorziehenwürde», ihre Krauteu auderwärts unterzubringen.

Im Falle der hohe Landtag dem Antrag auf Beibehaltung des seitherigen Pflegesatzes für
die Gemeinden des Regierung«-BezirkesTrier stattgeben sollte, darf dagegen angenommen werden,
daß die Anstalt zu Merzig bald da« in den Etats-Vorschlägenvorgesehene Eontingeut von Kranken
erhalten wird.

Hierzu wird insbesondereauch noch folgenderUmstand beitragen:
Nach §. 1 der Bedingungen für die Aufnahme von Geisteskranken in die Rheinische

Provinzial-Iiren-Anstalten können Kranke, welche an Epilepsie, Krebsgefchwüren,höheren Graden
von Syphilis, leiden und von Kindheit an Schwach- und Blödsiunigc Seitens der Anstalts-Diret-
toren von der Aufnahme ausgefchlossrn werden. Durch rie Ausübung dieser Bchigniß sind manche

11»
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Gemeinden,welche keine eigenen Siech oder Irrenhäuser besitze», in die allergrößte Verlegenheit
gerathen, so daß viele Klagen in dieser Beziehung laut geworden sind. Die Anstalts-Directoren
haben sich aus Anlaß dieses Uebelstandessogar einstimmig dahin ausgesprochen,die Anstalt zu
Siegburg als sechste Anstalt fiir Kranke der besagten Kategorie beizubehalten. Der Proviuzial-
Verwaltungsrath war indessen der Ansicht, daß dem vorhandenen Uebelstande durch Aufnahme
dieser Kranken zn Merzig in zweckmäßigerer Weise Abhülfe geschafft nud damit gleichzeitigeine
größere Krankenzahljener Anstalt zugeführtwerden konnte. Da der Direktor der Anstalt zu Merzig,
ebenso wie der Director der Grafcnberger Anstalt sich bereit erklärt hat, die Kranken dieser Kate¬
gorie — welche übrigens in alle anderen Provinzial-Anstalten aufgenommen werde» — aufzu-
nehme,,, so sind die Direktoren zu Andernach und Dürcn, welche die Aufnahme dieser Kranken auf
Grund der vom Landtage erlassenen Aufnahme-Bedingungen ablehnten, ersucht worden, die be¬
treffenden Kranke» vorläufig aufzunehmen und dann auf Kosten des Provinzial-Verbandes nach
Merzig resp. Grafcnberg überführen zu lassen. Um in diefer Hinsicht indessenfür die Zukunft
nicht lediglich auf die subjective Anfichtder leitenden Aerzte angewiesen zu sein, wird die Streichung
der betreffenden Bestimmungder Aufnahme-Bedingungen,wonoch die Kranke» der gedachte» Kategorie
von der Aufnahme ausgeschlossen werden können,beantragt.

IV.
Bei der Annahme der vorberührtcn Vorschlägewerden im Laufe der nächsten Elatsperiode

die Provinzial-Anstaltenvoraussichtlicherhalten:
Ä. Andernach ....... 218 Kranke,
d. Düren ........ 300 „
l;. Grafenberg ....... 37? „
ä. Merzig ........ 300 „

zusammen 1 195 Kranke,
was eine wesentlich günstigereAbtheilung der Generaltosteu ermöglicht, wie die dem Provinzial-
Landtage vorliegendenEtats-Vorfchlägenäher ausweisen,

Uni auch hinsichtlichder eigentlichen Wegekosten der durch die Verhältnisse gebotene»
Sparsamkeit genügend Rechnung zn trage», sowie um diese Ausgaben zu den Verwendungenanderer
Anstalten für denselbenZweck in ein richtigeres Verhältniß zu bringen, hat der Proviuzial-Verwaltungs-
rath eine vollständigeUmarbeitung der einzelnenEtatstitcl unter Zugrundelegungder bei versuchs¬
weiser Einführung einer geringeres Diät in der Anstalt zu Merzig, sowie i» auswärtigen Provinzial-
Anstalten gemachten Erfahrungen angeordnet. Eine größere Schwierigkeit bot hierbei die Ein-
theilung der Tischklassen. Die seither bestehenden drei Tischtlassen find nämlich zu theuer und für
das Vedürfuiß der Anstalten nicht einmal ausreichend, indem zn der jetzigen III. Tifchklassc noch
eine Reihe von Zulagen für das Dienst- und Wartpersonal gewährt werden mnßte.

Da bei der besseren Diät, welche den Dienstboten in der Rheinprovinz erfahrungsmäßig
gewährt wird, sowie bei dem vielfachanstrengendenDienste des Wartpersonals eine Einschränkn»?,
der Beköstigungdes Letzteren unausführbar erschien, so war der Provinzial - Vcrwaltungsrath vor
die Alternative gestellt, entweder die III. Tischklasse in der seitherigen Weise zu belassen,ober aber
eine neue Tifchklassc für das Wart- und Dienstpersonal einzuführen.

Der Provinzial-Verwaltungsrath hat sich aus folgendenGründen für die letztere Alter¬
native entschiede».
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Wenn man die seitherigenhoben Pflegesätze für die I. und II, Klasse nicht ans die früheren
Beträge herabsetzen will, bleibt zur Beseitigung des bereits oben berührten Uebelstandes, daß in
den RheinischenIrren-Anstalten zwischen dem hohen Pflegcsatzevon 4 Mark pro Tag und dem
Normalsatzevou 1 Mark 50 Pfg, eine Mittelklassenicht mehr besteht, nur die Ciufüguug eiuer
neuen Klaffe von 2 Mark bis 2 Mark 50 Pfg. übrig. Für diefe Klasse muß 'alsdann auch ein
besonderer Tisch eingeführt werden, wenn ein wesentlicher Unterschiedzwischen der jetzigen II, und
dieser neuen Klasse bestehen soll.

Da sich ferner unter den Normaltranken, welchen Freistellen verliehen werden muffen,
mitunter gebildete Personen befinden,welche vor ihrer Erkrankung in Folge einer besseren Lebens¬
stellungauch an eine bessere Nahrung gewöhnt waren, so läßt sich das Bedürfniß nicht verkennen,
solchen Kranken eine bessere Diät zu gewähren, was ebenfalls nur durch die Theilnahme solcher
Kranken an der vorerwähnten Tischklasse zu ermögliche» wäre. Es müßte alsdann diesen Krauten,
deren Zahl nicht groß ist, eine Freistelle in der neuen III. Klasse gewährt werden. Für dieselben
wurde seither schon in den Anstalten eine Ansnahme gemacht,allein hierbei nicht in gleicher Weise
verfahren, indem dieselben in einigen Anstalten fast wie Pensionaire zweiter Klaffe gehalten werden,
in anderen nur andere Wohnungsräume erhalten. Diefe Verschiedenheitwürde durch die Ein¬
führung einer III. Klasse, in welcher diese Kranken Freistellen erhalten, gleichfalls beseitigt werden.

Aus diesen Gründen erachtet der Provinzial-Verwaltnngsrath die Einführung eiuer
III. Pflegcklasse für geboteu und mußte demnach dem neueu Beköstiguugs-Etatdie Einthcilung nach
4 Tifchklasfcn zu Grunde gelegt werden, wobei indessen darauf Rücksicht genommenwurde, daß der
II. Tisch mit Weglassung einzelner Speisen aus dem I., und der lV. Tisch in gleicher Weise aus
dem III. gebildet werde» soll, daß eigentlich nur für 2 Tische gekocht zu werden braucht.

Die Kosten der einzelnenTischklaffenberechne« sich uach dem ueuen Beköstiguugs-Etat
pro Person und Tag

a. in der I. Tischklasse auf I.M. 75 Pfg.
i)> „ „ II» „ „ I „ 55 „
^° » „ ^1^. „ „ ^ „ "" „
ä „ „ IV. „ „ — „ 62 „

Die Ersparnissesind hierbei hauptsächlich nur dadurch erzielt worden, daß in der IV. Klasse
unter Beibehaltung der 6 Fleifchtagedie Fleischportiouvon 250 auf 180 Gramm reduzirt, ferner
unter Einführung eines besseren Brodes die Butter zum Frühstücke und Vesperbrode fortgelassen,
sowie einzelne,das Bedürfniß erfahrungsmäßig übersteigende Speise-Qnantitäten herabgesetzt worden
stnd, wohingegen in den höheren Klassennur eine Rednzirung der allzu reichlich bemessene»Quan¬
titäten stattgefunde»hat. Das Gesammtersparniß,welches durch Einführung diefer Beköstigungs-
Etats erzielt wird, berechnet sich bei den 1 in Betrieb befindliche!«Anstalten auf jährlich circa
W2 000 Mark.

Durch die Einführung dieser billigerenDiät für alle Normalkranken wird der frühere
Vefchlnßdes Provinzial-Landtagcs, eine besondere Diät für Pfleglinge einzuführen, gegenstandslos
und ist derfelbedeshalb nicht zur Ausführung gelangt.

Außer dem Acköstigungsetatsiud die Ausgabe,, für Bekleidung,Lagerung und Reinigung
einer eingehenden Prüfung unterzogen und nach deren Resultat die betreffendenEtatssätze durch
Verlängerung der Trage- resp. Bcnutzungszeitauf den Grund gemachter Erfahrungen nicht unwesent¬
lich reduzirt wordeu. Ein Gleiches ist bei den übrigen Ausgabetiteln geschehe»,indem alle Aus¬
gaben auf das Nothwendige beschränkt wurden, wodurch die Gesammt-Ausgabeder einzelnen Anstalten
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eine nicht unwesentliche weitere Nednetion erlitten hat, so daß nach den neuen Etats die Pfiegc-
tosten eines Krankenin den diesseitigen Anstalten sich nicht höher stellen, wie in den Anstalten der
Provinz Hannover und mehrerer anderer Provinzialverbänoeunseres Staates.

V.
Zur Herbeiführung eines finanzill günstigerenAbschlussesder IrrewAnstalten kommt neben

der Verminderungder Ausgaben die Vermehrung der eigenen Einnahmen der Anstalten in Betracht.
In dieser Hinsicht glanbt der Provinzial-Verwaltnngsrath folgende Vorschläge machen zu sotten.
Es erscheint vor Allem nothwendig,zwischen die jetzige II, und III. Klasse eine neue Klaffe

zum Satze von 2 Mark 5tt Pfg. einzuschalten.So lange diese Klasse fehlt, wird ein großer Theil
der Bevölkerungmit seinen Kranken von den neuen Anstalten vollständig ausgeschlossen. Letztere«
steht nicht nur mit der Billigkeit, fonderu auch dem finanziellenInteresse der Provinz im Wider¬
spruch. Das Bedürfniß für eine folche Mittelklasse ist iusbefouderc für Merzig nnd Düren her¬
vorgetreten und zwar für die erstere Anstalt, weil der Regierungsbezirk Trier weniger wohlhabende
Einwohner zählt, und für Düreu, weil im RegierungsbezirkeAachen die von religiösenGenossen¬
schaften geleitetenAnstalten in den angrenzendenTheilen von Belgien nnd Holland Kranke gebil¬
deter Stände zn dem Pflegesatze von 2 bis 3 Mark aufnehmen. Von welchem Einflüssedie Höhe
des Pflegesatzes anf die Frequenz der Anstalten ist, beweist am schlagendstendie Thatsache, daß
in der Anstalt zn Merzist vor der Erhöhung der Pflegesätzc I. und II. Klasse sich 12 Kranke dieser
Klassen dafelbst befanden, welche alsbald nach der Erhöhung bis auf 4 Kranke die Anstalt ver¬
lassen haben.

Der Provinzial-Verwaltnngsrath beantragt deshalb eine Abänderung des Z, 2 der Anf-
nahme-Bedingnngcnin der Art, daß zwischendie jetzige Klasse II und III eine neue Klasse zn
2 M. 50 Pf. eingeschaltet nnd die bisherige III. Klasse die IV. oder Normalklassewird.

Hierbei erachtet der Provinzial-Verwaltnngsrath es ferner im Interesse der Anstalten,
die Penstonssätzefür auswärtige Kranken in etwa und zwar in der I. Klasse auf 8 M., in
der II. Klasse auf 5 M., in der III. Klaffe auf 3 M. uud in der IV. Klasse auf 2 M. herab¬
zufetzen nnd den Unterfchicdzwifchen Bewohnern anderer Provinzen des Staates und Ausländern
einstweilenfallen zu lassen.

Durch die jetzt in Kraft stehende^ Sätze werven nämlich, wie die Erfahrung gezeigthat,
Nichtrheiuländer vou der Benutzung der diesfcitigen Anstalten fast vollständig ausgefchloffeu.
Hierzu dürfte indessen, so lange die höheren Klassenin den diesseitigen Anstalten nicht vollständig
bcnntzt werden und der größere Theil der kostspieligen Räumlichkeitenund Einrichtungen in ein¬
zelnen Anstalten leer steht, kein Grund vorhanden fein.

Neben der auderweitcuFestsetzung der Pensionssätzeerscheint ferner eine Abänderung des
seither bei Bewilligung von Freistellen beobachteten Verfahrens im Interesse der Anstalten in fol-
genden Punkten geboten,

1. Wie bereits hervorgehoben,beruht die weitgehendeGewährung von Freistellen in
hiesigerProvinz auf dein Grunde, daß die Rücksicht auf den Kostenpunktdie weniger bemittelten
oder vermögendenKlassen der Bevölkerungnicht davon abhalten soll, für die Kranken in den An¬
stalten schleimigst Hülfe zn fuchen. Es hat sich indessen in der Praxis die Zusicherung dieses Vor¬
theiles allein znr Erreichung jenes Zweckes nicht bewährt. Während nämlich aus den Städten
und größeren Gemeinden die Kranken allerdings möglichst bald nach dem Ausbruche der Krankheit
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NUN' Anstalt zugeführt »nd bei dich'» Kranken auch sehr günstige f>nlres>iltate erzielt werden
pflegt diese« trotz der Freistelle in vielen Gemeinden erst dann zn geschehen, wenn der Kranke tob¬
süchtig oder gemeingefährlich gewordenist, die Krankheit in der Regel also schon einen gefährlicheren
Charakter angenommenhat. Man wartet und hofft, bis es nicht mehr anders geht und der
Kranke schließlich einer Anstalt, allein alsdann in der Regel für seine Heilung zu spät, übergeben
werden mnß. Es erscheint gewiß nicht gerechtfertigt,daß in solchen Fällen noch eine Freistelle
ssewährt und auf diese Weise dem Provinzial-Verbande, welcher alsdann die aussichtslose längere
unentgeltlicheVerpflegung des Kranken übernehmensoll, die Folge jener Nachlässigkeitaufgebürdet
wird. Gegen solche in der Praxis nicht selten vorkommende Fälle hat sich die in Westfalen und
Baden, sowie in verschiedenen anderen Ländern bestehende Einrichtung, wonach eine Freistelle nur
dann bewilligt wird, wenn der Kranke innerhalb der ersten 6 Monate nach Ausbruch der Krank¬
heit oder Wiederausbruch derselben der Anstalt zugeführt wird, weit besser bewährt. Der nahe¬
liegende Einwand, daß es mitunter schwierig sei, die Krankheit in ihrem Anfangsstadinm zn erkennen
und das Vorhandensein jener Voraussetzung iu den einzelneu Fällen festzustellen,ist dnrch die
Erfahrung in den genannten Ländern widerlegt worden, indem dort jene Schwierigkeit sich nicht
gezeigt, sondern nur die vorlheilhaftcu Folgen der raschenAufnahme der Krauten, welche wesentlich
dieser Bestimmung zu verdanke«waren, hervorgetretensind.

Der Provinzial-Verwaltnugsrath hält deshalb eine ähnliche Bestimmung für den dies¬
seitigen Provinzial-Vcrband um so mehr für angezeigt,als gerade in verschiedenen Theilen unserer
Provinz an der alten Gewohnheit, die Kranken möglichst spät einer Anstalt znzuführeu, zähe fest¬
gehalten wird. Gegen diese tief eingewurzelteGewohnheit dürfte nur die Gefahr des Verlustes
mit Erfolg ankämpfen.

2. Nach den jetzt bestehenden Bestimmungenwird die Freistelle für die Dauer des Kur-
dersuchcs, also bis zur Genesung, oder znr Feststellung der UnHeilbarkeitgewährt. Da es mm
»ach der übereinstimmenden Ansicht der Aerzte an bestimmten Merkmalenzur Unterscheidung zwischen
heilbare» und »»heilbaren Kranken (Pfleglingen) fehlt, die ganze Unterscheidungvielmehr von
der Wissenschaft aufgegebenworden ist, so liegt nach den bisherigen Bestimmungendie Entscheidung
über die Dauer der Freistelle lediglich in dem Ermessen des leitenden Arztes. Hiermit ist der
gleichmäßigen Behandlung aller Gemeinden der Provinz die Basis entzogen, iiwem der eine Direktor
langer wie der andere den Kurvcrsuchausdehnen und demnachden Krauten später in die Kategorie
der Pfleglinge verweisen kann, wie dieses in der anderen Anstalt geschieht. Da bei den in hiesiger
Provinz verbundenen Heil- »nd Pflege-Anstalten die Versetzung in die Kategorie der Pfleglinge
lediglich die Folge hat, daß nnmnebr die Freistelle ihr Ende erreicht und die Angehörigenoder die
Untcrstützungsgemeinden das Pflegcgeld mit 1 M. 10 Pf. entrichten müssen,fo erscheint im Inter
esse eines einheitlichen Verfahrens in der ganzen Provinz nicht zweckmäßig, die Entscheidung
dieser finanziellen Frage lediglichin das subjcctive Ermessendes leitenden Arztes zn legen, sondern
es empfiehlt fich, statt dessen für alle Kranke die Freistelle auf ein Jahr zu beschränken, zumal da
die Heilung in den meisten Fällen, wo dieselbe überhaupt eintritt, doch innerhalb des ersten Jahres
iu erfolgen pflegt.

3. Es hat sich in wiederholtenFällen bei der Verwaltung der Irrcu-Austaltcu als eine
^ücke erwiesen, daß nach den bestehendenAnfnahme-Bedinguugcnnicht in einzelnen, besonders
gearteten Fällen der Pensionssatzfür Pfleglinge zu Gunsten einer Gemeinde oder einer Privatperson-
leducirt, oder ganz erlassen werben konnte. Eine desfallsige Abänderungder Aufnahme-Bedingungen
würde einem wirklichen Bedürfnisse Abhülfe verschaffen. Damit indessen bei der Verleihung von
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Freistelleu au Pflegliugc nicht ciuc zu laxe Praxis Platz greife, und der außergewöhnliche Character
der Maßregel gewahrt bleibe, hat der Provinzial-Verwaltungsrath sich die Bewilligung dieser
Freistellen, im Gegensatzezu den gewöhnlichen Freistellen, deren Verleihung durch deu Landes-Direttor
erfolgt, vorbehalten.

Die Vorschlage des Provinzial-Verwaltungsraths zu deu ueue» Etats, welche auf den
vorentwickeltcn Voraussetzungen beruhen, weisen eiue nicht unerhebliche Reduction der Zuschüsse
des Provinzial Verbandes für das Irren-Wesen nach. Während nämlich in dem Etat pro 1878/80
für die Verpflegung von 1 200 Irren ein Zuschuß der Provinz von.....878 762 M.
vorgesehen war, erfordern die jetzigen Etats-Vorschläge für die Verpflegung von 1 195
Kraute» nur...................... 400 000 „

also weniger 473762 M.
Ob die Anstalten indessen mit den angeführten Zuschüssen ausreichen werden, hängt davon

ab, ob einesthcils die in Aussicht genommenen Einnahmen eintreten werden und anderntheils die
für nöthig erkannten Ersparnisse sich durchführen lassen. Der Provinzial-Verwaltuugsrath glaubt
hierbei vor Allem auf die thatsächliche Unterstützung der Anstalts-Direktoren, iu deren Hände nach
dem jetzt geltenden Reglement die unmittelbare Verwaltung gelegt ist, rechnen zu dürfen. Sollte
diese Voraussetzung nicht zutreffen, nnd demnach der Provinzial-Verwaltuugsrath die Ueberzeugung
gewiuneu, daß zur Durchführung dieser im finauziellcn Intcrrcsse der Provinz gebotenen Reformen
eine größere Beschränkung der Selbstständigkeit der Anstalts-Direktoren unerläßlich erscheint, so
behält derselbe sich bevor, dem uächsteu Landtage eine bezügliche Vorlage ans Abändcruug des
Reglements über die Leitung und Verwaltung der Irreu-Anstalten zu unterbreiten.

Da indessen die vorgelegten Etats auch selbst bei der eifrigsten Mitwirkung der Austalts-
Direktoren möglicher Weise nicht iune gehalten werden können, so hat der Proviuzial-VerwaltungSrath
zur Vermeidung einer finanziellen Verlegenheit für nöthig gehalten^ bis zur Erzieluug weiterer
Erfahrungen einen allgemeinen Bedürfnißfonds für alle Irreu-Anstalten vorzusehen, ans welchem
mit seiner Bewilligung die einzelnen Titel ergänzt uud später die für Boun erforderlichen Zuschüsse
gewährt werden können, so daß auch iu Zukunft eine Erhöhung des Etats für das Irrenwesen
nicht zu erwarten ist. VI.

Der Provinzial-Verwaltungsrath gestattet sich hiernach dem hohcu Provinzial-Landtage
folgende Anträge als zweckmäßig zu unterbreiten.

Der hohe Landtag wolle beschließen:

I. Die Irren-Abthciluug des Landarmenhauses zu Trier aufzuheben, hierbei aber die
Bestimmung zu treffen, daß bis auf Weiteres die Gemeinden des Regierungsbezirks Trier für
diejenigen Pfleglinge, welche auf Kosten der Oemeiudeu jetzt oder in Zutuuft iu die Provinzial
Irren-Anstalt zu Vierzig untergebracht weiden, nur den für Pfleglinge seither im Landarmenhause
zu Trier üblichen Pflegcfatz von 90 Pf. pro Tag und Person zu entrichten haben sollen.

II. Die Bedingungen für die Aufnahme von Geisteskranken in die Rheinischen Provinzial-
Irren-Anstalten, wie folgt, abzuändern:

a. das »liiiLlr 2 des §. 1 lautend:

„Kranke, welche an Epilepsie, Krebsgeschwüren, höheren Graden von Syphilis
leiden, von Kindheit au Schwache und Blödsinnige tonnen Seitens der Anstalts-Direetion
vou der Aufnahme ausgeschlossen werden."

ganz zu streichen.
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Ferner

Ii. Den §. 2 durch folgendeanderweite Bestimmung zu ersetzen:

§. 2.

Die Pflege der Geisteskrankenerfolgt in 4 Klassen nämlich:

Pensionssatzpro Tag
für Kranke:

Hierfür wird gewährt.Klasse. aus der

Rheinprovinz.

aus anderen
Provinzen «der

Staaten.

Bcmertu « ge «.

I. ? ^K 50 H. 8 ^ Ein gut möblirte Wohnung
zur alleinigen Vemchung des
Kranken, ein eigener Wärter
und der erste Tisch.

Wie in den früheren Bebingnugen Nr. 1.

II. 4 ^ 5 ^ Eine anständig möblirte
Wohnung, welche mit 2—8
andern Kranken derselben Pen»
sionsklasse zu theilen ist, ein
Wärter auf 3—4 Kranke dieser
Klasse und der 2. Tisch.

Wie in den frühereu Bedingungen Nr. 2
und 3.

Nr. 4 fällt als unzweckmäßigaus.

III. 2 .M 5,0 ^ 3 ^ Die Kranken dieser Klasse
wohnen mit gebildetenKranken
zusammen und erhalten den
3. Tisch.

Im Falle Kranken dieser Klasse eine Frei¬
stelle verliehen ist und die Angehörigen eine
anständige Kleidung nicht beschaffentonnen,
werden diefe Kranken Seitens der Anstalt
gekleidet.

IV.
Nor¬
mal«
tlasse.

I ^ 5.0 H, 2 ^ Die Kranken dieser Klasse
sind in größerer Anzahl zu¬
sammen, erhalten den 4 Tisch
und werden Seitens der An¬
stalt gekleidet.

Wie in den früheren Bedingungen Nr. L
mit der Abänderung, das es anstatt Klasse lll.
lauten muß: Klasse tV.

Die Aufnahme von Kranken aus andern Provinzen oder Staaten erfolgt nur, infoweit
dieses der Raum der Anstalten, uubeschadet der Aufnahmeder Kranken ans der Rheinprovinz,gestattet.

Für die Pfleglinge (d. h. nicht zum Curvcrsuche, fondern zur bloßen Aufbewahrungange¬
nommenen Geisteskrankeder Klasse IV) beträgt der Pensionssatzin der Regel pro Tag 1 M. 10 Pf.

Die Kranken werden als der Rheinprovinz resp, den anderen Provinzen des Preußische»
Staates angehörig betrachtet, wenn sie in denselben ihren Wohnsitz haben.

In streitigen Fällen ist die Frage des Wohnsitzesdurch den Landesdirettorzu entscheiden,
in §. 3, im ersten ulinsa hinter den Worten „für Klaffe III" einzuschalteu „und
Klasse IV", sodann das letzte aline^ des Z. 3 zu löschen uud durch folgende Be¬
stimmung zu ersetze«:

„Die Freistellen werden von dem Landesdirektorstets nur auf die Dauer emes
„Jahres und nur unter der Voraussetzung bewilligt, daß nach Anerkenntniß des

o.

12
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betreffendenNnstalts-Direltors die Zuführung des Kranken zur Anstalt innerhalb der
ersten sechs Monate nach Ansbruch der Geisteskrankheit, resp. Wiederausbruchs der¬
selben erfolgt ist.

Für Pfleglinge könne» ganze oder theilweise Freistellen nur in ganz außer¬
gewöhnlichen Fällen von dem Provinzial-Verwaltungsrathe bewilligt werden.

Für noch im Dienste befindliche Militärpcrsoncn können Freistellen nicht bewilligt
werden, ferner

ä. in ß. 7, lüinsH 1 die Worte „Klaffe I und II" zu ersetzen durch die Worte „Klasse I,
II und III", sodann

«^ in §, 8 den Worten „Klasse III" beizufügen„und Klasse IV".
I. den Eingang des ß. II, wie folgt, abzuäudern:

„Die Krankender drei höheren Verpflegungskassen haben — insofern ihnen nicht
in der III. Klaffe eine Freistelle verliehen worden ist — mindestens folgende Kleidungs¬
stücke mitzubringen:

— wie in den früheren Bedingungen — endlich
ss. in 8' 14 im zweiten «lins», nach den Worten „in Klaffe I oder II" noch einzuschalten

„oder III".

Der Vorsitzendedes Promnzial Verwaltungsraths.
Wilhelm Fürst zu Wied,

ttandtags-Marschall.

«r< U.

Düsseldorf, den 4. April 1879.

Referat
des Provinzial Vcrwaltungsrathes, betreffenddie Grwciternng der Taubstummen-

Anstalten zu Srühl und Aenumd.

Die Taubstummen-Anstaltenzu Vrühl und Neuwied mußten bereits im Laufe des Jahres
1878 auf fcchs resp fünf Schulklasseneingerichtet werden, um bei dem 6 jährigen Turnus dieser
Anstalten jährlich eine Klasse entlassenund eine neue aufnehmen zu können.

Da bei dem Neubau dieser Anstalten nur auf vier Klassenzimmer gerechnet worden war,
so konnten die im Jahre 1878 neu eingestellten Klaffen fowohl in Vrühl, wie in Neuwied nur
provisorisch im Dachgeschosseeingerichtet werden.

Diese Zimmer sind indessen für jenen Gebranch höchst ungeeiguet,so daß die Einrichtung
zweier neuen Schulsäle zu ciuem Bedürfnissebei den genannten Anstalten gewordenist.
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Der Provinzial-Verwaltungsralh hat nach eingehenderPrüfung der Sachlage die Projekte
zur Erweiterung dieser Anstalten vorbereiten lassen, und sind hiernach die erforderlichen Pläne uud
Kostenanschläge für die Anstalten zu Brühl und Neuwied ausgearbeitet worden.

Gleichzeitigwurde auch fiir Kempeu ein Projekt zur eventuellen Erweiterung dieser Anstalt
um zwei Klaffen ausgearbeitet und veranschlagt.

Die Ausführung des letztereu Projektes wird einstweilenjedoch nicht beantragt, weil sich
nicht übcrfeheu läßt, ob uach Erweitern»«,der Anstalten zu Brühl und Neuwied und Errichtung
der in einem besonderen Berichte vorgefchlagenenneuen Taubstummen-Anstaltenzur Zeit uoch ein
Bedürfniß zur Vergrößerung der Schule iu Kempenvorhanden ist. Dazu trat der Umstand, daß
die baulichen Verhältnisse der Anstalt zu Kempen sehr uugüustig sind und eine Erweiterung der
dortigen Anstalt mit vielen Schwierigkeitenvcrbuudeu feiu würde.

Hinsichtlich der Projekte für Brühl und Neuwied, deren Ausführung beantragt wird, beehrt
der Provinzial-Verwaltuugsrath sich noch Folgendes hervorzuheben.

In Brühl liegen die vorhandenen 4 Schulsäle im Erdgefchoßdes Hauptgebäudes, au
welches sich links ein einstöckiger Anbau anschließt, welcherden Turnsaal enthält.

An der rechten Seite neben dem Hanptbau ist der Raum bis zur Grenzmauer des Terrains
frei geblieben uud ist diese Stelle als die geeignetstefür die Errichtung eines Erweiteruugsbaucs
befundenworden, weil sie Gelegenheit bietet, zwei Säle von denselben Dimensionen der bereits
vorhandenenuud in unmittelbarem Znsammenhangmit denselben einzurichten. Diefe Säle sollen,
wie die vorliegendenZeichnungennäher veranschaulichen, in einem einstöckigen,unterkellerten Anbau
untergebracht werden, dessen Mauerstärlen so bemessenfind, daß für den Fall einer nochmals
erforderlichenErweiterung ein zweites Geschoß ohne Schwierigkeitaufgebaut werden kann.

Der Anbau ist dem bestehenden Gebäude entsprechendin Ziegelrohbau ausgeführt und
mit Schiefer gedeckt.

Die Kosten znr Errichtung desselbenbelaufen sich nach dein beiliegenden speciellenAnschlag
auf 7 200 M.

Das Gebäude der Taubstummen-Anstaltzu Neuwied entspricht iu feiner Anordnung und
Ausführung wie aus den ebenfallsvorliegenden Zeichnungen hervorgeht, im Wesentlichen der Anstalt
zu Brühl. Es ist dort jedoch die Turnhalle nicht an das Hauptgebäude als Flügel augebaut,
fondern als ein gesonderterrechts daneben angelegter Bau behandelt, welchervon der Straße um
11 > Meter zurück steht.

Dieser 11'/v Meter lange, 8,5 Meter breite Platz findet fast keine Verwendung, weil
die Schulkinder zum Spielplatz vorzugsweiseden Ranin uunnttelbar vor und neben dem Schul-
ssebäude benutzen.

Eine Verwendung des Platzes neben der Turnhalle zur Errichtung eines zwei Schulsäle
enthaltenden Anbaues an die Turnhalle beschränkt deßhalb den äußerenVerkehr in keiner fühlbaren
Weise, während bei einem Anbau an das Hauptgebäude, wie dies in Brühl projektirt ist, eine
nachtheiligeBeengung eintreten würde.

Aus diesem Grunde sind die zwei neuen Schulsäle in einem einstöckigenAnbau an die
Turnhalle projektirt worden.

Die Ausführung soll den übrigen Gebäuden entsprechendin Ziegel-Rohban und mit
Schieferbedachungund in solcher Weise geschehen, daß im Falle des Bedürfnisses eine Etage auf¬
gebaut werden kaun.

!2*
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Der Raum hinter dem Neubau ist gegen das Nachbargrundstück durch eine niedrige Mauer
abgegrenzt gedacht, wodurchein kleiner Hof zur Unterbringung von Gerätheu :c, und eventuellzur
Hühnerzucht gebildet wird.

Die Kosten des Anbaues belaufen sich nach dem beiliegenden speciellenAnschlag auf 9 200 M.
Der Provinzial-Verwaltungörath glaubte hierbei davon Abstand nehmen zu sollen, den

Neubau zu Brühl wie Nenwied bereits jetzt über das Erdgeschoß auszudehnen,weil sich eine Ver¬
wendung für mehr Räume als zwei weitere Schulsäle weder in Brühl noch in Neuwied findet.

Es würde dieses nur dann der Fall sein, wenn der Cursus für die Taubstummen-Anstalten
von 6 auf 8 Jahre ausgedehnt werden follte, was für die Provinzial-Anstalten fchon mit Rücksicht
auf das Alter, in welchem die Kinder in diesseitigenAnstalten eintreten (8 bis 9 Jahre), unaus¬
führbar erscheint.

Die Kosten des Neubaues belaufen sich also für Brühl und Neuwied zusammen
^,c ........................ 16 400 M.

Da der Taubstummen-Baufondsnoch einen Kapital-Bestand von . . . 4 800 „
aufweist,so bleiben noch zu beschaffen .............. 11600 M.

Der Provinzial-Verwaltungsrath beehrt sich den Antrag zu stellen:
Der hohe Landtag möge beschließen

1. daß die Taubstummen-Schulenzu Brühl und Neuwied nach den beiliegenden Projetten
um je zwei Schulsäle erweitert und

2. die erforderlichenMittel zur Bestreitung der Baukosten mit 11600 M. aus den bei
den Taubstummen-Anstalten im Jahre 1878 verbliebenen Ersparnissen entnommen
werden sollen.

»r. ?.

Der Vorsitzendedes Provinzial Verwaltungsraths.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Landtags-Marschall.

Düsseldorf, den 3. April 1879.

Referat,
betreffend die Bewilligung einer lausenden jährlichen Unterstützung von 600 Mark

fitr die Wittwe des verstorbenen Direktors des Landarmenhauses zu Trier, Dlum.

Der Direktor des Landarmenhauseszu Trier, Joseph Blum, welcher am 27. Januar er.
nach langen Leiden verschied, hat seine Frau und drei noch unversorgteKinder in hülfsbedürftigem
Zustande hinterlassen.
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Die Wittwe ist 61 Iabre alt, kränklich und zum eigenen Erwerbe ihres Unterhaltes
außer Stande. Im Haushalte derselben leben außerdem zwei unverheirathete Töchter und der
jüngste Sohn, welcher sich zu einer Anstellungim Verwaltungsdienstevorbereitet, aber noch keine
Besoldungbezieht.

Die drei ältesten Söhne befinden sich in amtlichen Stellungen, können jedoch vermöge
ihrer Familien-Verhältnissedie Kosten des Unterhalts der Mutter, sowie der unversorgten Geschwister
nur zum Theil bestreiten.

Irgendwie ncnncnswerthes Vermögen bat Direktor Blum nicht hinterlassen.
Mit Rücksichtauf die geschilderten,nicht günstigen Verhältnisse der Wittwe Blum,

sowie in besonderer Berücksichtigungder von dem verstorbenen Direktor Blum dem Lardarmen»
Hause geleistetenvorzüglichenund langjährigen Dienste, beantragt der Provinzial-Verwaltungsrath,
der Provinzial-Landtag wolle der Wittwe Blum im Verfolge der von Letzterer angebrachtendes«
fallsigenBitte eine laufende Unterstützungvon jährlich 600 Mark vom I. März er. an bewilligen.

Der Uorschende des Vrovinzial Verwaltungsraths.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Landtags-Marschall.

»r. ».

Düsseldorf, den 3. April 1879.

Referat
über die Penstonirungdes Aufsehers MeronnmusHammerstein

bei der Vrovinzial Arbeits Anstalt zu Drauweiler.

Der Aufseher Hieronhmus Hammersteiu, 59 Jahre alt, feit dem 1. September
l849 bei der Provinzial-Arbeitsanstalt zu Brauweiler definitiv auf Kündigungangestellt, mußte
auf seinen Antrag vom 1. Mai 1878 ab aus dem Dienste entlassenwerden, weil er nach den
Erklärungen des Arztes und des Direktors der Anstalt wegen allgemeiner Schwäche und Lähmung
des Sehvermögens dienstunfähiggewordenwar.

Derselbe besaß, weil nicht auf Lebenszeitangestellt,nach dem Pensions-Reglementfür die
provinzialständischenBeamten keinen Anspruch auf Pension, indessen kann nach ß. 2 des vor¬
erwähnten Reglements den unter dem Vorbehalte des Widerrufs oder der Kündigungangestellten
samten, welche eine im Besoldungsetat aufgeführte Stelle bekleiden, bei ihrem durch Hlenst-
Unfähigkeitveranlaßten Austritte aus dem Dienste eine Pension vom Provinzial^andtage
bewilligt worden.
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Der p. Hammerstein bekleidete eine derartige Stelle, weshalb die vorgedachte Bestimmung
auf ihn Auweudimgfindet.

DaS pensionsberechtigteEinkommen des p. Hammerstein betrug nach dem letzten Etat
I 134 Mark. Die Pension würde also nach l?, 1 des PensionsNeglemenls für die provinzialstän-
dischen Beamten refp. »ach §. 8 des Pcnsious-Gesetzesvom 27. März 1872 bei einer Dienstzeit
von 38 Jahren (38X113 4^ sich auf 538,60 Mark oder gemäß 8- U des präcitirten Peusions-

80
gefetzes auf rund 540 Mark belaufen.

Der Provinzial-Verwaltnngsrath beantragt mit Rücksichtauf die langjährigen trcnen
Dienste, welche der Ausseher Hammerstein der Anstalt zu Branweiler geleistet hat und ans seine
Mittellosigkeit,der Provinzial-Landtag wolle dem Genannten eine jährliche Pension von 540 Mark
vom 1. Juli 1879 ab bewilligen.

Der Vorsitzende des ProvinziatUcrwaltungsraths.
Wilhelm Fürst zn Wied,

Landtags-Marschall.

«r. 9.

Düsseldorf, den 3. April 1879.

Referat,
betreffend den Antrag wegen Ausnahme der Prämienstraßevan Dusenwnd nach Filzen

mtter die Provinzialstraßen.

Die zur Zeit im Bau begriffene Prämienstraße von Dusemonb nach Filzen bildet ein
Glied der seit Langem angestrebtenKunststraßevon Trarbach über Aerntastel-Neumagenauf der
rechten Moselfeitebis Schwacher Fähre.

Von.Trarbach, woselbst die von Coblenz entlang der Mosel abwechselnd auf dem rechten
und linken Ufer aufwärts führende Mofelstraße (Provinzialstraße) ausläuft, bis zur Schweicher
Fähre unterhalb Trier entbehrt das Moselthal immer noch eines die Thalrichtung verfolgenden
tünststraßenmäßigausgebauten Slraßcnzuges, indem die Trier-Bernlastel-Büchenbencrn'erProvinzial-
straße bei Schweicher Fähre vom rechte:, auf das linke Moselufer übertritt, von da ab das Thal
verläßt, um über Hetzerath in der Richtung auf Wittlich auszubiegen,und erst kurz vor Bernkastel
in dasselbe wieder eintritt.

Ein großer Theil des Moselthales ist sonach mit dem vorhaudeuenKnnststraßen-Netze uoch
ohne Verbindung resp, von einer Kunststraßeuicht durchzogen.

Zur Herstellung dieser Verbindung ist der Bau einer Straße von Trarbach auf dem
rechte« Moselufer auswärts in der Verlängerung der vorhandenenMoselstraße bis zum Anschlüsse
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"» die Tricr-Vernkastcl'cr Provinzialstraßc bei Schweicher Fähre schon vor Jahren in Aussicht
genommen und von Behörden und Gemeinden als bringendes Bedürfniß erkannt und erstrebt
worden. Aber obgleich durch Ministerial-Rescriptvom 21. December 1859 für die im Landkreise
Trier auszubauende Strecke eine Ncubanprämie nach dem Satze von 8 000 Thlr. pro Meile und
für die übrige größere Strecke die Mafimalprämie von 10 000 Thlr. in Aussichtgestelltwar, ist
doch die Ausführung des Projekts in seiner ganzen Ausdehnung bisher nicht zu Stande gekommen,
indem die wegen der Terrainschwierigkeitenbedeutende Kostcn-Anschlagssumme für das ganze Unter¬
nehmen die beteiligten Kreise und Gemeinden abhielt, einheitlich an die Ausführung heranzutreten.
Dagegen ist zu erwarten, nachdem durch den Van der Mosel-Eisenbahndas Interesse der Ge¬
meinden lc. für das Projekt neuerdings angeregt ist, daß dasselbe dennoch in nicht zu langer Zeit
der Verwirklichung,wenn auch stückweise, entgcgengeführtwird, wozu durch den bereits erfolgten
Ausbau bezw. die Inangriffnahme einzelner Strecken fchon ein Wesentlichesgeschehen ist. So ist
die Strecke zwischen Neiusport uud Winterich und ebenso die Strecke von Bernkastel aufwärts bis
Miilheiüi bereits ausgebaut und sind beide Strecken als Provinzialstraßen übernommen.

Die Strecke von Bernkastel abwärts bis Zcltingen ist begonnenuud die Strecke zwischen
den Orten Dnsemond und Filzen ist z. Z. ebenfalls in der Ausführung begriffen.

Die letztgenannte Strecke von Duscmund nach Filzen liegt in der nicht ausgebanten
Zwischenstücke zwischen der Reinsport-Winterich'ernuo der Mülheim-Aernkastel'erProviuzialstraße,
ohne jedoch au eine dieser Straßen anzuschließen. Dieselbe ist lang 918,9 Meter und zwar 165,? Meter
m der Gemeinde Dnsemond und 753,2 iu der GemeindeFilzen. Die Baukostensind beziehentlich
"uf 2150 Mark und 12 560 Mark veranschlagt. Für die GemeindeDusemondhat der Kreis
-"crnkastel gegen einen einmaligen Beitrag der Gemeindevon 900 Mark den Bau und die vor¬
läufige Unterhaltung übernommen,während die GemeindeFilzen ihren Theil felbst baut.

Durch Beschluß des ProvinzialVerwaltnugsraths iu der Sitzung vom 15/18. November
1^76 wurde eine Bauprämie von, 4 Mark pro lfd. Meter Straßenlänge bewilligt.

Der Provinzial-Verwaltungsrath hat ferner in der Sitzung vom 5. September 1878
^schlössen, die Strecke zur Aufnahme unter die Provinzialstraßen dem Provinzial-Landtagcin Vor¬
lag zu bringen. Die Lage der Slraßcnstrccke als Zwischenstück zwischen zwei in der provin-
Fialen Unterhaltung befindlichen Straßen weist von selbst auf die Uebernahmehin. Dazu handelt
^ sich nur um eine kurze, uoch nicht 1 Kilometer betragendeStrecke, deren ordnungsmäßigeUnter¬
haltung für den Kreis Bernkastel resp, die Gemeinden,wenn dieselben auch nicht unvermögend sind,
nne fühlbare Last sein würde, für den Provinzialstraßenfondsaber unerheblichist.

Das Projekt über den Bau der Straße ist durch die Organe der Provinzialstraßen-Ver-
waltung geprüft und den Anforderungendes Provinzialstraßen-Regulativsvom 17. Januar 1876
entsprechend befundenworden mit der Ausnahme, daß an einer Stelle eine zu geringe Breite pro-
lettirt war, die aber bei der Ausführung leicht vermiedenwerden kann und worauf die Gemeinden
aufmerksam gemacht sind.

Der Provinzial-Pcrwaltungsrath stellt daher den Antrag:
„zu genehmigen, daß die Straße von Dusemondnach Filzen nach provinzialstraßen-
mäßigem Ausbau unter die Provinzialstraßen aufgenommenwerde."

Der ProvinM-VerwaltungKrath,
Wilhelm Fürst zu Wird,

LandtagsMarschall.
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Nr. <0.

Regulativ
über die Beköstigung der Kranken und Angestellten in den provinzialstitndischen

Irren-Anstaltender Uheinprovinz.
..........

Die Verpflegung findet nach 4 Tischtlassenstatt.
Es nehmen Theil:

»,. am I. Tische:
1. die Pensionäre I. Klasse,
2. die Assistenz- und Volontairärzte und
3. der Apotheker.

Insofern der zweite Arzt, der Verwalter oder Rendant unverheiratet ist, können die¬
selben gegen Vergütung der Kosten des I. Tisches an demselben Theil nehmen.

I>. am II, Tische:
1. die Pensionäre II. Klasse,
2. der Oberwärter (falls er unverheirathet ist) und
3. die Oberwärterin,

u. am III. Tische:
1. die Kranken III. Klasse und
2. das gesummte, oben nicht genannte Anstaltspersonal,

ä. am IV. Tische:
die Normaltrauken und Pfleglinge IV. Klasse.

8- 2.
Im Allgemeinenerhalten täglich:

!.. die I. Tischklasse:
Morgens: Kaffee mit Milch und Zucker, Autterbrod oder Weißbrod.
Mittags: 1. Fleischsuppe mit Reis, Nudeln :c.

2. Rindfleisch,
3. Gemüse und Kartoffeln,
4. Braten und
5. Compot, Pndding oder Dessert.

Zweimal in der Woche fällt die Fleischsuppe aus und wird statt
dessen eine Griesmehl-, Wein- oder sonstige Suppe und zu dem Gemüse
Ochsenzunge, Wurst, Cotelett oder sonstige Beilage gegeben.

An den Feiertagen kaun nach der Jahreszeit an Stelle des ersten
Fleischeseine Fisch- und an Stelle des Bratens eine Mehlspeise ver¬
abreicht werden.
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Nachmittags: Kaffee, Milch und Zucker (au höhereu Festtagen Kuchen).
Abends: Braten mit Zuspeise, oder Thee mit Wurst, kaltes Fleisch, Schinken «.

oder Suppe mit Butterbrod und Beilage.
AußerdemMittags und Abends je ^2 Liter Vier.

li. die II. Tischklasse:
Morgens: wie die I. Tischklasse.
Mittags: ebenso mit Weglassung der zweiten Fleischspeise, oder des Puddings, oder

des Desserts.
Nachmittags: wie die I. Tischklasse.
Abends: wie die I. Tischklasse.

AußerdemBier wie die erste Tischklasse.

e. die III. Tischklasse:
M 0 rgens: Kaffee mit Milch und Butterbrob.
Mittags: Suppe, Fleisch, Gemüse und Kartoffeln.

Einmal wild wöchentlichgebratenesFleisch uud an Freitagen statt des
FleischesFisch, Mehlspeiseoder Eier verabreicht.

Nachmittags: wie Morgens.
Abends: Suppe und Butterbrod mit Beilage: Wurst, kaltes Fleisch, Käse :c.

Außerdemtäglich ^4 Liter Bier.

d. die IV Tischklasse:
Morgens: Kaffee mit Graubrod (von Roggen- uud Weizenmehl mit einem Zusätze

von Milch gebacken).
Mittags: Gemüse, Kartoffeln und Fleisch— in der Regel dieselben Speisen, wie in

der III. Tischklasse.
Einmal wird gebratenes Fleisch und an den Freitagen statt des

FleischesFisch oder Butterbrod mit einem Ei oder Käse gegeben,
Nachmittags: wie Morgens.
Abends: Suppe und Brod.

8- 3.

Es ist auf eine möglichste Abwechselungin der Verabreichung der Speisen M halten.
Zu diesem Zwecke wird von dem Verwalter und Reudauten — erforderlichenFalls unter Hinzu¬
ziehung der Obcrlöchin — die Auswahl der Speifen für die ganze Woche im Voraus für jeden
Tag bestimmtuud ein'Wocheu-Spcisezettelnach dem beigefügtenMuster angefertigt.und dem An-
stalts-Direktor zur Festsetzung vorgelegt.

Bei Aufstellung dieses Wochen-Speisezettels ist auf die eigenenProdukte der Anstalt,
sowie die nach der Jahreszeit vorhandenen und deshalb leicht und billig zu beschaffenden Speisen
möglichst Rücksicht zu nehmen.

Die Auswahl der Speisen wird hierbei der Anstalt« - Direktion mit der alleinigen Be¬
schränkung überlassen,daß die im §. 2 angegebenengenerellenNormen der Beköstigung im Allge¬
meinen beobachtet werden müssenund der auf Grund des Normal-Veköstigungs-Etats, sowie der
jährlichen Submissionen von dem Landes-Direktoralljährlich festzusetzende Geldbetrag der Beköstigung
für jede einzelne Tischklasse pro Monat nicht überschrittenwerden darf.

13
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Ferner ist im Interesse der Sparsamkeit, sowie der Vereinfachungder Verwaltung darauf
zu achten, daß der II. Tisch ^us dem I. und der IV. Tisch aus dem III. mit Wcglassungeinzelner
Speisen gebildet wird, wie dieses in der Anlage ^ näher angedeutet ist.

Nach Maßgabe des Wochen-Speisezettelshat der Rendant den Tages-Bedarfszettel mit
Angabe der zu verabreichenden Victnalicnqucmtitätennach dem angeführten Muster für jeden Tag
der Woche so zeitig anzufertigen, daß derselbe Tags vorher dem Verwalter zur Beschaffung resp.
Bestellung der nöthigen Victualien übergebenwerden kann.

Bei der Berechnung der Verpflegnngsquantitäten hat der Rendant sich nach den im
Normal-Beköstigungs-Etat für die einzelnen Tischklassen pro Kopf und Tag angegebenenSätzen
zu lichten.

Da indessen die in dem Normal-Beköstigungs-Etat angeführten Quantitäten überall als
Maximalsätzeanzusehen find, so ist der Rendant verpflichtet, dieselben entsprechend zu reduciren,
wenn bei den Mahlzeiten wiederholt größere Speisereste übrig bleiben und somit die im Normal-
Beköstigungs-EtatangegebenenSätze sich für die zur Zeit zu beköstigenden Personen insbesondere
nach der Jahreszeit oder der Qualität der Victualien als zu hoch erweisen.

Ebenso liegt dem Verwalter die Verpflichtungob, darauf zu achten, daß die nach dem
Aedarfszettel täglich auszugebendenQuantitäten das Bedürfniß nicht übersteigenund, wenn diese«
der Fall ist, dem Rcndanten alsbald Mittheilung hiervon zu machen.

Insofern die Reductionen irgend einen größeren Umfangannehmen, oder sich auf ein Haupt¬
nahrungsmittel, wie Brod, Kartoffeln oder Fleisch erstrecken sollten, hat der Rendant die vorherige
Zustimmung des Anstaltsdirektorsnachzusuchen.

Bei einem Krankenbestandevon 100 Personen und darüber sind in der Normalklasse
immer nur für je 5 Personen Zuwachs Victualien zu berechnen oder zu verausgaben.

8. 5.
Die nach dem Tages-Speisezettel zur Beköstigung zu verwendendenVictualien werden

durch den Verwalter der Obertöchin übergeben, welche den Empfang derselben auf den Tages-
Speifezettel zu bescheinigen hat.

8. 6.

Falls Braten-, Fleisch- oder Reste von Kuchen, Eompots und feineren Speisen übrig
bleiben, welche sich nochmals zu einer Speise mit verwendenlassen, so hat die Obertöchin dieselben
in die Vorratskammer zu nehmen und dem Verwalter Mittheilung über das Vorhandenseindieser
Reste zu machen.

Die desfallsigenAngaben sind in ein besonderes Buch einzutragen und die durch Ver¬
wendung jener Reste eventuell entstehenden Ersparnisseresp. Minderausgaben an Victualien durch
den Verwalter auf dem vom Rendanten aufgestelltenTages-Bedarfszettel zu vermerken.

s- ?.

Diejenigen Kranken, welche mit anstrengendenArbeiten beschäftigt sind, erhalten, falls
dieses von dem Anstaltsdirektorfür erforderlicherachtet wirb, ein zweites Frühstück(Brod, Butter
15 Gramm, oder Käse 40 Gramm oder '/< Liter Bier) und Abends außer der Suppe zum Brod
als Beilage Käse, Wurst oder dergleichen.
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Außerdemlönuen nach Bedürfniß von dem AnstaltsdirettorExtra-Verordnungenin einzelnen
Fällen gewährt werben.

Alle Zulagen, sowie besondere Verordnungen dürfen indessen die hierfür im Normal-
Beköstigungs-Etatvorgesehene Summe nicht übersteigenund müssen in der Rechnung durch Beläge
justificirt werden.

8- 8-
Nach dem Schlüsse eines jeden Monats sind die Wochen-Speise- und Tages-Aedarfszettel,

sowie die Nachweise über die gewährten Zulagen und Extra-Verordnungen dem Landesdirektorzur
Revisioneinzureichen

Es ist hierbei durch deu Verwalter mit Beihülfe des Rendanten ein Monats-Nachweis
der verbrauchten Victualien, sowie eine Aerechuung des Geldbetrages der Beköstigung für den
betreffendenMonat nach Maßgabe des als Anlage 0. und v. angeschlossenenMusters aufzustellen
und mit einzureichen.

Bei dieser Berechnung werden für die Erzeugnisseder eigenen Land- und Viehwirthschaft
die dem Spezial-Etat für die Landwirthschaftentsprechendenund von dem Landesdirektorfür jede
Etatsperiode mitzutheilende!! Normalsätzezu Gruude gelegt.

13'





Anlage ^.

Zu dem Regulative über die Beköstigung der Kranken und Angestellten in den

ProvinziatIrren Anstatten der UKeinprovinz.

Speisezettel
für

die Woche vom bis 18



1N2

Frühstück.

Mittag,

Speisen. Kaffee mit Milch, Zuckerund
Butterbrod.

Material. gebr. Kaffee' (12,5) 10 Gr.
Zucker (25) 20 „
Milch ('/») '/>» Ltl.
Nutterbrod: stehepro Tag.

Speisen.

Material.

onntag.

Fleischsuppemit Reis,
2. Rindfleisch mit einigen

Früchten, Gurken.
8. Lummerbrateu,
4. Kartoffeln.
5. Aepfeltuchen °d. and

Kuchen oder Pudding
wie am 6. Wochentage.

Nachmittag.
Abend.

n,cl 1 Reis (25) 10 Gr
nä 2 Rindfleisch(250)200 „
cingem. Flüchte ('/>»)'/>»Ltl
aä 3 Rindfleisch 250 Gr.

Butter (15) 10 „
Speck (10) 10 „

aä 4 Kartllsseln(500)500 „
»,ä 5 Nepfel fr. (800)200 „

Mehl (60) 60 „
Butter (40) 20 „
Eier ('/«) '/» St
Zucker (40) 20 Gt
Corinthen (15) 10 „

Speisen.

Speisen

Material,

Außerdem zu verab
reichen:

pro Tag und Kopf:
Weizenmilchbrod(180)150Gr
Roggenschwarzb.(800)250
Butter (70) 50
Bier (1) ILtr
Salz (25) 20 Gr
Essig ('/,«)'/.«Ltr
Weizenmehl (15) 10 Gr.

I. Wochentag.

Wie am Sonntag.

desgl.

1. Griesmehlsuppe.
2. ger. Ochsenzunge.
3. ges. Schweinefleisch.
4. Sauertraut und Kartoffeln

«1 1 Griesmehl (25) 15 Gr.
Milch '/. Ltr.
Zucker (25) 10 Gr.

kä 2 ger. Ochsenzunge('/>»)
'/,° St,

n,ä 3 Schweinefleisch (170)
150 Gr

n.ä 4 Sauerkraut (250)
250 „

Schmalz (15) 10 „
Kartoffeln(500)4«» „

1. Fleischsuppemit Nudeln,
2. Rindfleisch mit rothen

Rüben,
8. Hammelbraten.

Kohlrabi und Kartoffeln.
5. Frisches Obst.

Wie zum Frühstück,
1. Schweinscoteletts.
2. Sellerie-Salat und Kav

toffeln.
3. Nutterbrod.
»ä 1 Schweinefleisch (170)

150 Gr
Butter (20) 10 „

»,ä 2 Sellerie (800) 200 „
Baumöl (15) 15 „
Kartoffeln(400)400 „

s,ä 8 Nutterbrod: siehepro
Tag.______________

pro Woche:
Citronen ('/«) '/>« St.
Muslat (2) 1 Gr.
Zimmt (2) 1 „
Nelken (2) 1 „
Pfeffer (2)2 „
Lorbeerbl, (1) '/» „
Zeus ('/»,) '/>- Ltr,

l. Tisch-
II. Wochentag,

Wie am Sonntag.

desgl.

n<!

!>,<!

n.<!

1 Nudeln,(25) 10 Gr.
2 Rindfleisch 200 „

rothe Rüben (1001
100 Gr.

3 Hammelfleisch (250)
250 Gr.

Butter (15) 10 „
4 Kohlrabi (600)

400 „
Nutter (15) 10 „
Kartoffeln 400 „

5 Fr,Obst(300)200 „

Wie am Sonntag.
1. Karloffelsupp«.
2. ger. Lebcrwurstund Nutter¬

brod.

llä 1 Kartoffeln(250)200 Gr
Nutter (15) 10 ,,
Weizenmehl(15)10 „

»,ä 2 Leberwurst (250)
150 „

Graubrod 100 „

pro Monat:
Zwiebeln (200) 150 Gr,
Sellerie (300) 150 „
Breitlauch (300) 150 „
Petersilie (100) 100 „

Wie am Sonntag.
1. Beefsteaks.
2. Salatrüben m. Kartoffeln.
3. Käse.
4. N uterbrod. _________
»ä'l Rindfleisch (250)

200 Gr.
Butter (20) 15 „

llä 2 rothe Rüben 200 „
Baum»! (15)15 „
Kartoffeln 400 „

^ä 3 Käse (40) 40 „
aä 4 Nutterbrod:s.pr.Tag.
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Klasse.
III. Wochentag.

Wie am Sonntag.

IV. Wochentag. V. Wochentag.

Wie am Sonntag.

desgl.

1. Fleischsuppemit Graupen
2. Nindfleisch m. eing.Guitcn
«- gcschm.Kalbsleber,
^frische Erbsen und

Kartoffeln.
5. Compot.

>ls>1 Graupen (25» 10 >ir.
uä 2 Rindfleisch 200 „

ei»gem.Gurkeu'/><>Ltr.
'^3 Kalbsleber ('/.) ',5 Et

Butter (15) 15 («r.
uä 4 fr. Erbsen(500^ 400 „

Butter (IM 10 „
Kartoffeln 400 „

ll<15 Dürrobst (80) 60 „
Zucker <10) 10 „
Wein ('/»,) '/" Ltr.

desgl.

1 .Fleischsuppcm.MarlMschen
2. Rindfleischmit Salat.
3, Schweinebraten,
4, ged. Erbsen und Kartoffeln
5. Wallnüsse.

1. Weinsuppe mit Sago.
2, gcf, Omeletten.
8. Frische Fische,
4, Kartoffeln.
5. Griesmehltuchen,

»ä 1 Wcizcnbrud(60) 60 Gr.
Eier ('/«) '/» St.
Mark (20) 10 Gr

»6 2 Rindfleisch 200 „
Naumöl (10) 10 „
Salat (250) 180 „

»6 3 Schweinefleisch(17N)150„
Butter (10) 10 „

Ä.6 4Erbfen (500, 100 „
Butter (15) 10 „
Kalloffeln 400 „

->.<i5NUsfe 125 „

Wie am Sonntag.

desgl.

^^lüie am Sonntag.
1- Reissuppe m^Milch
<- 3«. Ochsenzunge.
'^- Nutterbrod.

^ 1 Reis (25) 20 Gr.
Milch ('/.) '/. Ltr.

.Zucker (10) 10 Gr.
">"2ger. Ochsenzunge

(V«) '/° St.
Graubrod 100 Gr.

Wie am Sonntag,
1, Frikadellen.
2. Salatbohnen u. Kartoffeln
8. Nutterbrod.

acil Kalbfleisch (210) 200 Gr,
Eier ('/») '/» St
Weizenbrod(30) 20 Gr
Nutter (151 15 „

nä 2 Salatbohnen (300)200 „
Baumöl (15) 15 „
«artoffeln 400 „

I»,ä 8 Nutterbrod siehe pro Tag,

licl l Sago (25) 10 (^r
Wein ('/«) '/>« Ltr.
Zucker (40) 20 Gr.
Eier ('/») '/« St.

n.<l2 Mehl (80) 25 Gr.
Eier (2) 1 St.
Nutter (15) 10 Gr
Zucker (15) 10 „
einq.FrüchteC/,»)'/>«Ltr

nä 3 FlischeFische(33N)300Gr
Büttel (30) 20 „

^<14 Kartoffeln 500 „
n.cl 5 Gliesmehl (40) 25 „

Büttel (20) 15 „
Zucker (20) 10 „
Eier (1) 1 St.
Milch ('/«) '/»» Ltl.

VI. Wochentag.

Wie am Sonntag.

desgl.

1. Fleischsuppe mit Eiellauf.
2. Rindfleischmit cingem,

Pleißelbeeren.
3. Hühnellagout.
4. Spinat uu» Kalloffeln.
5. Rcispudding mit Sauce.

Wie am Sonntag.
1. Kalbskoteletts.
2. Kalloffeln.
3. Käse.
4. Nuttelblod.

Grnä l Kalbfleisch (250) 200
Butter (15) 10
Eier ('/,) '/.»

»,ä 2 Kalloffeln 500
üä 3 Käfe 40
l>,H4 Buttelblod (siehe plo

Tag.)

St
Gl

acl 1 Weizenmehl(15) 10 Gl.
Eier ('/,) '/° St.

n.<12 Rindfleisch 200 Gr.
eingem. Pleißelbeelen

C/g) '/>° Ltr.
clü8Hühner ('/<) '/« St.

Eier ('/') '/» „
Büttel (15) 15 Gl.
Wein ('/,.) '/»« Ltl.

uä 4 Spinat (500) 400 Gl.
Büttel 10 „
Kalloffeln 400 ,.

».cl 5 Reis (15) 15 „
Weißblod (10) 10 „
Mandeln (10) 10 „
Eier (l'/l) 1'/» St.
Zucker (15) 15 Gr.
Auttel (15) 15 „
Milch ('/«) '//« Ltr.
Wein ('/.«) >° „
Zuckel (15) 15 Gl.
Ei« ('/»» > St.
Wie am Sonntag.

1. Thee.
2. Nüchsenfieisch odcl Käse.

Nutterbrod,

».ä 1 Thee (5) 5 Gl.
Zucker (30) 20 „
Milch ('/«) '/>» Ltr.

llä 2 Büchsenfleisch 125 Gl.
oder Käse 100 „

»ä3Glaublod 100 „

* Die eingeklammelten Zahlen geben die nach den seitherigen Speisezetteln berechnetenQuantitäten an.
" An Stelle dieses Nlatens wild je nach der Iahleszeit Wildplet oder Geflügel vembleicht.

""- Die in gespelltel Schlift gedrucktenSpeisen fallen fül die II. Tischtlassefort.
'*'* An Stelle des gebratenen Fleisches tritt nach Wunsch des Kranken oder- Auoldnung des Alztes Suppe,

The« «del ähnliche Speisen.
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FrUhstück:

Mittag:

Speisen.

Material.

Speisen.

Material,

Sonntag.

Kaffeemit Milch, Zuckerund
Vutterbrod.

gebr. Kaffee 10 Gr
Zucker 20 „
Milch '/>» Ltr
Vutterbrod siehe pro Tag

1. Fleischsuppemit Reis.
2. Rindfleischmit cingemack

ten Fruchten, Gurten.
3. Lummerbraten.
4. Kartoffeln.

Nachmittag:

Abend:

llä 1 Reis 10 Gr
llä 2 Rindfleisch 200 „

cingem.Früchte '/>» Ltr
uä 3 Rindfleisch 250 Gr

Nutter 10 „
Speck IN „

llä 4 Kartoffeln 500 „

Speisen.

Speisen.

Material,

I. Wochen tag.

Wie am Sonntag.

desgl.

Griesmehlsuppe.
2. gcs. Schweinefleisch,
3. Sauerkraut und Kartoffeln

aä 1 Griesmehl 15 Gr
Milch '/< Ltr
Zucker IN Gr

uä 2 Schweinefleisch150 „
»,ä 8 Sauertraut 250 „

Schmalz IN „
Kartoffeln 400 „

II. Tisch
II. Wochentag.

Wie am Sonntag.

desgl.

1. Fleifchsuppemit Nudeln.
2. Rindfleisch mit rothen

Rüben.
3. Hammelbraten.
4. Kohlrabi u. Kartoffeln.

Wie zum Frühstück.

1. Schweinscoteletts.
2. Sellerie-Salat und Kar»

toffeln.
3. Vutterbrod,

llä 1 Schweinefleisch150 Gr.
Nntter 10 „

»ä 2 Sellerie 200 „
Baumöl 15 „
Kartoffeln 400 „

aä3 Butterbrod: siehe proTag.

llä 1 Nudeln 10 Gr
llä 2 Rindfleisch 200 „

rothe Rüben 100 „
».ä 3 Hammelfleisch250 „

Vutter 10 ,,
llä 4 Kohlrabi 400 „

Butter 10 „
Kartoffeln 400 „

Wie am Sonntag.

1. Kartoffelsuppe.
2. ger. Leberwurst und Vut

terbrod

l>,ä 1 Kartoffeln 200 Gr,
Butter 10 „
Weizenmehl 10 „

»,ä 2 Leberwurft 150 „
Graubrud 100 ..

Wie am Sonntag.

1. Beefsteaks.
2. Salatrllben mit Kar»

toffeln.
3. Butterbrod.

aä 1 Rindfleisch 200 Gr.
Vutter 15 „

llä 2 rothe Rüben 200 „
Baumöl 15 .,
Kartoffeln 400 „

llä 3 Butterbrod: (siehe pro
Tag.)

Außerdem zu uerabreichen:
wie bei der I. Tischtlasse.

^
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Klasse.
III. Wochentag. IV. Wochentag. V. Woche, itag. VI. Wochentag.

Wie am Sonntag, Wie am Sonntag. Wie am Sonntag. Wie am Sonntag.

desgl. desgl. desgl. desgl,

1, FleischsuppemitGraupen.1. Fleifchsuppemit Mart» 1. Weinsuppe mit Sago. 1. Fleischsuppemit Eierlauf.
2, Rindfleisch mit eingem. tlöschcu. 2. Frische Fische. 2. Rindfleisch.

Gurten. 2. Rindfleischmit Salat. 3. Kartoffeln. 3 Spinat und Kartoffeln.
3- geschm.Kalbsleber, 3. Schweinebraten, 4. Rcispudding mit Sauce.
4. Kartoffeln. 4, gcd. Erbsen u. Kartoffeln.

»H 1 Graupen 10 Gr llä 1 Ncizenbrod 30 Gr. llä 1 Sago 10 Gr. llä 1 Weizenmehl 10 Gr.
uä 2 Rindfleisch200 „ Eier '/» St. Wein V'« Ltr. Eier '/° St.

eingem,Gurlen'/i°Ltr. Mart 10 Gr. Zucker 20 Gr. llä 2 Rindfleisch 250 Gr.
^ä 3 Kalbsleber '/° St. llä 2 Rindfleisch 200 „ Eier '/« St. llä 3 Spinat 400 „

Butter 15 Gr Baumöl 10 llä 2 frischeFisch 300 Gr. Nutter 10 „
»ä 4 Kartoffeln 400 „ Salat 100 Butter 20 „ Kartoffeln 400 „

llä 3 Schweinefleisch150 llä 3 Kartoffeln 700 „ llä 4 Reis 15 „
Butter 10 Weißbrod 10 „

llä 4 Erbsen 100 Mandeln 20 „
Nutter 1« Eier 1'/» St.
Kartoffeln 400 Zucker 15 Gr.

Nutter 15 „
Milch '/° Ltr.
Wein '/>» ^
Zucker 15 Gr.
Eier '/» St.

Wie am Sonntag. Wie am Sonntag. Wie am Sonntag. Wie am Sonntag.

^- »er. Ochsenzunge. 1. Fritadellen. 1. Kalbscoteletts. 1. Thee.
2- Buttcrbrod. 2. Salatbohnen n. Kartoffeln.2, Kartoffeln. 2. Bllchsensteisch oder Käse.

8. Butterbrod. 3. Butterbrod. 3. Butterbrod.

^^ l ger. Ochsenzunge llä I Kalbfleisch 200 Gr. aä 1 Kalbfleisch 200 Gr. llä 1 Thee 5 Gr.
'/» St, Eier '/" St. Butter 10 „ Zucker 20 „

rlä 2 Graubrod 100 Gr. Weizenbrod 20 Gr. Eier '/>» St. Milch '/>» Ltr.
Vutter 15 „ nä 2 Kartoffeln 500 Gr. aä 2 NUchsenfteisch125 Gr.

llä 2 Salatbohnen 200 „ llä 3 Butterbrot,: (siehe pro oder Käse 100 Gr.
Banmöl 15 „ Tag.) llä 3 Graubrod 1<D „
Kartoffel» 400 „

llä 8 Butterbrot,: (siehe pro
.____ Tag.)

" An Stelle des gebratenen Fleisches tritt
Suppe, Thee oder Ähnliche Speisen.

ach Wunsch des Kraute,! oder Änorduuug des Arztes

14
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III. Tisch
Sonntag. I. Wochentag. II. Wochentag.

Frühstück. Speisen. Kaffeemit Milch u. Nutterbrod. Wie am Sonntag. Wie am Sonntag.
Material. gebr. Kaffee (5) 5 Gr.

Sacca (5) 5 „
Milch ('/«) '/>» Ltr.
Nutterbrod: (siehe pro Tag.)

desgl. desgl.

Mittag. Speisen. 1. Fleischsuppe mit Graupe».
2. Rindfleisch,gebraten.
3. Gemüse und Kartoffeln.
4. frisches Obst.
5. Bier.

1. Fleischfuppemit Sago.
2. Rindfleisch.
3. Wirsingund Kartoffeln.

1. Hammelfleifch.
2. Mohren und Kartoffeln

Material. KÄ 1 Graupen (10) 10 Gr.
llä 2 Rindfleisch (300)

250 „
Butter (IN) 10 „

n,ä 3 frisch.Gemüse(L00)
«00 „

Nierenfett(10) 10 „
Kartoffeln (800)

«00 „
uä 4 fr. Obst (300) 200 „
llä 5 Bier ('/,) '/' Ltr.

»,<1 1 Sago (10) 10 Gr.
»ä 2 Rindfleisch 200 „
»H 3 Wirsing (700)«00 „

Nierenfett IN „
Kartoffeln 600 „

aä 1 Hammelfleisch(250)
200 Gr.

N.H 2 Mohren (600)
500 ..

Kartoffeln 500 „
Butter IN „

Nachmittag. Wie zum Frühstück. Wie am Sonntag. Wie am Sonntag.
Abend. Speisen. 1. Mehlsuppemit fr. Aepfeln.

2. kaltes Fleisch.
3. Nutterbrod.

1. Neissuppe mit Milch.
2. Käse.
3. Nutterbrod.

1. Kartoffel-Salat.
2. Leberwurst.
3. Nutterbrod

Material »,ä I fr.Nepfel(300)250Gr.
Weizenmehl (50)

4t, „
Zucker (20) 10 „
Milch , '/») V» Ltr.

liä 2 Fleisch (100) 100 Gr.
«.ä 3 Nutterbrod: (siehe pro

Tag.)

kä 1 Reis («0) 50 Gr.
Milch ('/») '/« Ltr.
Mehl (10) 10 Gr.

n.ä 2 Käse (40) 50 „
n,ä 3 Nutterbrod: (siehe pro

Tag.)

aä 1 Kartoffeln(1000)
700 Gr.

Baumöl(15) 15 „
Essig ('/„) '/>« Ltr.

»,ä 2 Leberwurft (120)
80 Gr.

aä 3 Nutterbrod:(siehe pro
Tag.)

Außerdem zu
reichen

pro Tag und
Weizcnmilchbrod

Schwarzbrod (25
/Kraule (

Butter <^ienfib.(
Salz (
Bier (
Weizenmehl

uerab-

Kopf:
(300)

150 Gr.
3) 250 „

50)4" „
25) 20 „
'/«) '/» Ltr.
(5) 5 Gr

pro Woche:
Pfeffer (2) 2 Gr.
Essig ('/.«) '/.» Ltr.
Senf ('/°.) '/,« „

pro Monat-
Zwiebeln (300) 150 Gr.
Sellerie (200) 150 „
Nreitlauch (300) 150 „
Petersilie (100) 100 „

.

Ol««t.

III. Wochentag.

Wie am Sonntag.

desgl.

1. Fleischfuppe mit Gries-
mehl

2. Rindfleisch.
8. Nothkohluud Kartoffeln

-"1 1 Griesmehl (10) 10 Gr.
Kä 2 Rindfleisch 200 „
»,6 3 Rothlohl (700)500„

Schmalz (10) 10 „
Kartoffeln «00 „

Wie am Sonntag.
1. Kartoffelsuppe.
2. laltes Fleisch.
5. Nutterbrod.

2>i 1 Kartoffeln (800)
«00 Gr

Nutter (10) 10 „
^ 2 Fleisch 100 „
aä 3 Nutterbrod-(siehepro

Tag.)

IV. Wochentag.

Wie am Sonntag.

desgl.

1. Erbsensuppe.
2. ger. Bratwurst.
3. Grünkohlnnd Kartoffeln.

uä 1 Erbsen «0Gr.
Schmalz 10 „

nä 2 ger. Bratwurst (170)
150 Gr

ncl 3 Grüukohl (700) 600 „
Nuttcr (10) 10 „
Kartoffel» 600 „

Wie am Sonntag.

1. Nranpensnppemit Milch.
2. Käse.
8. Nutterbrod.

n,<1 1 Graupen (60) 50 Gr.
Milch C/°) '/« „

»,ä 2 Käse 50 „
n,ä 8 Bntterbrod: (siehe pro

Tag.)

V. Wochentag.

Wie am Sonntag.

1. Reissuppemit Milch.
2. Laberdanoder Stockfisch.
3. Kartoffeln.

1. Flelschsuppemit Reis.
2. Rindfleisch.
3. ged. Erbse»u, Kartoffeln.

aä 1 («0) 50 Gr.
Milch C/s) '/° Ltr.

llü 2 Laberdan(250) 250 Gr.
oderStockfisch(100)100„
Nutter (15) 15 „
Kartoffeln (1000)700,,

Wie an, Sonntag,

1. Kartoffeln i» der Schale
2. Häring mit Essig und

Zwiebeln,
8. Nutterbroo.
^61 Kartoffeln(800) 700 Gr
^ä 2 Häring (1) 1 St

Essig C/'°) '/.« Ltr
Zwiebel: siehe pro Monat,

»ä 3 Butterbrot»: (siehe pro
Tag.)

VI. Wochentag.

Wie am Sonntag.

desgl.

u.<11 Reis (10) 10 Gr.
aä 2 Rindfleisch 200 „
,6 3 ged. Erbsen (120) 100 „

Schmalz (10) 10 „
Kartoffeln 600 „

Wie am Sonntag.
1. Nier.
2. Blutwurst.
3. Nutterbrod.

n,<11 Nier ('/») '/» Ltr.
llä 2 Blutwurst(120) 80 Nr.
ad 3 Graubrod 150 „

Butter 10 „

' Die eingeklammertenZahlen geben die für die seitherigeNormalllasse pro Kopf berechnetenQuantitäten an.

14'



108

IV. Tisch-

Sonntag. I. Wochentag. II. Wochentag.

Morgens. Speisen. Kaffeemit Milch und Brod. Wie am Sonntag. Wie am Sonntag.
Material. gebr.Kaffee 5 Gr.

Sacca 8 „
Milch '/>°Ltr.
Brod (stehepro Tag.)

desgl. desgl.

Mittag. Speisen. 1. Schweinebraten. 1. Rindfleifch. 1 Hammelfleisch.
2. Linsen und Kartoffeln, 2. Kohl und Kartoffeln. 2. Mohren und Kartoffeln,
3. fr. Obst.
4. Bier.

Material. uä 1 Schweinefleisch150 Gr. aä 1 Rindfleisch 180 Gr. lul 1 Hammelfleisch180 Gr.
Butter 5 „ 2,c>2 Kohl (diu.) «50 „ n,ä 2 Mohren 600 „

aä 2 Linsen 120 „ Nierenfett 10 „ Kartoffeln 600 „
Nierenfett 10 „ Kartoffeln, «50 „ Nierenfett 5 „
Kartoffeln «00 „

u.H8Aepsel 200 „
^cl ä Bier '/« Ltr.

Nachmittag, Wie zum Frühstück. Wie am Sonntag, Wie am Sonntag.
Abend. Speisen, 1. Mehlsuppe mit frischen 1. Reissuppemit Milch. 1. Graupensuppemit Milch,

Aepfeln. 2. Brod. 2. Brod.
2. Brod.

Material. uä 1 Weizenmehl 40 Gr. aä 1 Reis 60 Gr. tlä 1 Graupen 60 Gr.
fr. Obst 250 „ Milch '/,. Ltr. Milch '/« Ltr,
Zucker 10 „ 2,ä 2 Brod. Mehl 10 Gr.
Milch '/° Ltr. »,ä 2 Brod.

2ä 2 Brod (siehepro Tag.)
Außerdem zu verab¬

reichen:
pro Tag und Kopf: pro Wocheund Kopf: pro Monat:

Graubrodvon Roggen»und Pfeffer 2 Gr. Zwiebeln 150 Gr.
Weizenmehlmit einemZn° Essig '/.« Ltr. Sellerie 150 „
satz v. Milch gebacken400 Gr. Senf '/.« „ Nreitlauch 150 „

Roggen-Schwarzbrud150 „ Petersilie 100 „
Salz 20 „
Weizenmehl 5 „
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Klasse.
III. Wochentag.

Wie am Sonntag.

desgl.

4- Rindfleisch.
2- frisches Gemüseund Kar¬

toffeln.

Kä 1 Rindfleisch 180 Gr
"<i 2 frisches Gemüse 650 „

Kartoffeln 650 „

Wie am Sonntag.

l- Kartoffclsuppe.
2. Brod.

^ 1 Kartoffel»
Speck

uä 2 Brod.

750 Gr.
10

IV. Wochentag.

Wie am Sonntag,

desgl.

1, gcr. Bratwurst.
2. weiße Rüben und Kar¬

toffeln.

K<1 1 Bratwurst 150 Gr
n,<1 2 weiße Rüben 600 „

Nierenfett 10 „
Kartoffeln 600 „

Wie am Sonntag.

1. Graupensuppemit Milch.
2. Brod.

>,,,! 1 Graupen
Milch
Mehl

n.ä 2 Brod.

60 Gr.
'/« Ltr
IN Gr

An arbeitende Krante: ca. 100 Kopfe nach Ermessen
des Directors auf besondereBerechnung:

pro Kopf und Tag:
Nutter 15 Gr.
Wurst 40 „
oder Käse 80 „

V. Wochentag,

Wie am Sonntag.

desgl.

* 1. Milchleisbrei.
2. Eier.
8. Nutterbrod.

».cl 1 Reis
Milch
Mehl
Zucker
Zimmt

l^ä 2 Eier
llä 8 Nutter

100 Gr,
'/. Ltr,
20 Gr,
20 „
1 „
1 St,

15 Gr,

Wie am «onntag,

1, Kartoffeln in der Schale.
2. Häringm Essigu.Zwiebeln.
8. Brod.

»,ä 1 Kartoffeln
aä 2 Häring

Essig
Zwiebeln:
Monat.)

700 Gr
1 St.

'/>° Ltr
(siehe pro

VI. Wochentag.

Wie am Sonntag.

desgl.

1. Rindfleisch.
2. ged, Erbsenund Kartoffeln.

»ä 1 Rindfleisch
1 2 Erbsen

Kartoffeln

-180
120'
600

Wie am Sonntag,

1. Niersuppe.
2. Brod.

llä I Mehl
Bier
Milch
Zucker

n,ä 2 Brod.

50 Gr.
'/. Ltr.
'/» ,,

15 Gr.

» Nach der Jahreszeit werden Fische: Stockfisch,Laber°
dan :c. mit Kartoffeln verabreicht.
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Nr. «.

Düsseldorf, den 18. März 1879.

Referat
über die Errichtung einer Ackerbauschulcauf den: Mergute Desdorf

und die Grneueruug der Dofgebäude daselbst.

Das Rittergut Desdorf wurde der Rheinprovinzmit der Nestimmung vermacht:
„daselbst eine Ackcrbcmschulezur Aufnahme und Erziehung armer Waisenknabenaus
der Rheinprovinz zu errichten."

Dem 25. Provinzial Landtage wurde der Entwurf eines Reglements, sowie eine über¬
schlägliche Berechnung der Van- und Einrichtungstostenfür eine derartige Schule, abschließend mit
200 000 Mark, vorgelegt.

Der Landtag lehnte indessen die sofortige Inangriffnahme des Anstaltöbaues ab uud be¬
auftragte den Provinzial-Verwaltungsrath mit der Vorlage eines Kostenanschlagesfür eine auf
weniger Zöglinge berechnete Anstalt und ermächtigtedenselben gleichzeitig, falls Neubauten an den
Hofgebäudendurchaus nothwendigwerden sollten, diese unter Festhaltnng eines eiuheitlichen Planes
für die ganze Anlage ausführen zu lassen. (Verh. S. 82.)

Der Provinzial-Verwaltungsrath hat nun zunächst über die Möglichkeit,eine Ackerbau
schule in dem gewünschten tleiuercuUmfaugein Desdorf einzurichten, nähere Ermittelungenangestellt

Dieselbenergeben,daß eine derartige Schule in der Weise uortheilhaft eingerichtet werden
könnte, wenn eine der Größe des Gutes angemessene Zahl von dem Kindesalterbereits entwachsenen
jungen Leuten, welche notorisch Lust und Anlage für das landwirthschaftlicheGewerbe zeigen, Auf¬
nahme fände, um dieselben dort zu tüchtigen Meistertnechten uud Vorarbeitern, Viehwärteru,
Wirthschaftsgchülfen:c. auszubilden. Es kann dies nur dadurch geschehe«, daß die Zöglinge den
größten Theil, wo möglich sämmtliche Arbeiten unter spezieller Anleitung und fortwährender, sorg-
samer Ueberwachuugselbst ausführen, dabei znm Nachdenkenangehalten werden und nun «ach
gethaner Arbeit, namentlichan den Winterabenden, einen theoretischen Fachunterrichtgenießen, der
während eines dreijährigen Zeitraumes etwa das umfaßt, was in einer Winterschulewährend fünf
Monaten mit wöchentlich 30 Stunden gelehrt wird.

Da die Summe der Arbeiten auf einem Gute von gegebener Größe auch eine beschränkte
ist, so folgt es ganz von selbst, daß auch die Zahl der mit Nutzen und Erfolg zu beschäftigenden
Zöglinge eine von der Größe des Gutes abhängige ist.

In anderwärts bestehenden derartigen Schulen kommen auf jeden Zögling ca. 40 Morgen.
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Bei der im Kreise Bcrgheim herrschenden intensivern Kultur dürften jedoch auf einer
Schule zu Desdorf bei 200 Morgen unter dem Pfluge wohl 10 Schüler mit Nutzen für ihre
Ausbildung sowohl, als für deu Unternehmer Beschäftigung finden.

Dieselben würden dem Gutspächtcr gegen eine näher zu vereinbarende Entschädigung in
Kost und Logis gegeben und von diesem in den landwirtschaftlichen Arbeiten unterwiesen, während
sie den theoretischen Unterricht durch Lehrer der benachbarten Orte (Vergheim, Elsdorf) empfangen.

Was die für die Einrichtung einer derartigen Schule erforderlichen Baulichkeiten betrifft,
so würden dieselben sich auf die nöthigen Aufentshalts-, Schul- und Schlafräume für die Knaben
befchrä'nkeu. welche sich bei dem Neubau der Hofgcbäude ohne große Mehrkosten würden beschaffenlasfen.

Von der erhalteneu Ermächtigung, den Neubau im Falle dringendster Noth zu beginnen,
hat der Proviuzial-Verwaltungsrath zwar keinen Gebrauch gemacht, derselbe erscheint indessen nun¬
mehr, wenigstens rücksichtlich der Stallgebäude, welche dem gänzlichen Verfalle sehr nahe sind,
durchaus nöthig.

Dem Auftrage des Provinzial-Landtages entsprechend, ist für den Neubau der Hofgebände
»uter Berücksichtigung der für 10 Knaben erforderlichen Räume ein einheitlicher Plan aufgestellt worden.

Die Ausführung desselben erfordert für:
Ä, Die Kuh- und Schweinestallungeu.........14 500 M.
i). Die Pferdestallungen, Schuppen und Ausfahrtsthor . . . . 16 500 „
o. Das Wohnhaus............... 16500 „
ä. Die beiderseitigen Anbauten bei demselben.......23 500 „
e. Die Scheune................13 500 „
f. Die Dungstätte, Brunnen, Pumpen und Pflasteruugcu . . . 4 500 „___

89 000 M.

Wenn zunächst die unter -^ und b bezeichneten Bauten cmsgeführt werden, fo würde dem
rücksichtlichder Stallnngen vorhandenen Bedürfnisse vollständig abgeholfen und gleichzeitig für die
provisorische Unterbringung der Waisenknaben ausreichend Sorge getragen sein.

Den Unterricht anlangend, so würden, wenn genau die Zahl der Unterrichtsstunden an
^n Winterschulen zu Grunde gelegt wird, jährlich 600 Stunden erforderlich sein.

Bei der geringen Zahl der vorhandenen Schüler indessen, welche dem Lehrer eine ein¬
gehendere Beschäftigung mit dem einzelnen Schüler gestattet, und bei dem gegen die landwirth-
schaftlicheu Winterschulen wesentlich vereinfachten Lehrziele für die Knaben in Desdorf dürfte eine
Verminderung jener Stunden auf die Hälfte vollständig genügen. Nimmt man das Honorar für
die Stunde zu 3 Mark und die fachlichen Ausgaben (Lehrmittel :c.) auf etwa 100 Mark jährlich
"n, so crgiebt sich eine Iahresausgabc für den Unterricht von 1000 Mark,

Werden die Ausgaben für Beköstigung und Kleidung pro Kind auf 300 Mark ange¬
nommen, so ergiebt sich für 10 Zöglinge'ein Gefammtbetrag von 3000 Mark jährlich.

Zur Deckung dieser Kosten stehen zunächst die Pachterträge des Gutes selbst zur Dis¬
position. Der Bestand derselben betrug Eude 1878 12 515 Mark, welcher Summe bis zum Ab¬
lauf des gegenwärtigen Pachtvertrags (Herbst 1880) jährlich 5 100 Mark uud von dann ab die
demnächst neu festzustellende Pachtsumme zuwachsen.

Es ergiebt sich hieraus, daß für die Baukosten nur der Bestand der Pachtgelrcr zur
Disposition stehen wird, der Rest aber anderweit disponibel zu macheu sein würde, wahrend die
laufende Pacht znr Bestreitung der Kosten für die Unterhaltung der Schule uud der Zöglinge ans¬
uchen wird.
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Hiernach beantragt der Provinzial-Verwaltungsrath:
„Der hohe Landtag wolle darüber Entscheidung treffen, ob die Einrichtung der

Ackerbauschule zu Desdorf nach den in diesem Referate angegebenenGesichtspunkten
erfolgen soll, sowie ob der nunmehr vorgelegte Plan für die Erneuerung der Hof-
gebäudefür genügenderachtet wird und dessen Ausführung, soweit hierzu der Bestand
der Pachtgelder nicht ausreicht, aus den sonstigen bereiten Beständen der Centralkaffe
erfolgen foll."

Der ProvinzialUerwaltungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wird,

Landtags-Marschall.

«r. «2.
Düsseldorf, den 17. Januar 1879.

Referat,
betreffenddie Beseitigung der an den Prauinzialstraßenstehenden

Pappeln. Eschen und Ulmen.

In Folge des Beschlusses des 25. Rheinischen Provinzial-Landtagcsvom 12. April 1877
(Seite 24 der gedruckten Verhandlungen), wodurch dem Provinzial-Verwaltungsrathe „die möglichst
baldige Beseitigung der noch an Provinzialstraßen stehenden Pappeln, Eschen und Ulmen aufgegeben
ist", sind mannigfacheSchwierigkeitenund Differenzen entstanden,deren Regelung und Klarstellung
im Interesse der Verwaltung dringend wünschenswerthist.

Zunächst lief eine große Anzahl von Gesuchen ein. welche, gestützt auf jenen Beschluß,
die unverzüglicheBeseitigung der gedachten Baumarten verlangten, und zwar ohne Rücksichtauf
die Annehmlichkeit, die landschaftliche Schönheit und die Sicherheit des Verkehrs, welche eine gut¬
gepflanzteBaumallee gewährt, sowie ohne Rücksicht auf den Preis, welcheraus dem Verkaufeder
Bäume zu erzielenfein würde

Von der anderen Seite wurden mannigfacheProteste und Bedenken gegen die Aus¬
führung jenes Beschlussesgeltend gemacht,welche sich vorwiegendauf das öffentliche Interesse an
der Erhaltung schöner und schattenreicher Baumreihen, namentlich in der Nähe von Ortschaften
stützten. Die Königliche Regierung zu Trier fand sich veranlaßt, insbesonderedie Erhaltung einer
Anzahl vom Steineschcn-Alleenwarm zu befürworten, während die Königliche Regierung zu Düssel>
dorf hervorhob, daß den klimatifchen Verhältnissen des Niederrheins die Ulme befonders günstig
und daher mit Vorliebe als Chausseebaumverwendet sei, daß ferner die stattlichenStraßen-Alleen
dieser Baumgattung dem landschaftlichen Charakter des Bezirks zur hohen Zierde gereichen und
deren Entfernung sehr zu bedauern sein würde; zugleich wurde darauf aufmertfam gemacht, wie
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die Adjacentcngegen die ans vc» Wurzeln der Ulme für ihre Aeckcr entstcheudeu 'N'achtheile sich
dadurch schützen könnten,daß sie parallel zur Straße tiefere Gräben zögen, welche die betreffenden
Wurzelausläufer abschneiden. Auch sei hier noch auf die Bestimmung in Artikel 612 iüinen, 3
des Bürgerlichen Gesetzbuches hingewiesen, wonach der Nachbar das Recht hat, in sein Grundstück
hineinragendeWurzeln der benachbartenBäume abzuhauen, sowie die Beseitigung der überhän¬
gendenAeste zn verlangen.

Der Provinzial-Verwaltungsrath war sich von vornherein bewußt, daß der in Frage
stehende Beschluß nicht wörtlich aufzufassen sei und keineswegs bezwecke, die sofortigeBeseitigung
der Pappeln, Ulmen und Eschen ohne Rücksicht auf anderweitigeInteressen durchzuführen.

Er stellte daher bereits in der Sitzung vom 30./31. Juli 187? die nachfolgenden
Modalitäten fest, unter welchen die Ausführung des Landtags-Beschlusses zu erfolgen habe:

ll. Die Ebereschen sollen als besondere Baumart, welche mit den Eschen nicht gleich zu
rangireu ist, von der Maßregel überhaupt nicht betroffeu werden;

d. Es ist unbedenklich,die Pappeln, Ulmen und Eschen überall, wo sie als Straßen»
bäume im Walde, in hohen Böschungenund Oebland stehen, einstweilen zu erhalten,
da in diesen Fällen ein Schaden für die Landwirthschaftnicht zu erwarten steht;

«. Die genannten Baumarten können, falls sie noch jung nud versetzungsfäbig sind, aus
dem Terrain, in welchem sie für schädlich erachtet werben, weil Felder und Wiesen an
die Pflanzungen Heraureichen, in Waldstrecken und Strecken, die durch Oedland führen,
versetzt werden;

<1. In jedem einzelnenFalle, in welchemhiernach eine Beseitigung der Pflanzung ange¬
zeigt sein würde, ist noch weiter festzustellen, ob der Schaben, den die Pappeln, Ulmen
oder Eschen den Adjacentcnbringen, nach deren Urtheil nicht durch eine höhere Annehm¬
lichkeit aufgewogeuwird, so daß sie bereit sind, den Schaden im Interesse der Annehm¬
lichkeit der Vaumpflanzung auch ferner zu ertragen;

e. Es bleibt in Betracht zu ziehen, daß der Landtags-Beschluß nur die baldmöglichsteBesei¬
tigung der genannten schädlichen Bamusorten angeordnet hat und daß hierunter doch
nur eine naturgemäße Beseitigung in geordneter Weise verstandenwerden kann, so daß
die Beseitigung immer nur iu dcr gewöhnlichen Fällnugszeit und sodann auch nur
erst erfolgen kann, wenn der Schutz, den die Baumpflanzung gewährt, durch andere
Vorrichtungen und Pflanzungen wieder geschaffen ist.

Aber im Laufe der Zeit stellte sich heraus, daß auch bei dieser eingeschränkten Durch¬
führung des Beschlussesweder dem öffcntlicheu Intcrresse an der Schonung und Erhaltung guter
Alleen, «och auch den Rücksichten auf Erzieluug angemesfcucr Kaufcrlöseaus den zu veräußernden
Bäumen hinreichendRechnung getragen werden könne. Es ergaben sich nämlich manche Fälle,
w° die Baumreihcn, deren Beseitigung von den Adjacentcnverlangt wurde, offenbar ganzen Ort¬
schaften zur Zierde und Annehmlichkeit dieutcn, jedoch die Adjaccntcn wcgen dcr angeblich ihnen
daraus entstehendenNachtheile und auf den mehrcrwähnten Beschluß des Provinzial-Landtags
^stützt, bei dem Antrage auf Beseitigung beharrtcu, während die dicserhalb gutachtlich gehörten
Drtsbehörden ebenso dringend die Aelassung der in Nedc stehenden Baumgruppeu befürworteten.
Desgleichenwurden bei der öffentlichen Feilbictung solcher Baumpflanzungen,deren Beseitigungin
Gemäßheit der von dem Provinzial-Landtage gegebenen Direktive angeordnet war, manchmal so
geringe Preise erzielt, daß die Zuschlagserthcilungeine nicht unerhebliche Schädigung der finanziellen
Interessen der Provinz herbeigeführt haben würdc. Vielfach wurde auch die Beseitigung solcher
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Bäume verlangt, welche noch gar nicht das haubare Alter erreicht hatten und im Verlaufe von einigen
oder mehreren Jahren einen ganz erheblichhöheren Preis erzielen mußten. Wenn nun auch in
solchen Fällen zur Zeit von der Beseitigung der fraglichen Bäume abgesehen und daher dem
erwähnten Landtagsbeschlusse vorläufig eine noch eingeschränktere Bedeutung beigelegt wurde, als
dieses bereit« in der Interpretation des Provinzial-Verwaltungsrath vom 30./31. Juli 187?
geschehen war, so muß doch der Provinzial-Verwaltungsrath Werth darauf legen, fich in der
Aehaudlung dieser Frage mit den Intentionen des Provinzial-Landtages in Uebereinstimmungzu
wissen. Derselbe glaubte aus diesem Grunde diese Angelegeuhcit nochmals dem hohen Landtage
unterbreiten zu müssen und gestattet sich den Antrag zu stellen,derselbe wolle die in der Sitzung
des Provinzial-Verwaltungsraths vom 30./31. Inli 1877 angenommeneInterpretation des Land-
tagS-Beschlusses vom 12. April 1877 mit der weiteren Einschränkungbilligen, daß auch überall
da. wo nach Rückfragen bei den betreffendenLokalbehördenein erhebliches öffentliches Interesse
der Schönheit, Annehmlichkeitoder der Verkehrs - Sicherheit und dergleichendie Erhaltung der
gedachten Baumpflanzungen dringend wünschenswertherscheinen läßt, oder wo ein dem Werthe der
zur Veräußerung ausgebotenen Bäume entsprechenderPreis nicht zu erzielen ist, oder wo die
Bäume noch so wenig entwickelt und ausgewachsensind, daß eine Beseitigung derselben den ratio¬
nellen Wirthschafts-Grundsätzenwidersprechenwürde, einstweilen von der Beseitigung der mehr¬
erwähnten Chausseebäumeabgesehen werden könne resp, daß in den geeignet erscheinenden Fällen
nur eine allmählicheBeseitigung nach einem bestimmtenFällungsplane in längerenZeitperioden in
der Weise vorgesehen werden möge, daß die bei der ersten Lichtung verbliebenennoch aufstehenden
Bäume der gedachten Gattung nicht eher beseitigt werden, als bis die nach den ersten Fällungen
dazwischen gepflanztenBäume anderer Art im Verlaufe einiger Jahre hinreichend angewachsen nnb
gekräftigtsind.

Der Prooinzial-Uerwaltungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wird,

Landtags-Marschall.

Nr. 18.
Düsseldorf, den 20. März 1870.

Referat
über den Ausbau und die Uebernahme der Kreisstraßenim Kreise Weisenheim.

Der XXV. Rheinische Provinzial-Landtag hat in der Sitzung vom 16. April 1877 auf
den bezüglichen Antrag des Provinzial-Verwaltungsraths beschlossen:

u. die ausgebauten Kreisstraßen des Kreises Meisenheimin den Provinzialstraßen-Verband
zu übernehmen, sobald der Kreis die Mängel der Unterhaltung beseitigt haben wiro,
deren nähere Aufstellungim Einzelnen erst vorgenommenwerden kann, nachdem das
erforderlicheStraßen-Inventar anfgestelltsein wird;
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K. die unausgebanten Strecken dagegendurch die ständische Straßenbau-Verwaltung selbst
auszubauen und zu übernehmen,falls der Kreis Meisenheimdie ihm obliegenden Ver¬
pflichtungen nach Maßgabe der LandesherrlichenVerordnung vom 9. Juli 1838 für
einen Ausbau nach den Anforderungen, welche an Provtnzialstraßeu gestellt werden,
übernimmt, beziehungsweise die ihm dadurch auferlegtenKosten sofort in einer annehm¬
baren Weise disponibel stellt.

Eine Ausführung dieses Beschlusses ist bislang weder bezüglichder ausgebauten, noch
bezüglich der unausgebcmteuStraßenstreckeuerfolgt.

Hinsichtlich der ausgebautenStraßenstrecken,1. von der Glanstraße bei der Stadt Meisen-
Heim ab über Breitenheim, Ieckenbach, Hundsbach, Becherbachund Bärenbach bis zur Nahestraße,
2. vou der Glanstraße bei der Stadt Meisenheimab bis zur bayerischenGrenze nächst dem Orte
Callbach hat die nähere Aufstellungder vom Kreise Meisenheim zu beseitigendenMängel der Unter¬
haltung noch nicht vorgenommeu werben können, weil sich die Anfertigungdes erforderlichen Straßen-
Inventars bis jetzt verzögert hat. Nach der in nächsterZeit bevorstehenden Fertigstellnng des
Inventars wird die Ausführung des Landtags-Beschlussesvom 16. April 187? bezüglich der aus¬
gebauten Kreisstraßenstrecken vor sich gehen können.

Hinsichtlich der nnausgebauten Kreisstraßenstrecken sind unter der Leitung des ständischen
Wegebau-InspectorsBorggreve dnrch einen von der ständischen Straßen-Verwaltung engagirten
Techniker die Projecte für den Ausbau aufgestellt und zur Vorlage gebracht. Die unfertigenStrecken
liegen in der Kreisstraße von Meisenheim über Ranmbach, Meddersheim und Merxheim bis
Martinstein in drei getrennten Theilen und zwar

1. zwischen Meisenheimund Raumbach 489,606 lfde. Meter
2. zwischen Meddersheim und Merxheim2200,00 „ „
3. zwischen Merxheim und Martinstein 1771,00 „ „

und sind im Ganzen also 4460,606 Meter lang. In den Projekten ist für diese unfertigen Strecken,
ebenso wie bei den ausgebautenStraßen und den ausgebaute«Strecken der KreisstraßeMeisenheim-
Martinstein, von der sie einzelne Theile bilden, eine Kroneubreitevon 18 Fuß oder rot. 5,70 Meter
vorgesehen und eine Breite der Steinbahn von 4,40 Meter veranschlagt worden. Die Gesammt-
anschlagstosten belaufen sich für die Strecke

1. Meisenheim-Raumbachauf ..... 1 850 Mark,
2. Merxheim-Meddersheiin...... 26 000 „
3. Meddersheim-Martinstein ..... 21500 „

also auf 49 350 Mark,
wovon in Gemäßheit der noch geltendenLandgräflich hessischenWegeordnung vom 9. Juli 1838
dem Provinzial-Verband an Kosten der technischen Anordnung, Leitung und Beaufsichtigung der
Arbeiten, an Kosten der Kunstarbeitenals der Brücken und Kanäle, sowie an Kosten für Anschaffung
der erforderlichenBaugeräthschaften3 911 Matk 05 Pfg. zur Last fallen.

Der Beschluß des XXV. Provinzial-Landtags genehmigtdie Uebernahmeder ausgebauten
Kreisstraßenstreckennach Beseitigung der Mängel der Unterhaltung in ihrer bisherigen Anlage,
Macht dagegen aber die Uebernahme der unfertigen Kreisstraßen von einem Ausbau abhängig,
welcher den Anforderungenan Provinzialstraßen entspricht. Hiernach wäre den Straßen eine Breite
v°n 7,5 Meter zu geben.

Die Königliche Regierung in Coblenz und die Kreis-Vertretung von Meisenheim bittet,
falls dem genannten Beschlusseeine so weit gehende Tragweite beizulegen sei, eine anderweite

1b »
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Beschlußfassungeintrete» zu lassen. Die Aaupflicht des Kreises beschränke sich in Ansehung der
Breite und Beschaffenheitder Straßen auf diejenige Norm, welche beim Ausbau der schon aus¬
gebauten Strecken als die maßgebliche befolgt worden sei. Dem Kreise eine weitergehende Baulast
in Wahrnehmung ihres Aufsicht«rechtes anzusinnen, findet die Königliche Regierung bedenklich. Die
diesseitigeAuffassungdes Laudtagsbeschlufses,daß die auszubauendenKreisstraßeustreckenvor der
Uebernahmedem Regulativ, betreffend die Vereinigung der in der Rheinproviuzbestehenden Bezirks-
straßenfond«und der Fonds zur Unterhaltung der Staatsstraßen zu einem Provinzialstraßenfonds,
vom 17. Januar 1876 entsprechend herzustellenseien, dürfte wohl richtig sein. Indessen scheint es
nicht geboten, bei diesem Beschlusse zu beharren. Die unfertigen, zusammen4460,6 Meter langen
Strecken bilden Theile der Kreisstraße von Meisenheim-Meddersheimbis Martinstein, von welcher
bereits 15 321 Meter in einer Kronenbreite von 5,60 Meter ausgebaut sind. Die ausgebaute
Strecke, welche nach dem Beschlusse in ihrer jetzigen Anlage zu übernehmen ist, entspricht daher
nicht dem vorgenannten Regulativ, ebensowenigdie Kreisstraßen von Meisenheim bis Bärenbach
und von Meisenhcimnach Callbach. Da die ausgebauten Straßen bislang den durch den Verkehr
an sie gestellten Anforderungenim Allgemeinengenügt haben, fo dürfte es nicht unbillig erscheinen,
die noch fertig zu stellenden Kreisstraßeustreckendann zu übernehmen, wenn sie nach denjenigen
Normen in tüchtiger Beschaffenheitausgebaut würde», welche beim Bau der fertigen Straßen¬
strecken befolgt worden sind.

Bezüglich der Ausführung des Ausbaues wird noch hervorgehoben, daß derselbe schon
mit Rücksicht auf die Vertheiluug der Baukosten, wovon 3 911 Mark 05 Pf. auf den Provinzial-
Verband, 45 438 Mark 95 Pf. auf den Kreis Meiscuheimfallen, zweckmäßig dein letztern zuzu¬
weisen sein wird.

Die Kreisbehördewird vermögeihrer Lokalkeuntuisse und da sie den Gruud und Boden
für die Straßen-Anlage zn beschaffen, sowie alle Baumaterialien z» liefern hat, am besten in der
Lage seiu, die Ban-Ausführung selbst zu übernehmen,und dürfte kein Grund vorliegen, dem Kreise
vie durch die Wcgeorduungauferlegte Verpflichtungzum Ausbau abzunehmen.

Mit Rücksicht auf vorstehende Ausführungen erlaubt sich der Provinzial-Verwaltungsrath,
dem hohen Provinzial-Landtageden Antrag zu unterbreiten:

„Der hohe Landtag wolle unter Modifiziruug feines Beschlusses vom 16. April
1877 beschließen:
,l. die ausgebauten Kreisstraßcn des KreisesMeisenheimin den Provinzialstraßen-Verband

zu übernehmen,sobald der Kreis die näher zu bezeichnendenMängel der Unterhaltung,
Grenzbezeichnung lc. beseitigt haben wird;

d. die unausgebauten Kreisstraßenstreckenzu übernehmen, sobald diese durch den Kreis
Meisenheim unter Zuhülfenahme des nach der Wegeorduuug vom 9. Juli 1838 zu
berechnenden Zuschusses des Provinzial-Verbanbes in der Breite des Planums uud der
Steinbahn der anschließendenausgebauteu Straßentheile unter örtlicher Oberleitung
des ständischen Wegebau-Inspektors und nach dem Urtheil der ständischen Straßen-
Verwaltung in allen Theilen tüchtig ausgebaut sein werden."

Der Vrouinzial-UerwaltungKrach.
Wilhelm Fürst zu Wird,

Landtags-Marfchall.
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Nr. l4.

Düsseldorf, den 4. April 1879.

Referat
des Vrovinzml-MrMaltmgSlathcs,betreffendden Verkauf

der alten Blindenanstalt zu Düren.

Aus Veranlassung der im Oktober dieses Jahres stattfindendenErrichtung von 1 Amts¬
gerichtenin der Stadt Düren ist an die ständische Verwaltung die Anfrage gerichtet worden, ob
dieselbe die Gebänlichkeitender alten Minden-Anstalt zu den hierfür erforderlichenLokalitätenver¬
kaufen wolle. Nachdemdie Stadt Düren durch Stadtverordneten-Beschlußvom 22. Oktober pr.
auf die ihr an dem alten Blindeuanstalts-Gebäude laut Schcukungsaktder Cheleute Schenkel
v°m 20. Oktober 1844 zustehenden eventuellen Ansprüche für den Fall verzichten zu wollen erklärt
hatte, daß diese Gebäude an den Iustizfiscus zum Zwecke der Einrichtung von Amtsgerichtenver¬
kauft werden und die Justizverwaltung dann auf die von der Stadt durch Beschlußvom 10. Sep¬
tember pr. angebotene baare Beihülfe von 6 000 M. zur Beschaffung von Amtsgerichtslokalen
Verzicht leisten sollte, ist der Laudes-Dircttor mit dem Vertreter des Iustizfiscus sowie der Stadt
Düren in weitere Verhandlungen getreten, welche nach wiederholterVerathung dieser Angelegen¬
heit im Provinzial-Verwaltungsrathe schließlich zu dem Resultate geführt haben, daß der Provin-
zial-Verwaltnngsrath fich bereit erklärt hat, die alte Anstalt nebst Zubehör zum Preise von 90 000 M.
unter Vorbehalt der Genehmigung des Landtags zu verkaufen, falls die Stadt Düren auf ihre
Ansprüche aus dem SchenkelschenSchenkungsaktebeim Zustandekommendes Verkaufes Verzicht
leistet. Vou diesem in der Sitzung vom 15/18. Januar cr. gefaßte« Beschlusse ist sowohl dem
Elften. Präsidenten des RheinischenAppellationsgerichtshofeszu Cöln, wie der Stadt Düren durch
Schreiben vom 21. Januar cr. Mittheilung gemachtworden, ohne daß eine Rückäußerung Seitens
ber genannten Stellen bis jetzt erfolgt ist.

Für den Verkauf der alteu Vlinden-Anstalt fpricht insbesondere der Umstand, daß die
letztgenannte Anstalt von der neuen Austalt über eine halbe Stunde entfernt liegt, was nicht nur
" wirthschaftlicher Hinsicht mit mannichfachenUebclständeu verknüpft ist, sondern auch für die
Beaufsichtigungund Controle der Zöglinge und Bediensteten der Anstalt Seitens des Direktors
Manche Nachtheile zur Folge hat. Der Provinzial-Verwaltungsrath glaubte daher den Verkauf der
alten Anstalt empfehlenzu können, wenn aus demselbenein Erlös erzielt würde, welcher aus¬
reichend erscheint, um auf dem Terrain der neuen Blindenanstalt ein dem Bedürfnisse entsprechendes
Gebäude für die Arbeiter-Abtheilungzu errichten. Im Hinblicke hierauf, fowie die Wertheren der
vorhandenen Gebäulichkeitenist die Kaufpreisforderungschließlich auf 90000 M. festgestelltworden.

Da der IustizfiskuS im Falle des Ankaufesdie Ueberlieferungder Gebäulichkeitenjeden¬
falls vor dem 1. Oktober cr. verlange» wirb, so würde das Vcrkaufsgeschäftsich nur alsdann
realisiren, wenn der hohe Landtag bereits in der gegenwärtige»Session seine Zustimmung zu dem
Verkaufe Urtheilen und den Provinzial-Verwaltungsrath ermächtigen würde, den Verkauf für den
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Fall der Annahme der im Schreiben vom 21. Januar cr. enthaltenen Offerte Seitens des Iustiz-
fislu« oder der Stadt zum Preise von 90 000 M. definitiv abzuschließen.

Im Falle der Verkauf zu Stande kommen follte, würde die Verwaltung für die einst¬
weilige Unterbringung der Zöglinge der alten Bliuden-Anstalt in der Weise Sorge trage», daß iu
der Nähe der neuen Bliuden-Anstalt ein Gebäude, wozu sich Gelegenheitfindet, gemiethetwürde.
Demnächst könnte« alsdann die Pläne und Kostenanschlägedes Neubaues vorbereitet und dem
nächstenLandtage vorgelegt werden.

Indem der Provinzial-Verwaltungsrath sich beehrt, dem hohen Landtage von der Lage
dieser VerhandlungenMittheilung zu machen, stellt derselbe gleichzeitig den Autrag:

„Der hohe Landtag wolle eventuell den Provinzial-Verwaltungsrath ermäch¬
tigen, die Oebäulichkeiten der alten Blinden-Anstalt zum Preise vou 90 000 M. an
den Iustizfistus oder die Stadt Dürcn unter der Voraussetzung des Verzichte«der
Letzteren auf alle ihr nach dem Schenkungsatte der Eheleute Schenkel vom 20. Oktober
1844 zustehenden eventuellenAnsprüchezu verkaufen."

Der Uorschendedes ProvinzialUerwaltnngsrathes.
Wilhelm Fiiist zu Wird,

Landtags-Marschall.

Nr^15.
Düsseldorf, den 4, April 1879.

Referat,
betreffenddie Kleoerführungder Anstolts Apotheke von Kiegburg

noch der ProvinzialIrrenanstalt zn Grafenberg.

Bei der fortwährend zunehmendenKrankenzahl iu der Provinzial'Irren-Anstalt zu Gra-
fenberg hat sich der Mangel einer eigenen Anstalts-Apothekeum so fühlbarer gemacht, als die
nächste Apotheke sich in der Entfernung von 5,5 Kilometer, also fast ^ Meile, zu Düsseldorf
befindet. Diesen Uebelstand hat die in der Anstalt eingerichteteDispensir-Anstalt nur iu einem
geringen Grade zu beseitigen vermocht,weil dieselbe einestheils nur eine beschränkte Receptur ent¬
hält und andernlheils die in der Anstalt angestellte» Aerzte bei der Größe der Anstalt und der
vorhandenen Kraukenzahlso in Anspruchgenommensind, daß dieselben sich nur in geringem Maße
mit der Bereitung der Arzneien befassen können. Da nun die in der Anstalt zu Siegburg vor'
handene, mit allen erforderlichenEinrichtungen versehene Apotheke nach der Schließung dieser An¬
stalt daselbstüberflüfsiggewordenist, fo erscheint es zweckmäßig, dem in der Anstalt zu Grafenberg
hervorgetretenen Bedürfnisse dadurch Abhülfe zu schaffen, daß die zu Siegburg vorhandeneApotheke
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Nach der erstem, Anstalt überführt und daselbst ein Apotheker angestellt werde. Die hieraus
erwachsenden Kosten der Besoldung des Apothekerswerben zum Theile wieder durch die Ersparnisse
an den Kosten der Arzneien im Verhältnisse zu deren Entnahme aus einer fremden Apotheke
ausgeglichen. Der Provinzial-Verwaltungsrath beehrt sich deßhalb, den Antrag zu stellen:

„Der hohe Landtag wolle beschließen,daß die in der Anstalt zu Siegburg,
vorhandene Anstalts-Apothekenach der Provinzial-Irren-Anstalt zu Grafenberg über¬
führt werben soll."

Der Vorsitzende des Provinzial Uerwaltungsraths.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Landtags-Marschall.

»r. 1«.

Düsseldorf, den 3. April 1879.

Referat,
betreffend den Antrag wegen Ausnahme der Prämienstrasze von Weycrlmsch

nach Herchen unter die Prouinnatstraßen.

Die KöniglichenRegierungen zu Cölu und Coblenz haben gemeinschaftlich den vm den
betreffendenbeiderseitigenGemeinden gestellten Antrag befürwortet, daß die, beiden Regierungs¬
bezirken angehörende, Prämienstraße von Weyerbuschnach Herchen auf de i Provinzialstraßen-
oonds übernommenwerde.

Der Provinzial-Verwaltungsrath hat in der Sitzung vom 12. Dezember 1877 den An-
trag seinerseitsgeprüft und beschlossen, die Straße dem Provinzial-Landtage zur Aufnahme unter
ble Provinzialstraßen zu empfehle».

Die Straße beginnt im Orte Weyerbuch an der Mülheim-Altenkircheu'erProvinzial-
straße, führt in ziemlich gerader Richtung durch meist waldiges Terrain bis gegenüberdem Dorfe
^scheid, welcherOrt ca. 300 in rechts tiefer liegen bleibt, steigt sodann in verschiedenen Curven
" das Werferthal hinab, geht diesem nach an der Werfer-Mühle vorbei bis zum Eintreten m
bas Igelöbacher-Thal und verfolgt letzteres bis zum Siegthale, überschreitetdie Sieg vermittelst
einer mit massivenPfeilern erbauten Holzbrücke von 116 in Länge und mündet nach Ueberschrei-
wng des Bahngeleises der Cöln-Gießen'er Eisenbahn bei der Station Herchen in die Sieg-Pro-
v'nzialstraße.

Die Gesammtlänge der Straße beträgt 12 037,7 in; davon fallen 8183 m m den
Negierungs-BezirkCölu beziehungsweise in den Kreis Sieg uud 3 854.7 in in den zum Regierungs¬
bezirk Eoblenz gehörenden Kreis Altenlirchen. Betheiligt ist im Kreis Sieg b.e eine Bürger-
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meistern bildende Gemeinde Hcrchen und im Kreise Altenkircheu die Bürgermeisterei Weyerbusch
mit den Gemeinden Werkhausen, Marenbach und Weyerbusch. Die Straße ist gebaut in de»
Jahren 1871 bis 1875 nach den bei dem Ministerium für Handel :c. unter dem 4. Mai 1868
genehmigten Plänen und Kostenanschlägen und war zuerst eine Bauprämie von 8 000 Thlr. pro
Meile bewilligt, die später zu Gunsten der Gemeinde Herchen ans 10 000 Thlr. erhöht wurde.
Außerdem ist für den Bau der Sieg-Brücke noch eine besondere Beihülfe von 2 000 Thlr. be¬
willigt worden.

Die Breiten des Planums und der Steiubahu sind mit den im Provinzialstraßen-Negu-
lativ uormirten Breitenmaßen übereinstimmend. Ebenso sind die Steigungsverhältnisse auf der
Strecke im Regierungsbezirk Coblenz dem genannten Regulativ entsprechend, wogegen auf der im
Regierungsbezirk Eöln liegenden Strecke größere Steigungen vorkommen und zwar von 51 nun
zwischen Station 6,«89—7,»<>2und von 56 ,nin zwischen Station 7,5»2—8,i<>4. Ueber das Vor¬
handensein dieser Steigungen wird jedoch hinweggesehen werden können, da dieselben in dem geneh¬
migten Projekte enthalten waren und da der auf der Straße sich bewegende Verkehr die qu. Stei¬
gungen auch ohne Schwierigkeit überwindet.

Bei einer durch den Landes-Baurath der Straßenvcrwaltnng im Sommer 1878 vorge¬
nommenen informatorischen Besichtigung der Straße sind in baulicher Hiusicht augenfällige Mängel
an der Straße nicht wahrgenommen worden, anch war diefelbe anscheinend ordnungsmäßig unterhalten.

Fn Folge ihrer Lage als Verbindungsstrahe zwischen zwei größeren Provinzialstraßen und
da die Straße die gerade nördliche Verlängerung des von Neuwied resp, dem Rhein über Rengs-
dorf und Flammersfeld nach Weyerbusch führenden Straßenzuges bis zum Siegthale bildet, ist
dieselbe für den allgemeinen durchgehenden Verkehr und für die Vervollständigung der größeren
Verkehrswege von Bedeutung, während sie zugleich für eiuen ansehnlichen Landstrich die nächste
Verbindung nach der Eisenbahn vermittelt. Die Haltestelle bei Herchen ist vornehmlich in Rück¬
sicht der Straße eingerichtet worden und hat seit der in 1876 erfolgten Eröffnung der Haltestelle
der Verkehr auf der Straße sich bereits zu einem verhältnißmäßig lebhaften gestaltet. So sollen
nach den Angaben der Güter-Expedition Herchen zeitweise allein nach Flammersfeld wöchentlich
^00 Centncr Kunstdünger abgegeben und von den durchschnittlich per Woche mit ca. 1100 Centner
angekommenen Kohlen und sonstigen Frachtsendungen mindestens ^ zum Weitertransport auf der
Straße gelangt sein, während die Verladungen von den auf derselben herangebrachten ländlichen
Produkten per Woche ca. 200 Eentner betragen haben.

Während sonach die Straße vermöge ihrer Lage //nd Verkchrsbedeutung sich zur Auf¬
nahme unter die Provinzialstraßen qualificircn möchte, liegt es andrerseits in der Billigkeit, die
betheiligten Gemeinden von der Unterhaltung der dem allgemeinen Nutzen dienenden Straße zu
entheben, zumal dieselben sämmtlich arm und noch vom Ban der Straße her mit Schulden schwer
belastet sind. In Folge der während des Baues eingetretenen Steigerung aller Löhne sind näm¬
lich die Baukosten gegen die Veranschlagung erheblich vermehrt und die Gemeinden gezwungen
gewesen, zu den zuerst aufgenommenen Anleihen weitere Schulden zu entriren.

Es betragen die von der Gemeinde Herchen (3238 Seelen) zum Zwecke des Straßen¬
baues aufgenommenen Anleihen zusammen 81163 M. und hat dieselbe außerdem noch mit einer
schwebenden Schuld von 8 083 M. von dem Bau her zu kämpfen. Die Tilgung dieser Beträge
muß, da die Gemeinde kein eigenes Vermögen und daher auch keine eigene Einnahme hat, lediglich
durch Umlagen erfolgen und haben die in den letzten Jahren fchon mit 200°/° der Staatssteuer»
erhobenen Umlagen auf 300°/« gesteigert werden muffen.
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Von den Gemeiudeu der Bürgermeisterei Wcyerbusch sind die Baukosten, welche be¬
tragen haben:

für Werkhausen (195 Einwohner).....13 500 M.
„ Marenbach (161 „ ).....4 362 „
„ Weyerbusch (241 „ ).....4 362 „

ebenfalls durch Anleihen aufgebracht worden, zn deren Verzinsung und Amortisation die zu den
sonstige« Gemeiudebedürfuissen schou ca. 200°/« betragenden Umlagen für Werkhauseu um 220°/o,
für Marenbach um 140> und für Wcyerbusch um 90°/o erhöht werden mußten.

Die Gcmeiudcn sind uutcr diesen Umständen noch auf Jahre hinaus bedrückt und in
ihrer Leistungsfähigkeit auf's Aeußerste angespannt, so daß der Wunsch derselben, von der Unter¬
haltung der Straße und damit von der Nothwendigkeit, auch noch im Interesse fremder die Straße
benutzeuder Gemeinden Opfer zu bringen, befreit zu werden, wohl gerechtfertigt ist.

Wie bereits bemerkt, ist die Straße in der Anlage gut ausgebaut und wird es, um die¬
selbe überucchmefähig zu machen, event, nur der Beseitigung von Abuntzungsschäben und der Aus¬
führung kleinerer Negulirungsarbciten bedürfen. Dagegen kann die Uebernahme der über die
Sieg führenden mit hölzernem Oberbau construirteu Brücke in der jetzigen Anlage grundsätzlich
"icht empfohlen werden, und wird der Gemeinde Herchen als dem betroffenen Theile die Umände
rung der vorhandenen Holzcoustruction in eine Eisenconstruction, was bei der massiven Pfeiler¬
anlage ausführbar ist, uoch besonders aufzugeben sein. Der Umbau der Brücke wäre nach den
näheren Vorschriften der Straßenverwaltung zu bewirken und könnte der Gemeinde event, mit
Aussicht auf ihre bedrängte finanzielle Lage und in Anbetracht, daß die Unterhaltung der Brücke
in einer Eisenconstruction für die Straßenverwaltung billiger würde, ein angemessener Baukosten¬
zuschuß aus Provinzilllstraßcnfouds in Aussicht gestellt werden.

Der Provinzial-Verwaltnugsrath stellt hiernach den Antrag:
„Hoher Landtag wolle

1. die Aufnahme der Prämicnstraße von Weyerbusch nach Hcrchen nach vorschriftsmäßiger
Instandsetzung in die Reihe der Provinzialstraßen genehmigen mit der Bedingung, daß
von der Gemeinde Herchen die im Zuge der Straße befindliche Holzbrücke mit eisernem
Oberbau nach einem von der Straßeuverwaltuug zu acceptireuden Projecte umgebaut
werbe, und bis dahin, daß dies geschehen, die Unterhaltung des Oberbaues dieser
Brücke der Gemeinde znr Last bleibe;

2. den Provinzial-Verwaltungsrath ermächtigen, der Gemeinde zu den durch de» Umbau
eutsteheuden Kosten nach deren Ermittelung einen angemessenen Zuschuß zu bewilligen."

Der Prouinzml Verwaltungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wird,

Landtags-Marschall.

16
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Nr. 17.
Düsseldorf, den 3. April 1879.

Referat
des Pramnnal-Uerwattnngsrachs an den Provinzial Landtag, betreffend Antrag auf
naOriigliche Genchmigung des Aeglements «der die Zwangserziehung uerwahrlaster

Kinder umn 28. Zlovember 1878.

Durch das Gesetz über die Unterbringung verwahrloster Kinder vom 13. März 1878 ist
bestimmt worden, daß diejenigenKinder, welche nach Vollendung des sechsten und vor Bollendung
des zwölften Lebensjahres eine strafbare Handlung begehen, von Obrigkeitswegenin eine geeignete
Familie oder in eine Erziehung«- oder Besserungsanstalt untergebrachtwerden tonnen, wenn eine
solche Unterbringung behufs Verhütung weiterer sittlicher Verwahrlosung des betreffendenKindes
mit Rücksichtauf dessen Familien- und sonstigen Lebensverhältnissegeboten erscheint. O. 1
des Gesetzes.)

Die Verpflichtungznm Vollzuge dieser Unterbringung ist den Provinzial- resp. Communal-
Verbänden auferlegt worden (ß. 7 des Gesetzes),uud sollen die nähern Bestimmungenüber Ver¬
waltung des den betreffenden Verbänden durch das Gesetz vom 13. März 1878 übertragenen
Verwaltungszweigesdurch besondere Reglements getroffen werden, welche von den Vertretungender
betreffendenVerbände zu erlassen sind und in gewissen Beziehungender Genehmigungder Herren
Münster des Innern und der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheitenbedürfen.
(8- 13 des Gesetzes,)

Da das neue Gesetz bereits am 1. Oktober v. I. in Kraft trat, eine Zusammenberufung
des Provinzial-Landtags jedoch vor diesem Termine nicht in Aussicht staud, so mußte der Erlaß
des betreffenden Reglements provisorischdurch den Provinzial-Verwaltungsrath vorbehaltlich der
nachträglichenGenehmigungdes Provinzial-Lcmdtageserfolgen.

Es wurde demzufolge in den Sitzungen des Provinzial-Verwaltungsraths vom, 4/5. Sep¬
tember und 27/29. November v. I. das anliegendeReglement provisorisch festgestellt, mit dessen
Inhalte die Herren Nessort-Minister sich durch den beifolgendenErlaß vom 9. Januar cr. vor¬
läufig einverstandenerklärt haben.

Bezüglich der einzelnenBestimmungendes Entwurfes ist uur Folgendes zu bemerken:
^ä ß. 2. Mit Rücksichtanf die große Zahl der in der Provinz bestehenden,öffent¬

lichen und privaten Rettungs- und Waisenhäuserglaubte der Provinzial-Verwaltungsrath, daß von
der Einrichtung emer besonderenProvinzial-Anstciltfür die hier in Rede stehenden Kinder vorerst
abzusehen und zunächst der Versuchzu machensei, ob der Zweck des Gesetzes nicht vermittelst der
erwähnten, bereits bestehenden Anstalten ausreichenderfüllt werden könne.

^ä §. 6. Die Normirung der durch das Gesetz vorgeschriebenen ersten Ausstattung bot
gewisseSchwierigkeiten dar. Bezüglich der in Anstalten unterzubringendenZöglinge ergab sich
allerdings von selbst der einfache Ausweg, die Gemeinden in betreffender Hinficht dasjenige
leisten zu lassen, waS im einzelnen Falle die Aufnahme-Anstaltnach ihren Statuten verlangt,
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indessen konnte nicht verkannt werden, daß bei denjenigenKindern/ welche an Familien übergeben
werden, die Detaillirung der zum Zwecke der ersten Ausstattung zu liefernden Kleiduugsstiicke zu
vielfachenSchwierigkeitenund Weiterungeu führen würde, so daß es sich zu empfehlen schien, bei
letzterenKindern von den Gemeinden lediglichdie Zahlung eines Pauschquautums zu verlangen.
Die Höhe des hierfür angenommenenBetrages hält ungefähr die Mitte zwischen den in den größern
Anstalten der Provinz dieserhalbbestehenden, auf praktischer Erfahrung beruhendenNormen.

Der Provinzial-Vcrwaltungsrath beantragt, der hohe Landtag wolle dem Reglement,
betreffend die Zwangserziehung verwahrloster Kinder vom 28. November v. I. nachträglichseine
Genehmigungertheilen.

Der Vorsitzende des ProvinzialUerwaltnngsraths.
Wilhelm Fürst zu Wird,

Landtags-Marschall.

Düsseldorf, den 28. November 1878.

Reglement
aber die Zwangserziehung verwahrloster Kinder.

Zur Ausführung des §.13 des Gesetzes vom 13. März er., betreffenddie Unterbringung
verwahrlosterKinder, wird Folgendes bestimmt:

Die Verwaltung des durch vorerwähntes Gesetz dem Provinzial-Verbandeder Nheinprovinz
übertragenen Geschäftszweigeserfolgt in Gemäßheit des Regulativs für die Organisation der Ver¬
waltung des proviuzialständischenVermögens und der provinzialständischenAnstalten in der Rhein¬
provinz vom 27. September 1871 und des unter dem 1. November 1875 Allerhöchst genehmigten
Nachtrags zu diesem Regulative durch deu Provinzial-Verwaltungsrath und seine Organe.

8, 2.
Der RheinischeProviuzial-Verbaub genügt der ihm obliegenden Verpflichtung zur Unter¬

bringung verwahrloster Kinder bis auf Weitere« durch Ueberweisungderselben an geeignete recht-
schaffene Familien oder an die in der Nheinprovinzbestehenden öffentlichen oder privaten Erziehungs¬
anstalten und Waisenhäuser.

8. 3.
Sobald ein die Unterbringung anordnender, vollstreckbargewordenerBeschlußdes Vor-

Mundschaftsgerichts au den Landes-Direttor gelangt, bestimmt dieser darüber, ob da« Kin< einer
Erziehungsanstaltoder einer Familie zu überweisen sei und wählt unter Berücksichtigung der Confession
be« betreffendenKindes die zur Aufnahme desselben passendeAnstalt oder Familie und zwar letztere
^»möglichin größerer Entfernung von dem Heimathsorte des Kindes aus.



124

Von der getroffenenAuswahl wird sowohl das Vormundschaftsgericht,durch welches die
Unterbringung für erforderlicherklärt worden ist (§. 9 al. 3 des Gesetzes), als auch die Behörde
des Aufenthaltsortes des Kindes benachrichtigt,welche alsdann auf Kosten des verpflichteten Armen¬
verbandes oder der zur Nlimenwtiou verpflichtetenPersonen (§. 12 al. 2 des Gesetzes) die Ueber-
fiihrung in die Anstalt, beziehentlich in die Familie, nöthigenfalls zwangsweise zu bewirkenund die
»öthige erste Ausstattung (§. 6 dieses Reglements) zu besorgen hat.

Die Beaufsichtigungder untergebrachtenKinder erfolgt durch den Landes-Direktor,welcher
sich hierbei der Mitwirkung der Ortsbehörden, Waisenräthe, Erziehungsvereine, sowie geeigneter
Auskunftspersoueubedienenkann.

Der Landes-Direktorwird über das sittliche Verhalten sowie über die geistige und körperliche
Entwickelung der Kinder fortlaufend Nachrichteneinziehen und über die Erziehung, sowie die Hand¬
werks- oder sonstige Ausbildung der einzelnen Zöglinge mit Rücksicht auf deren Anlagen und Fähig¬
keiten die Entscheidungtreffen,

ß. 5.
Der Beschluß über definitive oder widerruflicheEntlassung aus der Zwaugs-Erziehung

(tz, 10 des Gesetzes), welcher erst nach Anhörung des Vorstehers der Erziehungsanstalt oder der
mit der Aufsicht über deu betreffendenZögling betrauten Personen, insbesondere des Waiscnraths,
uud nach Ausmittelung eines geeigneten Unterkommens statthaben darf, sowie über Verweigerung
der Entlassung, erfolgt durch den Landes-Direktorvermittelsteines mit Gründen verseheneu Nesoluts.

Von der geschehenenEntlassung ist außer dem Vormundschaftsgerichte und dem Waisenrathe
auch dem Vorstande der Gemeinde, in welche der Zögling entlassenwerden soll, Kenntniß zu geben.

Die Beschwerde gegen einen auf Entlassunglautenden Beschluß des Vormundsschaftsgerichtes
(al. 3 §, 10 des Gesetzes) und der Antrag auf Ausdehnung der Zwangs-Erziehung(al, 5 eock. loc.)
steht dem Landes-Direktorzu.

§. 6.
Für die erste Ausstattung (§. 13 al. 3 des Gesetzes) der in Anstalten unterzubringenden

Kinder sind die für die betreffendeAnstalt bestehenden Bestimmungenmaßgebend.
Zur Deckung der durch die erste Ausstattung der in Familien unterzubringendenKinder

entstehenden Kosten ist von dem betreffendenArmeu-Verbande ein Paufchal-Betrag von 40 Mark
für jedes Kind an die provinzialständische Centralkassezu zahlen.

s- ?-
Der Landes-Direktorist befugt, iu allen die Ausführung des Gesetzesvom 13. März

betreffendenAngelegenheiten die Kreis- und Ortsbehörden zu requiriren.

Der Provmzial Uerwaltungsrach.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Landtags-Marschall.
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Abschrift.
M. d. g, A. V, III. 15 540
M. d. I, II 8. ^l. 3 028.

Berlin, den 9. Januar 1879.

In Erwiderung aus den gefälligenBericht vom 10. v. Mts. erklären wir uns mit dem
Inhalte des demselben beigefügtenReglements über die Zwangserziehung verwahrloster Kinder in
der Rheinproviuz einverstanden.

Wir erachten es aber nicht für angemessen, demselben unsere definitive Genehmigung vor
der Beschlußfassungdurch deu Provinzial-Landtag zu ertheilen und sehen deshalb, sobald letztere
erfolgt fein wird, Ew. Exellenzweiterem Berichte ganz ergcbeusteutgegen.

Es unterliegt selbstverständlichkeinem Bedenken, daß vorläufig nach den Bestimmungen
des nns eingereichten Reglements verfahren werde.

Ter Minister der geistlichen,Unterrichts- Der Minister des Innern:
und Mediziual-Angelegenhciteu. In Vertretung:

Im Auftrage: gez. Bitter,
gez. Lucanus.

An
den Königlichen Ober-Präsidenten, WirklichenGeheimen-Rath,

Herrn Dr. von Bardeleben Excellenz
zu Coblenz.

Eobleuz, deu 20. Iauuar 1879.

Abschriftlafse ich Euer Hochwohlgeborenauf das gefällige Schreibe» vom 2. Dezember
v- I. (II. 10181) zur Kenntnißuahme und weiteren Veranlassung mit dem ergebenstenErsuchen
zugehen, die Beschlußfassungdes nächsten Provinzial-Landtages über das fraglicheReglement herbei¬
führen und von dem Resultate mir s. Z. Mittheilung machen zu wollen.

Der Ober Präsident der UlMprovinz.
gez. v. Bardeleben.

An
den Landes-Direktorder Rheinprovinz

GeheimenOber-Regierungsrath, Herrn Freiherr« von Landsberg,
Hochwohlgeborenzu Düsseldorf. 431.
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Nr. 18.

Düsseldorf, den 4. April 1879.

Referat,
betreffend die Fürsorge für die noch des Unterrichts ernumgctndenvildnngsschigen

tanostmnmen Kinder in der Uheinurovinz.

Eine von dem Minister der geistliche», Unterrichts- und Mediziual-Angelegenheitenneuer¬
dings veranlaßte statistische Aufnahme der in der Rheinprovinz vorhandenen,noch des Unterrichts
crmangelnden taubstummen Kinder im Alter von ? bis 15 Jahren hat ergeben,daß Ende des
Sommers 1878 im Ganzen 344 bildungsfähige taubstumme Kiuder vorhanden waren, welche des
Unterrichts entbehrten.

Diese Kinder vertheilensich auf die einzelnen Iahresklasseu und Regierungsbezirkewie folgt:
Aachen. Coblenz. Ciiln. Düsseldorf. Trier. Zusammen.

1863 — — 2 1 3
1864 2 3—1 6
1865 1 1 1 4 ?
1866 — 2 — 4 7 13
1867 — — 1 3 6 10
1868 3 5 4 25 12 49
1869 11 18 13 36 17 95
1870 12 25 21 49 13 120
1871 1 3 4 26 7 41

30 56 44 147 67 344
Hiervon sind zur Aufnahme in eine Provinzial-Taubstummen-Anstatt bis jetzt augemclbel

und uuter Bewilligung einer ganzen oder theilweisen Freistelle vorgemerktworden 187 Kiuder und
zwar 135 katholischer und 52 evangelischer Confessiou, welche folgenden Jahrgängen und Regieruugs-
bezirken angehören:

Jahrgang. Aachen. Coblenz. Cöln. Düsfeldorf. Trier. Zusammen.

eugl. tathl. evgl. tathl. eugl. tathl. eugl. lathl. evgl. lathl.
1868 — 2 1 7 — 3 4 11 — 7 35
1869 — 8 6 4 1 9 10 20 1 11 70
1870 — 3 3 9 1 12 18 22 — 4 72
1871 -------- 1 — — 1 6 1 — 1 10

Summe — 13 11 20 2 25 38 54 1 23 18?

13 31 27 92 "24^
Da sich von den hier in Rede stehenden Altersklassen außerdemzur Zeit bereit« 411 Kinder

in den Rheinischen Taubstummeu-Anstaltenbefindenresp, als ausgebildet entlassenworden sind, so
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stellt sich die Gesammtzahlder bildungsfähigenTaubstummen im Alter von 7 bis 15 Jahren in
hiesiger Provinz ans ....................... 755

Nach der im Jahre 1873 vorgenommenen Zählung der taubstummen Kinder
gleicher Kategorie soll die Rheinprovinz damals .............. 532
bildungsfähigeTaubstumme der genannten Altersklassenbesessen haben, so daß eine Zunahme
stattgefundenhätte von ...................... 223
Kindern, was eine Steigerung der Zahl jener Unglücklichenum ca. 40°/« ergeben würde. Die
Höhe dieses Prozentsatzes läßt indessen schließen, daß die Aufnahme ocs Jahres 1873 nicht mit
solcher Genauigkeitwie die gegenwärtigeerfolgt ist, wenn auch die einzelnen Jahrgänge eine nicht
unerhebliche Steigerung der Taubstummen nachweisen, wie folgendeTabelle veranschaulicht:

Jahrgang, Aachen. Coblenz. Cö'lu. Düsseldorf. Trier. Zusammen.

unter. °W unter- ,H"' unter- ,H"° unter- ,H"' ,,„t«- H"'
richtet.^ ^et.^ ,^, U^ richtet.^' achtet. ^

1863 7 7 5 — 22 2 13 1 5?
1864 5 2 8 3 6 — 32 1 9 — 66
1865 7 1 9 — 7 1 22 1 7 4 59
1866 14 7 2 11 — 22 4 10 7 7?
186? 15—16 — 8 1 26 3 96 84
1868 11 3 7 5 10 4 22 25 10 12 110
1869 8 11 — 18 9 13 3 36 — 1? 115
1870 4 12 — 25 10 21 2 49 I !3 13?
1871 3 1 13 14 ^___ 26 ___7 50 ___
Summe 74 30 55 56 6? 44 154 14? 61 6? 755

"lol" ^111 "^111^ ^301 128

Zur Zeit des Uebergaugesder Taubstummen-Schulen iu die prodinzialständische Verwal¬
tung am 1. September 1874 bestandenaußer den Vercinsschulenzu Aachen und Loln vier An¬
stalten zu Vriihl, Kempen,Mors und Nenwied und zwar die «,cl 1 und 2 genannten für Zöglinge
katholischer und die aä 3 und 4 aufgeführte» für Schüler evangelischerKonfession. An diesen
Anstalten wurden damals unterrichtet:

a. zu Brühl in 3 Klassenvon 3 Lehrern 48 Kinder.
b. „ Kempen „ 3 „ „3 „ 48 „
«. „ Mors „ 2 „ „2 „ 23 „
d. „ Nenwied „ 2 „ „ 2 „ 29 „

im Ganzen in 10 Klassen von 10 Lehrern 148 Kinder.
Der Lehrkursuswar auf 6 Jahre und die durchschnittliche Frequenz jeder Klasse auf 15

Schüler berechnet,wonach Nenaufnahmen aä », und K alle zwei Jahre und nä <: und cl alle drei
^'cchre stattfanden, was durchschnittlich per Jahr gerechnet, ausmachte für

2. Brühl........... ?'/2
d. Kempen ..........7^
0. MörS...........5
ü. Nenwied ..........5________

zusammenalso 25 Kinder.
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Unter der provinzialständischen Verwaltung sind in dem Zeitraume vom 1. September 1874
bis jetzt die Taubstummen-Anstalten zu Vrühl, Kempen und Nenwied mit einem Gesammtkosten-
Aufwande von 142 262 M. «2 Pf. mit je 4 Klassen neu erbaut und die Lehrkräfte bedeutend
vermehrt worden, so daß gegenwärtig nach Verewigung der Anstalt zu Mors mit derjenigen zu
Nenwied an den Provinzial-Taubstummcn-Austalten uuterrichtet werden:

a. zu Brühl in 6 Klassen von 6 Lehrern . . , . 85 Kinder,
1i. „ Kempen „ 4 „ „ 4 „ .... 54 „
«. „ Nenwied „ 6 „ „5 „ .... 6? „

im Ganzen asso 16^Klassen von 15 Lehrern .... 206 Kinder.
Neuaufnahmen können gegenwärtig erfolgen

u. in Brühl jährlich für......15 Kinder,
d. „ Kempen „ „......^ „
«. „ Neuwied „ „ ^__.__^__- - - 15 „______

im Ganzen für . . 40 Kinder,

so daß also seit dem Jahre 1873 eine Vermehrung
.i. der Zahl der Klassen von 10 auf 16 ^ 60 °/u
li. „ „ „ Lehrer „ 10 „ 15 ^ 50 °/u
«. „ „ „ unterrichteten

Kinder von 148 „ 206 --- 40 >
und ä. „ jährl. Neuaufnahmen „ 25 „ 40 - 60 °/,.

stattgefunden hat, wohingegen die Zahl der bildungsfähigen taubstummen Kinder während diefer
Zeit höchstens um 40 °/o gestiegen sein kann.

Trotz dieser großen Anstrengungen des Provinzial-Verbcmdes vermochte derselbe dem bei
der wachsenden Erkenntniß der segensreichen Wirtungen des Unterrichtes der Taubstummen sich
stets mehr geltend machenden Bedürfnisse nach Unterricht nicht zu genügen. Wie nämlich aus der
obigen Tabelle der Anmelduugeu zur Aufnahme in die diesseitigen Anstalten hervorgeht, harren
gegenwärtig noch

aus den Jahrgängen 1868..........35 Kinder,
„ „ „ 1869..........70 „

„ „ „ 1870........ . . 72 „ _____
im Ganzen also 177 Kinder,

der Aufnahme, welche das für den Beginn des Unterrichts geeignetsteLebensjahr von 8 Jahren bereits
längst überschritten und wie die Kinder des Jahrganges 1868 leider schon das für einen ersprieß¬
lichen Unterricht zu hohe Alter von 10 bis 11 Jahren erreicht haben.

Außerdem kommen noch die bis jetzt nicht zur Aufnahme angemeldeten taubstummen
Kinder der vorgenannten Jahrgänge,
mit pro 1868 mit 14 Kinder,

„ 1869 „ 25 „ und

„ 1870 „ 48 „ __________^^^_^
zusammen ^ ^ ^ 7"7 ^ 7^ 8? Kinder,

fo daß mit Hinzurechnung der vorgedachten angemeldeten Kinder in der Gesummt«
zahl von....................... 177 „

augenblicklich im Ganzen......264
bildungsfähige taubstumme Kinder in der Rheinprovinz vorhanden sind, welche das zum Eintritts
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in eine Uuterrichtsaustalt geeignete Lebensjahr von 8 Jahren bereits überschritten haben, ohne
Unterricht zu genießen.

Dieser vorhandene Nothstand hat den Provinzial-Verwaltungsrath zu der Erwägung ver¬
anlaßt, ob und in welcher Weise hier Abhülfe geschaffen werden könne.

Da die Ursache des hervorgetreten«»Nothstandes darin zu suchen ist, daß die in der
Provinz vorhandenenTaubstummen-Anstaltenschon unter der früherenVerwaltung bei Weitem dem
regelmäßigenAufnahme-Bedürfuissenicht genügt haben, so erscheintvor Allem geboten, in dieser
Beziehung ein normales Verhältniß herzustellennnd damit die Quelle zu neue« Verlegenheiten
versiegen zu machen.

Es ist nämlich bereits im Vorstehendenerwähnt worden, daß die Provinzial-Taubstummen«
Anstalten zu Brühl, Kempen und Neuwied gegenwärtig jährlich aufnehmen lonnnen 40 Kinder,
die Anstalten zu Aacheu und Eöln nelnnen jährlich auf je 11 Kinder oder beide
zusammen ....................... 22 „
so daß die Gesammtaufnahmejährlich beträgt ........... ^ 62 Kinder.

Dagegen stellt sich das Iahrescontingent an bildungsfähigen taubstummen Kindern nach der
"bigeu Tabelle:

Hiervon sind zur Aufnahme augemeldet worden: 64
74
96
90
89

pro 1866 auf 77. Hien
„ 186? „ 84. /,
„ 1868 „ 110. /,
,. 1869 „ 115. „
„ 1870 „ 137. //

'M Ganzen für 5 Jahre auf . . 523. „
oder durchschnittlichpro Jahr auf 105. „

„ 413
resp. 83 K.

Da ein Schulzwaug zur Unterbringung taubstummerKinder zur Zeit noch nicht besteht,
s° wird es bei der Vcdürfnißfrage genügen, wenn die Durchschnittszahlder aus den drei letzten
Jahrgängen zur Anmeldung gekommenen Kinder zu Grunde gelegt wird, indem diese Zahl das
wirtlicheBedürfniß zu rcpräsentircn scheint. Dieselbe belauft sich für die Jahre 1868, 1869 und
1870 auf . ...................... 92 Kinder.

Hinter dieser Zahl bleiben aber die jährlichen Aufnahmen mit . . . 62 „
jährlich um ...................... 30 Kinder
zurück.

Da in den diesseitigenAnstalten die jährlichen Aufnahmen bereits bis auf das Aeußerste
angespanntworden sind, anderer Seits auch eine weitere Vermehrung der Klassenan den einzelnen
Anstalten durch Einführung von Parallelklassen schon um deswillen nicht ausführbar erscheint, weil
^ nicht möglich sein wird, in den Ortschaften Brühl, Kempen und Neuwied geeignete Familien
^r Aufnahme einer größeren Schülcrzahl, als gegenwärtig vorhanden ist, zu finden, so bleibt als
°'nziges Auskunftsmittel übrig, um der durch das Bedürfniß gebotenenMehraufnahme von 30
Kindern jährlich Genüge leisten zu können, neue Anstalten zu errichte». Für diese neuen Anstalten
"npfehlen sich vor Allein diejenigen Orte, wo sich eine größere Anzahl taubstummer Kinder befinden,
'«dem die Letzteren dann wie die übrigen Elementarschülerbei ihren Eltern wohnen bleiben tonnen,
was nicht nur vom erziehlichen Standpunkte aus, sondern auch mit Rücksichtauf die alsdann
"«tretende Ersparnis; an Pflegekostenim Betrage von 252 M. pro Kind und Jahr den Vorzug
"n-dient. Diese Voraussetzungentreffen vorwiegendbei den Städten Barmen und Elberfeld, sowie
^ssrn zu, iudem die Zahl der taubstummen Kinder im Alter von 8 bis 15 Jahren beträgt:

17
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u,. in Bannen ................ 23,
1). „ Elberfeld ................ 16 und
«. „ Essen ................. 24

wovon sich bereits in Provinzial-Taubstummen-Anstaltenbefinden:
ll aus Barmen ................ 11
d. „ Elberfeld ................ 5
«, „ Essen .................

während die Aufnahme der übrigen Kinder bis jetzt nicht erfolgen konnte.
Die in den Städten Elberfeld und Barmen vorhandenen 39 taubstummenKinder in dem

sonst schulpflichtigen Alter würden vollständigeine dreitlassige Taubstummenschule füllen, so daß die
Errichtung einer eigenen Taubstummenschnlefür diese beiden Städte als ein Bedürfniß erscheint.

Eine große Schwierigkeitbietet hier nur die räumliche Ausdehnung beider Städte, welche
für Barmen fast eine Meile beträgt. Würde aber die gemeinschaftliche Schule in der Nähe der
Grenze beider Städte errichtet, so wäre die überwiegendeMehrzahlder Kinder aus Barmen wie
Elberfeld doch in der Lage, die Schule besuchen zn können. Es würde alsdann nur denjenigen
ärmeren Kindern, welche allzuweit von der Schule entfernt wohnen, um Mittags zwifchen dem Vor-
und Nachmittags-Unterrichtenach Hanse zurückkehren zu können,Mittags ein Freitisch gewährt
werden müssen, dessen Kosten sich nach Abzug der Sonn-, Feier- und Ferientage, sowie der halben
Schultage auf höchstens 100 M. pro Kind und Jahr belaufen können.

Aehnlich liegen die Verhältnisse in der Stadt Essen, nur mit dem Unterschiede, daß dort
die Entfernung der Kinder von der Schule minder groß und daß ferner die Zahl der dortigen
taubstummenKinder (24) für eine dreitlassige Anstalt (40—45 Kinder) nicht ausreichen würde, so
daß dorthin noch 16 bis 20 Kinder aus den angrenzendenBürgermeistereienuntergebracht werden
müßten. Die Unterhaltungskostensolcher dreiklassigen Anstalten zu Elberfeld refp. Barmen und
Essen berechnen sich außer der Beschaffung der nöthigen Schullokale,wie folgt:

I. Besoldungen
1. für den ersten Lehrer Gehalt ........... 2 700 M.

außerdem Wohnungs-Entschädigung.......... 270 „
2. für den zweiten Lehrer Gehalt ........... 1 800 „

Wohnungs-Entschädigung............. 180 „
3. für eine Lehrerin Gehalt ............. 1 200 „

Wohnungs-Entschädigung............. 120 „
zusammen 6270 M

II. Zu Unterrichtsmitteln............... 150 M.
III. „ Heizung und Beleuchtung ............. 180
IV. „ Insgemein ................. 400 „

Summe 7 000 M^
Hierzu würden für Barmen und Elberfeld noch die Kosten des Mittags-

tischeS für 20 Zöglinge ä, 100 M. treten mit ............ 2 000 M.
so daß die Ausgabenfür die Schule zu Elberfeldresp. Barmen sich oxol. des
Schullokales stellen würden auf ........... 9 000 M.

In Essen würden zu der obigen Summe von ......... ?M0^M.
die Wegekostenfür etwa 20 auswärtige Zöglinge K 250 M. treten mit rund. . 5 000 „

macht für die dortige Schule zusammen 12 000^M
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ftiir die Beschaffungder drei Schultlassen würden in Barmen resp. Elberfeld mit Rücksicht
auf die Lage, in welcher die Schule errichtet werden müßte, an Miethe und Unterhaltung jährlich
3 000 M. zu rechnensein, während in Essen eine Summe von 1 500 M. für diesen Zweck aus¬
reichend erscheint. Hiernach sind die Kosten der beiden neuen Taubstummen-Anstaltenjährlich zu
veranschlagen:

1. in Elberfeld resp. Barmen auf 9 000 4 3 000 M. --- 12 000 M.
2. in Essen ...... „ 12 000 4- 1500 „ --- 1 3500 „

« Summe 25 500 M.
wofür zusammen in 6 Klassen 85 bis 90 taubstummeKinder unterrichtet werden könnten. Es
käme alsdann bei dem Dreitlassensystemalle 2 Jahre eine Klasse in jeder Anstalt oder durch¬
schnittlich jährlich 15 Kinder zur Aufnahme, wonach sich die obige Zahl, um welche die jährlichen
Aufnahmen hinter dein Bedürfnisse bis jetzt zurückgeblieben sind, bis auf 15 Kinder reduciren würbe.

Zur Unterbringung dieser Kinder wäre eine neue 6 klassige Anstalt erforderlich, welche
jährlich eine Klasse von 15 Schülern aufnehmen könnte. Für die Errichtung dieser Anstalt
empfiehltsich vor Allem die Stadt Trier, weil einerseits der Regierungs-BezirkTrier noch keine
eigene Taubstummenschulebesitzt und es bort von vielen Eltern als eine große Härte empfunden
wird, daß sie ihre Kinder in dem jugendlichenAlter von 8 oder 9 Jahren nach den so sehr
entfernten Anstalten zu Brühl, Kempen oder Neuwied unterbringen müssen und weil anderntheil«
die Stadt Trier mit ihren Vororten relativ eine größere Anzahl taubstummerKinder und zwar
8 — uä'mlich Stadt Trier 5 und die Vororte 3 — besitzt, welche ohne Pflegekostendort die
Schule besuchen könnten.

Hierzu kommt ferner, daß in dem Landarmeuhausezu Trier nach Aufhebungder Irren-
Abtheilung daselbst ein alleinstehendesGebäude disponibel sein wird, welches sich durchaus zur
Einrichtung einer Taubstummenschuleund der nöthigen Wohnuug der Lehrer eignet. Es kann
alsdann uämlich das Hospital aus dem gegenwärtig als solches benutzte« Gebäude in die hierzu
weit geeignetere Irren-Abtheilung verlegt und das Hospital zur Taubstummen-Anstalt eingerichtet
werden. Da das Hospitalgebäude auch bei der Beibehaltung seiner jetzigen Benutzung einer
durchgreifenden Reparatur bedarf, deren Kosten zu 14 490 M. veranschlagtsind, so empfiehlt es
sich gewiß, die erforderlichenMehrkostenaufzuwenden, um dieses Gebäude zu einer Taubstummen-
schule nebst Lehrer-Wohnungeneinzurichten. Die hierzu nöthigen Gesammtlosten werden sich auf
2? 000 M. belaufen, wozu die nöthigen Ausgaben für das Mobilar treten mit 2 500 M., so daß
'M Ganzen erforderlichsind 29 500 M.

Die Kosten resp. Zuschüsse zu einer Massigen Schule in Trier sind nach dem Vorbilde
ber gleichen Anstalten zu Neuwied und Brühl abzüglichder ersparten Pflegekosten für die in Trier
und den Vororten wohnendenKinder auf jährlich 34 500 M. zu veranschlagen,so daß mit Hinzu¬
rechnungder vorermittelten Kosten der Schulen zu Barmen resp. Elberfeld und Essen mit zusammen
25 500 M,, der Unterrichtder sämmtlichen vorhandenen taubstummen Kinder einen Mehrkostenaufwand
Von jährlich 60 000 M. erheischen würde.

Die Uebernahme dieser Last kann rechtlich von dem Provinzial-Verbande allerdings nicht
verlangt werden, weil dem Letzteren nach dem Gesetze vom 8. Juli 1875 keineswegs die Prinzipale
Fürsorge für den Unterricht der sämmtlichentaubstummenKinder, sondern nur die Verpflichtung
"b«egt, für die Zwecke des Taubstummen-Wesens innerhalb des Rahmen« der Dotationsrente
Beihülfen und Unterstützungenzu gewähren, wie dieses bis dahin Seitens des Staates geschehen war.

17*
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Der Provinzial-Vcrbaud ist hierbei nur in die Rechtsnachfolgedes Staates eingetreten
und taun ebenso wenig wie dieser, eine Verpflichtung zur Bestreitung der Kosten des gesaminten
Unterrichts der Taubstumme» anerkennen. Die früheren Anträge der Provinzialstände auf Ueber¬
nahme der Kosten des Taubstummenwesensauf allgemeineStaatsfonds sind vielmehr mittelst der
Allerhöchsten Landtags-Abschiede vom 3. März 1835 und 27. Dezember 1845 ablehnend befchieden
worden, weil dem Staate die generelleFürsorge für die Taubstummen nicht obliege.

Wenn hiernach eine gesetzlicheVerpflichtung zur Fürsorge für den Unterricht aller taub¬
stummen Kinder Seitens des Provinzialverbaubes auch nicht anerkannt werden kann, so betrachtet
der Provinzial-Verwaltungsrath es doch als eine der schönstenAufgaben der Provinz, für den
Unterricht sämmtlicherbildungsfähigentaubstummenKinder ausreichend Sorge zu tragen und dadurch
nicht nur diesen Unglücklichen selbst die größte Wohlthat zu erzeige«, sondern auch deu einzelnen
Gemeinden,welchen dicfe Persoucn ohne Unterricht später zur Last fallen würden, eine Erleichterung
ihrer Armenlastcn zu bereiten. Von dieser Erwägung ausgehend, glaubte der Provinzial-Verwal¬
tungsrath dem hohen Landtage für die bevorstehende Feier der goldenenHochzeit Ihrer Majestäten
des Kaisers und der Kaiserin keine würdigere Festgabe vorschlagenzu können, als die dauernde
Bewilligung einer jährlichen Summe von 50 000 M. zu dem in Rede stehenden Zinecke. Mit
dieser Summe wird jener Zweck sich voraussichtlichauch vollständig erreichenlassen, da nur ange¬
nommen werden kann, daß die Städte Elberfeld oder Barmen und Essen beziehentlich der in letzterer
Stadt bestehendeVerein für den Unterricht der Taubstummen unter Gewährung von Beihülfen
Seitens des Provinzial-Verbandes eigene Taubstummcuschulenerrichten werden, worüber der Laudes-
Direktor bereits in vorläufige Verhandlung eingetreten ist.

Die Schulen zu Barmen resp. Elberfeld nnd Effen würden alsdann wie die Vereins-
Anstalten zu Aachen und Cöln Simultanschulen werden können, während die Provinzial-Anstalt zu
Trier nach dem Vorgange der übrigen Proviuzial-Taubstummcn-Anstalteusowie des für dereu
Verwaltung erlassenen Reglements einen coufessionellenCharakter erhalten und nach dem bei
Weitem überwiegendenBedürfnisse für katholische Zöglinge dienen müßte, ohne daß hierdurch aber
die weuigeu Andersgläubigen ausgeschlossen werden. Es befinden sich nämlich nach der obigen
Tabelle unter den zur Aufnahme angemeldeten23 Kindern des Ncgicrungs-VezirksTrier aus den
Jahrgängen 1868, 1869 und 1870 zusammen 22 katholischeund 1 evangelisches Kind und unter den
bereits in den Provinzial-Anstaltcn aufgenommenenTaubstummen41 Katholiken und 3 Evangelische.

Nach Errichtung der vorgedachteu drei neuen Anstalten würde nicht nur dem jährlichen
AufnahmebedürfnisfeGenüge geschehenkönnen, sondern auch die Möglichkeitgewährt werden, mit
Hülfe dieser nenen Anstalten sowie der Anstalten zu Cölu uud Aachenund der übrigen Provinzial-
Anstalten die aus den Jahren 1868, 1869 und 1870 zurückgebliebenen 17? Kinder wenigstens
nothdürftig auszubilden und auf diese Weise die Fehler der Vergangenheit, — soweit dieses noch
möglich ist, — wieder gut zu machen.

Damit aber nach so großen Opfern die Nachlässigkeit der Eltern nicht abermals ähnliche
Calamitäten wieder dadurch herbeiführe, daß die Kinder nicht rechtzeitig angemeldetund deshalb
mit dem betreffendenJahrgange nicht einberufen werde« können, erscheint geboten, die Verleihung
der Freistellen an die Bedingung zu knüpfen,daß die Anmeldungdes Kindes, wofür eine Freistelle
nachgesuchtwird, spätestens vor dem vollendeten8. Lebensjahre erfolgen muß. Für den Erlaß
einer folchen Bestimmung spricht insbesondereauch noch der Umstand, daß dadurch allein der
gegenwärtigfür den Unterricht fo störendengroßen Verschiedenheit des Alters der einzelnen Zöglinge
in denselben Klassenam wirksamsten vorgebeugtwerdeu kann.
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Außerdembedarf noch ein zweiter Nebelstandder Abhülfe,
Es ist wiederholtder Fall vorgekommen,daß Eltern ihre tanbstnmmenKinder nach ein-

oder zweijährigemBesucheder Anstalt nach den Ferien zu Hanse zurückbehaltenhaben. Dadurch
sind nicht «nr die Mühen und Kostcu des bisherigen Unterrichtes vollständigvergeblich aufge¬
wendet, sondern es köuucu auch nicht einmal au Stelle der ausgebliebenenKinder audere ein¬
berufen werden, da die in höheren Klassen entstandene Lücke sich nicht durch um eiuberufeue
»»ausgebildeteKinder ausfüllen läßt.

Zur Vermeidung solcher nachtheiligeuFolgen empfiehlt es sich, die Bewilligung der Frei¬
stellen an die fernere Bedingung zu tuüpfeu, daß die Eltern sich durch Revers verpflichten, ihre
Kinder bis zur vollendeten Ausbilduug iu der Anstalt zu belassen, oder aber dem Provinzialvcrbande
die bis znr Zurückziehung der Kinoer aus der. Anstalt aufgewendeten Wegekostenzn ersetzen.

Wenn ein solcher Revers anch keine unbedingteSicherheit gegen den geschildertenUebel¬
stand gewährt, so wird derselbe voraussichtlichdoch iu den Fälleu, wo die Elteru einiges Vermögen
besitzen,zur Verhütung desselben beitragen.

Der Provinzial-Vcrwaltungsrath beehrt sich hiernach dem hohen Landtag folgende Anträge
z» unterbreiten:

„Der hohe Landtag wolle beschließen:
I. dem Provinzial-Verwaltungsrathe die Ermächtigung zn ertheilen, eine neue scchs-

klassigc Taubstummen-Anstalt znr Aufnahme katholischertaubstummer Schüler jedoch
mit der Maßgabe, daß Andersgläubige nicht ausgeschlossen sein sollen, zn Trier in
dem bis jetzt als Hospital benutzten Gebäudedes Laudarmcuhausesdaselbst zu errichte»,
sowie ferner zur Errichtung neuer Taubstnmmenschulenzu Barme» oder Elbcrfeld
sowie zu Essen entsprechende Beihülfen zu gewähren resp, auf ciue Zeitdauer vou
lämstcus 12 Jahren zuzusichern.

II. den Proviuzial-Verwaltnngsrath ermächtigen,die zur Unterhaltung der Taubstummen-
Anstalt zu Trier sowie zu Gewährung der vorbesagten Beihülfen beziehentlichzur
Ausbilduug der noch nicht zur Aufnahme gelaugten, angemeldeten Kinder der Jahrgänge
1868, 1869 und 18?0 erforderlichenSummen bis zur Höhe eines Maximalbctrages
von 50 000 M. pro Jahr aus der zu ciuer Stiftung für taubstumme Kinder bestimmten
und in den Etat gestellten Summe von 50 000 M. jährlich vorbehaltlichder näheren
Nachweisuug und der Aufstellung eines Etats bis znr nächsten Landtags-Sessiou
zu entnehmen.

III. den Provinzial-Verwaltungsrath zu ermächtigen, die zur Bestreitung der Einrichtungs-
losten der Tanbstummcnjchuleiu dem Laudarmenhausczu Trier erforderliche Summe
von 29 500 M, fowie zur etwaigen Gewährung eines befonderen Beitrages zu den
Einrichtungstosten der Schulen zu Barmcu oder Elberfclb und Esseu einen Betrag
bis zur Höhe von 3 500 M. aus deu Ucberschüssen der Jahre 187? uud 1878 zu
entnehmen,sodann

IV. zu bestimmeu,daß auf die ueu zu errichtendeProvinzial-Tanbstummeuaustaltzu Trier
die Bestimmungeu des unter dem 3. Juli 1874 genehmigten Reglements, betreffend
den Uebergang der iu der Nheinprovinz vorhandenenTaubstummcnfchuleuzu Ärühl,
Kempen,Mors und Nenwied in die ständische Central-Vcrwaltnng nnd deren Leitung
und Verwaltung, Anwendungerleiden sollen; endlich
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V. festzusetzen,daß in Zukunft ganze oder theilweise Freistellen nur unter den Bedingungen
gewährt werden sollen, daß

1. die Anmeldung des betreffenden Kindes vor den, vollendeten achten Lebensjahre bei
dem Landeö-Direktorerfolgt sein muß und

2. die Eltern oder Vormünder sich durch Revers verpflichten, den Zögling bis zur
vollendeten Ausbildung in der Regel « Jahre in der Anstalt zu belassen, ober aber
die Kosten der genossenen Pflege dem Provinzial-Verbanbe znrück zu erstatten.

Der Vorsitzende des ProuinziatPerwattnngsraths.
Wilhelm Fürst zu Wied,

LandtagsMarschall.

Nr. 19.

Düsseldorf, den 4. April 1879.

Referat
des ProvinziatVerwaltungsrathes, betreffend die Errichtung einer Stiftung für die
taubstummen Kinder der Ulieinurovinzuns Anlnsz der Leier der goldenen Dochzeit

Ihrer Majestäten des Kaisers nnd der Kaiserin.

Die bevorstehende denkwürdige Feier der goldenen Hochzeit unseres weit über die Grenzen
des Vaterlandes hinaus allverehrten Kaiserpaares bietet den treuen Ständen der Provinz abermals
eine willkommene Gelegenheitdar, ihre Liebe und Anhänglichkeit an das angestammte Herrscherhaus
zu bekunden.

Nachdem Seine Majestät unser AllergnädigsterKaiser und König ausgesprochen haben,
daß es Allerhöchst denselben nicht angenehm sein würde, wenn aus Anlaß dieser Feier von Corvo-
rationen oder Privaten Geschenke dargebrachtwürden, sondern statt dessen Stiftungen zum allgemeinen
Wohle getroffen werden möchten, hat der Provinzial-Verwaltungsrath in Erwägung gezogen, in
welcher Weise eine dauernde Erinnerung an jene denkwürdige Feier in Gemäßheit der Allerhöchsten
Intentionen zum Wohle der ganzen Provinz geschaffen werden könne.

Hierbei wurde die Aufmerksamkeit des Provinzial - Vcrwaltuugsraths zunächst auf alle
diejenigen Unglücklichen gelenkt, deren Fürsorge der Provinz mit anvertraut ist. Unter diesen waren
es vor Allen die taubstummenKinder, für welche bisher trotz allen Anstrengungendes Provinzial-
Verbandesnoch nicht in ausreichenderWeise gesorgt erschien, indem leider noch eine große Zahl
bildungsfähiger taubstummer Kiuber in hiesiger Provinz des Unterrichts ermangelt, weil es an den
erforderlichenSchulen fehlt. Das Loos dieser Unglücklichen nach Möglichkeit zu verbessern und
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dieselben durch die Wohlthat des Unterrichts zu nützlichen Mitgliedern der menschlichen Gesellschaft
heranzubilden,erschiendem Provinzial - Verwaltungsrathe als eine würdige Aufgabe der Provinz
und wohl werth, ein dauerndes Denkmal der Erinnerung an die historisch seltene Feier, welche
unserm Vaterlande bevorsteht,zu bilden.

Der Provinzial-Verwaltuugsrath ist überzeugt,bei allen Mitgliedern des hohen Landtages
nur freudige Zustimmung zu finden, wenn er vorschlägt, aus der Dotationsrente der Provinz die
zur Fürsorge fiir die noch des Unterrichts crmangelnden bildungsfähigen taubstummen Kinder
erforderliche Summe zu einer Stiftung zu diesem Zwecke zu bestimmen und Ihren Majestäten dem
Kaiser und der Kaiserin die ehrfurchtsvolle Bitte vorzutragen, dieser Stiftung zur bleibenden
Erinnerung an die Feier der goldenen Hochzeit unseres allverehrten Kaiserpaares den Namen
"Wilhelm-Augusta-Stiftungfür taubstummeKinder der Rheinprovinz" beilegenzu dürfen.

Die Zweckmäßigkeit dieser Stiftung, sowie die Höhe der hierzn erforderlichenSumme von
5<>000 Mark jährlich und die Verwendung dieser Summe ist in einein besonderenReferate
uachgewiesen.

Der Provinzial-Verwaltungsrath beantragt demnach:
„Der hohe Landtag wolle beschließen:

1. zur dauernden Erinnerung an das historischdenkwürdige Fest der goldenenHochzeit
Ihrer Majestäten des Kaisers und der Kaiserin eine Summe von 50 000 Mark jährlich
aus der durch Gesetz vom 8. Juli 1875 dem Provinzial-Verbände der Rheinprovinz
übcrwieseneuDotatiousrente auszuscheiden und diesen Betrag zu einer Stiftung für die
taubstummen Kinder der Provinz zu bestimmen und als solche jährlich in den Etat
zu stellen;

2. die AllerhöchsteGenehmigung nachzusuchen,dieser Stiftung den Namen „Wilhelm«
Augusta-Stiftung für die taubstummenKinder der Rheinprovinz" beilegen zu dürfen."

Der Vorsitzende des Provinzial Uerwaltungsraths.
WilhelmFürst zu Wied,

Landtags-Marschall.

Nr. 20.

Düsseldorf, den 10. April 1879.

Referat,
stressend die Oewillignng der Mittel zum Sau von Provinzial Museen in Zonn und Trier.

Der 22. Provinzial-Landtag bewilligte in seiner Sitzung vom 8. Juni 1874 einen jähr¬
en Zuschußvon 12 000 M. zur Begründung von Proviuzial-Museen in Bonn und Trier, nach-
kw in einem Referate des Provinzial-Vcrwaltungsrathes vom 19. Mai 1874 die hohe Bedeutung
'°s°r Institute für die Provinz dargelegt und Seitens der Königlichen Staatsregiernng die gleiche
U'nme in den Staatshaushaltsetat aufgenommenworden war.
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Die Erwartuugeu, welche sich au die Gründung dieser Museen knüpfte«, habcu sich insofern
iui vollsten Maße erfüllt, als das Interesse für die Geschichte der Vorzeit unserer Provinz überall
ueu belebt wordcu ist und zur Auffindung und Erhaltung mancher Denkmäler des Alterthums,
welche uns neue und tiefe Einblicke in die historische Vergangenheit eröffneten, geführt hat. Für
das Museum in Bonn wurden seit seiner Entstehung 975, für das Museum in Trier 1107 Gegen¬
stände theils käuflich, theils durch Geschenke erworben. Ausgrabungen fanden in großem Umfange
statt und haben, insbesondere im Regierungsbezirke Trier, zu überrascheudeu, für den frühern Kul-
turzustaud des Landes sehr beincrkcnswcrthen Ergebnissen geführt.

Ein großes Hinderniß für die weitere Entwickelung der Mufeen ist jedoch dadurch einge¬
treten, daß es wcvcr in Bonn, noch iu Trier möglich geworden ist, für dieselben geeignete Räume
zn erlangen. In Bouu ist es nicht gelungen, ein Lokal iu dem Uniucrsitätsgebände zu erhalten,
da letzteres für die stets sich erweiternden uächstcu Zwecke der Universität vollständig in Anspruch
gcuommeu wird. Auch bietet das Arndt.Haus daselbst, iu welchem das Museum vorläufig uud
miethweise uutergebracht ist, nur Raum zu eiucr lediglich magazinirten Unterbringung. Eine
systematische Aufstellung und eine zweckentsprechendeNutzbarmachung für das größere Publikum
ist wegeu Maugets an Raum nicht möglich gewesen. Mosaitböoen, werthvolle Inschrifteusteine und
Skulpturen mußten sogar in Schuppen uutergebracht werden, ohne daß bis jetzt überhaupt die
Möglichkeit ihrer Besichtigung vorhanden wäre. Auch iu Trier ist eine Aufstellung sämmtlicher
Museumsgegeustäude nicht möglich geworden. Dieselben siud au drei uerfchiedeueu Orten unter»
gebracht und nur durch die von der Königlichen Regierung zu Trier auf jederzeitigcu Widerruf
gestattete Benutzung von 2 Räumen des Seminars ist es möglich geworden, einen Theil der Stein¬
monumente, namentlich die äußerst interessanten in'Neumagen an der Mosel aufgefnndenen Skulp¬
turen, zur Ansicht des größeren Publikums zu briugeu, freilich iu einer unvollständigen und unge-
nügendeu Weise.

Unter diesen Umständen hat auch die, eine ganz wesentlicheVoraussetzung für die Gründung
der Provinzilll-Musecn bildeude, Vereinigung mit den in Bonn uno Trier bereits vorhandenen
älteren Sammlnngen bis jetzt uicht erreicht werden tonnen.

Es liegt daher die Nothwendigkeit vor, für die Provinzialmufeeu zu Boun und Trier
eigene Räume in genügender Größe zn beschaffen, sollen die schönen und höchst erfreulichen Ergeb¬
nisse, welche die Bildung jener Institute bereits geliefert habcu, uicht verloren gehen, uud diefe Insti¬
tute nicht ein des wahren Lebens entbehrendes Dasein fristen. Ein solches kümmerliches Dasein
aber würde der hohen Bedeutung der Provinzialmuseen für die Voltsbildung, für das Studium
der vaterländischen Geschichte und für die Stärkung natiouale» Sinnes iu keiner Weife entsprechen.

Ein von dem Direktor des Provinzial-Muscnms in Bonn für dieses Museum gestellter
Antrag auf Bewilligung von Baumitteln wurde zwar von dem 25. Provinzial-Landtage abgelehnt,
indessen hat nunmehr die Commission für die Rheinischen Provinzial-Museen iu einer Eingabe vom
28. Februar d. I. den dringenden Antrag gestellt, für den Bau der beiden Museen zu Bonn und
Trier deu Betrag von 300 000 M. aus Provinzialfonds zu bewilligen, oder, sollte dieses uuthuulich
erscheine«, durch Bewilligung von Jahresraten die zum Bau erforderliche» Mittel successive bereit
zu stellen. Die Muscumscommission begründet ihren Antrag im Wesentlichen durch die bereits oben
vorgetragenen Momente und fügt zur weiteren Motivirung noch die Gutachten der Museums¬
direktoren von Bonn nnd Trier bei, welche die Nothwendigkeit der Beschaffung eigener, ihrem Zweck
dauernd bestimmter Räume für die betreffenden Orte spezieller nachweisen.
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Gleichzeitig ist von dem Oberbürgermeister der Stadt Cöln in einem Schreiben vom
3. März d. I. darauf hingewiesen worden, daß, da die Stadt Cöln in ihrem Museum bereit« eine
nicht unerhebliche Sammlung vaterländischerAlterthümer besitze und da die Stadt in der Lage sei,
den Raum zur Unterbringung des Provinzial-Museums zu beschaffen,Cöln sich zum Sitze desselben
vorzugsweise eignen düvfte und werde demzufolge beantragt, daß das Proviuzial-Museum von Bonn
nach Cöln verlegt werde, sobald letztere Stadt die zu dessen Aufnahmeuöthigeu Räume bereit gestellt habe.

Der Proviuzial-Verwaltungsralh ist, nach eingehender Erörterung der ganzen Angelegenheit,
der Ansicht, daß es sich dringend empfehle, sowohl für das Provinzial-Museum in Gönn als auch in
Trier eigene, ihrem Zwecke dauernd bestimmteGebäude zu beschaffen. Es erscheint dieses nöthig,
nm den jungen, in so erfreulicherWeise sich entwickelnden Instituten, einen festen Boden zu geben
und ihnen ein frisches, lebenskräftigesDasein zu sichern. In einem derartigen Gebäude würde es
überdies auch möglichwerden, die Sammlungen, wie es der Zweck der Museeu erheischt, nach den
einzelnengeschichtlichenPerioden getrennt, in gesonderten Räumen übersichtlich und anschaulich zur
Aufstellungzu bringen, sowie den größeren Gegenständen,namentlichMosaitböden und Steinsknlp-
turen eine geeignete bleibendeStelle anzuweisen, wo dieselbenvor Translocirnngen, welche gerade
für diese Gegenständemit großen Nachtheilen verbunden sind, gesichert wären.

Anlangend den Antrag der Stadt Eöln, so war es dem Prooinzial-Vcrwaltungsrathe
zweifelhaft,ob der, der Errichtung der beiden Prouinzialmuseen zu Grunde liegende, Charakter
eines selbststäudigcnProvinzialinstilutcs bei der Verbindung mit den Cöluer Sammlungen sich
würde aufrecht crhaltcu lassen. Abgesehen hiervon, bleibt zu berücksichtigen,daß für das Provinzial-
Museum seiner Zeit gerade Bonn gewählt wurde, weil diese Stadt der Sitz der Universität ist,
und weil letztere sich nur unter der Bedingung, daß das Museum iu Bonn verbleibe, bereit er¬
härt hat, mit demselben ihre reichhaltige Altcrthumssammlnngzu vereinigen.

Die Bewilligung von Mitteln Seitens der Provinz für den vorliegendenZweck glaubt
der Provinzial-Vcrwaltungsrath jedoch nur unter der Voraussetzung beantragen zu können, daß
"nch die Königl. Staatörcgicrnng, gleich wie sie bei der Gründung der Provinzial-Musecn ein¬
getreten ist, und dieselben Jahresbeiträge, wie die Provinz übernommen hat, so bei der Fortent¬
wicklung der neuen Institute sich betheiligc.

Der ProvinziabVcrwaltuugsrath gestattet sich daher, indem er die Bewilligungvon Jahres¬
beiträgen der Bewilligung der Baukostenin einer Summe vorzieht, zu beantragen:

„Der Hohe Provinzial-Landtag wolle beschließen:
-,. den Autrag der Commissionfür die RheinischenProvinzial-Musecn auf Bewilligung

von 300 000 M. für den Ban von Provinzial-Musecn in Bonn und Trier abzu¬
lehnen; dagegen

li. in den Etat für die Vcrwcuduug des Ziusgewinneö der Provinzial-Hülfskasseunter
den bis zum nächstenProvinzial-Landtagc geltenden Bewilligungen einen Betrag von
40 000 M. jährlich als rentbar anzulegendenFonds für dcu Neubau von Provmzial-
Museen zu Bonn und Trier aufzunehmen,unter dcr Voraussetzung,daß Seitens der
KöniglichenStaatsregicrung für denselben Zweck eine gleiche Summe bewilligt werde,
uud mit der Maßgabe, daß eine Verwendung der aus Provinzial-Fondöbereit gestellten
Beträge vor einer derartigen Bewilligung aus Staatsfonds nicht eintreten soll.

Der ProvinM-Uorwaltungsrach.
WilhelmFürst zu Wied,

VaudiagS'Marschall.
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»tr. 2l. Düsseldorf, den 17. März 1879.

Referat
über die Vermehrungund anderwcite Organisation der landwirthschaftlichenSchulen

und deren UessorwerlMnisse.

Rücksichtlich des unter Titel XIII der Ausgabe des Haupt-Etats der provinzialständischen
Verwaltung vorgesehenen Betrages von 30 600 M. jährlich: „zu landwirthschaftlichen Zwecken" ist
Seitens des Provinzial-Landtages die Direktive dahin ertheilt worden, daß dieser Betrag jährlich
ganz zur Verwendung kommen möge. (Verhandlungen des 25. Provinzial-LandtagesSeite 88.)

Demzufolgebeschloß der Provinzial-Verwaltnngsrath, zunächst die gutachtliche Aeußerung
des landwirthschaftlichenVereins für Rheinpreußcn fowohl wegen dieser Verwendung als auch
wegen künftiger Organisation der aus provinzialständischenFonds seither nnterstützteu landwirth-
schaftlichen Lehranstalten einzuholen.

Der landwirthschaftlicheVerein hat dieses Gutachten crstattet^und in folgenden8 Punkten
zusammengefaßt:

1. Das Nothwendigsteund Nützlichste,was gethan werden kann, um die Lanbwirth«
schaft zu nachhaltigemhöheren Reinerträge allgemein zu bringen, ist die Vertiefung und Verall¬
gemeinerungder fachwisfeufchaftlichen Kenntnisseim kleinen und mittleren Bauernstände.

2. Dieser kleinere und mittlere Bauernstand hat den größeren Theil des landwirth-
schaftlich benutzten Areals in der Rbeiuprovinz in Händen.

In die Wirthschaftseinrichtungund iu die Vetricbsausführung dieser zahlreichste« Klasse
vou Grundbesitzernhat sich eine Anzahl Fehler und falscherUebungeu, sowie schädlicher Unter^
lassungen eingelebt, welche alle mit nicht unerheblichen öconomischen Nachtheilen verknüpft sind.
Vergl. in der Vcreins-Zcitfchrift 18U5 Seite 31 f. den Artikel „die landwirthschaftlicheBerufs¬
bildung, ein volkswirthfchaftlicher Nothstand."

Es summiren sich diese Nachtheile,sind sie scheinbareinzeln auch geringfügigerArt, durch
ihre große Zahl und in ihrer Zusammenfassungzu einer Höhe, die es begreiflich erscheinenläßt,
warum der Bann der Kümmerlichkeit von den wirthschaftlichen Verhältnissendes Kleinbauern trotz
aller Anstrengungund Sparsamkeit, die er sich auferlegt, nicht weichen will.

3. Es werden diefe Fehler und diese falschen Uebungen und Unterlassungen fortfahren,
ihre Nachtheile Jahr für Jahr zu wiederholen,fo lange die Quelle derselbe» nicht abgeschnitten
wird. Die Quelle aber ist der Mangel an der ausreichendenFachbildung im kleinerenBauern¬
stande, namentlich aber in der durchweg fehlendenKenntniß der naturgesetzlichen und der volks-
wirthschaftlichenGrundlagen seines Gewerbes.

4. Es kann darum nichts Nothwendigeresund nichts, was auf die Dauer sich nützlich
wirtsamer erweisen kann, gethan werden, als Institutionen zu schaffe:, uud zweckmäßig über die
Provinz zu verbreiten, welche berufen und geeignet sind, dem kleinen Bauernstände die fehlenden
Fachkenntnissc nach dieser Richtung hiu beizubringen.

5. Als solche Institutionen lassen sich nach dem Zeugnisse der neuern Erfahrungen die
fünfmonatlichenlandwirthschaftlichen Wintertursr iu Verbindung mit dem Wandcrlehrthumbezeichnen



139

und es erlaubt sich der landwirthschaflliche Verein für Rheinpreußendarnm, der hohen Provinzial-
Verwaltung den Vorschlagzu machen,an den geeigneten Orten solche landwirthschaflliche Winter,
kurse zu errichten, beziehungsweise ihre disponiblen Subventionsmittel für die Landwirthschaftdem
landwirthschaftlichenCentralverein zu überweisen, um solche Winterkursezu errichten und mit dem
Wanderlehrerthum, für das der Verein jetzt schon 15 000 M. im Jahre ausgiebt, zu verbinden,
natürlich alles dies unter Aufsicht der hohen Provinzial-Vcrwaltung und der Verpflichtung des
landwirthschaftlichenVereins, die nützlicheVerwendung alljährlich durch Vorlage eines Rechen-
schaftsberichtsan diese Verwaltung nachzuweisen.

6, Dieser landwirthschaftlicheWinterkursus ist als eine auf die Volksschulebeziehungs-
weise Fortbildungsschuleweiter bauende Fachschule aufzufassen;deren Unterricht einerseits weitere
Fortbildung in den Elementarfächern, namentlich im Aufsatzeund Rechnen unter Rücksichtnahme
auf das geschäftliche Bedürfniß bezweckt, andererseits landwirthschaftliche Fachbildung, beides fo,
baß das für den kleineren Landwirth unmittelbar praktisch Verwerthbare in den Vordergrund tritt.

7. Während der übrigen Zeit des Jahres soll der Direktor des landwirthschaftlicheu
Winterkursus die Funktionen des landwirthschaftlichen Wanderlehrers in seinem Schulbezirke übernehmen.

Als solcher hat er die wirthschaftlichen Zustände der einzelnen Gemeinden zu studireu, die
vorhandenen Mängel und Lücken sich zu merken und durch belehrendeund anregende Vorträge und
Vorschlägeauf deren Beseitigung hinzuwirken;

die Eltern zu ermuuteru, ihre Söhne in den Wintertursus zu schicken;
die im Kursus ausgebildetenund in ihre Heimath zurückgekehrten jungen Kräfte bei diesem

"uudgaug aufzusuchen und in der Kulturarbeit für ihre Gemeindemit anzuspannenund anzueifern;
den Genofsenschaftssiun und die richtige Auffassung der genossenschaftlichenEinrichtungen,

sowie ihrer Unentbehrlichkeitfür die gedeihlichere Entwickelung des kleinen Bauernstandes bei den
Landbewohnernzu wecken; zur Gründung von Darlehnskassenvereinen, Vetriebsmaterialbeschaffungs-,
"iehversichcrungs-,Zuchtuiehhaltungs-Genossenschaften,landwirthschaftlichen Casino's anzuregen und
bie Anleitung zu geben, das landwirthschaftliche Publikum über Zweck und das Nutzenbringende
des Verein^wesens, der landwirtschaftliches Versuchs-und Controlstationen, der Vichschauen und
Prämiirungen der Bullenstationen :c. aufzuklärenund dadurch zu bestimmen, die richtige Bethei¬
ligung an diesen Einrichtungenzn bethätigen; hier und dort, wo der günstige Boden dafür vor¬
handen zu sein scheint, einzelne kürzere Lehrkurse über Obstbau, Baum- uud Rebcnschnitt am Baume
'"'d der Rebe selbst, über Bieuenzncht am Bienenstande, über Buchführung mit buchführlichen
Übungen u. abzuhalten; die Mitcoutrole über die vom landwirthschaftlichenVereine der Provinz
oder dem Staate gewährtenSubventionen, Prämieu und getroffenenkulturlichen Einrichtungenund
beren zweckmäßige und richtige Verwendungzu übernehme!!:c. «. —

Zum Direktor des Winterkursus soll daher ein Mann von landwirthschaftlich praktischer Er-
Ehrung, wissenschaftlicherBildung, guter Lehrgabe und mit der Fähigkeit, in feinem Vortrage über den
vorstehend angedeuteten Inhalt seines Lehrberufessich gemeinverständlich zu machen, ausgesucht werden.

8. Die Kosten eines solchen Winterkursus veranschlagensich auf 5 000 Mark, wenn die
Gemeinde, in welcherder Kursus errichtet wird, das Lokal (3 Pieoen), die Heizung und Beleuch¬
tung stellt; soust um den Veschaffungspreis dieser Gegenstände höher. Würden für die ganze
Provinz 12 solcher Winterkursein Aussicht genommen,so wären 60 000 Mark aufzubringen,wozu
°er landwirthschaftlicheVerein 15 000 Mark leisten könnte.

In Verfolg dieses Gutachtens hat der landwirtschaftliche Verein sodann einen vollstän¬
digen Reorganisationsplan für die landwirthschaftlichen Schulen, in Verbindung mit laudwirthschaft.

18*
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lichen Wanderlehrer > Bezirken, vorgelebt. Derselbe ist in dem beiliegenden Auszüge au« dem
Novemberheft der Zeitschrift des landwirthschaftlichen Vereins enthalten und gibt den Zweck dieser
Schulen wie folgt an:

„1. Die landwirtschaftliche Wintcrschule bat den Zweck, junge Leute, welche
aus der Elementarschule entlassen sind, in den Kenntnissen der Elementarschule fortzu-
bilden und in den Grund- und Hülfswissenschaften der Landwirthschaft, sowie iu der
Landwirthschaftskunde selbst zu unterweisen/

„Nur diejeuigen jungen Leute werdeu aufgenommen, von welchen die mit ihnen
abzuhaltende Aufnahme-Prüfung feststellt, daß sie die Schule mit Nutzen besuche» können."

„2. Der Unterricht wird auf 2 Winterhalbjahre so «ertheilt, daß im ersten Cursus
vorzugsweise die Fortbildung und die Gruudlage für den zweiten Kursus gepflegt werdeu,
welch' letzterem der eigentliche Fachunterricht zufällt."

„Wöchentlich finden 30 Unterrichtsstunden statt. Der Uebergang zu dem II.
Kursus ist von dem Erfolge der Schlußprüfung im I. Curfus abhängig."

„3. Der Unterricht beginnt am 3. resp. 4, November jeden Jahres und wird
mit einer öffentlichen Prüfung Ende März geschlossen."

„Die übrigen 7 Monate sind die Schüler in der elterlichen oder in einer ander»
Wirthschaft thätig, und der Direktor der Schule fungirt dann als landwirtschaftlicher
Wanderlehrer und Berather innerhalb des Schulbezirkes."

„Er hat den Schulbezirk nach Vereinbarung mit dem Curatorium zu durch
waudern und seine Vortrage zu halten, die bestehenden wirthschaftlichen Zustände zu
studiren, die fehlerhaft befundenen vor den Interessenten aufzudecken, sie über die Gründe
der Fehlerhaftigkeit aufzuklärcu und die Mittel uud Wege anzugeben, wie sie gebessert
werdeu können."

„Der vereinbarte Arbeitsplan des Wanderlehrers ist den Direktoren der zum Schul-
bezirke gehörende» Lokalabtheilungen mitzutheileu durch den Vorsitzenden des Euratoriums."

Der Herr Minister für die landwirtbschaftlichcn Angelegenheiten hat sich in einem an den
laiwwirthscbaftlichen Verein gerichteten Rcscripte vom 7, Dezember 1878 mit dem Reorganisations-
planc im Allgemeinen einverstanden erklärt und hält namentlich die in Aussicht genommene Ver¬
bindung des Wanderlehrer-Instituts mit den landwirthschaftlichen Winterschuleu für sehr zweckmäßig,
erachtet es indessen für geboten, vor jedem weiteren Schritte zunächst eine definitive Verständigung
mit der provinzialständifchen Verwaltung herbeizuführen, damit vor allen Dingen Sicherheit darüber
erlaugt werde, daß den ersten, zur Ausführung der beschlossenenOrganisation getroffenen Maßnahmen
auch die weitere» Einrichtungen bis zum Abfchluß des ganzen Planes, wenn auch nach und nach,
folgen werden.

Der Proviuzial-Vcrwaltuugsrath ist dem Vorschlage, die zur Disposition gestellten Fonds
vornehmlich znr Einrichtung neuer Winterschuleu zu verweuden, im Allgemeinen beigetreten, erachtet
es jedoch, mit Rücksicht ans die Wichtigkeit und prinzipielle Bedeutung der Sache, nicht für ange¬
messen, schon seinerseits durch Ueberweisung von Fonds der definitiven Entscheidung des Provinzial-
Landtages vorzugreifen. Behufs Vorbereitung dieser Entscheidung hat der Provinzial-Verwaltungsrath
eine statistischeErmittelung darüber angestellt, in wieweit die bereits bestehenden landwirthschaftlichen
Schulen der Provinz ihren, Zwecke dienen und namentlich von den Klcinbanern benutzt werdeu.

Diese Ermittelung hat ergeben, daß die landwirthschaftlichen Winterschulen zu St. Wendel
und Gummersbach bisher von 122 Schülern besucht waren, von denen 114 dem kleineren Bauern-
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stände und K andern Erwerbskreiscnangehörten. Von diesen Schülern sind nach ihrem Abgänge
106 zu dem landwirthschaftlichenBerufe, 16 zu andern Beschäftigungenübergetreten.

Die landwirthschaftlichenSchulen von Saarburg und Bitburg wurden von 301 Schüler»
(221 aus landwirthschaftlichen,80 aus anderen Berufskreisen) besucht, von denen 222 dem land¬
wirthschaftlichen Fache, 13 der landwirthschaftlichenLehrthätigkeitund 66 sonstigem Berufe sich
gewidmethaben. RücksickMchder Erfolge des Unterrichtes auf den genannten Schulen und der
Leistungen der abgegangenenSchüler in ihrer praktischen Thätigkeit als Landwirthc stimmen die
sämmtlichen Berichte darin iibcrein, daß der ans der landwirthschaftlichenSchule geuosscue Unter¬
richt von den Schülern nach den verschiedensten Richtungen hin nutzbar gemacht wordcu ist und
zu einer recht sichtbarenVerbesserungdes landwirthschaftlichenBetriebes geführt hat. So wird
von den Kuratorien der Schulen zu St. Weudel und Oummersbach berichtet,das; die Schüler ihre
in der WinterschulegesammeltenKenntnisse im praktischen Leben sehr vortheilhaft. nicht allein in
der elterlichen und eigenen Wirthschaft, sondern vielfach auch als Berather anderer Laudwirtbe
verwerthen, und in einzelnenBeispielen nachgewiesen,wie sie namentlichBaumschulen angelegt,
Wiesenmeliorationenausgeführt, die Slalleiurichtuugcn und Düugstätteu verbessert,dcu Bau ueuer
Futterkräuter begonnen und Milchwirthschafteneingerichtet hätten, Alles dieses in der auf der Schule
ihnen vorgetragenenrationellen Weise.

Von den Kuratorien der Schulen in Saarburg und Bitburg werden diese Erfahrungen
bestätigt «nd die günstigen Einwirkungender früheren Zöglinge der Schule besondersauf die Vieh¬
zucht, die Bodenbearbeitung und Fruchtfolge hervorgehoben. Alle diese Schiller zeichneten sich durch
Fleiß und Ordnung in den landwirthschaftlichenArbeiten sehr vortheilhaft aus.

Mit Rücksicht auf diese Ergebnisseund in Uebereinstimmungmit seiner auch auf andern«
Wege erlangten Kenntniß von dem ersprießlichen Einfluß der landwirthschaftlichen Winterschuleu
auf die Hebung der Landwirthschaftbeantragt der Provinzial-Verwaltnngsrath:

„Der Provinzial-Landtag wolle sich zunächst mit dem von dem landwirthschaft¬
lichen Verein für Rheinpreußeu vorgelegtenPlane für die Reorganisation und Ver¬
mehrung der landwirthschaftlichenWinterschuleu in der Rheinprovinz im Allgemeinen
einverstandenerklären."

ZustimmendenFalles würde dann der Provinzial-Verwaltnngsrath im Einvernehmenmit
dem landwirthschaftlichenCcntralverein, dem Provinzial-Landtage in dessen nächster Session die
speziellen Vorschlägefür die Ausführung des gesammtenPlanes, sowie auch bezüglich der Ressort¬
verhältnisseder landwirthschaftlichenSchulen machen.

Um indessen dem Provinzial - Verwaltungsrathe die Möglichkeitzn gewähren, einstweilen
schon einige neue Schule», deren Zahl für die nächste Etatsperiode auf etwa 5 angenommenwird,
i" gründen, ferner um sowohl die bestehenden landwirthschaftlichen Schulen zu erhalten und allmählich
m die neue Organisation einzufügen, als auch um die Mittel zu sonstigen landwirthschaftlichen
Verbesserungen zu gewähren, ist der betreffendeEtat von 30 600 Mark auf 50 000 Mark erhöht
worden und stellt der Provinzial-Verwaltnngsrath den Antrag:

„Der Provinzial-Landtag wolle diesem Etatsanschlage seine Genehmigungertheilen."

Der ProviNWl-Utrwaltlmgsrltch.
WilhelmFürst zu Wied,

Landtags-Marschall,
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Auszug
aus dein Protokoll der Uorstanosschuno,des lanowirchschasilichtnVereins

sttr Zlheinpreußen am 15. Kepteniber l8?8 zu Zonn.

2. Vorschläge resp. Anträge des Curatoriums der Wanderlehrer über Organisation
von landwirtschaftlichen Winterlehrkursen in Verbindung mit Wanderlehrthätigkeit

der Directoren dieser Kurse innerhalb des Schulbezirts in der schulfreien Zeit,
Das Präsidium hatte jedem Vorstandsmitgliededas Protokoll der Sitzung des Curatoriums

für die Wanderlehrer äo äaw Cöln den 27. August 1878 nebst dessen Anlage in je einem Drnck-
exemplarezustellen lassen, und unter Hinweisung auf diese Druckvorlagedie Diskussionüber diesen
Gegenstandder Tagesordnung eröffnet. Der Vorsitzende des Cnratoriums entwickelte die Anträge
des Cnratoriums, wie sie im Prototolle am Schlüsse unter I^it. ^ bis L präzisirt sind, und empfahl
dem Vorstande dieselben pnro anzunehmen.

Director Ianßen zu Heinsberg beantragte:
Der Vorstand wolle beschließen:
1. den Vorschlagdes Curatorinms im großen Nahmen zu acceptircn, indeß
2. die Ctablirung der Winterschulcnso lange auszusetzen, bis die sämmtlichen für die

Provinz in Aussicht genommenenWinterschulen unter Zuhülfcuahme der Subvention
der Provinz iu's Leben gerufen werben können;

3. für'« Erste daher deu Wanderlehrern noch nicht zu kündige».
Der Antrag der Commission lautet:
», das Institut der Wanderlehrer schon jetzt der Art umzugestalten, daß drei landwirth-

schaftliche Winterschulcn(einschließlich Simmern) mit entsprechenden Wauderlehrbezirtcn
in dem Nahmen der Vorschlägedes Curatorinms gebildet werden sollen;

d. in Folge dessen das Landwirthschafts-Commissariataufzuheben;
«. den Wanderlehrern zu kündigen;
ä. die Vorschläge in allen ihren Theilen zu genehmigenund der ProvinziabVerwalluug

zur gefälligenAnnahme zn empfehlen;
s. die Bewerbung um den Sitz der drei landwirtschaftlichen Winterschuleu sowie die

Bewerbung um Uebertragung der Dircction derselben ausschreibenzu lassen.
Nach Schluß der Diskussionstellte der Präsident den Antrag des Curatorinms als den

wcitestgehcndenzuerst zur Abstimmung, mit dem Bemerken, daß wenn derselbe angenommen
würde, der Antrag Ianßen als gefallen zu betrachtensei.

Die Vorstaudsverfammlunggenehmigte diesen Antrag nnd beauftragte das Präsidium mit
der Ausführung des Beschlusses.

Hierauf wurde der Vorschlagdes Prof. Dr. Freytag augenommen:
„Der Centralvorstand beauftragt das Curatorium der Wanderlehrer, Vorschläge zur

passenden Ausbilduug der Directoreu der zu gründendenWinterschnlen und Wanderlehrer zu machen."
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Verhandelt zu Cölu am 27. August 1878.

Gegenwärtig waren die Mitglieder des Curatoriums fiir die Wanderlehrer: 1. Bresgen,
2, Limbourg. 3. Haßlacher, 4. Marx, 5. Dr. Fürstenberg. Mit Entschuldigungaus¬
geblieben:Karlowa, Mattonet, Gerpott, Thielen.

Die nebenverzeichneten Mitglieder des Curatoriunis für die Wanderlehrer hatten sich heute
"»f die Einladung des heute am Erscheinen verhinderten Scctionsdirectors fiir Volkswirthschaft
versammelt, nm über die dem Wandrrlehrerinstitut zu gebende Reorgannisation zn berathen und
positive Vorschlägedazu aufzustellen.

In seiner letzten Sitzung in Bonn am 7, Juli cr. hatte das Curatoriuin Kenntniß
genommen von dem Schreiben, welches das Präsidium des Vereins unterm 4, Juni 1878 an den
Vorsitzenden gerichtethatte, so wie von der Correspondcnz,welche dasselbe mit dem Landcsdirector
bezüglich der Organisation der aus proviuzialständischcmFonds zu unterstützenden laudwirth-
schaftliche Lehranstalten gepflogen hatte.

Mit dem Schreiben, welchesdas Präsidium unterm 14. Januar 1878 an den Laudes-
bllector gerichtethat und den darin ausgesprochenen Ansichten hatte sich das Curatorium einver¬
standen erklärt und mit Vergnügen vernommen, daß auch der Provinzialrath mit denselben
Übereinzustimmen erklärt habe.

Dieses Schreiben wurde heute abermals verlesen"), nnd bemerkt,daß das Curatoriuin
dem mitunterzeichnetenGeneral-Sekretär den Auftrag ertheilt habe, einen Entwurf zu der Beaut

1- Das Nothwendigste und Nützlichste,was gethan werden kann, um die Laudwirthschaft zu nachhaltige!»
^ yeren Neinertrage allgemein zn bringen, ist die Vertiefung und Verallgemeinerung der fachwisseuschaftlichen
«enntmsse im kleineren und mittleren Bauernstände.

2. Dieser kleinere und mittlere Bauernstand hat den größeren Theil des landwirthschaftlich benutzten
lreals in der Rheinprovinz in Händen. In die Wirthschaftseinrichtung und in die Betriebsausführnng dieser

zahlreichstenKlasse von Grundbesitzern hat sich eine Anzahl Fehler und falscher Uebungen sowie schädlicher Unter-
"ssnngen eingelebt, welche alle mit nicht unerheblichen ökonomischen Nachtheilen verknüpft sind, ucrgl. Zeitschr,

18W Seite 31 flgde., im Artikel: „Die landwirtschaftliche Berufsbildung ein uultswirthschaftlicher Nothstand."
^ summircn sich diese Nachtheile, sind sie scheinbar einzeln auch geringfügiger Art, durch ihre große Zahl und in
'Nr Zusammenfassung zu einer Höhe, die es begreiflich erscheinen läßt, warum der Bann der Kümmerlichkeitvon
"< wirthschaftlichenVerhältnissen des Äleinbaucrn trotz aller Anstrengung und Sparsamkeit, die er sich auferlegt,

"'cht weichenwill.
3. Es werden diese Fehler und diese falschen Uebungen nnd Unterlassungen fortfahren, ihre Nachtheile

^«hr fßr ^^ zu wiederholen, so lauge die Quelle derselben nicht abgeschnitten wird. Die Quelle aber ist der
"ugei an h^ ausreichenden Fachbildung im kleineren Nauerustande, uamentlich aber in der durchweg fehlenden
cnntniß der uaturgesetzlichen und der volkswirthschaftlichenGrundlagen seines Gewerbes.

4. Es kann darum nichts Nothwendigeres und nichts, was in die Dauer sich nützlich wirksamer erweisen
"'", gethan werden, als Institutionen zu schaffenund zweckmäßigüber die Provinz zu verbreiten, welcheberufe»

""° geeignet sind, dem kleinen Bauernstände die fehlenden Fachtenntnissc nach dieser Richtung hin beizubringen.
, 5. Als solche Institutionen lassen sich nach dem Zeugnisse der neueren Erfahrungen die fünfmonatlichen
andwirthschaftlichen Winterkurse in Verbindung mit dein Wanderlehrthum bezeichnen, nnd es, erlaubt sich der
""wirthschaftliche Verein für Rhciupreußen darum der hohen Prooinzial-Verwaltung den Vorschlag zu mache»,

"" den geeigneten Orten solche landwirthschaftlichc Winterkurse zu errichten beziehungsweise ihre disponibel»
ubventionsmittel für die Landwirthschaft dem landwirthschaftlichc»Ceutraluerein zu überweisen, um solche Winter»

"se zu errichte» und mit dem Wanderlehrthum, für das der Verein jetzt schon 15 <)w M. im Jahre ausgibt,
lu nerbiuden, natürlich alles dies unter Aufsicht der hohen Provinzial-Verwaltung und der Verpflichtung des
andwmhschMlichen Vereins, die nützliche Verwendung alljährlich durch Vorlage eines Necheuschaftsberichtcsau dich

^"Wallung uachzuweise».
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wortung der 18 Fragen, welche das Präsidium gestellt habe, abzufassen und den Mitgliedern des
Curatoriums zuzustellen, behufs weiterer Berathung und Feststellung der zum Zwecke der Reorganisation
des Wanderlehrerinstituts zu machenden Vorschläge.

Die anwesendenMitglieder des Curatoriums traten in die Berathung des durch den
General-Sekretär vorgelegten Entwurfes ein, und setzten denselben in seinen einzelnenNummern
fest, wie die diesen, Protokolle beigefügte und von den Anwesendenam Schlüsse unterzeichnete
Anlage es ausweist. Zu Frage 11, ob der landwirthschaftliche Verein schon jetzt mit der Errichtungvon
landw. Winterschulen nach den vorstehenden Anleitungen mit den ihm zur Verfügung stehenden
15 000 Mark für das Wanderlehrthum vorangehen solle, waren alle Anwesenden der Meinung,
daß schon jetzt damit vorgegangennud nicht abgewartet werden solle, bis der Provinzial-Landtag
sich schlüssig gemachthaben werde.

Demnach beschloß die Versammlung,bei dem Vorstände des landwirtschaftlichen Vereins
für Rbeinvreußen den Antrag zu stellen:

!l. das Institut der Wanderlehrer schon jetzt der Art umzugestalten,daß drei landwirth¬
schaftliche Wiutcrfchulcn(einschließlich Simmern) mit entsprechenden Wandcrlchrbczirten
in dem Rahmen der vorstehenden Vorschläge(ctV. Anlage) gebildet werden sollen;

6. Dieser landwirthschaftliche Winterkursus ist als eine auf die Voltsschule beziehungsweise Fortbildungs¬
schule weiter bauende Fachschule aufzufassen, deren Unterricht einerseits weitere Fortbildung in den Elementar-
fächern, namentlich im Aufsatz und Rechnen unter Rucksichtnahmeauf das geschäftliche Bedürfnis; bezweckt, andererseits
landwirthfchastliche Fachbildung, beides so, daß das für den kleineren Landwirth nnmittelbar prattisch Verwerthbare
in den Vordergrund tritt.

7. Während der übrigen Zeit des Jahres soll der Hirector des landwirthschaftlichen Wiuterturfus die
Funktionen des landwirthfchaftlichen Wanderlehrers in feinem Sckulbezirtc übernehme». Als solcher hat er die
wirthschaftlichcn Zustände der cinzclucii Gemeinden zu ftudiren, die vorhandenen Mängel und Lücken sich zn
merken und durch belehrende und anregende Vortrage und Vorschläge auf bereu Beseitigung hinzuarbeiten,

die Eltern zu ermuntern, ihre Höhne in den Winterkursus zu schicken;
die im Kursus ausgebildeten uud in ihre Heimath zurückgekehrtenjungen uräfte bei diesem Nundgang

aufzusuckeu und in der Culturarbeit für ihre Gemeinde mit anzufpannen und auzueifcrn;
den Gcnofsenfchaftsfiun und die richtige Auffajsnng der genossenschaftlichen(Hinrichtungen, fo wie ihrer

llnentbchrlichteit für die gedeihlichereEntwickelung des kleinen Bauernstandes bei den Landbewohnern zn wecken;
zur Gründung von Darlehnstafsenuerciuen, Bctriebsmaterialbeschaffmigs-, Zuchtuiehhaltungs-, Vichuer

sicherungs-Genossenschaften,landwirthschaftliche Casinos anzuregen nud die Anleitung zn geben;
das landwirthschaftlichePublikum über Zweck und das Nutzenbringendc des Vcrcinswesens, der landwirch'

schaftlickenVersuchs- uud Controllstation, der Viehschauen und Prämiirungen, der Bulleustationen :e, aufzuklären
und dadurch zu bestimmen, die richtige Betheiligung an diesen Einrichtungen zu bethätigen;

hier und dort, wo der günstige Boden dafür uorhandcn zn sein scheint, einzelne kürzere Lehrtursc über
Obstbau, Baum- uud Rcbcnschnitt am Baum und der Rebe selbst, über Bienenzucht am Bienenstände, über Buch-
führung mit buchführlichen Uebungen :c. abzuhalten;

die Mitcontrolle über die von dem laudwirthfchaftlichen Verein der Provinz oder dem Staate gewährten
Subventionen, Prämien und getroffenen kulturlichcn Einrichtungen und deren zweckmäßigeund richtige Verwendung
zu übernehmen x. ,c.

Zum Dircctor des Winterkursus soll daher e,u Mann von landwirthschaftlich praktischer Erfahrung/
wissenschaftlicherBildung, guter Lehrgabe, und mit der Fähigkeit, in feinem Vortrage sich über den vorstehend
angedeuteten Inhalt seines Lehrberufes gemeinverständlich zu machen, ausgesucht werden.

». Die Kosten eines folchen Winterlursus veranschlagen fich auf 5 00N M., weuu die Gemeinde, i»
welcher der Kursus errichtet wird, das Lokal (3 Piccen), die Heizung und Beleuchtung stellt, sonst um dc»
Beschafsungspreis dieser Gegenstände hbher. Würden für die ganze Provinz 12 solcher Winterkurse in Aussicht
genommen, so wären nutit>> M aufzubringen, wozu der laudwirthschaftliche Verein 17>t«»<» M, leisten wnnte.
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K. in Folge dessen das Landwirthschafts»Commissariataufzuheben;
c den Wanderlehrern zu kündigen;
ä. die anliegendenVorschlägein allen ihren Theilen zu genehmige»und der Provinzial-

Verwaltung zur gefälligenAnnahme zu empfehlen;
o. die Bewerbung um den Sitz der drei landw. Wiuterschulenso wie die Bewerbung

um Uebertragung der Dircction derselben ausschreiben zu lassen.
V. G. U.

Frz. Aresgen. F. G. ttimbourg. Haßlacher. Max Marr. A. Fitrstenberg.

Der General-Sekretär:
Thilmany.

Ucorganisationsplandes lmdwirUchastlichenWanderlehrthums.
Nevidirt und festgestellt wie folgt in der Sitzung des Curatorimns zu Cöln vom 27. August 1878,

wo zugegcuwaren die Mitglieder Bresgen, Limbourg, Haßlacher, Marx,
Dr. Fürstenberg und Thilmany.

Die landwirthschaftlichen Wanderlehrbezirke mit landwirthschaftlichem Winter-
Lehrkursus für deu kleiuen und mittleren Bauernstand in der Rheinvroviuz.

Zweck.
1. Die landwirthschaftliche Winterschulchat den Zweck, junge Leute, welche der Elementar¬

schule entlassensind*), in den Kenntnissen der Elementarschulefortzubilden und in den Grnnd-

') Der kleinere Landwirth lann nicht diejenigen Mittel aufwenden, welche ein längerer Besuch hbherer
auswärtiger Schulen erfordert, und ist durch seine Vermögens- und die jetzigen Arbeiter-Verhältnisse insbesondere
darauf angewiesen, auf die Arbeitskraft seines Sohnes in der hauptsächlichenArbeitszeit durchaus rechnen zu müssen.
Er wird seinen Sohn deu Sommer über nicht missen können; wohl aber wird er in vielen Fällen bereit sein, ihn
« die Schule zu schicken, wenn der Unterricht in derselben nur auf die Wiutermonate beschränktist. Daraus crgicbt
sch die Zweckmäßigkeitder Einrichtung landwirthschaftlichcr Winterschulen.

Die Winterschulc erstrecktihren Unterricht auf ca. 10 Wochen mit im Ganzen ca. 550 Unterrichtsstunden,
u>'° da sie die Schüler im Gegensatz zur Fortbildungsschule vollständig in Anspruch nimmt, ihnen also auch Haus¬
beschäftigunggiebt, so vermag sie immerhin schon etwas Erhebliches zu leisten. Gleichwohl darf sie es nicht unter-
"chmen, innerhalb der gegebenen Zeit mehr bieten zu wollen, als die Schüler sich ganz zu eigen machen tonnen.
^« dem guteu Gedächtniß, das die jungen Leute in dem Alter von 15 Jahren und darüber, welches zum Eintritt
"' diese Anstalt das geeignetste ist, in der Regel zeigen, liegt häufig für den Lehrer die Versuchung sehr nahe, sich
allzuviel auf deren Gcdächtuißtraft zu stützen und das geistige Verarbeiten des ihnen Dargebotenen darüber zu
"«nachlässigen. Es ist daher geboten, das Lehrziel nicht zu weit zu stecken, und weniger ein großes Gebiet zu
"arbeiten, als die Bearbeitung eines in engere Grenzen beschränkten Unterrichtsstoffes recht gründlich vorzunehmen.

Wenngleich die landwirthschaftliche Winterschnle bestimmt ist, eine Fachschule für den Landwirth zu sein,
>" Muß sie doch in erster Linie wieder die allgemeine geistige Entwickelung der Schüler und die Erlangung der für
d's bürgerliche Leben erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten erstreben, da sie nur auf einer so gewonnenen festen
wundläge mit der Gewißheit aufbauen lann, daß das neu Hinzuzufügende geistiges Eigenthum der Schüler werden
'"". Es kann auch nicht ihre Aufgabe sein, praktische Landwirthschaft zu lehren: vielmehr wird sie nur die wiss°n°
Mftlichen Grundlagen der Landwirthschaft dem geistigen Auge der Schüler erschließendürfen, um sie sodann anzu-

l"t°n, die im landwirthschaftlichen Betriebe vorzunehmenden Verrichtungen unter Beachtung der Naturgesetze uud
d« uoltswirthschaftlichen Lehren zu beurtheilen und auszuüben. Es ergiebt sich daraus, daß be> dem Unternchte
d« grundlegende» Fächer vorauszuschickenund sie alsdann erst auf den landwirthschaftlichenBetrieb anzuwenden sind,

1!»

t



14st

und Hilfs-Wisscnschaften der ^audwirthschaft sowie in der Landwirthschaftstuude selbst
zu unterweisen.

Nur diejenigenjungen Leute werden aufgenommen,von welchen die mit ihnen abzuhaltende
Aufnahmeprüfungfeststellt, daß sie die Schule mit Nutzen besuchen können.

2. Der Unterricht wird auf zwei Winterhalbjahre so vertheilt, daß im ersten Kursus
vorzugsweise die Fortbildung und die Grundlage für den zweitenKursus gepflegt werden, welch
letzterem der eigentliche Fachunterrichtzufällt.

Wöchentlich finden 30 Unterrichtsstundenstatt. Der Uebergang zu dem II. Kursus ist
vou dem Erfolge der Tchlußpriifung im I. Kursus abhängig.

3. Der Unterricht beginnt am 3. resp. 4. November jeden Jahres und wirb mit einer
öffentlichen Prilfung Eude März geschlossen.

Die übrigen 7 Monate sind die Schüler in der elterlichenoder in einer andern Wirth¬
schaft thätig, und ocr Director der Schule fungirt dann als landwirthschaftlicher Wanderlehrer und
Berather innerhalb des Schulbezirkcs.

Lehrplau.
Erster Winter, Zweiter Winter,
untere Klasse. obere Klasse.
Wöchentliche Unterrichtsstunden.

1. DeutscheSprache, Aufsatz ......... 6 4
2. Rechnen,Feldmessen, Nivellircn ....... 5 4
3. Naturwissenschaften:

u. Thierkunde ............. 2 —
I). Pflanzenkunde............ 2 —
«. Physik .............. 3 2
d. Chemie,Bodenkunde.......... 4 4

4. Pflanzenbau ............. 2 C>
5. Thierzucht .............. 2 4
6. Betriebslehre, Buchführung ........ 2 4
7. Zeichneu .............. 2 2

30 30
4. Lehrziele.

1. Deutsche Sprache. Gute Handschrift. Uebung im mündlichen und schriftlichen
Ausdruck, in Vertrags-, Aufsatz- und Briefform, unter Vermeidung grammatikalischer,sowie erheb¬
licher logischer Fehler.

Es ist auch bei der sorgfältigsten Auswahl des Stoffes nach den Erfahrungen, die an den bestehenden
landwirthschaftlichenLehranstalten in verschiedenen Ländern gemacht worden sind, nicht möglich, bei alleiniger Voraus»
sctzung des Besuchs einer Volts- und bezw, Fortbildungsschule, den sich massenhaft darbietenden Unterrichtsstoff in
eine kürzere Unterrichtszeit als während zweier Winter zusammenzudrängen.

Bei Abkürzung des Cursus aus einen Winter tau» nicht gründlich genug vorgegangen werden, und tritt
demnach allznleicht die Gefahr der geistigen Ueberfütterung ein, Einlursige Winterfchulen können deshalb das Ziel
nicht erreichen und sind entschiedenzu verwerfen. In Baden, wo die Mehrzahl der Schulen nur einlursig ist, wird
dem Bedürfnisse nach einer Vertheiln»«, des Unterrichtsstoffes auf zwei Winter in nicht mißzuuerstchendcr Weise
dadurch Ausdruck gegeben, daß alljährlich ein Theil der Schüler sich zum nochmaligen Besuche der Schule anmeldet.

Gestattet es die Knappheit der verfügbaren Geldmittel nicht, gleichzeitig zwei Klassen neben einander zu
unterhalten, so sollte die Einrichtung doch für zwei nach einander folgende Kurse getroffen werden, wobei nur alle
zwei Jahre neue Aufnahmen erfolgen dürften.
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2. Rechnen. Fertigkeit im bürgerlichenRechnen nnd in der Anwendungdesselben ans
landwirthschaftlichcVerhältnisse. — Flächen- und Körperberechnung.— Befähigung, mit Hilfe
einfacherInstrumente ein Feld zu vermessen, zu nivelliren und zn tartiren.

3. Naturwissenschaften.
u, Thierkunde. Bekanntschaftmit den Unterschieden der Thicrklassen, mit den Hanpt-

lehren der Anatomie und Physiologie, mit besondererBerücksichtigungder für die
Landwirtyschaftwichtigen Thiere,

K. Pflanzenkunde. Kenntniß der wichtigerenPflanzenfamilien und des Wesentlichsten
aus der Anatomie, Physiologieund Pathologie der Pflanzen.

o. Bodenkunde. Bekanntschaftmit den wichtigeren Mineralieu, ihren Eigenschaften und
ihrer Benutzung; Kenntniß der verschiedenen Bodenarten, ihrer Bildung und land-
wirthschaftlichen Bedeutung.

<1. Phyfik. Kenntniß der Hauptgesetze der gesammteuelementare» Physik (Eigenschaften
der Korper,Gleichgewichtund Bewegung, Schall, Wärme, Licht, Magnetismus, Elcctricität),
Meteorologie.

o. Chemie. Kenntniß der wichtigsten Elemente und ihrer Verbindungen, sowie der den¬
selben ;n Grunde liegendenProcesse, mit besonderer Rücksicht ans die Physiologieuud
die landwirthschaftlich-technischen Gewerbe.

4. Landwirthfchaftslehrc.
er, Pflanzenbau. Kenntniß der Grundsätzeder Bearbeitung nnd Melioration des Bodens,

sowie des Pflanzenbaues. Bekanntschaftmit der Eultur der wichtigsten Pflanzen,
d. Thierzucht. Verständniß von den Grundsätze»der Züchtung, Ernährung u»d Pflege

der laudwirthschaftlicheuHausthiere,
o. Betriebslehre. Kc»nt»iß der Betriedsfactoreu als solcher uud in ihrer Verbindungzu

Wirtschaftssystemen,mit Berücksichtigung der einschlagendenLehren der Nationalökonomie.
Buchführung.

5. Curatorium.

Die Verwaltung uud Ueberwachuugder laudwirthschaftlicheuWiuterschule erfolgt durch
ciu Euratorium, bestehend aus 5 Mitgliedern und zwar: 1. dem Orts-Bürgermeister, 2. eiuein
von den, Provinzialrath ernannten Mitgliede, 3. einem von den Direktoren der Lotal-Abtheilungen,
welche zum Schulbezirke gehören, gewählten Mitgliede, 4. aus einem vom Präsidium des laud¬
wirthschaftlicheu Vereiuö für Rhcinprcuße»ernannten Mitgliede und 5, ans dem Direktorder Schule.

Die Ernenuung des Direktors der Schule erfolgt durch dcu Landesdirektorauf Vorschlag
des Präsident?» des landwirthschaftlichc»Vereins für Nheinpreußcn. Die anderen Lehrer werden
aus den in der Ortschaft uud Umgegend vorhandenenLehrkräftenauf Vorschlag des Direktors durch
das Euratorium gewonnen und für die zu ertheilendenUnterrichtsstuudeuaugemcssenund nach
Vereinbarung honorirt.

6. Kostenanschlag.
Beschaffungund Einrichtung des Schullokals. Nöthig sind:

^. zwei geräumige Klassenzimmer
Mit je einer fchwarzeu Schreib- und Rechentafel,Tischen und Stühlen für 15 bis 20 Schüler
und den Lehrer, und Lampen zur Beleuchtung bei Abendstunden,einem Schrank zur Aufbewahrung
der Chemikalienund der Apparate (physikalische und chemische),ein Raum für Breunmaterial, ein
Hofraum mit den erforderlichenBedürfuißanstalten.
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li. Einmalige Ausgaben,

Beschaffung der nothwendigstenLehr- und Anschauungsmittel,Samm-
lungen, Tafeln und Modelle u .......... 300 M.

chemischeund physikalische Apparate (von Bopp), Feldmeßgeräthe, ein
Mikroskop ................ 350 M.

die nothwendigsten Bücher zur Bibliothek ......... 150 „
Diverses ................... 80 „

Summe 800 M.

0. Laufende Ausgaben.

Gehalt des Direktors und lcmdwirthschaftlicheu Wanderlehrers . . 3 000 M.
Jahresbeitrag zur Erzeugung eines Pensionsfonds*) ..... 516 „
Beleuchtung, Heizung und Bedienung .......... 200 „
Beschaffungder Hilfslehrer ............1 000 „
Vermehrung der Bibliothek, Lehrmittel und Sammlungen ... 100 „
Chemikalien .................. 30 „
Paufchquantum zu den Reisekosten des Wanderlehrers .... 300 „
Diverses .................. 100 „

Summe 5246 M.

Einnahme:

Von 15 bis 20 Schülern an Schulgeld....... 450—600 M.

Frage: 1. Wie viele landwirthschaftliche Winterschulen und Wanderlehrbezirke
sind zweckmäßiger oder nothwendiger Weise in der Provinz zu bilden?

Geht man von der Erwägung aus, daß die Kleinackererihre Söhne nicht gern auf
weite Entfernungen zur Schule schicken und daß die Bezirke für das landwirthschaftliche Wander-
lehrthum nicht zu groß gemachtwerden dürfen, wenn sich die Thätigkeit des Wanderlehrers als
eine wirksame uud fruchtbare für den Bezirk gestalten soll, so wird man nicht nntcr 15—16
Winterschulenund Wandcrlehrbezirkein Aussichtnehmen dürfen**).

Die Provinz umfaßt 62 Kreise und unter Zutritt der Lolalabtheiluug Birkenfeld 63 Kreise
mit rund 500 Quadratmeilcu. Bei 16 Bezirken entfiele ein Durchschnittvon 31 '/^ Quadratmeilen.

Den gut mit Eisenbahnlinienversehenen Bezirken tonnen mehr Quadratmeilen zugetheilt
werden, den übrigen weniger.

*) Weiden alljährlich 51« M. in die Lebeusuersicherungstass?des Veamtenuereins in Hannover eingezahlt,
so resultirt daraus nach 30 Jahren eine disponible Summe uon 8s» Ml) M.

«') Es ist eine allerwärts gemachte Wahrnehmung, daß derartige Schulen in der Hauptsache stets nur
aus der nähereu Umgebung besuchtweiden, und mit der Zahl der Schulen die Zahl der Schüler wächst. In Baden
waren die früher bestandenen 2 Schulen zusammen von 30—40 Schülern besucht, während die jetzt bestehenden 12
Winterschuleu gegen 250—300 Schüler zählen. In Hessen ist durch Vermehrung der Zahl der Schulen uon 1 auf
4 die Schülerzahl uon 20 auf 100 gestiegen.
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2. Wie sind die Bezirke zu begrenzen mit
und merkantilen Charakter,

^. Schulbczirk 1.«)
Cleve ........ 9,2
Rees ........ 9,5
Geldern ....... 9,9
Moers....... 10,3
Duisburg...... 8,5
Essen, Miilheim a, d. Ruhr. 3,6

^51/)
Schulbezirk II.

Kempen ....... 7,2
Crefeld ....... 3,5
Neuß ........ 5,3
Grevenbroich ..... 4,3
Gladbach ...... 4,4
Düsseldorf ...... 7,5
Solingen....... 5,3
Mettmann...... 4,5

41,9
Schulbezirk III,

Erkelenz ....... 5.2
Heinsberg ...... 4,4
Geilenkirchen ..... 3,6
Iülich ....... 5,8
Aachen ....... 6,7

25,7

Schnlbczirl IV.
Eupen ....... 3,2
Montjoie....... 6,6
Malmcdh...... 14,8

24,6

Rücksicht auf ihren landwirthschaftlicheu
ihre Größe und Wegsamkeit?

L. Schulbezirk I.
Cleve ........ 9,2
Moers....... 10,3
Gelder» ....... 9,9
Rees ........ 9,5

38,9

Schulbezirt II,
Kempen ....... 7,2
Crefeld ....... 3,4
Gladbach ....... 4,4
Neuß ........ 5,3
Grevenbroich ..... 4,3

24,6

Schulbezirt III.
Duisburg...... 8,5
Essen ........ 3,6
Düsseldorf ...... 7,5
Mettmann...... 4,5
Solingen....... 5,3
Elberfeld-Lennep . . , . 6,4

35,8
Schulbezirt IV.

Iülich...... . 5,8
Erkelenz ....... 5,2
Geilenkirchen ..... 3,6
Heinsberg ...... 4,4
Aachen ....... 6,7

^25^7

** ) In Uebereinstimmung mit dem heute nicht anwesenden Direktor Gcrpott hielt vr. Fürst enberg
es für zweckdienlicher,den Kreis Geldernmit dem unter ?l. 71 projektirlenSchulbezirteund den Kreis Duisburg
mit dem unter 8. I geplantenSchulbezirte zu vereinigen.

Direktor tzaßlacher gab zu erwägen,ob es sich nicht empfehlenmöchte, in jedem der '> Regierungs¬
bezirke für sich, also nur aus Kreisen, die je einem Regierungsbezirke angehören, die Schulbczirle zu bilden und
legte den folgenden Entwurf dazu vor, wonach im Ganzen also nur 1U Bezirke gebildetwerdensollen, und zwar:

Neg.'Bez. Düsseldorf SchnlbezirlI II Itl wie obenstehendnuK N.
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Schulbezirt V.
Dilren ....... 10,2
Bergheim ...... 6,6
Cölu ........ 8,2
Rheinbach ...... 7,2
Euskirchen ...... 6,7

38,9
SchulbezirkVI.

Adenau ....... 10,0
Nhrweiler ...... 6,7
Mähen ....... 10,5

27,2

SchulbezirkVII.
Daun ........ 11,1
Schleidcu ...... 15,0

26,1

Schulbezirt VIII.
Prüm ....... 16,7
Bitburg ....... 14,2

30,9

Schulbezirt IX.
Trier........ 18,5
Bernlastel ...... 12,1

30,6

Schulbezirt X.
Wittlich ....... 11,6
Cochem ....... 9,1
Coblenz ......^___ 4^9

25,6

Schulbezirt XI.
Neuwied ....... 11,3
Altentircheu ...... 11,6
Wetzlar*) .....^___ 9^6

32,5

Schulbezirt V.
Expen ....... 3,2
Montjoie ....... 6,6
Malmcdh ...... 14,8
Schleiden (halb) . . . ^ ___ 7^0

31,6

Schulbezirt VI.
Schleideu (halb) .... 8,0
Düren ....... 10,2
Euskirchen ...... 6.7
Berghcim ...... 6,6
Cölu .......^___ 8^2

39,7
SchulbezirkVII.

Rheiubach ...... 7,2
Bonn ........ 5,5
Ahrweiler ...... 6,7
Mähen ....... 10,5

29,9
schulbezirt VIII.

Adenau ....... 10,0
Cochem ....... 9,1
Coblenz ....... 4,9
St. Goar.....^___ 8^4

32,4
Schulbezirt IX.

Simmern ...... 10,4
Zetl ........ 6,8
Krruznach ...... 10,1
Meisenheim ..... . 3,5

30,8
Schulbezirt X.

Birtenfeld ...... 9,1
Ottweiler ..... 5,6
St. Wendel ...... 9,8
Saarbrücken ...... 7,0

"^5
Schulbezirt XI.

Saarlouis ...... 8 1
Merzig ....... ?,y
Saarburg ...... 8,2
Trier (halb) .... 10,5

^34^4

*) Nach Nassau?
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SchulbezirkXII,
Simmern ...... 10,4
St, Goar...... 8.4

Zell .......^._^8
25,6

SchulbezirkXIII.
Wippcrfürth ..... 5,7
Oummersbach ..... 5,9
Waldbroel ...... 5,5
Elberfeld-Leunep .... 6,4

23,5
SchulbezirkXIV.

Siegburg ....... 13,9
MülheimBensberg ... 7,1
Bonn ........ 5,5

26,5

SchulbezirkXV.
Saarburg ...... 8,2
Merzig ....... 7,6
Saarlouis ...... 8,1
Saarbrücken ...... 7,9
Ottweiler ...... 5,6

36,5
SchulbezirkXVI.

St. Wendel Aaumholder . . 9,8
Birkenfeld ...... 9,1
Meisenheim ...... 3,5
Kreuznach ...... 10,1

32,5

') Reg.«Bez. Aachen.
Schulbezirk IV.

Gllelenz ..... mit 5,2 lUMeile
Heinsberg .....„4,4 „
Geilenlircheu .... „ 3,6 „
IM'ch......«5,8 „
Diiren......„ 10,2
Aachen ......«6,7 „

«5,0
Schulbezirk V.

Eupcn ......mit 3,2 ^illteile
Montjoie.....„ 6,6
Vialmed^) .....„ 14,8
Schleiden .....^".^,^ ^

39,6

Schulbezirk XII.
Trier (Rest) ...... 8.0
Berntastel ...... 12,1
Wittlich ....... 11,6

31,7
SchulbezirkXIII.

Bitburg....... 14,2
Prüm ........ 16,7
Daun ........ 11,1

42,0

SchulbezirkXIV.
Siegburg ....... 13,9
Neuwied ....... 11,3
Altentircheu ...... 11,6
Wetzlar (zu Nassau?) . . . —

36,8
SchulbezirkXV.

Waldbroel ...... 5,5
Oummersbach ..... 5,9
Wipperfürth ...... 5,7
Mülbeim-Bensberg") . ^. ___7,1

24.2

Reg.-Bez.Cüln.
Schulbezirk VI.

Mu......mit 8,2 ^Meile
Bergheim .....„ 6,6 „
Bonn . . " 5,5

6,7Vuskircheu
Rheinbach . . . „ 7,2 ,,

34,2
Schulbezirk VII

Mlllheim a. Rhein . . mit 7,1 I.Weilc
13,9

Wlpperftirth „ 5,7 „
Oummersbach . . . „ 5,9 „
Waldbroel ,, 5,5 «

38,1
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^ In welcher Reihenfolge sind sie zu besetzen und in Function zu bringen, je nach
der Bedürftigkeit, wenn die Geld- und Lehrkräfte nicht gleichzeitig für alle

ausreichend zur Verfügung stehen?*)
Zunächst dürften die GebirgSkrciseals die dürftigeren und der Nachhilfe am meisten

bedürftigen zu berücksichtigensein, also die Bezirke IV, VII, IX, X, VI, Vlll, IX, XII, XIII,
XIV; in zweiter Reihe die übrigen XVI, XV, III, II, V, I ^, In jeder der beiden Reihen
richtet sich der Vorrang nach dem Datum der Anmeldungresp, der Bereitstellungder Anforderungen,
welche nach Rr. 6 ^ an alle Bezirke zu stelle» sind,

4. Wie ist das Curatorium zusammenzusetzen und von wem zu ernennen?

5. Wer beruft den Director?
Diese beiden Fragen sind oben unter Nr. 5 bereits beantwortet.

6. Wer hat die Schule zu prüfen, ihre und die Wanderlehrthätigkeit zu überwachen,
ob sie Genügendes leisten?

Die öffentliche Iahresprüfung erfolgt vor dem Curatorium unter Einladung der zum
Schulbezirke gehörenden Kreisschulinspcctoren,so wie der Eltern, der Vormünder und Freunde
der Schüler.

Das Curatorium hat einen Vorsitzendenaus seiner Mitte zu erwählen, an den der
Wanderlehrer seinen Jahresbericht über seine Wanderthätigkeitunter Beifügung seines Tagebuches

Reg.-Vez. Tob lenz.
SchulbczirtVIII.

Coblenz .....mit 4,9 l^Weile
Ncuwied .....„ 11,3 „
Ältcnlirchen .... „ 11,6
Wehlar .....^__9/; „

37,4
SchulbezirtIX.

Adenau .....mit 10,0 HWcile
Ahrweiler .....„6,7
Mayen ......„ 10,5
Cochem ...... „ 9,1 „

36,8
SchulbczirlX.

St. Goar.....mit 8,4 I^Meile
Iell......... «.8 „
Simmern .....„ 10,4 „
Kreuznach ..... „ 10,1 „
Meiscnheim .... „ 3,5 „

39,2

Reg.-Vez. Trier.
Schulbezirk XI.

Nirkenfeld .... mit 9,1 ^Weile
St. Wendel .... „ 9,8 „
Ottweiler ...... , 5,s! „
Saarbrücken .... „7,0 „
Saarlouis .....„8,1 „

39,tl
Schulbezir!XII.

Trier ...... mit 18,5 ^ Meile
Saarburg .....„ 8,2 „
Merzig ...... „7,0 „
Ncrnlaslel..... „ 12,1 „

46,4
SchulbezirtXlil.

Wittlich .....mit 11,6 ^Weilc
Vitburg ..... „ 14,2
Priim ...... „ i<;^7
D«un ...... „ 11^1 !,'

53,6
Dagegenwurde bemerktmit Hinweis auf Note ' *) zu Frage I, daß die Schulbezirlcim Gebirge z»

grüß und durch den Wanderlehrernicht gut zu bewältigen seien.

») Die Aufforderung zur Bewerbung um den Sitz einer lcmdwirthschastlichenWinterschulc dürfte allgemein
an alle Gemeinden der Provinz zu erlassen und die Entschließung, welchemVezirle der Vorrang zu gebe» fei, erst
zur Sprache lumme»,wenn oie Aumeldungen bekannt fein werde».
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über seine Reisen und Wandcrarbeiten einzureichenhat. Der Vorsitzendedes Curatoriums legt
diesen Jahresbericht nebst Anlagen dem Curatorium vor, versieht ihn nach dem Beschlusse des
Kuratoriums mit seinem Gutachten und legt ihn dann mit seinem Berichte über die Icchresprüfung
dem Präsidenten des laudwirthschaftlichcnVereins vor. Dieser giebt Kenntniß davon an den
Provinzialrath und sammelt die Berichte zu seinen Acten.

Das eingereichte Tagebuch giebt der Vorsitzendedem Wanderlehrer zurück, sobald er
dessen Jahresbericht dein Curatorium vorgelegt hat, jedenfalls aber vor Beginn der neuen
Wauderlehrzeit.

7. Ist der Director nach gut bestandener Zjähriger Probezeit definitiv mit Pensions¬
ansprüchen anzustellen?

Dreijährige Probezeit dürfte sich empfehlen, um die Brauchbarkeit des Berufenen zum
Director und Wanderlehrer genügendkennen zu lernen; definitiveAnstellungnach gut bestandener
Probezeit mit Pensionsansprüchenebenso. — Nur dadurch, daß dauernde Stellungen mit Pensions¬
berechtigung geschaffen werden, erhalten junge Männer von Begabung den Anreiz, sich für dieses
Lehrfach die nöthige Qualification anzueignen,auf diese Carriere sich zu verlegen.

8. Wie ist die Penfion zu reguliren? wie sind die Fonds dazu zu beschaffen?
Analog den Bestimmungender ß§. 34 und 41 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse

der Reichsbeamtenvom 31. März 1873.
Darnach erwächst dem Director ein Anspruch auf lebenslänglichePension, wenn er nach

einer Dienstzeitvon wenigstenszehn Jahren in Folge eines körperlichen Gebrechens oder wegen
Schwächeseiner körperlichenober geistigen Kräfte zu der Erfüllung seiner Amtspflichten dauernd
unfähig ist und deshalb in den Ruhestand versetzt wird.

Die Peusion beträgt, wenn die Versetzung in den Ruhestand nach vollendetem zehnten,
jedoch vor vollendetem elften Dienstjahr eintritt, ^«/»o uud steigt von da ab mit jedem weiter
zurückgelegten Dienstjahr um >/8° des Diensteinkommcns. Ueber den Betrag von °°/8« dieses Ein¬
kommens hinaus findet eine Steigerung nicht statt.

Also bei 3 000 M. Diensteinkommen betrüge die Pension:
bei lOjcihriger Dienstzeit M. 750
„11 , ..... 787,50
„ 12 „ „ „ 825
„ 13 „ „ „ 862,50
„ 14 „ „ „ 900
„ 15 „ „ „ 927,50
„ 16 „ „ „ >)?>)
„ 1? „ „ „ 1012,50
„ 18 „ „ „ 1050
„ 19 „ „ „ 1087,50

«520 „ „ „
21 ,..... 1162,50
22 „ „ „ 1200
23 „ „ „ 1237,50
24 „ „ „ 1275

20
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bei 25jähriger Dienstzeit M. 1312,50
„ 26 .. „ „ 1350
„ 2? ,. „ „ 1387,50
„ 28 „ ,. „ 1425
„ 29 ,. ., „ 1462,50
„ 30......1500

1500 M. sind die 5°/° Zinsen von 30 000 M. Durch eine jährlich geleistete und 30
Jahre fortgesetzte Einzahlung von 516 M. zu einer Kapitalvcrsicherung bei dem Veamteuvereine
in Hannover würde ei» Kapital vou 30 000 M. erworbeu werbeu köuuen, welches dann hypothekarisch
zu 5°/n angelegt den Iahreszins von 1 500 M. und damit die Deckung für die nach 10 Jahren
zu befriedigenden möglichen Pensionsansprüche beschaffen könnte. Wird eine gesunde Persönlichkeit
im Alter von 30 bis 35 Jahren zum Dircctor einer Winterschule berufen, so ist es nicht unwahr¬
scheinlich, daß sie 30 Jahre im Dienste bleiben könne uud werde.

In den Voranschlag der Kosten sind oben unter 6 <ü darum 516 M. eingestellt.
Der genanute Beamtenverein geht mit dem Plane um, seine Thätigkeit auch auf andere

Versicherungsarten auszudehnen und namentlich eine Pensionsversichcrungskasse einzurichten. Vielleicht
ist dann der Zweck in anderer Weise zu erreichen, ohne nöthig zu haben einen Kapitalfonds
anzusammeln zur Erzeugung des Pensionsfonds.

9. Dienst-Instruktion für den Direktor und das Curatorium.

10. Alljährliche Rechnungslegung und Nachweise über die richtige nnd vollständige
Verwendung der Subvention.

a. Das Curatorium hat die örtliche Aufsicht über die lcmdwirthschaftliche Winterschulc
zu führen, («lr. Nr. 5 oben.)

1». Da« Curatorium wählt aus seiner Mitte je für 3 Jahre einen Vorsitzenden, dessen
Stellvertreter und einen Schriftführer. Es ist berechtigt, sachkundigeMänner zu seinen Berathungen
zuzuziehen.

«. Das Curatorium begutachtet den Vorschlag des Präsidenten des landwwirthschaftlichen
Vereins für Nheinpreußen zur Bestallung des Directors; (olr. Nr. 5); es ernennt die Hülfslehrer
auf Vorschlag des Directors und schließt mit ihnen die Verträge ab.

ä. Das Curatorium genehmigt die von dem Director vorzulegende Schulordnung uud
überwacht die genaue Befolgung der hierauf bezüglichenVorschriften. Es bestimmt den Betrag des
Schulgeldes und die Befreiung von dcffen Entrichtung, Es unterstützt die Lehrer in Handhabung
der Schulzucht und läßt die Prüfung der Schule vornehmen. (Vergl. Beantwortung zu Frage 6.)

«. ES stellt den vom Director zu entwerfenden Iahrcsetat fest, ernennt den Rendautcn
und bezeichnet diejenigen beiden Mitglieder, von welchen die Zahlungsmandate an den Rendanten
zu unterschreiben sind. Es nimmt die Rechnung ab und ertheilt die Decharge.

f. Am Schlüsse eines jeden Kursus ist durch das Curatorium ein Bericht über die Schule
als gedruckte Einladung zu der Schlußprüfung zu veröffentlichen.

Z. Das Curatorium versammelt sich so oft als die Erledigung vorliegender Geschäfte es
verlangt. Der Vorsitzende beruft die Mitglieder zur Versammlung; er kann die Abhaltung einer
Sitzung nicht verweigern, sobald sie von 3 Mitgliedern verlangt wird.
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!i. Die Verhandlungen des Curatoriums sind collegialisch. Dasselbe ist beschlußfähig,
wenn wenigstens 3 Mitglieder anwesend sind. Es faßt seine Beschlüsse durch Stimmenmehrheit
der Anwesenden. Bei Stimmengleichheitentscheidet die Stimme des Vorsitzenden,

i. Die Beschlüsseocs Curatoriums sind durch den Schriftführer in ein Protokollbuch
einzutragen und von jenen Mitgliedern zu unterzeichnen,welche anwesendwaren.

1c. Die Ueberwachnngder Schüler findet durch den Director und die Classeulehrerstatt,
Für die geeignete und ihren häuslichen Verhältuisscn entsprechende Unterbringung der Schüler in
achtbaren Familien wird der Director dcu Eltern der Schüler mit Nath und That behülflich sein
und eine Quartierliste führen, welche die Erfüllung der verschiedenen Ansprüche der Angehörigen
der unterzubringendenSchüler erleichtert.

1. Die Schüler erhalten am Schlüsse eines jeden Kursus ein Zeugniß, welches bei der
Rückkehrmit der Unterschriftder Eltern oder des Vormundes versehen wieder abgeliefertwerden muß.

Der Director als landwirthschaftlicher Wanderlehrer.
In der schulfreien Zeit fungirt der Director der Winterschule als landwirthschaftlicher

Wanderlehrer in seinem Schulbezirke.
l. Als landwirthschaftlicherWanderlehrer hat er den Schulbezirk uach Vereinbarung mit

dem Euratorium zu durchwandernund seine Vorträge zu halten, die bestehendenwirthschaftlichen
Zustände zu studiren, die fehlerhaft befundenen vor den Interessenten aufzubeben, sie über die
Gründe der Fehlerhaftigkeit aufzuklären und die Mittel und Wege anzugeben, wie sie gebessert
werden tonnen. Der vereinbarte Arbeitsplan des Wanderlehrers ist den Direktoren der zum
Schulbezirke gehörendenLotal-Ablheilungcnmitzutheilen durch den Vorsitzenden des Curatoriums.

Er hat darauf hinzuarbeiten und darüber zn wachen, daß diese Aesseruug in Angriff
genommen und durchgeführt werde. Insbesondere hat er sein Augeumcrk zu richte» auf das
Wirthschaftsziel,welchesvon den Einzclnwirthschaftcnins Auge gefaßt wird, auf die Einrichtungen
welche zur Erreichung dieses Ziels in dem Wirthschaftsbetricbegetroffen sind, ob Ziel und Ein¬
richtung zweckmäßig erscheinenunter den gegebenenVerhältnissen; ferner auf den Zustand der
Viehhaltung, Aufzucht uud Nutzuug,Zahl und Beschaffenheitder Vaterthicre, auf die Ernährungs¬
weise, die Beschaffenheitder Stallnngen und Miststätteu, Stand und Umfang des Futterbaues
und der Wiesen im Verhältniß zum Viehstande; auf die vorhandenenGeräthe und ihre wünschens-
werthe Ergänzung, Stand der AnwendungkünstlichenDüngers; Spannvieh; ob das Betriebskapital
ausreichend vorhanden ist; Kauf- und Pachlpreiseper Morgen je nach der Bodenklasse, Drainage,
Feldwege,Fruchtfolgc,Stand der Obstkultur, des Gartenbaues, der Handelsgewächse,der Winter¬
beschäftigung, Accordarbeiten.

Er hat die Eltern zu ermuntern, ihre Söhne in den Winterkursns zu schicken;er bat die
im Kursus ausgebildete«und in ihre Heimath zurückgekehrten jungen Kräfte bei diesem Nnndgange
aufzusuchen und in der Culturarbeit für ihre Gemeinde mit anzuspannenund cmzucifern.

2. Da in vielen Fällen die Betriebsmittel fehlen werde» und die Kräfte des Einzelnen
nicht ausreichen dürften, so hat er die Ackerwirthe zn belehren, daß durch verständigesZusammen¬
gehen in genossenschaftlicheuVereinigungen dem Mangel des Einzelnen leicht abgeholfen werden
könne und ihnen Anleitung zu geben zur Errichtung von Darlehnskassen, Consumvereinen,Vieh-
versicherungsvereineu,Winzervereineu,landwirtschaftlichenCasino's :c. Er hat ihnen klar zu machen,
wie diese Einrichtungen von ihnen selbst gemacht werden töuuc» uud müssen und welche Vortheile
sie daraus zu erwarten haben.
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3. Er hat die Miteontrole über die richtige und zweckmäßigeVerwendung und das Ein¬
halten der eingegangenen Bedingungenbezüglich der verabreichtenStaats- und Vereins-Subventiouen
zu übernehmenund empfängt zu diesem Ende ein Verzeichnis;derselben vom General-Secretariat
und hat in seinem Jahresbericht den Befund mitzutheilen.

Das landwirthschaftliche Publikum ist über Zweck und das Nutzenbringendedes Vereius-
wescns und seiner Schutz« und Hilfseinrichtungen, als da find: die chemischeVersuchs- und Con-
trolstation, die Bullen-, Eber- und Hengststationeu, die Viehschauenmit ihren Prainiirungen, die
Maschinen-und Ocräthe-Probiranstalt, die landwirthschaftliche»Casinos, die Ausstellungen«. auf¬
zuklärenund dadurchzu bestimmen,die richtige Betheiligung an diesen Einrichtungen zu bethätigen.

4. Er hat praktisch-theoretischeUnterweisungskurse zu passender Jahreszeit in der rationellen
Bienenzuchtam Bienenstände, in der Behandlung des Obstbaumes und der Rebe am Obstbanme
und an der Rebe, in der landwirthschaftliche»Buchführung an einer Einzelwirthschaftan den
geeigneten Orten anzuberaumen,dazu öffentlich einzuladenund auszuführen.

5. Er hat in feinem Jahresberichte oder in Separatbcrichten Vorschläge zu machen über
Seitens des Vereins zu ergreifende Maßregelnzur Besserung vorgefundener unwnthfchaftlicher Zustände.

6. Er hat die bestehenden landwirtschaftlichenFortbildungsschulenund Casino's auf feinen
Wanderungen zu befuchcn, über ihren Befund Notiz zu nehmen und zu geben, geeignete Be-
sprechungen mit den Vorständen zu Pflegen,zur Errichtung neuer Casino's hinzuwirken.

7. Ueber seine Wanderungen und die wesentliche» Momente seiner dabei gemachten Beob¬
achtungen,Wahrnehmungen und vorgenommenenArbeiten hat er ein Tagebuch zu führen und dem
Vorsitzenden des Curatoriums mit seinem Wanderlehrberichteinzureichen.

11. Soll der landwirthschaftliche Verein fchon jetzt mit der Errichtung von landwirth¬
schaftliche» Winterfchulen nach den vorstehende» Anleitungen mit den ihm zur Ver¬
fügung stehenden 15000 Mark für das Wanberlehrthum vorangehen und inwelchen der
unter Frage 3 zu ermittelnden Bezirken? oder soll er abwarten bis der Provinzial-

Landtag gesprochen haben wird?")

Vorbehaltlichder Modificationen, welche die zu erwartende Einigung mit dem Provinzial-
Landtage zur Folge haben müßten, tonnte der Verein fchon jetzt die Errichtung von drei land¬
wirtschaftlichenWinterkursenvorbereiten, allerdings vor der Hand noch ohne Zusage von Pensions¬
berechtigung für den Director.

Dazu wären öffentliche Aufforderungenan diejenigen Gemeindeninnerhalb der zu bezeich¬
nenden Schulbezirkezu erlasse«, welche sich um den Sitz der Winterfchulebewerbenwollten, ihre
Meldungen und Offerten an den Präsidenten des landwirtschaftlichenVereins einzureichen.

*) Zu Frage 11 beschloß das Cnratorium für die Wanderlehrer,dem Vorstande des landwirthschaftliche»
Vereins den Antrag zu stellen, das Institut der Wanderlehrerfchon jetzt der Art umzugestalten, daß drei land^
«irthschaftliche Winterfchulen mit entsprechenden Wanderlehrbezirtenin dem Rahmen der vorstehenden Vorschläge
gebildet werden sollen, in Folge dessen das Landwirthschafts-Commissariataufzuheben und den Wanderlehrern
zu kündigen;

die vorstehenden Vorschläge in allen ihren Theilen zu genehmigenund der Provinzial»Verwaltungzur
gefälligen Annahmezu empfehlen;

die Bewerbung um den Sitz der landwirthschaftliche»Winterfchule, sowie die Bewerbungum Uebertragung
der Directionderselben ansschreiben zu lassen.
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Die Schule zu Simmer» dürfte aufrecht zu erhalten fein, die Löfung des Verhältnisses
zum Landwirthschafts - Commissarvorhergehenmüssen, damit die 3 000 Mark, welche er au« dem
Wanderlehrtlmmsfoudsbezieht, für die Winterkursezur Verwendung gezogen werden konnten.

Den Wanderlehrern dürfte ihr gegenwärtigesEontractverhältnißunter Angabe des Grundes
zu kündigen fein, da eine (»monatliche Kündigungvorbehalten ist.

Für jeden der 3 zu errichtenden Winterkurfcmit Wanderlehrthätigkeitim Sommer könnten
dann 5 000 Mark zur Verfügung gestelltwerben, womit mau unter Berücksichtigung des Umstände«,
daß Simmern von der Provinz 750 Mark empfängt und außerdem über noch einige eigene Mittel
verfügen kann, also nicht voll 5 000 Mark zn empfangen brauchte, nach dem oben vorgetragenen
Kostenanschlage bei vorläufiger Weglassung des Pensionspostcnsvon 516 Mark auskommenkönnte

Die öffentlicheAusforderung zur Bewerbung um 'cn Sitz der Winterschule dürfte an
alle größeren Gemeinden der oben unter Frage 3 in erster Reihe aufgeführten Schulbezirkezu
richten, fein.

In dem Curatorium dürfte das oben nach 5 vom Provinzialrcithczu ernennende Mitglied
dann etwa von dem Gemcinderathe der Gemeinde, welche den Sitz der Wiuterschuleerhält, :ul
intSriin zu wählen sein.

Neigt sich das Curatorium für die Wanderlehrer der Ansicht zu, daß es zweckmäßiger sei,
abzuwarten, bis die Proviuzialvcrtretung über vorstehenden Organisationsplan für das landwirthschaft-
liche Unterrichtswesenfür den kleinen Bauernstand sich schlüssig gemachthaben wird, so diirfte es
vor der Hand bei der bisherigen Einrichtungsein Bewendenbehalten müssen und dem Herrn Minister
Bericht über die projektirte Einrichtuug zu erstatte» sein mit dem Anheimstellen,weitere Entschei¬
dung zu treffen.

12. Welche Lehr- und Unterrichtsmittel sind für unbedingt nöthig zu erachten und
an allen Schulen anzufchaffcn?

Darüber wird ein Nachtrag erfolgen, da noch Erkundigungen bei älteren Winterschulen
erfordert, aber noch nicht eingegangen sind.

13. Was den Normal-Lehrplan betrifft, fo ist darüber unter Ziffer 1 bis 4 im
Eingänge das Nöthige gefagt.
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Nr. 22.
Düsseldorf, den 4. April 1879.

Referat
über die Tilgung der Darlehnsschuld der Provinzial-Zlindeu Anstalt zu Dürcn aus dem

Zinsgewinne der Prouinzwl-MssKasse.

Der 22, Provinzial-^andtag hat beschlossen,daß die zur Erwerbung und Einrichtung der
neuen Blinoen-Austalt zu Düren erforderlicheSumme von 192 000 M, durch eine Anleihe bei
der Provinzial'Hülfskasse beschafftund die zur Verzinsungund Amortisationjährlich erforderliche
Summe mit 6"/» des Anleihe-Betragesaus dem zur Verfügung der Stände stehenden Zinsgewinne
der Provinzial-Hülfskasse(Stäudcfonds) alljährlich entnommenwerden foll.

In Gemäßheit dieses Beschlussesist seither das jährliche Bedürfniß für die Verzinsung
und Amortisationder erwähnten Anleihe in Einnahme uud Ausgabe des Etats der Blindeu-Austalt
zu Dürcu, fowie des Etats für die Verwenduug des Ziusgewinnes der Provinzial-Hülfskaffegestellt
worden. Nach dem Tilgungsplane find von der ursprüngliche«Darlehnsschuld mit 192 000 M-
iu den Iahreu 1876/1878 getilgt worden ............. 9 000 „

so daß noch verschuldet werden ................. 183 000 M,
Der augenblickliche Stand des Stäudcfonds ist ein so günstiger, daß die ganze Anleihe aus
disponibel»Beständen des Zinscngcwinnesgedecktwerden kann, ohne daß hierdurchder betreffende
Fonds zu sehr geschmälertwird. Nach dem vorliegenden Etat für die Verwendungdes Zinsgewinnes
der Provinzial-Hülfskassepro 1879/80 bleiben nämlich aus dem Zinsgcwinne
für 1879 disponibel ................. 574037 M. 61 Pf-
worauf nur an einmaligen noch nicht abgehobeueuBewilligungen beruhen 13 500 „ — „

nach deren Absetzung sich ergeben ............. 560537 M. 61 Pf-
Wird hieraus die Restdarlehnsfchuldder Blinden-

Anstalt mit ........... 183000 M. — Pf.
sowie der Betrag der Zinsen dieser Schuld vom

1. Januar bis 1. Juli cr. mit ..... 4117 „ 50 „

zusammendie Summe von ............... 187117 „ 50 „
entnommen,so bleiben noch zur Verwendung disponibel ...... 373 420 M. 11 Pf-

Mit Rücksicht auf diese günstige Lage des Ständefoiws, fowie in Anbetrachtdes Umstände«,
daß durch Rückzahlungdes zur Erbauung der Blinden-Nnstalt aus der Hülfskassehergegebenen
Darlehns dieser Theil des Stammvermögens der Hülfskasse wieder für feine ursprünglichenZwecke
zur Gewährung von Darlehen an Gemeinden disponibel gemacht wird, dadurch feiner auch die
jährlichen Berechnungenvermiedenwerden, erlaubt der Provinzial-Verwaltungsrath sich dem hohen
Provinzial-Landtageden Antrag zu unterbreiten:
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„Der hohe Landtag wolle beschließen,daß der Restbetrag d?r Darlehnsschuld
der Provinzial-Bliuben-Anstalt zu Düren an die Provinzial«
Hülfstasse mit noch .............. 183 000 M. — Pf
nebst den für die Zeit vom 1. Januar bis 1. Juli cr. laufenden
Zinfen mit ................ 411? „ 50 „

zusammenalso die Summe vou .......... 18711? M. 50 Pf.
aus dem zur Verfügung der Stände stehendeuZinsgewinne der Provinzial-Hülfskasse
entnommenund damit das vorerwähnte Darlehen ganz getilgt werden soll."

Der Uorschcnde des Movinzial Vermaltungsraths.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Landtags'Marschall.

Nr. 23.

Düsseldorf, den 4. April 1879.

N cfcrat
Wer die Gewährungeiner fortlaufenden Auterstiitznngan die WiirteriuneuAlescld nnd

Zinnnermann bei der früheren Irren Anstalt zu Aieglmra..

Die Wärterinnen ChristineAlefeld, welche am 13. September 1842, nnd Dora Ziinmermann,
welche am 10. Mai 1848 in den Anstaltsoienstgetreten, sind nach den Attesten des Direktors Dr.
Nipping wegen geistiger und körperlicher Schwäche dienstunfähig geworden und ist deshalb die
Pensionirung derselbenvom 1. Januar 1878 ab Seitens des genanntenDirektors beantragt worden.

Beide Wärterinnen, von denen die Erstere 5? und die Letztere 62 Jahre alt ist, haben
sich während ihrer Dienstzeit gut geführt.

Dieselben sind ohne alle Mittel und zu einem Erwerbe irgend welcherArt unfähig.
Wenn die genannten Wärterinnen auch nicht zu der Kategorieder pensionsberechtigten

Anstaltsbeamtenzählen, so scheint es doch in Anbetrachtder langjährigen Dienstzeit der Billigkeit
zu entsprechen, denselben nach Maßgabe der Bestimmungendes Pensionsreglementseine fortlaufende
jährliche Unterstützungzu gewähren.

Das Einkommender Alefeld wie Zimmermann betrug nach dem letzten Etat je 631 Mark
92 Pf.- die Pension würde sich demnachfür die P. Alefeld bei einer Dienstzeitvon 35 Jahren
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8 Monaten (45/80 des Diensteinkommcus)auf 35? Mark und für die p. Ziininermanu bei einer
Dienstzeit von 29 Jahren 7 Monaten (39/80) auf 309 Mark, oder abgerundet auf 300 Mark
belaufen.

„Der Provinzial-Verwaltnngsrath beantragt daher, der Wärterin Alefeld eine
fortlaufende jährliche Unterstützung von 35? Mark und der Wärterin Zimmermann
eine solche von 300 Mark vom 1. Januar 1878 ab zu bewilligen."

Der Vorsitzende des Provinzial Verwaltungsraths.
Wilhelm Fürst zn Wied,

Landtags-Marschall.

»r. 24.
Düsseldorf, deu 4. April 1879.

Referat
über die Bewilligung einer fortlaufenden Unterstützungfür den Wärter Weber

bei der Provinzial Irren Anstatt zn Düren.

Der Wärter Weber, welcher am 3. Oktober 1865 in den Dienst der früheren Irren-
Anstalt zu Siegburg getreten und bei Schließung derselbenals Wärter von der Irren-Anstalt zu
Düreu übernommenworden, ist nach dem Atteste des Arztes und Anstalts-Direttors Dr. Ripping
wegen geistigerund körperlicher Schwäche dienstunfähiggeworden.

Der p. Weber wird von dem AnstaltsHircttor als ein pflichtgetrcucrund zuverlässiger
Wärter geschildert, welcher sich in der Krankenpflege wiederholthervorgethan hat. Derselbe ist jetzt
vollständigerwerbsunfähig geworden uud besitzt keinerlei Mittel zu seinem Unterhalte, so daß er
der größten Noth verfallen würde, wenn er nicht alljährlich eine Unterstützungerhielte. Die Zu¬
wendung einer solchen scheint daher nach einer fast 14jährigen Dienstzeit in der Anstalt der Billig¬
keit zu entsprechen.

Das Einkommendes p. Weber betrug nach dem letzten Etat 746 Mark; derselbe würde
demnachim Falle der Pensionirung, auf welche er einen Anspruch nicht hat, bei einer Dienstzeit
von über 13 Jahren (23/80 des Diensteinkommens)eine Pension in Höhe von 216 oder rund 200
Mark erhalten.

„Der Provinzial-Verwaltnngsrath beantragt daher, dem Wärter Weber eine
fortlaufende Unterstützung von jährlich 200 Mark vom 1. Januar 1879 ab zu
bewilligen."

Der Vorsitzendedes Prouinzial Derwaltungsraths.
Wilhelm Fürst zu Wied,

«andtags-Marschall.
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Nr. 28.

Düsseldorf, den 4. April 1879.

Referat
ülier die Bewilligungeiner fortlaufenden Unterstützungfür den Schneider Dresen

bei der früheren Irren Anstalt zu Kieglmrg.

Der Schneider Hermann Dresen, welcher seit dem 1. Januar 1849 bei der früheren
Irren-Anstalt zu Siegburg in Tagclohn beschäftigt war, mußte nach Schließung der Anstalt ent¬
lassen werden, da für ihn in der Anstalt zn Siegburg weitere Beschäftigung nicht vorhanden und
derselbe so arbeitsunfähig war, daß die Versetzung an eine andere Anstalt unlhunlich erschien.

Es ist dem p. Dresen, welcherdas 60. Lebensjahr bereits erreicht hat, unter diesen Um¬
ständen auch nicht möglich gewesen, anderweite Beschäftigung zn Siegbnrg zu finden, so daß derselbe
in Noth gerathen ist.

Da dem Genannten Seitens der Anstalts-Verwaltung das Zeugniß eines pflichttreuen,
fleißigenund pünktlichenArbeiters gegeben wird und derselbe von seiner Familie nur eine geringe
Unterstützungerhalten kann, so scheint die Gewährung einer fortlaufendenUnterstützungfür den
P. Dresen nach einer fast 30jährigen Dienstzeit in der Anstalt der Billigkeit zu entsprechen, wenn
demselben auch keinerleivertragliches Recht auf eine solche Beihülfe zusteht.

Der Provinzial-Verwaltungsrath beantragt demnach, dem SchneiderDresen eine fortlaufende
Unterstützungvon jährlich 100 Mark vom 1. Januar 1879 ab zu bewilligen.

Der Vorsitzende des ProoinziatVerwaltungsraths.
Wilhelm Fürst zu Wird,

Landtags-Marschall.

Nr. 2N.

Düsseldorf, den 4. April 1879.

Referat,
betreffend die Gewährung einer Beihülfe aus Prouinziol Mitteln an die Alsoachthal-

Weliorations Genossenschaft.

Bei dem 25. Provinzial-Landtage(Vhdl. S. 85) wurde die Gewährung einer Beihülfe
von 48 000 M. an die Meliorations-Genosscnschaftdes Alfbachthales zur Ausführung der auf
?2 000 M. veranschlagtenMeliorations-Arbciten beantragt. Dieser Antrag wurde indessen von
dem Provinzial-Landtageseiner Zeit abgelehnt, weil aus dem vorliegenden Material nicht ersichtlich
sei, daß auch mit jeuer Beihülfe von 48 000 M. die ganze in Aussicht genommene Melioration
dollständigfertig gestellt werden könnte.

^1
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Der Vorstand der Alfbachthal-Meliorationsgeuossenschaft hat nun den Autrag um Bewilli¬
gung einer Beihiilfe wiederholt, uud dieser Antrag wird Seitens der Königlichen Regierung zu
Trier auf das Dringendste unterstützt. Es wird hierbei ausgeführt, daß die Nothwendigkeit einer
schleunige,! Hülfe durch neuerdings eingetretene Hochflutheu, welche die noch vorhandenen Schleusen,
Wehre und Deiche zn einen, großen Theile zerstört hätten, sich als unabwcislich herausgestellt
habe. Die Wiederkehr derartiger Verheerungen, und die allmähliche Vernichtung der gesammten
noch vorhandenen Meliorationsanlagen erscheine zweifellos, wenn nicht baldigst ein kunstgerechter
Ausbau der gefährdeten Stau- und Uferwerte eintrete. Die Kosten für diese Arbeite» aufzu¬
bringen, seien die Interessenten gänzlich außer Stande. Erhielten dieselben nicht bald eine erheb¬
liche Unterstützung, so würde deren jetzt in erfreulicher Weise hevortrctendes Interesse für die
Vollendung der Meliorationsarbeiten wieder verschwinden, die Genossenschafter würden fämmtlichc
Vortheile der frühern, nur auf Anregung der Behörde uud obrigkeitliche« Zwang ausgeführten,
Melioration verlieren und außerdem von den dann nutzlos aufgewendeten durch Anleihen beschafften
frühern Kosten noch lange Zeit an Zinsen und Amortisation jährlich 4 050 M. z» zahlen haben.

Zur Wiederherstellung der beschädigten Werke würde nach Ansicht des Vorstandes der
Genossenschaft eine Beihülfe von 00 000 M. genügen. Ob diese Summe iu Wirklichkeit ausrei¬
chen wird, um die erforderliche» Arbeiten auszuführen, läßt sich indessen mit Gewißheit zur Zeit
noch nicht übersehen, da die Wasserverhältnisse des Alfbachthales die genauere Untersuchung der
Ufer und der Bauwerke, fowie die Revision der früheren Anschläge bis jetzt nicht gestattet haben.

Sollten einerseits höhere Neparaturkosten sich als nothwendig ergeben, so erscheint ander¬
seits eine Ermäßigung der Kosten dadurch möglich, daß durch Ausschließung mehrerer Wicseuflächeu
von zufcmnnen etwa 10 Hektar der Neubau von zwei kostspieligenStauwerken erspart werden könnte.

Der Provinzial-Verwaltnngsrath erachtet unter den vorgetragenen Verhältnissen und unter
Bezngnabme auf die ausführlichen Darlegungen in seinem, dem 25. Provinzial-Laudtagc erstatteten,
Referat (S. 441) die möglichst baldige Unterstützung der Meliorationsgenossenschaft für das Alfbach-
thal für dringend geboten. Eine solche Unterstützung würde indessen nur für den Fall des Nach-
weifcs darüber zuzufagen fein, daß mit derselben und den eventuell audcrwcit beschaffte,, Geld¬
mitteln die zweckentsprechendeAusführung der Meliorationsarbeiten gesichert erscheint.

Da dieser Nachweis dem 20. Provinzial-Landtage nicht mehr geliefert werden kann, bei
der Dringlichkeit der Meliorationsarbeiten aber deren Aufschub bis zum nächsten Provinzial-Land¬
tage unthnnlich erscheint, so beantragt der Provinzial Verwaltungsrath:

„Der hohe ProvinzialLandtag wolle die Bewilligung einer Beihülfe an die Meliora¬
tionsgenossenschaft des Alfbachthales bis zum Betrage uou 60 000 M. im Prinzip
befchließen und den Provinzial-Verwaltuugsrath ermächtigen, aus dieser Beihülfe
die zur vollständigen Herstellung resp. Instandsetzung der Meliorationsanlagen erfor¬
derliche Summe auszuzahlen, fobald der Nachweis geliefert sein wird, daß mit diesen
und den eventuell anderweit zn beschaffenden Geldmitteln die Erreichung des vor¬
bezeichneten Zweckes in einen, dem Laudescultur-Interesse entsprechenden Umfange ge-
sichert erscheint."

Der ProuwMl-Uerwalwngsrach.
Wilhelm Fürst zu Wird,

Landtags Marfchall.
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Nr. 27.

Düsseldorf, den 12. April 1879.

Referat
über den Antrug des Karlo Vereins zu Aachen auf Dewilligung einer Beihülfe zu den

Kosten der Wiederherstellung der Münsterlnrche daselbst.

Der Vorstand des Karls-Vereins zu Aachen hatte in einer Eingabe uom 26. März 187?
bei den, 25, Provinzial-Laudtage den Antrag ans Bewilligung einer Beihülfe aus den Mitteln
des Provinzial-Verbandes ;n den Kosten der Wirderherstelluugder Münsterkirchezu Aachen gestellt-
Dieser Antrag wurde zur Zeit abgelehnt, weil der Nachweis der Nothwendigkeiteiner Beihülfe
nicht als erbracht erachtet, überdies auch viele dringende Anforderungenan die ProvinzialVerwaltung
gestellt worden, welche eine Bewilligung von Mitteln für Kuustzweckc nicht zulässig erscheinen ließen.

Der Vorstand des Karls-Vereins hat nunmehr jenen Antrag wiederholt, und zu dessen
»ähcrn Begründung Folgendes vorgetragen:

Der Karls-Vercin hat noch zwei große Aufgabenzu lösen, ehe die wichtigsten und uner¬
läßlichen Restauralious-Arbcitcn au dem Münster als vollendetbetrachtet werden können. Die eine
derselben bezicht sich auf die Wiederherstellungder gänzlichverloren gegaugenenMosaikenin der
Kuppel des Octogons, wozu die Vorarbeiten und insbesonderedie Entwürfe in der jüngsten Zeit
vollendetund genehmigtworden sind. Die Ausführung der Kartons, welche dem bekanntenMo-
scukisteu 1>. Antonio Salviati zu Venedig übertragen wordeu, erfordert einen Kosten-Aufwand von
58 400 M. Dazn kommen aber noch die Kosten der Entwürfe, ferner die Kosten des Verputzes
der Kuppel des OctogouS, für die Aufbringung der mnsivischcn Verzierungen, die Kosten der
Gerüste, sowie der im Anschluß an die Mosaiken nothwendigenBekleidung des Octogons mit
8wo«o luktro mit 40 000 M.

Die zweite der noch cmszuführcuden Haupt-Restauratious-Arbeiten bildet die Wiederher¬
stellung der sehr verunstaltetenWest-Faxade und der Ausbau des Thurmes, für welche, in Gemäß-
heit des von den KöniglichenMinisterien für Handel, Gewerbe und öffentlichen Arbeiten und der
geistlichen Angelegenheitengenehmigten Planes beziehungsweiseKosten-Anschlages180 000 M.
erforderlichsind.

Der für die ewähnten Arbeiten erforderlicheGesammtkosten-Bedarfbeläuft sich daher auf
278 400 M.

Zur Deckung dieses Bedarfs sind bis jetzt folgendeMittel in Aussicht gestellt:
1. Ein allerhöchstesGnadengeschenk Seiner Majestät des Kaisers und Königs für das

Mosaikbildvon .................. 60 000 M.
2. ein gleiches Geschenk für den Thurmbau von ........ 90000 „

und disponibel
3. mehrjährige Beiträge der Vereins-Mitglieder im Betrage vo n . . . 52212 „

Summe ..... 202 212 M.
Es fehlen also noch 76 200 M., welche die Vereins-Mitglieder ohne anderwetteBeihülfen

selbst in einer längeren Reihe von Jahren nicht werden beschaffen können, namentlich unter den
Mutigen ungünstigenVerhältnissen in Handel und Industrie, in Folge deren die regelmäßigen Aei-

21 i
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träge immer geringer werden. Der Versuch einer außerordentlichenSammlung von Beiträgen hat
aus gleichem Grunde den erwünschten Erfolg nicht gehabt, Hierbei ist außerdem noch der sehr
ins Gewicht fallende Umstand in Betracht zu ziehen, daß das von Seiner Majestät dem Kaiser
in Aussicht gestellte Gnadengeschenk für die Mosaikeu iu 4, für den Thurmbau iu 5 gleichen
Iahres-Raten, und zwar erst dann ausgezahlt werden wird, wenn der Karls-Verein einen gleichen
Iahresbetrag aufgebrachthat und überdies nachgewiesen ist, daß beide Beträge für das betreffende
Werk verwendet sind. Hierdurch ist der Verein in die Nothwendigkeitversetzt, stets erhebliche
Beträge disponibel haben zu müssen, um vorschußweise Zahluugen leisten zu können. Dazu aber
reicht der vorhandene Bestand um so weniger aus, als den Unternehmern selbstverständlich je nach
dem Fortschreiten der Arbeiten fort und fort Abschlagszahlungenzu inachen sind. Unter solchen
Umständenmuß der Vorstand des Karls-Vereins so lange Bedenkentragen, beide Projekte in Angriff

.zu nehmen, als er nicht auf erheblichere Zuschüssevon anderen Seilen Rechnung machen darf.
Es ist aber fast eine Ehrensache für ihn und zugleich eine Nothwendigkeitgeworden, Alles aufzu¬
bieten, um in kürzester Frist Hand an beide Arbeiten zu legen und folgeweise alle Quellen zu
erschließen, aus denen er dazu die Mittel schöpfen kann.

Nachdem de« Kaisers und Königs Majestät in Allerhöchster Huld den Wünschen und
Anträgen des Vereins-Voistandes in so hochherziger Weise und reichlichem Maße entgegengekommen
und dadurch es möglich gewordeu, an die Wiederherstellungder Krönungskircheso vieler deutschen
Kaiser zu denken, würde den Vorstand mit Recht der Vorwurf des Uudaukestreffen, wenn er die
Vollendungder Werke nicht rasch zu fördern strebte, zu denen Kaiserliche Munifizcnz den Grundstein
gelegt hat. Und nicht blos der Vorwurf des Undankes würde ihn treffen, sondern er würde auch
großer Verantwortlichkeitsich schuldig machen, wenn in Folge der Verzögerung die Allerhöchsten
Geschenke oder eines derselben zurückgezogenwerden müßten. Dieserhalbhat der Vorstand auch nicht
gezögert, mit dem Dr. Salviati im Laufe des vorigen Monats wegen Ausführung des Mosaik«
bildcs Contract abzuschließen, iu Folge dessen dieses in drei Jahren fertig gestelltwerden foll.

Der Vorstand hat damit zunächst um so mehr vorgehen zu müssengeglaubt, als die Aus¬
führung dieses Bildes Grundlage werden soll, die Mosaik-Industrieauf deutschenBoden zu verpflanzen,
indem I)r. Salviati sich verbindlichgemacht hat, iu Berlin ein Atelier zu errichte» und in dem-
felben den größeren Theil des Bildes und namentlich die Hauptfigur — Nafezta» äoniini -^
auszuführen. Es ist damit einem an höhster Stelle wiederholt zu erkennengegebenen Wunsche
Rechnung getragen.

Aber auch an den Thurm muß die Haud baldigst gelegt werden. Nach vieljährigen
Verhandlungen über die Feststellung des Projektes und nachdemAllerhöchstenOrtes ein so erheb¬
licher Theil des Kostenbedarfesbewilligt worden, tritt von allen Seiten an den Vorstand die
Erwartung heran, dem unwürdigen Anblicke,den Westfaxade und Thurm des im Uebrigcn so
prächtig restaurirten Tempels bieten, ein Ende zu machen. Dieser an ihn gestellten Erwartung
muß er um so mehr Rechnung tragen, als sonst zu befürchtenist, daß der Eifer der Bürgerschaft
Aachen's für das schöne Werk völlig erkalte, während dessen Inangriffnahme ihn ohne allen Zweifel
neu beleben,und dadurch der HoffnungRaum geben wird, in nicht allzu ferner Zeit des Thurmes
Spitze mit dem Kreuze, welches seinen Abschluß bilden soll, gekrönt zu fehen.

Noch ein anderes und zwar sehr wesentliches Motiv ist für den Vorstand vorhanden, die
Inangriffnahme des Baues zu beschleunigen. Die Bauhütte uämlich, in der sich sehr tüchtige Kräfte
für das Restaurationswerkheranbilden, ist jetzt vollständigohne alle Beschäftigung; sie wirb nicht
zu erhalten fein, die Kräfte werden auseinauder gehe», wenn nicht bald neue Arbeit geschaffen wird.
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Dies aber würde in höchstem Maße zu betlagen sein, um so mehr, als es, weuu überhaupt noch
möglich, doch sehr schwer sein würbe, sie auf's Neue zusammen zu bringen.

Der Proviuzial-Verwaltuugsrath kann nach dieser eingehenden Darstellung des Sachver-
Halles den Autrag des Vorstandes des Karls-Vereius nur dringendbefürworten und dem Provinzial-
"audtage die Bewilligung einer Beihülfe zu den Kosten der Wiederherstellungdes altchrwürdigcn
Kaiserdomcs,jenes nationalen Denkmals, dem des Kaisers und Königs und des in Gott ruhende»
Königs Friedrich Wilhelm IV. Majestäten unablässigdas höchste uud wärmsteInteresse zugeweudct
haben, angelegentlichstempfehlen. Die Höhe dieser Beihülfe dürfte ans zwei Drittel der noch
fehlendenSumme zu bemessen sein.

Der Provmzial-Verwaltuugsrath gestattet sich daher zu beantragen:
„Der hohe Prouinzial-Laudtag wolle beschließe», dem Karls-Verein zu Aachen als
Beihülfe zur Wiederherstellungder Münstcrtirche daselbst den Betrag von 50 000 M.
aus den Beständen des Zinsgewinnes der Proviuzial-Hülfskassezu bewilligen."

Der ProuinnntUerwottungsrnth.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Landtags-Marschall.

Nr. 2».

Düsseldorf, den U». April 1879,

Referat,
betreffenddie Dewilligung einer Beihülfe an die Genossenschaft

sllr die Melioration der Erftniedernng.

Der Vorstand der Genossenschaft für die Melioration der Erftniedernng beantragt eine
Beihülfe aus Provinzialfonds.

Dieser Antrag stützt sich darauf, daß das Unternehmender Entwässerungder Erftniedernng,
vor mehreren Jahren begonnen,seitdem mit großen Kosten fortgeführt, nunmehr durch die hohen
Beiträge zur Bestreitung der laufenden Verwaltungs« und Unterhaltungskosten,zur Verzinsungund
Tilgung der Darlehen, die am 1. Januar 1879 noch 1117 949 M. betrugen, und zur Deckung
"ner Entschädiguugssummevon 39 500 M., zu deren Zahlung ar einen Mühlenbesitzerdie
Genossenschaftrechtskräftig verurtheilt worden sei, in eine änßerst bedrängte finanzielle Lage
gerathen sei.

Der einfache Beitrag betrage von einen: Morgen in der
I. Klasse .............. 2,00 M.

II. „ .............. IM „
III. „ .............. 1,20 „
IV. „ .............. 0,80 „

V ................. 0,40 „
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Zur Deckung der Bedürfnisse der Genossenschaft für das Jahr 1879 müßte, wie durch
den Entwurf des Etats nachgewiesen werde, das Zehnfache jenes Beitrages erhoben werden, was
für die Mehrzahl der Genossenschafter geradezu eine Unmöglichkeit fei,

Bei dieser Sachlage erscheine es billig, daß einen« Unternehmen, zu dessen Ausführung
die Vetheiligten durch die Königliche Staatsregieruug im Interesse der Laudes-Melioratio» veran-
laßt worden seien, eine Beihülfe ans Provinzialfonds gewährt werde.

Der Provinzial-Verwaltuugsrath bat zunächst eine nähere Untersuchung der Verhältnisse
der Genossenschaft veranlaßt. Dieselbe hat ergeben, daß der einfache Beitrag zur Gesaunntsnmme
von 1? 167,75 M sich vertheilt auf

ll. Grundstücke, welche den einzelnen Gemeinden gehören, mit .... 4 132,33 M-
1i. Grundstücke von größeren Grundbesitzern mit........3 830,16 „
o. Alle anderen Grundstücke mit.............9205,26 „

sowie daß allerdings ein zehnfacher Beitrag erhoben werden müßte, wcun die Genossenschaft ihre
Verpflichtungen während des Jahres 1879 vollständig erfüllen soll, eine Belastung, welche für die
überwiegende Mehrzahl der Grundbesitzer eine äußerst drückende uno lau», zu erschwingende sein
würde, und zn deren Erleichterung auch die, schon niit hohe» Kommunalsteuern belasteten, Orts-
gemeinden nicht füglich herangezogen werden können.

Hiernach erachtet der Provinzial-Vcrwaltungsrath mit Rücksicht darauf, daß es sich UM
die Ausführuug einer landwirthschaftlicheu Meliorationsanlage handelt, zu welcher die Interessenten
so namhafte Beiträge geleistet haben und noch fortwährend leisten, eine Beihülfe aus Provinzial¬
fonds gerechtfertigt.

Mit einer solchen, etwa auf die 3 nächsten Jahre zu «ertheilenden, Beihülfe würde es
der Genossenschaft möglich werden, indem sie gleichzeitig eine Ausdehnung der Tilgungsfristen für
einzelne Darlehen erwirkt, die Jahresbeiträge auf ein geringeres Maß zurückzuführen und dieselben
dann nach Ablauf jeuer 3 Jahre lediglich aus eigenen Mitteln aufzubriugeu.

Der Proviuzial-Verwaltuugsrath beantragt daher:
„Der hohe Landtag wolle beschließen, der Genossenschaft für die Melioration

der Erwiederung für die Jahre 1879, 1880 und 1881 eine Beihülfe von jährlich
15 000 M. aus dem Zinsgewinne der Provinzial-Hnlfstasse zu gewähren"

Der Provmzilü-Mrwaltmtgsrach.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Laudtags-Marschall.
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^lr. 29.

Düsseldorf, den 4, April !«?9,

Referat
l>es Provinzial-Uelwaltungsraths. betreffend die cventnelle Uernliethnng des Anstalts-

gebiindes zu Siegburg nn die Königliche Staatsrcgicrung zur Unterbringung
von Staatsgefangenen.

Die Königliche Regierung zu Lötn hat mittelst Schreibens vom 26. Dezember pr. ange¬
sagt, ob und unter welche» Bedingungen die ständische Verwaltung geneigt sei, das zur Zeit
unbenutzte Nnstaltsgcbäude zu Siegburg zur Unterbringung von ungefährlichen nnd nicht der Flücht
verdächtigen Gefangenen der Königlichen Staatsregiernug zn vermicthcn.

Der Provinzial-Verwaltungsrath hat sich ans diese Anfrage in seiner Sitzung vom
^5/18. Januar cr. für die Vermiethung des in Rede stehenden Anstaltsgebändes sammt dem dazu
gehörigen Areale ansgcsprcchcu und den Landeö-Direktor mit den dieserhalb zu führenden Vcrhand-
uingen beauftragt. Auf die mit dem Letzteren geführten Verhandlungen hat der Minister des
innern in einem an den Ober-Präsidenten der Nheinprovinz gerichteten und von Letzterem dem
Landes-Direktor abschriftlich mitgetheilten Nefkripte vom 4, März cr. sich nicht abgeneigt erklärt,
°>e in Rede stehenoen Realitäten gegen einen angemessenen Miethszins, welcher eventuell bis zum
betrage von l8 000 M. bewilligt werden könnte, anzumiethen, sofern die noch vorbehalte,« Prüfung
kleben sollte, daß die in Rede stehenden Gebäude ohne unoerhältnißmäßig große Kosten zur Unter«
^lnguug von Strafgefangene» eingerichtet werden können.

Der Provinzial-Verwaltungsrath hat hierauf in der Sitzung vom l8/20, März cr. dem
ferneren Ersuchen des Ministers entsprechend, dem Landes-Direktor Vollmacht ertheilt, mit dem vom
Minister des Innern zu bestellenden Eommissarius in nähere Verhandlungen über die Vermiethung
ber gedachten Anstalt auf die Dauer von etwa 6 Jahren gegen einen jährlichen Miethszins von
etwa 18 000 M. einzutreten und eventuell einen Vertrag über die Vermiethung vorbehaltlich der
Genehmigung des Provinzial-Verwaltungsrath abzuschließen.

Für diesen Beschluß war insbesondere die Erwägung maßgebend, daß einestheils in den
»achsten sechs Jahren ein Bedürfniß zur Benutzung der in Rede stehenden Gebäude für den
^'ovinzialvcrband voraussichtlich nicht eintreten wird, und anderntheils die Gebäude bei der in
Aussicht genommenen Benutzung durch die Einflüsse der Witterung weniger leiden werden, als
leses in dem jetzigen unbenutzten Znstaube der Fall sein wird. Hierzu kam ferner, daß nach den

beseitigen Vorschlägen die Staatsregiernug außer dem Miethsziuse von 18 000 M. die gesammte
laufende Unterhaltung der Anstalt fowie der Pumpstation und die Bedienung der letzteren über¬
nehmen soll, was eine nicht unerhebliche Ersparnis) in den Ausgaben zur Folge hat.

Bei der Ermittelung der Höhe des Miethszinses endlich hat die diesseitige Verwaltung
Euerseits auf die Größe und Ausdehnung der Gebäulichkcitcn uud des zugehörigen Areals (18 Heet.

^ Are 70 Q.-M.) Rücksicht genommen und andererseits die ursprünglich für die Erwerbung und
Herstellung der Anstaltsgebäude von dem Provinzial-Verbandc gezahlte Summe (ca. 120 000 Thlr.)
wie die derzeitige Versicherungssumme der Gcbäulichkeiten (187 240 Thlr.) in Betracht gezogen.
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Bei der hohen Wichtigkeit der in Rede stehenden Angelegenheitglaubt der Provinzial«
Verwaltungsrath dem hohen Landtage die dieserhalb gepflogenen Verhandlungen zur Kenntnißnahme
unterbreiten und damit den Antrag verbinden zu sollen:

„Der hohe Landtag wolle sich mit den Beschlüssendes Provinzial-Verwaltnngs-
ratheö hinsichtlichder Vermiethung der Anstalt zu Siegbnrg einverstandenerklären
und demnach den Provinzial-Vcrwaltungsrath ermächtigen, das Anstaltsgebäude zu
Siegburg sammt Zubehör auf die Dauer von etwa 6 Jahren unter möglichst günstigen
Bedingungen an die Königliche Staatsregierung zum Zwecke der Unterbringung von
Staatsgefangenen zn vermielheu."

Der Vorsitzende des Provinzial Uerwaltungsraths.
Wilhelm Fürst zu Wird,

Landtags-Marschall.

Nr. »tt.
Düsseldorf, den 7. April l879.

Referat,
betreffenddie Anlage von KeKundärGisenbalinen auf den Provinzialstraßen.

Auf den dem Provinzial-Verwaltuugsrathe in seiner Sitzung vom 27/29. November d. 3-
vorgelegten Antrag der Direktion der Rheinischen Eisenbahn-Gesellschaft,auf der von Call über
Gemünd und Schleidcu nach Helleuthal führenden Provinzialstraße eine Sekuudär-Eisenbahnanlegen
zu dürfen, wurde beschlossen,die allgemeineFrage wegen Hergabe der Provinzialstraßen zur Anlage
von Eisenbahnen mit Locomotivbetrieb,in Anbetracht, daß solche Einrichtungen voraussichtlichi»
manchen Gegendenfür die Zukunft von erheblicher Bedeutung für deu lokalen Verkehr sein werben,
dem Provinzial-Landtage zur Entscheidungzu unterbreiten.

Mit Rücksicht hierauf wird Seitens des Provinzial-Vcrwaltnngsrathcs hingewiesenauf
die Verhandlungen des III. Landtages der Provinz Sachsen vom Jahre 1877 S. 63 u. f., aus
welchen hervorgeht, daß bei Berathung des von der KöniglichenStaatsregiernng vorgelegtenEnt¬
wurfs eines Gesetzes, betreffend die Erweiterung der Verwendungszwecke der den Provinzen und
Communal-VerbändenüberwiesenenDotationsfonds, der Provinzialausfchuß von dem betreffenden
Landtage ermächtigt wird, die Erlaubniß zur Anlage von Straßen-Eisenbahnen auf Provinzial-
Chausseenan Privat-Unternehmer, Kreifr, Gemeindenu. s. w. zu ertheilen und die dabei zu beach'
tenden Bedingungen festzusetzen.

Die Uebersicht der Vorlagen und Beschlüssedes 4. Provinzial-Landtages von Pommern
in den Sitzungen vom 10. bis incl. 16. October 1878 ergibt ebenfalls, daß der betreffende
Provinzial-Ausschußermächtigt worden ist, die Anlage von Eisenbahnen untergeordneterBedeutung
unter Benutzung der vorhandenenProviuzial-Chaussceuzu gestatten, unter der Voraussetzung,daß
die Einschränkung des öffentlichen Verkehrs auf der von der Eisenbahn benutzten Chausseestreckevon
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dem zur Unterhaltung derselbenverpflichteten Commuual-Verbandefür zulässig erachtet wird, und
Letzterer in eine der verminderten Unterhaltungslast entsprechende Kürzung der aus Provinzial-
Mittelu gewährten Chaussecrente willigt.

Ferner hat sich der 20. PosenfcheProvinzial-Landtag (Verhandlungen vom Jahre 1878
S. 3?) mit der Benutzung der Provinzial-Chausseenzur Anlage von Locomotiv-Eiseubahnen niederer
Ordnung einverstanden erklärt, wobei vorausgesetztwurde, daß der Provinz weder Kosten noch
irgend welche Lasten erwachsen dürften.

Auch sei hier noch darauf hingewiesen, daß die Königliche Regierung zu Cöln bereits im
Jahre 1860 die Anlage einer schmalspurigen Eisenbahn mit Locomotivbctriebauf der Brölstraße
(früheren Vezirköstraße)genehmigthat und sich diese Bahn gegenwärtignoch in, Betriebe befindet.

Zur Beurtheilung der vorliegenden Frage sollen im Nachstehendendie Gcsichtspnnkte,
unter welchen Sekundärbahnen auf den Provinzialstraßen überhaupt möglich sind, erörtert und die
generellenBedingungen, welche im Interesse der Straßen, im Interesse des auf denselben statt¬
findenden Verkehrs, sowie im Interesse der Straßcnadjaccnten als nothwendig zu erachten sind,
festgestellt werden.

Die Möglichkeitder Anlage von Eisenbahnenauf den Provinzialstraßen ist abhängig von
vier Factoren, nämlich:

Von der Spurweite der Eisenbahngeleise, von dem zulässigen Längengefällederselben, von
der Planums- und Fahrbahn-Breite der Straßen und von der zulässigen Spnrweite und Ladebreite
der Fuhrwerke.

Was zunächst die Spurweite der Eisenbahngeleise betrifft, so sind in §. 1 der vom Bundes-
wthe erlassenen Bahnordnnng für deutsche EisenbahnenuntergeordneterBedeutung ä. ä. 12. Juni
1878 außer der normalen Spurweite von 1,435 Meter noch geringere Spurweiten von 1,0 Meter
resp. 0,75 Meter vorgeschrieben worden. Ferner ist in §. 6 dieser Bahnordnnng für normalspurige
Zahnen das Normalprofil des lichten Raumes, welcher für die auf den Geleisen sich bewegenden
Züge frei zu halten ist, vorgeschrieben, und die Festsetzung der Normalprofilc des lichten Raumes
für schmalspurige Bahnen den Aufsichtsbehördenvorbehalten worden.

Diese Festsetzung ist indeß bis jetzt nicht erfolgt und sind daher die betreffenden Profile, dein
gegebenen Normalprofil entsprechend, vorläufigSeitens der Straßenbauvcrwaltung construirtworden.
(Die 3 Profile des lichten Raumes sind in Figur 1, 2 und 3 einer vorgelegten Zeichnung dargestellt.)

Hinsichtlich des Längengefällesder Schienengeleise ist in §. 2 der Bahnordnung bestimmt,
daß auf freier Bahnstreckedas Verhältniß von 1 : 25 in der Regel nicht überschritten werden dürfe.

Hiernach würde also die Anlage von Eisenbahugeleisenauf allen denjenigen Straßen¬
streckenunausführbar fein, deren Längengefälledas vorhin bezeichnete Maximum überschreitet.

Was ferner die in Betracht kommende Straßenbreite anbelangt, so hat man hauptsächlich
vier Kategorienvon Straßen zu unterscheiden, nämlich: die ehemaligenStaatsstraßen mit Sommer-
lveg und ohne Sommerweg, sowie die ehemaligen Bezirtsstraßen von 7,5 Meter Planumsbreite
und von 5 resp. 4,5 Meter Fahrbahnbreitc. (Fig. 4, 5, 6, 6a und 7.)

Der vierte maßgebendeFactor endlich ist gesetzlich bestimmt, indem die Cabinets-Ordre
vom 20. Juni 1859 für die Spurweite der Fuhrwerkeein Marimalmaß von 5'8"^ 1,78 Meter,
und die Allerhöchste Verordnung vom 17. März 1839 für die Ladung eine Marimalbreite von
U' -- 2,82 Meter vorschreibt.

Bevor nun aus der Combination der obigen Factoren auf die Möglichkeitder Anlage
"on Sekundärbahnen auf den ProvinzialstraßenSchlüsse gezogen werden, dürfte noch zu entscheiden

22
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sei», ob im Interesse des Fuhrvcrlehrs auf reu Straßen gefordert werden muß, daß derselbe »ach
wie vor unbehindert stattfinde.

Dicfe Frage glaubt der Provinzial-Verwaltnugsrath dahin beantworten zu müssen, das;
neben dem Eisenbahuzuge noch mindestens die in den Mimsterial-Bestimmungeu für den Ban der
Kunststraßen vom I?, Mai 1871 vorgeschriebene Minimal-Fahrbahnbreite von 4,5 Meter zur
freien Benutzung für den Fuhrvcrkehr übrig bleibe, daß alfo ein in der Marunalbreite bcladcnes
Fuhrwerk, dessen dem Schicnengeleife zugekehrtes Nad von dem gegenüberliegenden Rande der
Steinbahn 4,5 Meter Abstand hat, neben dein Ciseubahuzugc Platz finde. In wiefern min auf
den bezeichneten Straßenkategorien normalspnrigc oder fchmalspnrige Seknndärbahnen nnter der
vorstehenden Bedingung angelegt werben tonnen, ergiebt sich wie folgt:

1. Auf den ehemaligen Staatsstraßen mit Sommerweg können normalspurige Bahnen
angelegt werden, ohne daß eine Beseitigung der an der Bahnseite befindlichen Baumpflanzung
erforderlich ist. (Fig. 8.)

2. Auf den ehemaligen Staatsstraßen ohne Sommerweg können nur schmalspurige Bahnen
angelegt werden und ist dabei die Beseitigung der bahuseitigen Baumpflauzuug erforderlich. (Fig. 9.)

Bei Anlage einer uormalfpurigen Bahn muß dagegen eiue Erbreiterung des Straßeu«
planums um 0,11 Meter stattfinde«.

3. Ans fämmtlichen ehemaligen Aczirksstraßeu können Sekundärbahnen nur unter der
Bedingung angelegt werden, daß eine angemessene Erbreiterung des Straßcnplanums stattfindet.

Die Erbrciterungen betragen, vorausgcfetzt, daß die von der Straßenvcrwaltung festge¬
stellten Profile des lichten Raumes in den Breiten nicht verändert werden, und daß der Abstand
des Schiencngeleiscs vom Rande des Straßeuplauums auf 0,5 Meter normirt wird:

^. Bei Bezirksstraßen mit 5 Meter breiter, in der Mitte des Planums liegender Fahr¬
bahn (Fig. 6):

Für Normalfpurwcite ^ 2,02 Meter;
„ 1 Nieter Spurweite --- 1,27 Meter;
„ 0,57 Meter Spurweite -- 0.90 Meter;

!i. Bei Bezirksstraßcn mit 5 Meter breiter, nicht in der Mitte des Planums liegender
Fahrbahn (Fig. 6n):

Für Normalfpnrweite -- 1,7? Meter;
„ 1 Meter Spurweite ^ 1,02 Meter;
„ 0,75 Meter Spurweite -^ 0,65 Meter;

«. Bei Bezirksstraßeu von 4,5 Meter breiter Fahrbahn (Fig. 7):
Für Normalspurweite -^ 2,27 Meter;

„ 1 Meter Spurweite --- 1,52 Meter;
„ 0,75 Meter Spurweite ^- 1,15 Meter.

Selbstverständlich muß in allen Fällen die bahnseitige Baumpflanzung der Bezirksstraßen
beseitigt werden.

Die bei Ertheilnng der Concession von Sekundär-Lifenbahnen auf den Provinzialstraßen,
den betreffenden Unternehmern zu stellenden Hauptbedingungen lassen sich in folgenden Sätzen zu¬
sammenfassen:

1. Die Concession wird auf Widerruf ertheilt, jedoch soll eine Beseitigung der ganzen
Anlage oder einzelner Theile derselben nur dann gefordert werden, wenn die Bahn wegen Unren-
tavilität des Unternehmens oder aus sonstigen Gründen über eine bestimmte Zeit hinaus außer
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Betrieb gesetzt ist, und wenn an der betreffenden Provinzialslr.iße im eigenen oder im öffentlichen
Interesse wesentliche Veränderungen vorgenommenwerden, welche die Umlegung oder Beseitigung
der Bahn bedingen.

2, Durch die Eisenbahnanlagedarf die Entwässerungder Straße sowie die Communikatiou
zwischen der Straße und den anliegendenGrundstücken nicht aufgehobenoder erschwert werden.

3, Da durch die Bahnanlage das Materialienbankett für die Straße verloren geht, fo
hat Unternehmer au geeigneten Stellen Material Dcpotplätze zu acquiriren m,d der Straßenbau-
Verwaltung zur Verfügung zu stellen. Auch ist derselbe verpflichtet, das Straßenuuterhaltungs-
Material bei dessen Vertheilung ohne Entschädigungaus der Bahn zu transportireu (incl. Auf-
und Abladen).

4. Unternehmer hat den von der Bahn in Anspruch genommeneu Theil der Straße nebst
zugehörigen Böschungen,Gräben, Bauwerken lc. ans eigene Kosten zu uutcrhalten.

5. Untcruehmer hat Behufs Sicherung des Verkehrs auf der Straße überall da, wo es
die Straßenbau-Verwaltung als nothwendigerachtet, Geländer und sonstige Schutzwehrenauf eigene
Kosten herzustellenund zu unterhalten.

st. Für den Bahnbetrieb sind nur solche Lokomotiven zu verwenden,welche mit den besten
bekanntenVorrichtungen zur Vcrzehrung des Rauches, zum Absperren des Dampfes, zur Ver¬
lockung des Bewegungsmcchanismusund zur Erziclung eines möglichst geräuschlosen Arbeiten«der
Maschine versehen sind.

7. Unternehmerverpflichtetsich, ans Verlangen der Slraßenadjacenten au allen denjenigen
Stellen befestigte Uebergängein angemessener Breite herzustellen,wo auch die Straßenbau-Verwal-
t»ug diese Ucbergäugegestattet.

8, Unternehmer hat für allen Schaden aufzukommen, welcher der Straßenbau-Verwaltung
oder dritten Personen durch die Vahnaulage und den Betrieb derselben erwachsen sollte, auch ver¬
pflichtet sich derselbe allen Anforderungen der Landcsvolizcibehörde,welche mit Rücksichtauf die
Bahn nachträglicherhoben werden möchten,zn genügen,

9 Zur Sicherheit der übernommenenVerbindlichkeitenstellt Unternehmer eine Eaution,
welche nach der Größe des Anlagekapitals zu bcmesfeu fein wird.

Die außer deu vorstehenden Hiuptbcdingungennoch zu stellenden, den lokalen Verhältnissen
Zusprechenden speciellen Bedingungen dürften dem Provinzial-Verwaltungsrathc zn überlassensein.

Hiernach stellt der Provinzial-Verwaltungsrath folgendenAntrag:
1. „Der hohe Landtag wolle darüber prineipiclleEntscheidungtreffen, ob die Benutzung

der Provinzialstraßcn zur Aulage von Eisenbahnen niederer Ordnung mit Locomotiv-
bctrieb überhaupt gestattet werben soll.

2. Im Falle der Bejahung den Provinzial Verwaltnngsrath ermächtigen, unter Zugrunde¬
legung der vorstehende!, Ausführungen nnd generellenMinunal-Bedingnngeu die Con¬
cession zu derartigen Unternehmungenzn ertheilen, sowie die den olnvaltcudenVerhält¬
nissen entsprechenden Specialbedingnngenzn stellen.

Der ProomM-Uerwaltungbratl).
Wilhelm Fürst zn Wied,

Landtags-Marschall.

2^



175

Nr. 3l.

Entwurf eines Gesetzes,
betreffenddie Bestreitung der Kosten für die Bedürfnisseder Kirchengemeinden

in den Kandestheilen des linken Uheinufers.

Mir Wilhelm, von Oottes Onaden Aönig von Wreußen etc.
verordnen, mit Zustimmung beider Häuser des Landtages, für die Landestheile des linkeu Rhein-
ufers, was folgt:

Die bürgerlichenGemeinden sind, soweit dieses Gesetz nicht ein Anderes bestimmt, zur
Aufbringung von Kosten für die Bedürfnisse der Kirchengemeinden,insbesondere zur Beschaffung
und Unterhaltung der Pfarrhäuser, nicht ferner verpflichtet.

Die bezüglichen,zur Zeit bestehenden Verpflichtungender bürgerlichenGemeinden gehen
auf die Kirchengemeinden über.

Zuwendungen für die Bedürfnisseder Kirchengemeindensind den bürgerlichenGemeinden
nur mit Genehmigung der Bezirksregierung gestattet. Unberührt von den Bestimmungeu dieses
Gesetzes bleiben die aus privatrcchtlichenTiteln entspringenden Verpflichtungender bürgerlichen
Gemeinden.

ß. 2.
In das Eigenthum der betreffendenKirchengemeinden gehen über:
ll. alle bei Verkündnngdieses Gesetzes den bürgerlichenGemeindengehörenden,ausschließ¬

lich als Pfarrwohnung dienendenGebäude nebst den dazn gehörendenHofräumen und
Hausgärten;

b. alle bei Verkündungdieses Gesetzes den bürgerlichen Gemeinden gehörenden,kirchlichen
ZweckengewidmetenGebäude, zu deren Beschaffung oder Unterhaltung zur Zeit nach
gesetzlicherVorschrift in Ermangelung ausreichendenKirchenvermögcnsdie bürgerlichen
GemeindenBeiträge aus ihrem Vermögen zu leisten verpflichtetsind.

§. 3.
Unberührt von den Bestimmungendiefes Gesetzes bleiben die Rechtsverhältnissein Betreff

der die Kirchengebäude umgebendenfreien Plätze und der Begräbnißplätze.

s- 4.
Den bürgerlichenGemeindebehördensteht die Benutzung der Kirchenglocken bei feierlichen

oder festlichen Gelegenheiten,bei Unglücksfällenoder ähnlichenVeranlassungen zn.
Zur Sichcrstelluug und Regelung dieser Befugniß kann die Kommnnal-Aufsichtsbehörde

die erforderlichenAnordnungentreffen.
§. 5.

Die bürgerlichen Gemeinden sind zur Fortleistung .derjenigen, bei Verkündung dieses
Gesetzes auf ihrem Haushaltetat stehenden Beträge verpflichtet,welche den Kirchengemeinden bisher
behufs eigener Beschaffungund Unterhaltung einer Pfarrwohnnng gewährt worden sind.
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Bürgerliche Gemeinde», welche die Pfarrwohuuug bisher unmittelbar, aber nicht durch
Hergabe eines ihnen gehörigenund diesem Zwecke ausschließlich dienenden Gebäudes gewährt haben,
bleiben zur Fortgewährung einer gleichartigenPfarrwohuuug verpflichtet.

§. 6.
Es bewendet bei den Bestimmungen im §. 1 des Gesetzes vom 14. März 1845 (Ges.

S. S. 163). Den Kirchengemeinden verbleibenalle nach den Bestimmungenim §, 5 des Gesetze«
vom 14. März 1845 ihnen zustehendenund bei Verkündungdes gegenwärtige»Gesetzes bereits
festgestellten Ansprüche.

s- ?-
Die bürgerlichen Gemeinden sind befugt, nach vorhergegangenersechsmonatlicher Kündigung:
1. die im §. 5 dieses Gesetzes erwähnten Leistungen,
2. die im ß. 1 des Gesetzes vom 14. März 1845 erwähnten Leistungen, soweit sie in

Zuschüssen zu den Kosten für ordentliche (jährlich wiederkehrende) kirchliche Bedürfnisse
der Kirchengemeinden bestehen,

durch Baarzahlnng zum 25fachen Betrage des jährlichen Geldwerthes der Leistung abzulösen.

ß. 8.
Die Kirchengemeinden sind befugt, uach vorhergegangenersechsmonatlicher Küudiguugdie

Ablösung der im ß. 5 dieses Gesetzes erwähnten Leistungenzu verlangen. Die Ablösung erfolgt
in diesem Falle durch Barzahlung zum 22Anfache,, Betrage des jährlichen Geldwerthesder Leistung.

ß. 9.
Der jährliche Geldwerth (§§. 7. 8.) ist erforderlichenFalls nach sachverständigemEr¬

messen festzustellen.

Die bürgerlichen Gemeiuden sind befugt, das Ablösungskapital(ß§. 7 bis 9) in vier
unmittelbar aufeinanderfolgendeneinjährigen Terminen zu gleichen Theilen abzutragen. Die berech¬
tigte Kirchengemeinde ist gleichwohl nur solche Theilzahlungen anzunehmenverbunden, welche min¬
destens 300 Mark betragen. Der jedesmalige Rückstand ist mit vier Prozent jährlich zu verzinsen.

Geht der Antrag auf Ablösungvon der Kirchengemeindeau«, so sind die bürgerlichen
Gemeiudenbefugt, soweit ihre Haushaltsverhältuissees erforderlich machen,eine Verlängerungder im
8-10 bestimmten Zahlungstermine, sowie eine Herabsetzung der von den Kirchengemeinden anzuneh¬
menden Mindestbeträgezu verlangen

§. 12.
Streitigkeiten
1. über die in §§. 7 bis 11 dieses Gesetzes geregeltenRechte und Pflichten,
2. über die Frage, ob einer der im §. 1 des Gesetzes vom 14. März 1845 erwähnten

Zuschüsse durch veränderte Umständeentbehrlichgewordensei,
smd, soweit nicht in den Fällen unter Ziffer 1 über die Leistuugspflicht überhaupt gestritten wird,
lm Verwaltungsstreitverfahrenzum Austrage zu bringen.

Maßgebend für das Verfahren sind die Vorschriften des Gesetzes vom 3. Juli 1875
(Ges.-Samml. S. 375).
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Zuständig i» erster Instanz ist das Vczirtsverwaltungsgericht. Bis zur Einsetzung von
Vezirtsverwaltungsgerichtenin der Rheiuprovinz sind die Verrichtungenderselben von der Rheinischen
Deputation für das Heimathwesen unter der Bezeichnung „Rheinisches Verwaltungsgericht"
wahrzunehmen.

§. 13.
Die Minister des Innern und der geistlichen Angelegenheitensind mit der Ausführung

dieses Gesetzes beauftragt.
Urkundlich «.

Motive.
!. Französische Gesetze ans der Zeit vor Abschluß des Konkordats(1801).

II. Französische Gesetze seit Abschluß des Konkordats.
III. Das linke Rheinufcr unter Französischer Herrschaft.
IV. Entwickelung der Rechtssprechnng seit Eintritt der PreußischenHerrschaft.
V. Das Gesetz vom 14. März 1845.

VI. Der gegenwärtigeEntwurf.

Räch den, auf dein linken Rheinufer theilweise noch in Geltung stehenden Französischen
Gesetzen, sowie nach dein an die Französische Gesetzgebung sich anlehnendenGesetze vom 14. Mär;
1845 (Gesetz-Scimml. S. 163) sind die bürgerlichen Gemeindenin weitgehendem Maße zur Beitrags
leistung für die Zwecke sowohl der katholischen wie der evangelischen Kirchengemeinden verpflichtet.

I. In Frankreich wurde bekanntlich zur Zeit der Revolution das gesammte katholische
Französische Gesetze aus Kirchengut für Staatsgut erklärt, als solches eingezogennnd zum größten Theile zu staatliche»
der Zeit uur Abschluß Zwecken verwendet,
des Konkordats (180t). Dekret vom 2. November 1879.

I^'ll88eiul)16o nationale de^rete, Huo toris 1«8 I»imi8 uecI68iu.8ti^u<288vnt »
Is, di8^>c>8itond« In nation, n In, olinrA« de ^»ourvoir d'nno rnanior« oc>irv«nn1>W
llux trai« du crdto, u. I'^ntrotien do »68 inini8trs8 eto. et«.

Dekret vom 14/2U. April 1790.

n.rt. 1. I^lidiidni8tr»t,iun d«8 I>i<2N8 däldarö«, ^u,r 1« d««r«t, du 2. ^nvemli^
dernier Ltre ü, la di8^08itiou, 8sra «t«. eto.^ cnnnüo nux admini^trntionL de
deriartßinoid «t do di8triot ow

art. 5. Dlin8 1'ßtat ds8 depeu8L8 puIdiczuL du clm^uo nunös il 8sra r>c>i'te uno
8UININS 8uln8nut« pour luurnir nux lrlli8 du uulte do 1^ 1-elißioir ontlroli^u« oto. oto,

Dekret vom 19. August und 3. September 1792.
Äl-t. 1. 1^68 imiNLulde8 r«Ll8 allLCtLLllux kn.I>ri^u«8d«8 S^1i8«8 «»tnedrawb

parui88ia1tz» st 8uoour8alO8 ete. sto. 8srout veudu8 do8 ä r»re8sut, dau8 1». möm^
form« et aux intziny» oondit,ion8 c>ne I«8 lautre» 1>isn8 «t dnnrn,in<38nationaux.
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urt. 2. 1'onv tsnir lisn »nx sa1>ri^us8 c^ni lläinini8tri>,iLnt 1s8 äit8 1>isn8
äs lu ioni88n.nss qni Isnr sn liv^it sts 1lli88ss provi8oirsinsn^ var 1s8 prsssäsntg
äderet», il Isnr «er» pavs 8nr 1s trs8sr nndlis nts. 1'intsrst K 4 nsnr 100 äu
^n-uänit nst äs la vsnts ä'issnx.

Es bestand ursprünglich, wie aus den hiervor mitgetheilten Dekreten hervorgeht, die Absicht,
"ach Einziehung des Kirchcnguls die Kultus kosten auf den Staatshaushaltsetat zu nehmen. Ins'
besondere wurde auch durch das Dekret 8nr la san8t,iwt,ion civile än slsi-^s vom 12. Juli
N90 den „iuini8t,rL8 6« lu rsligisn" ein näher bestimmtes Staatsgehalt und eine passende Woh¬
nung zugesichert. Diese Absicht wurde jedoch bald wieder verlassen. Schon in dem Dekret vom
4/11 September l792 (Titel III. art. 3) heißt es:

^ ooinptsr an l. äunvisr 1793 ls8 sitovsn8 ä.in8 el^u« innnisinlllits,
on i,ai-oi886 llvi88oront snx insins« nnx inovsn» äs nunrvair il tsnts8 1s8
äänsn8S8 än snlts l.n<in«l Ü8 8ont att-islis8 antro8 nsannioin8 c^n« 1s ti-ni'
tsuisnt <1s8 inini8ti'S8 än snlts slrt^sli^ns.

Noch weiter ging das Gesetz vom 18. September 1794, indem es auch das Staats-
geh alt der Geistliche» beseitigte

Ln, i-6j>n1>Ii<in6 ti-ans«i8s n« iilüo plus 1s8 treu 8 ni los 8lllairs8 ä'linsnn snlts.
So batte sich der Staat von allen Verpflichtungen der Kirche gegenüber wiederum los¬

gesagt. Den letzten Schritt thaten dann die Gesetze vom 3. Vsnw8s III. (21. Februar 1795) und
vom ?. Vsuäsiniairs IV. (29. September 1795), indem sie auch den bürgerlichen Gemeinden jede
Ausgabe zu kirchlichen Zwecken geradezu uutersagten und jede Zwangsumlage zu solchenZwecken
für unzulässig erklärten.

Gesetz vom 3. Vsnto«s III.
!lrt. 8. 1.08 c,oinrnnns8 on 8sstions äs sonnnnns sn nonr sollsstil nsuoni-

rnnt ».s^nsiir- ni luusr 6,6 losul r^uni' 1'sxsrsi8S äs« snlts8.
lli-t. 9. Il ns nsnt strs toruis ».nsnns äutatiun usi-pstnells nn viuß'öi-s, ni

«tlldli »nsnns tuxs ^>unr ÜN usc^uittsr 1s8 äsnsn8L8.

Gesetz vom 7. Vsnäsinin.irs IV.

(Tit IV.. »lt. 12).

(üsnx ^ni tsntsront sts. äs sontiuinärs sts. ü, «untridnsr unx trili8 ä'nn
snlts sts. «t«.^ 8srunt PNIN8 sts. etc.

Nur insofeiu zeigten sich schon damals die Spuren eines beginnenden Umschwunges, als
"an im Jahre 1795 den Verkauf der Kirchengebäude, im Jahre 1797 den Verkauf der Pfarr¬
häuser sistirte. Die noch nicht verkauften Kirchengebäude wurden zum gottesdienstlichcn Gebrauch
ben oiwven8 derjenigen sonnnnns überlassen, die am ersten Tage des Jahres II. der Republik
s'ch in deren Besitz befunden hatte; die noch nicht verkauften Pfarrhäuser sollten zu irgend welchem
öffentlichen Zwecke reservirt bleiben.

Gesetz vom 11. rrairial III. (30. Mai 1795.)

1.08 sitcivsn8 äss soinuinns8 st 8sotion8 äs sonnnnns äs Ilr rsnubli^us
Nnront nrovi8oirsinsnt 1s librs n8llss« äs8 säiliss» non »1isns8, äs3tius8 oriFi-
nairsinsnt unx sxsrsi8sg ä'nn an äs p1n8isnr8 snlts8 st äont slls« swisnt «n
N088S88I0N UN prsinisi- snnr äs 1'ttn II äs ll> ropnulilzus sts.
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(^08 ääitieos 8Lront I'6ini8 ll 1'n8l>.^L c1«8 äit6 eitovon8, äa,n8 l'otlltz orl N8
8« tronvont, ü, lg, oliar^o äe 1«8 ontrstsnir «t rö^aini- »,in8i c^n'il8 vorront^ 8an8
lliionne oontriluntion loroos.

I^oi portllnt c^n'il 8era 8irr8i8 «, 1«. vsnty äs» ei-äLvant ^>i-08^tsi'S8 vom
26. ?ruc!tiäc>i- V (12. September 1797).

Es ist zu beachten, daß das Gesetz vom 11. ?iaii-ia1 III. die Ooinmnno als die frühere
Eigenthümer!«der Kirchcngebäude bezeichnet und daß es deren Gebrauch nicht irgend einer Körper¬
schaft, sondern den „^ito^"»" einräumt. Es entspricht dies der Nnffassungswcife der damaligen
Gesetzgebung, welche die gottesbienstliche Feier lediglich als eine Privatangelegenheit der Einzelnen
betrachtete; Kirchengemeinden, Kirchcnbehörben existirten thatsächlich nicht mehr. I.a loi no r««nniMt
«neun inini8trs än oulw heißt es in dem oben allegirten Gesetze vom 4. Ventu8« III. , u,rt. 5.

Von allen erwähnten Vorgängen blieben übrigens die protestantischen Gemeinden,
die man in Frankreich von je her als bloße Privatgenosfenschaftenbetrachtet hatte (f. Urtheile des
Appelhofes zu Cöln vom 9. Juli 1863 und vom 18. Januar 1873 im Rheinischen Archiv Bd. 57,
S. 218; Ab. 64, S. 209) unberührt

II. Im Jahre 1801 schloß Napoleon mit dem Papste das Konkordat ab und es trat nun
FranMschc Welche an den Französischen Staat die Aufgabe heran, der katholischen Kirche wiederum die Möglichkeit

seit Vlbschluß des Kon- ^. äußeren Existenz zu gewähren.
^"^' Zu dem Ende erging zunächst das Gesetz, — „Ini i-«1ativ6ä Itti-Allni^tioii ä«8 on1t«8" —,

vom 18. (^rnünlü X. (8. April 1802), Inhalts desselbensollte eine neue Cirkumscriptionder
Erzbisthümer, Bisthümer und Pfarreien vorgenommenund es sollten wiederum Kirchenfabriken
errichtet werden; es follten den Geistlichendie noch nicht veräußertenPfarrhäuser wieder eingeräumt
und es sollte ihnen ein Staatsgehalt gewährt werden; es sollten endlich die noch in Händen des
Staats befindlichen Kirchengebäude,eins für jede Pfarrei und für jede Snccurfale, zur Verfügung
der Aifchöfegestelltwerden. Insbesondere bestimmtder

art. 75 des Gesetzes vom 18. (^erininal X: 1^68 6<1itioL8 «.neionneinyiit dosti-
n<28 lln oulte Q«,tI«,1iHN6) llotuelloinLnt äu,n8 168 mllin8 6,« 1a, Nation et«, 8oront
11118 Ä 1«, <Ü8P08ition 6.68 LV0HHL8 ^)l!,r llrütö8 <1rl ^rötut äu ciöpartWQLut sto.
eine Fassung, welche demnächst zu der Streitfrage Anlaß gab, ob die katholischen Kir¬
chenfabriken nunmehr wiederum Eigenthümerinncnder Kirchengcbäude :c. gewordenseien,
ober ob ihnen nur ein Benutzungsrechtan denselben habe übertragen werden sollen.

Sodann wurden durch das H.i>rots vom 7. Iliorinidor XI. (26. Juli 1803)
«li-t. 1. I^«8 1)isn8 ä«8 tlll>ri<^n68 non ll1i(jnL8 oto. 8ont rLn<In8 ü, 1«nr äe-

8tinution, und durch eine Reihe fernerer gleichartigerDekrete die noch vorhandenen
Kirchenfabrikgüterihrer früheren Bestimmungzurückgegeben; — im Anschluß hieran wurde überdies
durch art. 3. des ^rrötö vom 7. IliLrniiäor XI.:

0e8 dien» 8eront «,äinini8tr«8 äan8 1a lorinL partionliöro anx di«n8
oumiurlrlarlx z>ar trois inar^nillisi-8 c^uo noinniora 1s proiLt 8ur uno 1i8te äoudlo
^re8ont,LL^>ar 1e in^irs et 1« ourö ou cio88«rvlint f̂ür die äußere Kirchen Verwal¬

tung provisorisch Fürsorge getroffen,bis später das Dekret vom 30. Dezember 1809 die Organifation
der Kirchenfabriken definitiver Regelung unterwarf.

Alle diese Maßregeln reichten indessen — da eben nur ein Rest des früheren Vermögens
restituirt werden konnte, — für die Bedürfnisse der Kirchengemeinden bei Weitem nicht aus. Für
den fehlenden Bedarf aufzukommen, fand sich der Staat nicht in der Lage, und so kam es, daß die



Gesetzgebung sich nuumehr an die bürgerlichen Gemeinden wendete. In Frankreich lag dies
unter den obwaltendenVerhältnissenum so näher als hier, bei einer ganz vorwiegend katholischen
Bevölkerung, die bürgerliche Gemeinde (Oonnnune) und die Kirchengemeinde (naroi88e) in den
meistenFällen sich thatsächlich deckten.

Schon das Gesetz vom 18. (^srininal X. hatte im Gegensatz zu dem früheren Verbote
die bürgerlichenGemeinden ermächtigt, den Pfarrern erforderlichenFalles einen Zuschuß zum
Pfarrgehalt und eine Wohnung zu gewähren.

art. 6? ste. 1^,68 eon8eÜ8 generaux äe8 granäe8 eo,ninune8 neurront^
8ur 1eur8 Kien8 rur aux ou 8ur 1sur8 oetroi», leur aeeoräer uns Augmentation
äs traitemsnt^ »i 1e8 eireon8tanes8 l'exigent.

art. 72. I^e8 nre8uvtere8 et 1s8 saräin8 attenan3, non alisns8) »sront ren-
äu8 aux eur^8 et aux äe88ervan8 äe8 8ueeur8ale8. H, äekaut äs es8 nrs8l)V'

tsrs8, 1e ec»n8eil8 gsneraux äe8 ec>ininune8 »ant autc»ri8e8 a leur vrssursr
un legeinent et un ^aräin.

In der Praxis wurde dieser gesetzlichenErmächtigung nun die weitgehendste Bedeutung
gegeben. Das ^rrets vom 18. ttsrininal XI. (8. April 1803) verfügte geradezu,daß die
bürgerlichen Gemeinden über die von ihnen, ihrer gesetzlichenAefugniß gemäß, zu gewährenden
Subventionen in Berathung zu treten hätten,

art. 3. I^e8 eon86il8 inunieinaux, en sxeeution äe l'artisls 67 äe 1», loi
äu 18. (-lerniinal X äelibsreront 1. 8ur 1e» auginentation8 äs traitsinsnt a ao-
eoräer 8ur les rsvenu8 äe la eoinmune^ aux eure8) vieaire8 et äs88ervan8, 2.
8ur Is8 lrai8 ä'aineulileinent äe8 inai8on8 suriale8, 3. 8ur 1e8 trai8 ä'aoliat et
ä'sntrstien äe tc>u8 1e8 o1>sst8 n6ee88aire8 au 8ervies äu eulte äan8 I08 e^Ü8e8
Nlli'oi88ia1e8 et 8ueeur8als8.

Das Dekret vom 11. ?rairia1 XII. (31. Mai 1804) behandelt insbesondere die Gewährung
einer Pfarrwohnung nicht blos als zulässig, sondern als eine Pflicht der bürgerlichenGemeinden.

art. 4 etc. 1^68 äe88ervan8 äe» 8uoeur8a1e8 sxi8tants8 et vrovi8oirsinsnt

annrouvee8 ^souiront et«, ä'un traitenrsnt annusl äe 500 lrano8, au innren äu
c^uel tiaiteinent Ü8 n'auront rien ä exigsr äe8 eomniune8^ 81 oe n's8t le
logsinent aux tsrnre8 äs 1'artisls 72 äs 1a loi äu 18. Asrininal X.

Die fchließliche Ordnung des Verhältnissesder bürgerlichen Gemeinden zu den Kirchengemeinden
erfolgte durch das Gesetz vom 14. Februar 1810 und durch das trotz seines früheren Datums erst
nach diesem Gesetz publicirte Dekret, eoneernant 1s» lauriyues äe egÜ8e8, vom 30. Dezember1809.

Das Gesetz vom 14. Februar 1810 — loi relative au rsvsnu8 äs8 lanri^us8 äs8
«3Ü8e8— handelt seinem eigentlichen Gegenständenach von der Art uud Weise, wie erforderlichen
Falles für kirchliche Zwecke Umlagen vorzunehmensind. Es bespricht dabei aber die subsidiarische
Verpflichtungder bürgerlichenGemeinden wie etwas Selbstverständlichesund bestimmt,

art. 1. H.or8Hue äau8 une naroi88e Is8 revonu8 äe la lauri^ue, ni a Isur
äslaut 1«8 revonu8 soininunaux, ns 8eront na8 8ukir8an8 nour le« äenen8S8^
annuelle8 äs la eslenratisn äu eulte, la r6nartition entrs ls8 na1»itant3 au
inars 1s träne äs la oontriliution nsr8onelle et inooilisre, nourra stre laits st
rsnäus exeeutoiro z>i-ovi8oirsinsnt z>ar 1s nrstst, 8i elle n'sxoöäs va8 100 lrane8
äan» 1e8 naroi88L8 äe 600 ains8 st au äs8»ou8 ste. ste.

(bei höheren Summen foll ezn Kaiserliches Dekret, event, ein Gesetz nöthig sein.)
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art. 2. I^or8<^ue pour 1e8 reuaration8 ou reeoustruetion» äe» e6iuee8 du
eulte il 8era ueee88aire, ä äetaut ä«8 reveuu» äe 1». taliriaue an eonnuuuaux,
cle laire 8ur 1a z>aroi38e uue levee extraorclinaire, il v 8era nour vu ua8
voie ä'einuruut, a In, eliar^e äu reinl^uurseiueut 6au8 im teiun8 cleterunue, ou
^ar re^artition ou mare lo lrane, 8ur le8 eontril)utian8 kouviere et luoliiliere.

art. 4. I^orsc^u'uue naroisse 8era eoinv08Üe äe vlu8ieur8 eoniiuuue»,
1a reuarrition eutre eile 8 8era an inare 1e traue de leurs eoutriliution»
resueetive», 8avoir äe In eoutriliutiou nlo1)iliöre et personelle, »'il g'a^it 6e 1»,
<1epen86, nour la ee1el)ration clu eulte ou äe reuaration8 ä'entretien; et au
inare 1« lrane äe» eontrioution8 toneiere et nrol^iliere, »'il »a^it äu grosse»
renaration» ou, reeon8truetion».

Es mag hier sofort erwähnt werden, daß die Ausdrucksweisedes Gesetzes vom
14. Februar 1810 später in den links-rheinischen Landestheilen große Zweifel hervor¬
gerufen hat. Das Gesetz spricht im art. 1 von einer rnnartition entre le» Kapitän»
der na,roi88e, und ebenso im art. 2 von einer levee extraoräinaire 8ur 1a
naroi88e, während im art. 4 für den dort vorgesehenen Fall, von einer renartition
entre 1e» 001NIUUNS8die Rede ist, so daß die Frage entstand, ob nach der Absicht
des GesetzgeberscutstehendenFalles eine kirchliche oder eine Communal«Umlagevor¬
genommenwerden sollte?

Das Dekret vom 30. Dezember 1809 präzisirte dann die Verpflichtungender bürgerlichen
Gemeindenim art. 92 dahin:

1^68 enar^e8 6.08 eonnuuue» relativ erneut au eulte 8ont:
1. 6,6 8unnleer a, l'insut'kisanee äe» rovenu» äe 1a lakri^ue uour

1e8 eliar^es uurtee» eu l'artiele 37;
2. äe lournir au eure ou äe8»ervant un nresuvtere, ou a äekaut

äe uresovtere uu lo^eiuent ou a äelaut äe nreslivtere et äe lo^einent une
inäeinnit6 r^eeuniaire;

3. äe kournir aux ^ro88L8 renaration8 äe» 6äinee» oon8aer68 au eulte.
Auch die Fassung dieses art. 92 in Verbindungmit den sonstigen Dispositionendes

Dekrets von 1809 hat demnächst zu zahlreichenStreitigkeiten Anlaß gegeben, indem
die Frage entstand (s. unten), ob die bürgerlichen Gemeinden zur Beschaffungder
Pfarrhäuser unbedingt verpflichtet seien, wie dies unter Nr. 2 bestimmtwerden zu
sollen scheint, oder nur subsidiarisch beim Unvermögender Kirchenfabrik?

Bezüglich der Kosten des katholischen Cultus hatte die Gesetzgebung in Frankreich hier¬
mit der Hauptsache nach ihren Abschluß gefunden. Die protestantischen Kirchengemeinden waren,
wie schon oben erwähnt, von den Stürmen der Revolution im Wesentlichen verschont geblieben.
Da aber die Gesetzgebungund Praxis dazu übergegangenwar, zu den Kosten des katholischen
Cultus die bürgerlichen Gemeinden,also indirekt auch deren protestantische Einwohner, heranzuziehen,
so schien es geboten, nunmehr auch den protestantischen Gemeinden als solchen einen gleich¬
artigen Anspruchden bürgerlichen Gemeinden gegenüber einzuräumen. Dies geschahschon dnrch
das Gesetz vom 5. Mai 1806, welches bestimmte:

art. 1. 1^68 eoininune8 ou 1e eulte nrote8tant e»t exeree eoueurrernent
avee 1e eulte eatlioliuue, »ont autori»ee», ä nioeurer aux inini8tre8 <1u eulte
Protestant un ln^einent et un ^saräiu.
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art. 2. I^e »npnleinent cle traitonront «^n'il ^'aurait lieu cl'aecnräer ä ee8
rnini8tre8, 1« lrai8 äe eonztrnetinn r6varatiun8) entretien cle8 teni^>1e8 et ceux cln
eulte nrote8tant) 80i'ont oralem ent ä. 1a eliar^e äs ee» eoininnne8, Ior8^ne 1a
nöoL88ito cle vonir au 8eoonr8 äs8 6^11868, 8era eon8tatee.

Auch bezüglich der protestantische» Gemeindenist das^Wort „antori8ee8" in der
Praxis als eine Verpflichtung begründendaufgefaßt worden. Auch der art. 1 des
Gesetzes vom 5, Mai 1806 gibt, in Vergleichmit der Fassung des art, 2, der Aus¬
legung Raum, als habe bezüglich der Beschaffungdes Pfarrhaufes eine Principale,
— nicht blos fubsidiarischeVerpflichtung der bürgerlichen Gemeinden geschaffen
werden follen.

Die Laudestheile des linken Rheinufers waren mit Frankreich durch das Gefetz vom m.
18. Vento8o IX. (9. März 1801) als „nartie intö^rante" vereinigt worden. Schon das Gesetz Das linle Rhmmf«
vom 18. tterruinal X. (8. April 1802) nebst den späteren, oben erwähnten Gesetzen und Dekreten ">'ter Französischer
halt daher ohne Weiteres auch in diesen Landesthcilen. Um die letzteren nun aber auch im Herrschaft,
übrigen auf gleiche Linie mit den Alt-Französischen,von der revolutionären Gesetzgebung betrof¬
fenen Lanbestheilenzu stellen, erging das Erröte vom 20. ?rairial X, (9. Juni 1802), welches
für das linke Nheiuufer in gleicher Weise wie dies in Alt-Frankreichgeschehen war, das katholische
Kirchengutfür Staatsgut erklärte. Das Erröte bestimmt:

art. 1. 1^68 orärs8 inena8ti<^ne8, 1e8 eon^regation8 reguliere.?,1o8 titre8 et
etal>1i88ernent eee1e8ia8ti^ne8, antre <nre 1e8 eveon68, le» enre8, 1«8 enanitre8
eatlieclranx, et le« 8eininaire8 etal>1i8 an a etalilir eant'orineinent ä 1a loi cln
18. (^erininal clernier^ 8ont 8NMriine8 clan» I<38 c^natre äe^arteinent 6,6 la 8arre,
cle In. lioer, cle Nlün et Nc>8elle et cln Nnnt-I'annöre.

art. 2. 1^on8 1s8 1>ien8 cle c^nelc^ne e8peee <^ni'l8 8nient annartenent
tant anx oräi-68, ec>n^re^atic>n8, tit.ro st etal>1i886went8 8npnrirn68 yu'anx
eveelre», enre8, enanitrez eatl^öclranx et 8enrinaire8 clont 1», loi cln 18. (-ler-
niinal clernier erclunne on ^ernret 1'etal»1i88enrent) 8ont ini8 8 an 8 la inain
äe 1a Nation.

art ?. I^'aäinini8tration cle ton8 1e» liien inentionne8 äan8 l'artiele 2 08t

oonney) ciö8 ee inainent, ä la re^io cl68 cloinaine8 natiananx, et tau8 Ienr8
^>roclnit8 8ont ver86e8 ctan8 8a eai88e.

art. 11. lüansarrneinent ä la loi cln (^ernunal X clernier »ont 1ai88S8

a la äi8N08ition clo8 evöc^ne»^ eures et nretres c1e88orvan8) le8 nre80^tere8 St
^arclin8 ^'attenan8^ 1e8 6clinee8 on »'exeree I« enlte eatnolic^ne, 1o8 rnai8on8 eois-
sociales et ^aräin ^'attenan8, eto. etc I^eaninoin8 il )? 8era tait inventaire äe

tont le» or>seot8 eoinno8ant le inodilior äe8 6^Ii8e8, äont 1o8 onre8 et 1e8'"8un6-
rienr8 eeo1e8ia.8tihne8 äenrenreront ronon8adle8.

Es ist hierbei aber daran zu erinnern, daß schon nach ca. einem Jahre das oben allegirte
irrste vom 7, Ineriniäor XI. (26. Juli 1803) erging, welches im Art. 1 bestimmte:

Le8 dien8 äes taoriyne« non a1ien68 etc. 8unt renäu8 a leur äe8tination.

23*
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IV. Wie schon angedeutet, gab die Fassung der in Rede stehenden FranzösischenGesetze,
Entwickelung d« nachdem die Landestheile des linken Rheinufers unter PreußischeHerrschaft getreten waren, zu

Rechtsprechung seit mannigfachenZweifeln Anlaß.
EintrittberPreußischm , ^ ^«M^ die Frage (s. oben), ob nach dem Gesetz vom 14. Februar 1810, in

Ermangelung eines ausreichendenKirchen-und Kommunalvermögens,eine Umlage auf die Pfarr¬
genossen oder eine Kommunalumlagezu machen sei?

Es wurde in dieser Beziehung von den Behörden ganz verschiedenverfahren; in den
RegierungsbezirkenAachen, Trier, Coblenz nach der ersteren Ansicht, im Regierungsbezirke Düsseldorf
nach der letzteren. Es gab dieser Zweifel den wesentliche« Anlaß zur Emanatiou des im Eingänge
allegirten und weiter unten zu besprechenden Gesetzes vom 14. März 1845, das in seinen Dispo¬
sitionen allerdings weit über die Erledigung der in Rede stehende» Einen Streitfrage hinaus
gegangen ist.

2. Weiter entstand die Frage, ob das Gesetz vom 18. tternnn«! X. die katholischen
Kirchengemeinden wiederum in das Eigenthum der Kirchengebäude und der Pfarrhäuser eingesetzt
habe? Nach dem Ergebniß der Rechtssprechnng,wie sie sich seither gestaltet hat, ist die Frage zu
verneinen, und es sind vielmehr als Eigenthümerder gedachten Objekte die (subsidiarischbaupflichtigen)
bürgerlichen Gemeinden zu betrachten, allerdings mit der Maßgabe, daß sie die Kirchen¬
gebäudeund Pfarrhäuser zum bestimmungsmäßigenGebrauche den Kirchengemeinden und Kirchen¬
behörden zur Disposition zu stellen haben. Erst wenn z. B. ein Kirchcngcbäudeim geordnete»
Wege außer Gebrauch gestelltund verkauft wird, fällt der Erlös der bürgerlichenGemeinde zu.

So hat das Ober-Tribunal wiederholt, unter Vernichtung der entgegengesetzt lautenden
Urtheile des Appellationsgerichtshofeszu Cöln, unter dem 23. Januar 1855 und unter dem 24.
September 1861 entschieden (RheinischesArchiv Ao. 50 II. ^, S. 69. Bd. 56 II. ^.. S. 88).
Diese Entscheidungenentsprechenauch den in Frankreich selbst herrschendenRechtsanschanungen.
Der FranzösischeStaatsrath hat sich wiederholt dahin ausgesprochen,daß der Staat sich des
Eigenthums an den Kirchcngebäudenund-Pfarrhäusern zu Gunsten der bürgerlichenGemeinden
entschlagmhabe. Das Gesetz — loi oonoyrnant 1o» ünanoe» — vom 20. März 1813 sagt:

Alt. 1. 1^68 1)16118 rUI'KUX) «1^180118et U8IN08, ri088Öäs8 PN,1' i<38 ««in-
INUN08) 80nt <2L<1e8 i», 1a 0U,188e 6,'aN101'ti88YII1Lnt)HN1 en ^»ei'eevill 1<28 1-eVLNU8
i», pai'tir «In 1. ^ÄNvier 1813.

!lrt. 2. 8unt <5XLL^tL8 . . . 1<38 6ß1i86», 1<28 <2ll8«31'N68, 1e8 QÜtel8 cie viiie,
los 8ll11<38 cle 8Peot3,Lle et l>,ntro8 6äinoo8 HNL j>088e<1oilt 1<H8 00ININUNL8 et Hui 80nt
N,lloc:t685, un 8ervioo Pnl>1ill.

Dagegen sind die evangelischen Kirchengebäude und Pfarrhäuser stets im Eigenthumder
betreffendenKirchengemeinden verblieben. (VergleicheUrtheil des Apellhofeszn Cöln vom 2. Juli
1853. Rh. Archiv Bd. 49. S. 37).

Das mehrerwähnteGesetz vom 14. März 1845 hat unbestrittenermaßenin den in Rede
stehenden Eigenthumsverhältnissennichts geändert.

3. Die bürgerlichenGemeindensind zur Aufbringung der katholifchenwie der evange¬
lischen Kultuskostenim Allgemeinennur subsidiarisch,d. h. i» Ermaugelung eiues ausreichenden
Kirchenvermögensverpflichtet. Bezüglich der Pfarrhäuser jedoch wurde aus der Fassung des
oben bereits allegirten §. 92 des Dekrets vom 30. Dezember 1809 die Folgerung hergeleitet,daß
die bürgerlichenGemeinden zu deren Beschaffung pi-inoipalitei- verpflichtet feien, dergestalt, daß
auch eine unvermögendebürgerliche Gemeinde einer vermögenden kirchlichen Gemeinde ein Pfarrhans
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M beschaffen und zu unterhalten habe. Die Französische Praxis nimmt dies nicht au,
wie denn auch der ß. 3? desselben Dekrets bestimmt:

1^,68 oiiarß68 äe 111 takri^no sont: ... 4. cle voillor ll l'ßntretion clo8 6^11808,
^rs8l)^törL8 et oiinitiöi'68 ot en ea8 ä'in8nt'li8lliic:6 c1o8 rovenu8 äo 1a,
lll1)i'i<^ULi <1s fairo touts8 c1ili^ono68 iiLLL88airo8 r^our «^u'il 8oit ^ourvu ».ux
i'6^>u.rlltiaii8 ot roeon8tru,<:tic>N8«to.

Auch der Appellhof zu Cöln erklärte in dem Urtheil vom 19. Juli 1844 (Rh. Archiv
Bd. 37. S. 166) die bürgerlichen Gemeinden für nur subsidiarisch verpflichtet. Der frühere
Rheinische Kassatioushofhat aber unter dem 15. März 184? diefcs Urtheil des Appellhofesver¬
nichtet (Rh Archiv Bd. 42 II ^. 2. 23) und auch das Obcr-Tribuual hat in dem Urtheil vom
12. April 1864 (a. a. O. Bd. 59 II ^. S. 3) gegen den ausführlich motivirten Antrag des
General-Staatsanwalts (a. a. O, S. 15 ff,), die bürgerlichenGemeinden für prinei^aliwr zur
Beschaffung und zur Unterhaltung der Pfarrhäuser verpflichtet erklärt. Das Ober-Tribunal hat
ü< dem lctztgedachten Urtheil auch angenommen,ebenfalls gegen den Antrag des General-Staats¬
anwalts, daß das Gesetz vom 14. März 1845 in dieser Verpflichtungnichts geänderthabe.

Das Dekret vom 30. December 1809 handelt nur von den katholischenKnltuskosten resp.
Pfarrhäuser». Auch bezüglich der evangelischen Pfarrhäuser ist demnächst aber, als Folge
der Bestimmungen des Gesetzes vom 5. Mai 1806 (siehe oben), die Prinzipale Verpflichtungder
bürgerlichenGemciuden in wiederholtenEntscheidungendes Appellhofes und des Ober-Tribunals
anerkannt worden.

Schon im Jahre 1843 legte die PreußischeStaatsrcgierung dem Rheinischen Provinzial- V-
Landtage zur Begutachtung deu Entwurf einer Verordnung vor, mittelst deren der vorstehend ^^^' "°" ^-
^schilderte gesetzlicheZustand einer durchgreifenden Aenderung entgegengeführtwerden follte. Der
Entwurf lautet wie folgt:

Die Civilgemeindcnsind verpflichtet,zur Bestreitung der Kosten des kirchliche» Gottes¬
dienstes diejenigenZuschüsse, welche von denselben i» Folge des Dekrets vom 5. Mai 1806, des
Dekrets vom 30. December 1809 und des Gesetzesvom 14. Februar 1810, bei Ermangelung
°>ues hinreichendenEinkommensder Kirchcnfabritzcither als fortdauernd geleistet worden sind und
bei Publikation dieser Verordnung als solche auf dem Haushaltö-Etat der Gemeinden
stehen, auch fernerhin, so lange das Bedürfniß dazu besteht, zu gewähren. Desgleichensind sie
"«pflichtet, diejenigen Zuschüssezu leisten, welche in Folge außerordentlicherBedürfnisse bereits
auf die Gemeinde-Etats gebracht worden siud, und demgemäß i» dem Jahre, iu welchemdiese
^erorduung publicirt wird, oder auch noch in den folgenden Jahren, wenn sie auf mehrere vertheilt
s'nd, geleistet werden müssen. Tritt dagegen künftig das Bedürfnißneuer oder erhöhter Ausgaben
^ kirchlichen Zwecken ein, auf welche in den Gemeindehaushalts-Etats bei Publikation diefer Ver¬
tonung noch keine Rücksicht genommenwordeil ist, so sind solche, soweit sie nicht aus den Mitteln
^r Kirchenfabrik beslritten werden können, auöfch ließlich von denjenigen Einwohnern
Und Grundbesitzern des Parochialbezirks aufzubringen,welche der Confessionder betheiligten
^rche angehören.

In den Motiven zu dem Entwürfe heißt es:
Es erscheine nicht angemessen, in dem zu erlassenden Gesetze sich auf eine detlaratorische

Entscheidung der Streitfrage zu beschränken, ob nach dem Gesetze vom 14. Februar 1810 eventuell
°'ne kirchliche oder eine KommunalumlageStatt zn finden habe.
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Das Princip, daß die bürgerliche Gemeinde mit allen ihren einzelnen Gemeindemitgliedcrn
für die kirchlichen Bedürfnisse aufzukommen habe, erscheineüberhaupt nur da ausführbar, wo die
räumliche« Grenzen der Parochien und der Gemeinden wesentlichübereinstimmenund wo die Be-
völkcruugausschließlich, oder doch nur mit vereinzelte» Ausnahmen, derselbe» Eoufcssion angehöre,—
nicht aber da, wo, wie in vielen Gegenden der Rhcinprovinz, die bürgerlichen Gemeindegrenzcn
von den Parochialgrenzenverschiedener Eonfessionen mannigfaltig durchkreuzt werden :c.

Der thatsächlicheZustand, wie er sich in den einzelnenGemeinden,je nach Verschiedenheit
der rechtlichen Auffassuugbereits gebildet habe, dürfe allerdings nicht ignorirt werden; vielmehr
werde es bei denjenigenLeistungenund Zuschüssen, welche die bürgerlichenGemeinden seither ans
ihren Haushalt übernommenhaben, auch fernerhin sein Bewenden behalten müssen :c.

Für die Zukunft aber, wenn es sich um die Vertheilnug neuer Umlagen handele, werde
nach freier, durch leine aus der Vergangenheit entlehnte Rücksichten beengter Entschließung, das
Princip wieder zur gesetzlichen Anerkennung zu bringen sein, daß die Bedürfnisse
jeder Coufessionsgcmcinde vou dieser allein und ohne Mitbelästiguug der Aekeuner
einer anderen Coufcssion aufgebracht werde», — eiu Princip, welches nicht allein
eine innere rechtliche Begründung vorzugsweise für sich geltend machen könne und
eigennützige Vestrebuugcn einzelner Confcssionsgemeindcn gegen einander abschneide,
sonder» auch i« der Geschichtsentwicleluug der kirchlichen Verhältnisse der Rhein-
Provinz und in dem Herkommen der Mehrzahl ihrer Gemeinden einen festen
Anhalt finde.

Der Entwurf fand gleichwohl i» dieser seiner Gestalt nicht den Beifall des Provinzial-
Landtages. Der Provinzial-Landtag beantragte vielmehr, dein zu erlassendenGesetze eine Bestim¬
mung dahin einzufüge»:

„Tritt dagegenkünftig das Bedürfniß neuer oder erhöhter Ausgaben zu kirchlichenZwecken
ei», so wird, i» sofern die Mittel der betreffenden Kirchenfabrik nicht ausreichen, zunächst das vor¬
handene Gemeindevermögen in Anspruchgenommen, von welche»: alsdann da, wo verschiedene
Co»fessio»en bestehe», jeder Confession ein ratirlicher Antheil zu überweise»ist."

Nur wenn auch uach Heranziehung des Gemeindevermögensnoch Umlagen zu kirchlichen
Zwecke« erforderlichwürden, und nur insoweit, solle das Prinzip des Entwurfs in Geltung treten,
wonach jede Confession für sich allein für ihre Bedürfnisse z» sorge» habe.

Motivirt wurde dieser Antrag damit, daß die katholischenKirchen einen großen Theil ihrer
Güter und ihres Einkommensdnrch die von der Fremdherrschaftbewirkte Einziehung derselben ver¬
loren, und daß überdies die katholischen wie die evangelischen Kirchengemeinden viele, ihnen gegen
bürgerlicheGemeindenzustehende Fordcrnngen durch das unter der FremdherrschafterlasseneGesetz
vom 21. August 1810 eingebüßthätten.

In der That ist in einem Dekret vom 21. August 1810 en-t. 8 bestimmt:
Ruu,8 ä6oilg,rzuon8 1«8 «0MINUN08 äs toutL8 6,08 clottL8 Hn's1l08 ont ocmtl'»'

I1603, 8vit on,vor8 llotrs äoiNclino 8oit LHVLI'8 1«8 001^8 Lt QOININU'
nn,nte8, Loi'^oratic»n8 re1ißisu868 8NMi'iinL8, «n lintro8 6tl!,1»1i88LM6nt8äo 1)iLN'
kn.i8aQco, anx cle^)6N8L8 6,68<in<2l8 1<28 00ININNN08 Iionrvoiynt 8ur 168
pruäuitg äs leur ootroi.

Die Staats-Regierung gab den Wünschendes Provinzial-Landtages nach und eS erging
nunmehr das Gesetz, betreffend die Verpflichtung zur Aufbringung der Kosten fiN
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die kirchlichen Bedürfnisse der Pfarrgemeinden in den Laudestheilen des linken
Rheinufers vom 14. März 1845 (G. S. S. 163).

Nach ß. 1 dieses Gesetzes sind die bei der Verkündung desselben schon auf dem Haushalts-
6iat der Civilgemcinde stehenden Zuschüsse zu den Kosten für kirchliche Bedürfnisse einer Pfarr-
gemcinde von der Civilgemcinde fort zu entrichte«, sofern sie nicht durch veränderte Umstände ent¬
behrlich werden.

Nach ß 2 sind die Kosten für ordentliche (jährlich wiederkehrende) kirchliche Bedürfnisse
einer Pfarrgeme'inde, soweit nöthig, durch Umlage auf die Pfarrgeuossen zu decken.

Nach ß. 3 bis 6 ist für außerordentliche kirchlicheBedürfnisse einer Pfarrgcmeinde, sofern
sie weder aus dem Kirchenvermögen noch aus den nach ß. 1 von der Civilgemcinde zu leistenden
Zuschüssen bestritten werden tönneu, zunächst das etwa vorhandene Vermögen der bürgerlichen
Gemeinde in Anspruch zu nehmen. Von dem letzteren soll jedoch alsdann für die Genieinde¬
angehörigen der anderen Konfession ein nach dem Verhältniß der Seelenzahl zu berechnenderBetrag
festgestellt und, wenn in der Folge für sie gleichfalls ein außerordentliches kirchliches Bedürfniß
""ritt, zu dessen Befriedigung verwendet werden; bis dieser Fall eintritt, soll der festgestellte
Betrag eine auf dem Gcmeindevermögen haftende unverzinsliche Schuld bilden; erst soweit das
außerordentliche kirchliche Bedürfniß auch iu dicfer Weise nicht zu decken ist, sollen, — wie bezüglich
der ordentlichen Bedürfnisse — die Pfarrgenosfen eintreten. Der §. 7 endlich bestimmt:

„Alle allgemeinen uud besonderen Vorschriften über die Verpflichtung, die Kosten für die
kirchlichen Bedürfnisse der Pfarrgcmcinden in Ermangelung eines dazu aus-
rcicheuden Kirchcuvermögeus cmfzubriugen, werde», insoweit sie den vorstehenden
Bestimmungen zuwider laufen, hiermit außer Kraft gesetzt."

Aus dieser Fassung des ß. 7 ist von dem Ober-Tribunal (f. oben) gefolgert worden, daß
das Gesetz vom 14. März 1845 nur bezüglich der bisherigen subsidiarischcn Vcrpflichtnugeu der
bl'rgerlichcu Gemeinden habe disponircn wollen, daß also die bisherige Prinzipale Verpflichtung
der bürgerlichen Gemeinden,

den tatbolischcn wie den evangelischen Gemeinden ein Pfarrhaus zu beschaffen und
zu unterhalten,

"»verändert bestehen geblieben sei.

Das Gesetz vom 14, März 1845 ist weit davon entfernt, einen befriedigenden Zustand
der Dinge herbeigeführt zu haben. Mehr und mehr hat es sich als ein wenig natürliches Ver¬
hältniß herausgestellt, daß eine bürgerliche Gemeinde mit gemischter Bevölkerung ihr Vermögen
^ B. filr einen evangelischen Kircheubau hergeben soll, wovon dann die Folge ist, daß die bürger¬
liche Gemeinde unter Umständen für ihre eigenen Bedürfnisse z» neucu oder zu erhöhten, Katholiken
wie Evangelische gleichmäßig treffenden, Umlagen schreiten mnß. Zwar soll in einem solchen Falle
°" entsprechender Theil des Vermögens für die andere Confession reservirt bleiben und der letzteren
zugewiesen werden, sobald bei ihr ebenfalls ein außerordentliches kirchliches Bedürfniß hervortritt.
Aber hcinfig genug wird ein solches Bedürfniß bei der anderen Confession vorläufig überhaupt nicht
'" Aussicht stehen, — und auf alle Fälle ist es kaum jemals zu vermeide», daß die eine Confefsion
s'ch z» Gunsten der anderen benachtheiligt glaubt und der mißtrauischen Befürchtung sich hmgiebt,
d«ß bezüglich der letzteren die Bedürfnißfrage in freigebigerer Weise, als bei ihr selbst beurtheilt werde.

Vor allem nachtheilig hat nach dieser Richtung die Entwickelung der Rechtssprechnng gewirkt,
wonach die bürgerlichen Gemeinden zur Beschaffung nnd Unterhaltung der Pfarrhäuser unbe-
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dingt, odm Rücksicht auf das Vermögen oder Unvermögen der bürgerlichen, wie der Kirchen¬
gemeinde, für versuchtet erachtet werden.

Zn ganz abnormen Resultaten führen die Bestimmungen der Gesetze vom 5. Mai 1806
und vom 14. Februar 1810 endlich in den nickt seltenen Fallen, wenn der Sprengel einer Kirchen¬
gemeinde mehrere bürgerliche Gcmeindebezirke umfaßt. Eine bürgerliche Gemeinde muß alsdann zu
einem nothwendig gewordeneu Kirchen- oder Pfarrhausbau nach dem Verhältniß ihrer gefammten
Steuerkraft beitragen, auch wenn zur Zeit vielleicht nur eine einzige Familie der betreffenden
Confcssion in ihrem Bezirke wohnt. Sie gehört dann immerhin zn den „^oininuriss oü, 1s onlte
^i'utostlliit «st sxVi-oö coneui-rLlninLut 2.VLL 1« cultu Llltliolic^n«" (Gesetz vom 5. Mai 1806) und
es findet dann anf sie, — mag es sich übrigens um einen katholischen oder evangelischen Ban
handeln, — uuterschiedslos die Bestimmung des Art. 4 des Gesetzes vom 14. Febrnar 1810 (s. oben)
Anwendung:

I^0!'8n'nn6 P3.roi886 8Lra ooin^086e äs Plu,8ienr8 oniniuune8) In, i'll^Äi'tition
ontre o1l68 8er», an inaro 1e lrano äs lonr» oontrii^ution ro8^>«ctiv<38 eto. eto.

Mit besonderer Schärfe ist dieses Mißverhältniß im Lauf der letzten Jahre gelegentlich
des Pfarrhansbaues der evangelischen Gemeinde zu Ncuß hervorgetreten, der zn einem wahren
Heer von meist bis in die höchste Instanz getriebenen Prozessen zwischender genannten evangelischen
Gemeinde und den zahlreichen zu ihrem Sprengel gehörenden bürgerlichen Gemeinden Nenß, Glehn,
Holzheim, Vüdcrich, Kleineubroich :c. :c. geführt hat.

(f. Rhein. Archiv Bd. 60, S. 260; Bd. 61, S. 272; Bd. 62 II., S. 29; Bd. 64,
S. 209; Bd. 64 II., S. 73.)

So sind die jetzt auf der linken Nheinseite geltenden gesetzlichen Bestimmungen über die Aufbringung
der Cultuskosten zu einer fortgesetztenQuelle des Haders nuter den verschiedenenConfessiouen geworden.

Die Rheinische Provinzial-Synode hat seit dem Jahre 1868 wiederholt den Erlaß eines
Gesetzes beantragt, welches die Verpflichtung jeder coufessiouellenGemeinde feststelle, für ihre sämmt¬
lichen kirchlichen Bedürfnisse selbst zu sorgeu. Die bestehende Gesetzgebung, so führt die Synode
aus, sei für die Kirche keine Segen bringende; sie erzeuge bei zwangsweisem Vorgehen gegen die
bürgerlichen Gemeinden Gehässigkeitenwelche für die Kirche weit schädlicherseien, als die zu bringenden
Geldopfer; sie habe die Rheinprovinz in solchem Grade zum Tummelplatz des reli¬
giöse» Unfriedens gemacht, wie dies in keiner anderen Preußischen Provinz der
Fall sei.

Das Haus der Abgeordneten hat in seiner Sitzung vom 4. Juni 1875 die Staats-
Negierung um die baldige Vorlage eines Gesetz-Entwurfs ersucht, wodurch die in den Landestheileu
des linken Rheinnfcrs den bürgerlichen Gemeinden obliegende Verpflichtung zur Aufbringung von
Kosten für kirchliche Bedürfnisse der Psarrgemeinden aufgehoben werde.

VI. Dem entsprechend, verfolgt der gegenwärtige Gesetzentwurf das Ziel, soviel er die Pflicht zur
Der gegenwärtige Aufbringung vou Kultustostcn betrifft, das bisherige Verhältniß der bürgerlichen zu den Kirchen-

Entwurf, gemeinden vollständig zu lösen, — und zwar, soweit ausführbar, auch bezüglich der in der Ver¬
gangenheit entstandenen öffentlich-rechtlichen Verhältnisse.

Wie oben ausgeführt, lag eine ähnliche Absicht schon der im Jahre 1843 dem Rheinischen
Provinziallandtag gemachten Vorlage der Staatsregiernng zum Grunde. Den von dem Pro-
viuziallandtage diesem Vorhaben damals entgegengestellten Bedenken wird zur Zeit schwerlich uoch



ein entscheidendes Gewicht beigelegt werden können. Wie groß die Beträge sind, welche die katho¬
lischen Kirchenfabrikcn auf dem linken Rheinufer in der Zeit vom 20, I^i-airial X, (9. Inni 1802)
bis zum 7. Ilisrinicloi- XI. (26. Juli 1803) an deu Staat, — und wieviel Kapitalien katholische
wie evangelische Kirchengemeinden in Folge des Dekrets vom 21. August 1810 au bürgerliche
Gemeinden verloren haben, — welche Kirchengemeinden insbesondere davou betroffen worden sind
und welche bürgerlichen Gemeinden davon Vortheil gehabt haben, — alles dies ist, auch uur an¬
nähernd, nicht mehr festzustellen. Eine exacte Ausgleichung der in dieser Hinsicht vou der Gesetz-
gebuug begangenen Eingriffe ist folgcweise nicht ausführbar, uud um so mehr fragt es sich, ob eine
Gesetzgebung nach wie vor als gerecht betrachtet werden kann, welche sämmtlichen bürgerliche«
Gemeiuden die (subsidiarische resp, priucipale) Pflicht zum Kirchen- und zum Pfarrhausbau aufer¬
legt, weil seiner Zeit einige nicht mehr zn ermittelnde bürgerliche Gemeinden von ihren Kapital¬
schulden au Kirchcugemeiudeu entbunden worden sind. Im Großen uud Ganzcu aber werden
die Verluste, von welchen die linksrheinischen Kirchengemeinden durch die Französische Gesetzgebung
betroffen worden sind, <als ausgeglichen betrachtet werden können durch dasjenige, was ihneu seither
in Folge der uämlicheu Gesetze von Seiten des Staats uud von Seiten der bürgerlichen Gemeinden
geleistet worden ist, — dann wenigstens, weuu daran festgehalten wird, daß die bürgerlichen Ge¬
meinden in derselben Weise, wie dies schon der ß. 1 des Gesetzes vom 14, März 1845 vorsieht,
zur Fortgcwähruug aller beim Erscheinen des Gesetzes bereits etatsmäßig gemachten Posten ver¬
pflichtet bleiben.

Die angestellten Ermittelungen haben ergeben, daß die liuksrheiuischen Kirchengemeinden
thatsächlich auch ohne eine weitergehende Beihülfe der bürgerlichen Gemeinden im Staude sein
werden, ihre Bedürfnisse aufzubringen. Auf alle Fälle kommt in Betracht, daß die Inanspruch¬
nahme des bürgerlichen Gemeindevermögeus im letzten Resultate auch deu Pfarrgeuosscu — in
ihrer gleichzeitigen Eigenschaft als Angehörige der bürgerlichen Gemeinde — zum Nachtheil gereicht.

Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfs bleibt hiernach Folgendes zu bemerken:
§. 1 bringt den den Entwurf beherrfcheudeu Grundgedanken zum Ausdruck, daß die

bürgerlichen Gemeinden zur Aufbringuug von Kosten für die Bedürfnisse der Kirchengemeinden,
insbesondere zur Bcschaffuug uud Unterhaltung der Pfarrhäufer, nicht ferner verpflichtet sein sollen.

Soll dieser Gedanke in volle praktische Wirksamkeit treten, so darf es nicht in das freie
Belieben konfessioneller Majoritäten gestellt werden, nunmehr gleichwohl das Vermögen der bürger¬
lichen Gemeinde seiner eigentlichen Bestimmung zu entziehen und durch freiwillige Zuweuduugen
aus demselben die eine Kirchcugemeiude vor der anderen zu begünstigen. Zuwendungen für die
Bedürfnisse der Kirchengemeinden sollen daher den bürgerlichen Gemeinden nur mit Genehmigung
der Vczirksregicrung gestattet sein. Ein unbedingtes Verbot aller derartiger Zuwendungen (durch
Beiträge zum Kirchenbau, Zuschüsse zum Pfarrgehalte, Einräumung vakanter Gebäude zur Pfarr^
Wohnung :c. :c.) erschien nicht genügend motivirt. Je nach den örtlichen Verhältnissen könnte ein
solches Verbot unter Umständen große Unzuträglichteiten im Gefolge haben.

ß. 2. Die Uebertragung des Eigenthums der Kircheugebäude und der Pfarrhäuser au
die fortan allein baupflichtigcn Kirchengemeinden ergiebt sich als nothwendiges Korrelat des im
8- 1 hingestellten Grundsatzes.

Die als Pfarrwohnuug dienenden Gebäude werden gleichwohl als Eigenthum der Kirchen¬
gemeinden nur da zu erklären fein (Z. 2 a), wo sie nicht gleichzeitig anderen Zwecken dienen. Bür¬
gerliche Gemcindeu, die bisher schon die Pfarrwohnung nur iu einem gleichzeitig anderem Gebrauch
gewidmeten Gebäude gewährt hnbeu, werde,,, statt der Ueberlassung eines solchen Gebäudes an die

^4
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Kirchengemeinde, nur — wie in §. 5 geschehen - zur Fortgcwährung einer gleichartigen Pfarr-
wohnnng verpflichtet werden können.

Gleichzeitig mit dem eigentlichen Pfarrhause sollen in das Eigenthum der Kirchengemeinde
auch der als Zubehör desselben zu betrachtende Hofraum nebst Hausgarten übergehen. Der bürger»
lichen Gemeinde wird dagegen als Eigenthum alles dasjenige verbleiben, was sie sonst etwa bisher,
über das Maß der gesetzlichenVerpflichtung hinaus, (an Ländereien, Oekonomiegebäudcn :c, :c.)
dem Pfarrer nur thatsächlich und freiwillig zur Veuntzuug gestellt hat.

Eben so sollen nach §. 2d in das Eigenthum der Kirchengemeinden nur diejenigen,
den bürgerlichen Gemeinden gehörigen, kirchlichen Zwecken gewidmeten Gebäude übergehen, zu deren
Beschaffung oder Unterhaltung zur Zeit nach gesetzlicherVorschrift (in Ermangelung ausreichenden
Kircheuvermögeus) die bürgerlichen Gemeinden Beiträge aus ihren Vermögen zu leisten verpflichtet
find, — nicht aber solche Kapellen, Oratorien, Anstaltskirchen :c. lc,, deren Benutzung die bürger¬
liche Gemeinde bisher, ohne eine solche Verpflichtung, den Anhängern der einen oder der anderen
Konfession nur freiwillig gestattet hat. Daß bezüglich dieser letztgedachten Gebäude ein Grund zur
Eigenthumsübcrtragung auf die Kirchengemeinden nicht vorliegt, crgiebt sich von selbst. Allerdings
aber liegen die örtlichen Verhältnisse zu verschieden, als daß sich mittelst irgend eines Gattung«-
Wortes eine, ohne Weiteres und überall zutreffende Scheidelinie zwischen den Gebäuden der einen
und der anderen Art ziehen ließe. Nach den umfassend vorgenommenen Ermittelungen läßt sich
erwarten, daß die Bestimmung unter ß. 2d überall ein genügendes Kriterium behufs der vorzu¬
nehmenden Auseinandersetzung an die Hand geben werde. Gleichwohl hervortreteude Zweifel
muffen äußersten Falles der Enischcidung des ordentlichen Richters vorbehalten bleiben.

Der gleichen Entscheidung müssen nach Analogie der Bestimmung in §. 313, Theil II,
Titel 11 Allg. Landrechts diejenigen Streitigkeiten vorbehalten bleiben, die sich etwa bei Simul¬
tankirchen über die Eigenthumsansprüche der verschiedenen Konfefsiousgemeinden ergeben möchten.

Nur in jedem einzelnen Falle wird über solche Ansprüche, je nachdem die obwaltenden
konkreten Verhältnisse sich thatsächlick und rechtlich entwickelt haben, befunden werden können.
Jeder legislative Versuch, die Frage auf anderem Wege zu löfen, müßte zu einer für bedenklich zu
haltenden Kasuistik führen.

§. 3. Die Sorge für das Begräbnißwescn, insbesondere die Beschaffung der Begräbniß-
plätze, ist auf der linken Rheinfeite nach dem Dekret vom 23. rrairilll XII (12. Juni 1804) eine
Last der bürgerlichen Gemeinden; die bürgerlichen Gemeinden sind ausschließlich Eigenthümer der
öffentlichen Begräbnißplätze (siehe die oben bereits allegirleu Urtheile des Ober-Tribunals vom
23. Januar 1855 Rh. Archiv Bd. 50 II, A. S. 69 und vom 24. September 1861 a. a. O.
Bd. 56 II, A. S. 88, desgl. Urtheil des Appellhofes zu Cöln vom 17. Januar 1868 a. a. O.
B. 62, S. 19); es empfiehlt sich daher, wie im tz. 3 zur Vermeidung jeden Zweifels geschehen,
die Begräbnißplätze von den Wirkungen des gegenwärtigen Gesetzes ausdrücklich auszuschließen.

Ein gleicher Vorbehalt schien erforderlich bezüglich der die Kircheugebäude umgebenden
freien Plätze, mögen dieselben bisher oder frnherhin — wie es vielfach geschehen ist — als öffent¬
liche Begräbnißplätze gedient oder fönst im öffentlichen Gebranche gestanden haben. Die Fassung
des §. 3, wonach solche Plätze von den Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes unberührt bleiben
sollen, hält stillschweigend die Befugniß der Kirchengemeinden aufrecht, dieselben als Zugang zu den
Kirchengemeinden zu benutzen.

ß. 4. Die Bestimmung des Z. 4, betreffend die den bürgerlichen Gemeindebehörden vor¬
behalte»« Benutzung der Kirchenglockrn, wirb einer besonderen Rechtfertigung nicht bedürfen.
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§. 5. Es dürfen, wie schon zu 2 a. angedeutet,diejenigenKirchengemeinden nicht ungün¬
stiger gestellt werden, denen die bürgerlichenGemeindenbisher nicht ein besonderes Pfarrhaus im
eigentlichen Wortsinue, sondern statt dessen nur eine Miethsentschäbigungfür den Pfarrer oder eine
Pfarrwohnung in einem gleichzeitiganderen Zwecken dienendenGebäude gewährt haben; — wo
letzteresder Fall gewesen ist, soll daher die Miethsentschädigungoder eine gleichartigeWohnung
fortgewährt werden.

ß. 6. Die Aufrechthaltung derjenigen Ansprüche, welche den Kirchengemeindenbisher
schon im einzelnenFalle aus den Bestimmungen der §§. 1 und 5 des Gesetzes vom 14. März
1845 erwachsen sind, erscheint geboten.

Nach §. 1 des Gesetzes vom 14. März 1845 sind von den CivilgemeiudcnZuschüsse zu
den Kosten für ordentliche(jährlich wiederkehrende), sowie für außerordentlichekirchliche Bedürfnisse
einer Pfarrgemeinde, welche bei Verkündungdes gedachten Gesetzes bereits auf dem Haushaltsetat
der Civilgemeindestanden, nach Maßgabe des Beschlusses, auf dem sie beruhen, auch künftig zu
gewähren, sofern sie „nicht durch veränderte Umstände entbehrlich werden. Es ist hervorgehoben
worden, daß bisher, und namentlich in früheren Zeiten, die Gemeindebehördenvielfach in Erman¬
gelung besonderer den Kirchengemeinden zu Gebote stehender Organe, sich der Beitreibung der von
den Pfarrgenossen im Wege der Umlage zu erhebende» Beträge unterzogenund daß in Ver¬
anlassung dessen bei Verkündung des Gesetzesvom 14. März 1845 mancheBeträge zu Gunsten
der Kirchengemeindenlediglich als durchlaufendePosten, nicht aber als eine Schuld der Civil¬
gemeindenals solcher auf den Haushaltsetats der letzteren gestanden haben. Obwohl indessen aus
Verhältnissen dieser Art hier und da Zweifel entstandensind, so hat es doch für genügend erachtet
werden müssen, hier zu konstatiren, daß der §. 1 des mehr allegirten Gesetzes offenbar nur solche
Zuschüsse im Auge hat, welche von den Civilgemeinden als solchen schon im Jahre 1845
zu leisten waren, und daß auch ß. 6 des gegenwärtigenGesetzes nur in diesem Sinne den §. 1 oti.
aufrecht erhalten wissen will. Streitigkeiten, die im einzelnen Falle über die Natur einer derartigen
Etatsposition entstehen,werden im Rechtswegezum Austrage zu bringen sein.

Der Absatz 2 des ß. 6 hält absichtlich nur diejenigen aus H. 5 des Gesetzes vom
14. März 1845 herzuleitenden Ansprüche aufrecht welche bei Verkündungdes gegenwärtigen Gesetzes
bereits in der ß. 5 a. a. O. vorgesehenen Weise festgestellt sind. Nach den angestelltenEr¬
mittelungen ist in allen irgend erheblichen Fällen eine solche Feststellungerfolgt. Dagegen ist in
der Praxis in mannigfachen Fällen davon abgesehen worden, wo es sich zwar um ein außerordent¬
liches (d. h. ein nicht jährlich wiederkehrendes)kirchliches Bedürfniß, immerhin jedoch um eine
verhältnißmäßig nnr geringe Geldaufwendung handelte und wo überdies einer fast ausschließlich
z. V. katholischen Bevölkerung nur vereinzelteAnhänger der anderen Cofessiongegenüberstanden,
so daß nur ein Minimalbetrag zu Gunsten der letzteren zu reservireu gewesen wäre. Es dürfte
sich nicht empfehlen, durch eine weitergehende Fassung des allegirteu Absatzes 2 Anlaß zu einer
nachträglichenHervorsuchungvon Ansprüchender in Rede stehenden Art und dadurch, — ohne
daß ein entsprechender Nutzen gestiftet würde, — unvermeidlicherWeise auch Anlaß zu erneutem
Hader zu bieten.

88. 7—11. Er erscheint angemessen,durch das zu erlassende Gesetz, soweit ausführbar,
eine baldige definitiveLöfung der zwischen den bürgerlichenGemeindenund den Kirchengemeinden
bestehenden Beziehungen anzubahnen. Zu dem Ende soll beiden Theilen nach Analogieder Bestim¬
mungen des Gesetzes vom 27. April 1872 (G.-S. S. 41?) und des dort allegirten Gesetzes vom
2. März 1850 die Befugniß eingeräumt werden, auf Ablösungder nach §. 5 uud 8- 6, Absatz 1
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des gegenwärtigenGesetze« den bürgerlichenGemeinden znr Last bleibendenLeistungenanzutragen,
d. h. so viel die in §, 6, Absatz 1 (§, 1 des Gesetzes vom 14, März 1845) erwähntenLeistungen
betrifft, in so fern sie in Zuschüssen zu den Kosten für ordentliche kirchliche Bedürfnisse bestehen.

Bezüglich der in ß, 6, Absatz 1 erwähnten Leistungen kommt gleichwohl in Betracht, daß
dieselben in dem allegirten Paragraphen von der Fortdauer des Bedürfnisses abhängig gemacht
sind. Bezüglich dieser wird daher das Recht, auf Ablösung anzutragen, nur den bürgerlichen
Gemeinden eingeräumt werden dürfen; die bürgerlichenGemeindenwerden davon Gebrauch inachen
können, sofern sie im einzelnen Falle davon ausgehen, daß das vorhandene Bedürfniß voraussichtlich
auch in Zukunft fortdauern werde.

Bezüglichder in §. 6, Absatz 2 des gegenwärtigenGesetzes (ß, 5 des Gesetzes vom 14.
März 1845) erwähnten Ansprüche ist von gleichartige!,BestimmungenAbstand genommenworden.
Diese Ansprüche sollen nach dem allegirten §. 5 erst dann ins Leben treten, wenn für die andere
Confessionein außerordentliches kirchliches Bedürfniß sich crgiebt. Diese Vorbedingung
kann sich im einzelnenFalle der Zeitdauer und dem Umfange nach als eine so uubestimmtedar¬
stellen, daß es kaum möglich sein würde, den augenblicklichen, als Ablösuugskapitalzu betrachtenden
Geldwerth des Anspruches in anderer als völlig arbiträrer Weise festzustellen. Es bleibt daher
hier nur übrig, die etwa als wünschenswert!) zu betrachtende Auseinandersetzung dem freien Ermessen
der Bethätigten zu überlassen.

Im Uebrigen werden die Einzclbestimmungender W. 7 bis 11 einer besonderen Recht¬
fertigung nicht bedürfen.

ß. 12. Wie zu §§. 2 und 6 bereits hervorgehoben,soll es bezüglich aller etwa hervor¬
tretenden civilrechtlichen,das Eigenthum oder das Vorhaudenseiu einer Leistuugsflichtüberhaupt
betreffendenStreitigkeiten bei dem ordentlichen Rechtswegebewenden. Dagegen schlägt §.12 vor,
das Verwaltungsstreitverfahrcnnach Maßgabe des Gesetzes vom 3. Juli 1875 bei allen denjenigen
Streitigkeiten eintreten zu lasseu, zu deuen die Vorschriften des gegenwärtigen Entwurfs über
Ablösung der bestehenden VerpflichtungenAnlaß geben, sowie bei allen denjenigen, in denen es
sich darum handelt, ob einer der im ß. 1 des Gesetzes vom 14. März 1845 erwähnten Zuschüsse
durch veränderte Umstände entbehrlichgewordensei.

ß. 13 überträgt die Ausführung des Gesetzesden Ministern des Innern und der geist¬
lichen lc. Angelegenheiten.
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»r. 32.

Düsseldorf, den 24. April 1879.

Referat
des ProvinzialDermaltungsrathes, betreffendden Antrag der Abgeordneten Courch nnd

von Gynern ans Einstellung der Kreisrentc von 333 411 M. in den Etat.

Die AbgeordnetenConrth und von Eynern haben beantragt: „Der Provinzial-Landtag
wolle die dem Proviuzial-Verbande der Rheinprovinz für die Durchführung der Kreisordnunq uud
der zu erlassendenähnlichen Gesetze durch das Gesetz vom 8. Juli 1875 überwiesenejährliche
Rente von 333 411 Mark in den Etat pro 1879/80 zur Verwendung für die in den 8Z. 4, 13,
14 und 20 des Gesetzes angegebenZwecke aufnehmen."

Der 24. Landtag (Verhandl. Seite 39) hat den Beschlußgefaßt, die Kreisrcnte uud die
Zinsen der aufgesparten Rente im damaligen Betrag von 1 000 233 Mark zu kapitalisiren, sowie
dem Fonds zuzuschlagen.

Nach diesem Beschlusse ist seither verfahren worden, und ist diese Bestimmung des Pro-
vinzial-Landtagesauch für die Aufstellungdes vorliegenden Etats, in den die KreiSrente auf Gruud
der Verhandlungenim 25. Landtage (Seite 89) durchlaufend aufgenommen worden ist, maßgebend gcwcseu.

Der, eine Abänderung des seitherigenVerfahrens bezweckende,Antrag ist nach Z. 26 deS
Gesetzes vom 8. Juli 1875 rechtlich uutcr den Voraussetzungeuzulässig, daß

1. die allgemeineDotationsreute znr Erfüllung der in den citirten Paragraphen 4, 13, 14
uud 20 des Dotationsgesetzcsangeführten Zwecke an uud für sich nicht ausreichend ist,
was bezüglich der Nheinprovinz zutrifft, und daß

2. die Eiustellung für diese Zwecke in den Hauptctat gleichmäßigzu Gunsten des gesammten
Proviuzial-Verbandes, also nicht ausschließlich zu Guustcu der Landkreise, erfolgt.
Die letztere Voraussetzung beruht darauf, daß die Vertheilung der durch ß. 1, Nr. 2

des Gesetzes vom 30. April 1873 zur Durchführung der Kreisordnnng aus den Einuahmeu des
Staatshaushaltes zur Disposition gestellten Sninme von 3 000 000 Mark erst in den sechs östlichen
Provinzen auf die einzelnen Landkreise stattgefunden hat, während der entsprechende Antheil der
Nheinprovinzmit 333 411 Mark durch §. 26 des Gesetzesvom 8. Juli 1875 dem diesseitige«
Plovinzial-Vcrbande überwiesenworden ist, um diese Rente bis zum Erlasse weiterer gesetzlicher
Bestimmung««über deren Verwendung zinsbar zu belegen, oder zu den in den §§. 4, 13, 14
und 20 angegebenenZwecken zu verwenden. >

Das seitherige Verfahren hat zur Folge gehabt, baß der Kapitalbestand des zur Ver¬
theilung auf die Landkreisebestimmten Fonds zur Durchführung der Kreisordnung Ende 1878
die Summe von 2 305 380 M. 26 Pf. erreicht hat, welchemBetrage jährlich die Zinsen dieses
Fonds, sowie die weiterlaufendeKreisrente (nach dem Etat pro 1879 430111 M. 51 Pf.) zu¬
wachsen. Der derzeitigeAntheil eines jeden Landkreises an dem bis jetzt aufgesammeltenKapital-
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bestände belauft sich, wenn letzterer lediglich nach den direktenStaatssteuern vertheilt wird, unge-
fähr auf den einmaligen Iahresbetrag des auf jeden Landkreis fallenden Antheiles an der Umlage
pro 1879, alfo für:

1. AachenLand . . . M. 59 663,9? 30. Euskirchen . . . . M. 38 230,92
2. Düren .... . „ 63 016,20 31. Rheinbach . . . . „ 25 074,02
3. Erkelenz . . . . „ 29 642,44 32. Düsseldorf Land „ 41 002,94
4. Eupen .... . „ 20123,16 33. Essen Land . > ,» 63 163,54
5. Geilcnkirchen . . . „ 19 362,06 34. Lennep . . . » 52 412,48
6, Heinsberg . . . . „ 17 629,18 35. Mettmann . . „ 36 459,16
?. Iiilich .... . „ 42129,72 36. Mülheim a. d. R uhr 86 738,39
8. Malmedy . . . . „ 14 597,09 37. Rees . . . « 58 538,06
9. Montjoie . . . . „ 8 088,75 38, Solingen . . ,, 52 756,12

10. Schleiden . . . 20 260,93 39, Eleve . . . > „ 50 476,05
11, Altenkirchen . . 25 : 61,42 40. Crefeld Land . ,, 22 660,73
12. Coblenz . . . 74 711,84 41. Geldern . . . » 38 398,51
13. Ncuwicd . . . 43 747,45 42. Gladbach . . . ,, 71336,2?
14. Adenau . . . 7 255,14 43. Grevenbroich . . „ 39 504,94
15. Ahrweiler . . . 22 652,81 44. Kempen . . ,, 50 578,03
16. Cochem . . . 19 389,79 45. Moerö . . . » 52 986,06
17. Creuznach. . . . „ 53 406,57 46. Neuß . . . „ 42 126,63
18. Mähen . . . 39 398,19 47. Berncastel . . », 25 450,13
19. Simmern . . . 18 763,35 48. Bitburg . . „ 22 787,68
20 St. Goar . . 22 510,60 49. Dann . . . >, 10 758,36
21. Zell..... 15 611,76 50. Merzig . . . „ 19 577,9?
22. Bonn..... 93 449,12 51 Ottweiler . . „ 29 933,55
23. Cöln Land . . . 92 444,29 52. Prüm . . . . . „ 14101,12
24. Gummersbach . . 14 803,81 53. Saarbrücken /> 6? 281,66
25. MUlheim am Rhein 40 907,46 54. Saarburg . . . . /, 21104,16
26. Sieg..... 44 827,86 55. Saarlouis . . „ 33 731,7?
27. Waldbroel . . . 7 955,12 56. St. Wendel . ,, 24 389,53
28. Wipperfiirth . . . 13 233,72 57. Wittlich . . . // 20 407,40
29. Bergheim . . . 41681,52 58. Trier Land » 34665^23

Summe M. 2133256,73
Bei weiterer Kapitalisirung der Kreisrente fammt Zinsen vermehren sich diese Antheile der

einzelnen Landkreisejährlich um circa 20 >. Wird dagegen nach dem Antrage der Herren
Courth und von Eynern verfahren, fo ermäßigt sich der jährliche Zuwachs zu Gunsten der Land'
kreise auf die Zinsen des seitherigen Bestandes, das ist von 20 auf 4 °/o der vorstehenden Summen,
während der Beitrag der einzelnenKreise zu der Provinzial-Umlage von 3 000 000 Mark sich um
333 441 Mark jährlich, also um circa 11"/« reduciren würde, so daß durch die Einstellungfür jeden
Landkreis ein Verlust von 5 °/o jährlich der vorstehend angegebenen Antheissumme, dagegen
für die Stadtkreise, ein Nachlaß von 11°/° ihrer Umlage sich ergibt. Beispielsweise würde
der Antheil eines Landkreises, welcher gegenwärtig zur Provinzial-Umlage20 000 M. beizutragen
hat, bei der fortgesetzten Kapitalisirung der Kreisrente jährlich um 4 000 M. wachsen,wogegen
bei der Einstellungder Kreisrente nur eine Vermehrung des Antheiles am Kapitale um 800 M-
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und eine Verminderung des Antheiles an der Umlage um 2 200 M., also ein Verlust von
1 000 M. jährlich eintreten würde.

Da die Stadtkreise zu der Provinzal-Umlage 29°/» und die Landkreise ?1°/o beitragen,
so beziffert sich der durch die Einstellung der Kreisrente den Landkreisen entstehende Verlust auf
jährlich ca. 96 000 M.

Ob der Kreisfonds, falls dessen Erhöhung nur auf die jährliche« Zinsen beschränkt wird,
bei der demnächstigen Verthciluug auf die Landkreise zur Durchführung der neuen Kreisordnnng
ausreichen wird, erscheint zweifelhaft. Nach in deu östlichen Provinzen diescrhalb gemachten Er¬
fahrungen kann der entgegenstehenden Behauptung der Herren Antragsteller nicht beigetrcten werden.

Schließlich kommt noch in Betracht, daß die durch Einstellung der Kreisrcute eintretende
Verminderung der Provinzial-Umlage bei späterer anderweiter Verfügung über die Kreisrente wieder
in Wegfall kommen würde und zwar zn einer Zeit, wo in Folge der neuen Kreisordnung ver¬
mehrte Ansprüche an die Kreise herantreten, und deshalb eine Erhöhung der Provinzial-Umlage
doppelt empfunden würde.

Der Provinzial-Verwaltungsrath hat geglaubt, auf diese dem Eingangs erwähnten Antrage
entgegenstehenden Vedeukeu aufmerksam machen zu sollen.

Der ProvinMl-Mrwaltnngsrach.
Wilhelm Fürst zu Wird,

Landtags-Marschall.

Nr. 38.

Düsseldorf, den 18. April 1879.

Referat,
betreffend die WrMrlmng der Betriebsfonds der Provinzial-MssKasse.

Die Frage der Vergrößerung der Fonds der Provinzial-Hülfskasse ist wiederholt Gegen¬
stand der Erörterung der betheiligten Behörden uud des Provinzial-Landtages gewesen; es sind
namentlich von dem 13. Provinzial-Landtage im Jahre 1858 eine Reihe von Anträgen gestellt
worden, die auf eine Erhöhung des Betriebsfonds der Hülfskasse gerichtet waren und eiue Aus¬
dehnung ihrer Wirksamkeit ermöglichen sollten. Diese Anträge fanden nur zum Theil die Zustim¬
mung der Königlichen Staatsregierung; insbefondere aber wurde der Antrag auf Ertheilung der
Befugniß, Gelder von Privatpersonen zur Verzinsung anzunehmen, abgelehnt, und fand auch eine
n'neute auf Gewährung dieser Befugniß gerichtete Bitte des Landtages vom Jahre 1862 die
Zustimmung der Königlichen Staatsregierung nicht. Weiterhin wurde der vom 13. Provinzial-
sandtage gestellte Antrag auf Erwächtiguug zur Emission von unkündbaren, verzinslichen, auf deu
Inhaber lautenden und unter Garantie der Provinz auszugebenden Papieren ausweislich des
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Landtags-Abschiedes vom 15, November 1862 nur unter der einschränkende»Bedingung gestattet,
daß sie in dem Umfangeund in der Höhe erfolge, als die Hülfskasse selbst durch von den competenten
Behörden genehmigte Schuldurkundender Kreise und sonstigen Korporationengesichert sei und zwar
zu dem Zinsfüße und zu den Amortisatiousratcn, welche sie nach Inhalt dieser Schuldurkuudezu
empfangenhabe. Die Uebernahmeeiner Garantie Seitens der Provinz wurde nicht zugelassen.

Auf diese Bedingungen glaubte man nicht eingehen zu können, einmal, weil die aus«
stehende» Forderungen der Hülfskassezum größten Theile als Dcckuugsmittclfür die Rückzahlung
der Depositendienten und also uicht außerdem uoch als Sicherheit für die auf den Iuhabcr aus¬
zustellendenObligationen dienen konnten und sodann, weil derartigeObligationen, wenn für dieselben
die Garantie der Provinz feble, vou zweifelhaftemWerthe seien uud die au dereu Emission
geknüpften Erwartungen sich als illusorisch crweiseuwürden. Die Emissionderartiger Obligationen,
gegen welche übrigens bezüglich der Sicherstelluug der Obligations-Inhaber in rechtlicher Beziehung
erhebliche Bedenkenobwalten, ist somit unterblieben,

Wenn die hülfskasse gleichwohl in der Lage war, ihre Wirksamkeit in gedeihlicher Weise
nicht nur fortzuführen,sondern auch zu erweitern uud dem Crebitbedürfuisfeder Gemeinden,Kreise
nnd Korporationender Provinz in ausreichenderWeise zu genügen, so verdankt sie dies wesentlich
ihrem stetig gewachsenen Depositenverkehre. Die bei der Hülfskasscdeponirten Capitalien betragen
zur Zeit rund 10^2 Millionen Mark; ihnen gegenüberstehen a» ausgeliehencnCapitalien rund
9 Millionen Mark. Von den Depositen sind rund 7 Millionen auf Iahreskündigung, 3'/2 Millionen
auf kZrze Kündigung (3 und ömonatliche) hinterlegt; die ausgeliehenen Capitalien werden zum
weitaus größten Theile mit jährlich ^K, ihres Betrags amortisirt, nur ein kleinerer Theil zu '/i».
Die Icchrcs-Einuahme an Amortisationsquotcnbetrug im vorigen Jahre 1200 000 Mar^k.

Die specielle Lage der Hülfskassegeht aus der nachfolgeudenAufstellung hervor, welche
nachweist, daß die Hülfskasseallen ihren Verpflichtungenohne jegliche Schwierigkeit zn jeder Zeit
nachkommen kann.

Es waren am 31. Dezember 1878 vorhanden:

^. Activa.

1. Werthpapiere (Staatspapicre uud Cisenbahn-Prioritäts-Obligationen) . . 4 211600,00 M-
2. Forderungeu an Gemeinden und Eorporationeu ......... 9 263 267,2? ,^

Summe 13 474 867,2? M-
L. Passiva.

1. Guthaben des Proviuzial-Vcrbandcs ............ 1230 678,26 M>
2. Depositen auf Kündigung ................ 10 208 322,72 „

Diese Kasse vermag aber nicht, ohne Nermehruug ihrer eigenenMittel dem vergrößerte»
Creditbedürfnisse der Gemeindenund sonstigen Corporationen der Provinz Genüge zu leisten.

Der der Hülfskasse eigenthümlich zugehörcnde Stamm- und Betriebsfonds ist von
1200 000 Mark, die ihr 1854 überwiesenund zu welchem demnächst noch ca. 64000 Mark au«
Staatsfonds hinzugekommen sind, durch Hiuzufüguug vou ^4 des jährlichen Zinsgewiuns bis Ende
1876 auf 1873600 Mark angewachsen. Da mit dem Jahre 187? der gesammte Zinsgcwin«
der Hülfskassezur Disposition der Provinzialstände gestelltworden ist, fo hat mit diesem Zeitpunkte
das Wachsthum des Stammvermögens der Hülfskasscgänzlich aufgehört; die Hülfstasse hat und
behält ein Stammvermögenvon 1873 600 Mark, und ist es einleuchtend, daß einem solchen eigenen
Vermögen gegenüberder Darlehns- und Depositenverkebr,wie er zur Zeit besteht, vielleicht schon
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nicht ohne Gefahren ist, seine Ausdehnungaber jedenfalls Bedenkenhaben wiirde und dies um so
mehr, da der zur Zeit zur Disposition der Provinzial-Stände stehende Zinsgewinn der Hülfskasse,
sowie das Guthaben des Irrenanstaltsbaufonds, im Ganzen etwa I Million Mark, ebenfalls als
werbendes Capital bei der Hülfskassefungirt und zum großen Theile in den Darlehnsforderungen
der Hülfskasfemit enthalten ist.

Die Direktion der Provinzial-Hülfskafsehat dem Provinzial-Verwaltungsrathe diese Sach¬
lage vorgetragen und hierbei ferner darauf hingewiesen, daß eine Verstärkungder Fonds der Hülfs¬
kasse auch noch aus einem andern Grunde dringend wünschenswerth erscheine. Die Hülfskasse sei
nämlich jetzt genöthigt, darauf zu halten, daß die von ihr gewährten Darlehen in möglichst kurzen
Amortisationsfristeuzurückgezahlt werden; von der Regel der Amortisation in 10 Jahren werde
daher nur ausnahmsweiseabgegangenund nur bei besondersungünstigerund bedrängter Lage der
darlehnsuchenden Gemeindeneine Amortisationvon 15 Jahren eingeräumt; über diese Frist hinaus
habe die Hülfskasse die Amortifation eines Darlehns bisher niemals gestattet. Nun seien aber
sehr viele Gemeindender Provinz genöthigt, so hohe Commnnalsteuernzu erheben, baß ihnen die
Rückzahlungdes bei der Hülfskafse contrahirten Darlehns in 10 resp. 15 Jahren sehr schwer
werde, während die Creirung neuer Schulden unter dem Beding der Amortisationin der bezeich¬
neten Frist von denselben als eine Unmöglichkeit bezeichnet werde. Die Hülfskasfe sehe sich daher
fortdauernden Anträgen auf Ausdehnung der stipulirten Amortisationsfristenund bei neuen Dar-
lehnsgesuchen auf Einräumung ausgedehntererRückzahlungsterminegegenübergestellt,ohne daß eS
ihr selbst in Fällen, die sie als sehr dringlich begründet anerkennen müsse, ermöglicht wäre, auf
solche Anträge einzugehen. Solle die Hülfskasse in die Lage gesetzt werden, der zur Zeit bestehenden
großen finanziellenBedrängniß sehr vieler Gemeindender Provinz in ausreichenderWeise Abhülfe
zu schaffen und Darlehn mit 20, 30 oder mehrjähriger Nmortisationsfrist zu gewähren, so könne
dies nur durch eine erhebliche Vermehrung ihrer Fonds und Betriebsmittel geschehen;die Hülfs¬
kasse in ihrer jetzigen Geschäftslagesei dazu unvermögend.

Der Provinzial-Verwaltungsrath erachtet den Antrag der Direktion der Provinzial-Hülfs-
kasse auf Vermehrung ihrer Fonds für begründet. Er hält es aber vor Allem für nöthig, für die
Provinzial-Hülfskasseeinen Reservefondszu bilden, der, rentbar angelegt, leicht flüssig zu machen
sei und auch in kritischen Momenten die Hülfskasse in den Stand setzen würde, allen Anforderungen
auf Rückzahlungvon Depositenohne Schwierigkeitzu entsprechen. Die Bildung eine« derartigen
Reservefondswird zunächst durch Ueberweisung von ^ des Zinsgewinns au die Hülfskasse erfolgen
tonnen, die im Hinblicke auf den §. 9 des Gesetzes vom 8. Juli 1875, welcher den Vertretungen
der Provinzial-Verbände die freie Verfügung über den gefammtenZinsgewinn überweist, keinem
Bedenkenunterliegt.

Eine weitere Vermehrung der Fonds der Hülfskafsewürde sich am zweckmäßigstendadnrch
«reichen lassen, daß neben den für die Reorganisation der Irrenpflege bereits emittirten Rhem-
provinz-Obligationenvon zusammen10'/- Millionen Mark eine weitere Serie derartiger Obllga-
tionen im Betrage von 3 Millionen Mark ausgegeben würde.

Von diesen 3 Millionen würde eine Million ebenfalls dem Reservefonds zu überweisen
sein, der Rest aber dazu dienen, den vermehrten Ansprüchen der Gemeindenzu genügen.

Die Ausgabe dieses Restes wird erst eiutreten, wenn die eigenenMittel der Hulssta,,e
und die bei ihr als Deposita hinterlegten Gelder nicht ausreichen, um weitere Darlehen zu oe-
willigen, oder iu dem anderen Falle, wenn bei Darlehnsgesuchenso ausgedehnte Amort.sat.onsfn,n
verlangt und bewilligt werden, daß die Festlegung von Depositen in solchen Darlehen unzulässig
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erscheinen muß. In beiden Fällen sollen diese Obligationen allein die Deckungsmittel für die
bezüglichen Darlehen gewähren,und ist es einleuchtend, daß dadurch die aus den Depositen gewährten
Darlehen in keiner Weise berührt werden.

Der Provinzial-Verwaltungsrath erlaubt sich hiernach zu beantragen:
Der hohe Landtag wolle beschließen:

a. Der Provinzial-Hülfskasse zur Bildung eines Reservefonds ^4 des Zinsgewinns von
1879 ab zu überweifen;

d. den Provinzial-Verwaltungsrath zu ermächtigen, Behufs weiterer Verstärkung des
Reservefondsund Gewährung von Darlehen au die Gemeindendas Allerhöchste Privi¬
legium zur Emission von 3 Millionen Mark Rheinprovinz-Obligationen nachzusuchen,
den Zinsfuß, sowie die Art der Tilgung dieser Obligationen näher festzustellenund
demnächst mit der Ausgabe der Obligationen vorzugehen.

Der Provinzial Uerwaltungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wird,

Landtags-Marschall.

Nr. 34.
Düsseldorf, den 29. April 1879.

Referat
des Provinzial Vcrwaltungsrathes.betreffend die Verminderungder jährlichen Amortisation
der für den Zau der Irrenanstalten aufgenommenenObligationen-Anleihevon l^"/«
aus l/2>, sowie eine Abänderung der Bestimmung bezüglich der Unterzeichnung der

Talons und Coupons jener Obligationen.

Den Anträgen auf Allerhöchste Genehmigung zur Emission von Nheinprovinzobligationen
zum Gesammtbetragevvn 10^ Mill. Mark Behufs Bestreitung der Bau- und Einrichtungskosten
der 5 Provinzial-Irrenanstalten lag die Voraussetzung zu Grunde, daß diese Anstalten zur Auf¬
nahme von zusammen1 300 Kranken Raum bieten und deren Kosten die obige Summe von 10'/«
Mill. Mark nicht überschreiten würden.

Nachdemdie Bauten nunmehr mit einem Kostencmfwande von 12 770 000 Mark aus¬
geführt sind und hierbei allen, zu einem großen Theile erst nachträglich hervorgetretenen,An<
forderungenbezüglich ausreichenderund zweckentsprechenderRäumlichkeiten Seitens der Provinz in
der ausgiebigsten Weife Rechnunggetragenworden ist, ergiebt sich, daß Raum für mindesten« 2 300
Kranke, also für eine um nahe 80 Prozent größere Zahl, vorhanden ist, als bei Nachsuchung deö
Privilegiums für die Obligationsanleihe in« Auge gefaßt wurde.



In diesem Umstände,wonach den Bedürfnissenfür das Irrenwescn in einem weit umfaug>
reichern Maße und auf einen weit längern Zeitraum hinaus entsprochenwird, als ursprünglich
angenommenwar, liegt einer der hauptsächlichsten Gründe dafür, daß die Kosten der Irrenanstalts¬
bauten die auf dem Wege der Obligationenanleihe beschaffte Bausumme um deu Betrag von
2 270 000 Mark überschreiten.

Diese Summe hat nicht aufgebrachtwerben können, ohne eine erhebliche,und gerade in
den gegenwärtigenZeiten doppelt empfindliche, Belastung der Provinz.

Es erscheint durchaus gerechtfertigt,diese höhere Belastung der Provinz durch eine
entsprechendefinanzielle Erleichterung wieder auszugleichen, welche dazu beitragen würde, die
Erfüllung der vielen, dringenden und berechtigten Wünsche einer Ermäßigung der augenblicklichen
hohen Provinziallasten zu ermöglichen. Jene Erleichterung würde am zweckmäßigste!, und mit
Rücksicht auf die Ursachen, welche die Mehrbelastung hervorriefen, am naturgemäßesten,dadurch
herbeigeführtwerden, daß die sehr hohe Amortisationsrateder Obligationenanleihevon 1'/« °/° auf
'/s °/u des Kapitals ermäßigt würde.

Wenn auf der einen Seite dem Raumbedürfnisfeder Anstalten auf eine weit längere
Zeit hinaus, als ursprünglich beabsichtigt, genügt wurde, so liegt es in der Billigkeit, ans der
andern Seite auch die Abbürdungder Schuld auf einen längeren Zeitraum hinaus, als ursprünglich
festgesetzt,auszudehnen.

Von den beiden Obligationenanleihensind, nach Berücksichtigung der am 29. Januar 1879
stattgehabtenAuslosungen, noch ungetilgt 9 491 700 Mark. — '/- °/o Amortisationdieser Summe
würde 4? 458,50 Mark betragen. Der gegenwärtig aufzubringendejährliche Tilgungsbetrag beläuft
sich auf 1l/2°/o von 10'/2 Millionen Mark, also auf 157 500 Mark und auf die ersparten
Zinsen der bis jetzt ausgeloostenObligationen mit ungefähr 45 000 Mark. Es würde also zur
Zeit eine Minderausgabe von jährlich 155 041,50 Mark entstehen. Die Tilgung beider Obligationen¬
anleihen, welche nach dem jetzt bestehenden Tilgungsplane im Jahre 190? beendet sein würde,
wüürde bei einer Ermäßigung der Amortisationsrate auf ^ °/<> und auf die unter Zugrundelegung

dieser ermäßigten Amortisationbei der gegenwärtigenAnleihesummevon 9 491700 Mark erspart
werdendenZinsen im Jahre 1931 ihr Ende erreichen.

Den Besitzernder, bekanntlich fast ausschließlich in festen Händen sich befindenden, Rhein-
Provinzobligationenwürde eine derartige Ausdehnungder Tilgungsfrist, fowie die damit verbundene
Aefchränkungder Ausloosungenund mithin auch der Rückzahlungenzum Parikurse sehr erwünscht
sein. Allerdings müßte denjenigenInhabern der Obligationen, welche in Folge Ausdehnung der
Tilgungsfrist die Rückzahlungdennoch etwa wünschen sollten, die Einlösung der Obligationen zum
Nennwerthe binnen einer bestimmtenFrist freigestelltwerden. Es ist aber bei dem hohen Kurse
dieser Obligationen nicht zu erwarten, daß irgend Jemand von dieser Befugniß Gebrauch machen
wird. Sollte es dennoch der Fall sein, so stehen der provinzialständischen Verwaltung die Mittel
zu Gebote, derartigen Anforderungenohne die mindeste Verlegenheitfür ihre Kasse, zu entsprechen.

In rechtlicher Beziehung steht einer Ermäßigung der Tilgungsquote mit obigem Vorbehalt
der eventuellenRückzahlungkein Bedenkenentgegen.

Der Provinzial-Verwaltungsrath gestattet sich hiernach zu beantragen:
„Der hohe Provinzial-Landtag wolle beschließen, den Provinzial-Verwaltungsrath zu
ermächtigen,die AllerhöchsteGenehmigung zur Verminderungder jährlichen Amortisation
der für die Irrenanstaltöbauten aufgenommenen Obligatiouenanleihevon 1V2 auf >/2 °/o
nachzusuchen und die zur Sache erforderlichen weitern Anordnungenzu treffen."
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Bei dieser Gelegenheit würde auch die Allerhöchste Genehmigung zu einer Abänderung
der Bestimmung nachgesucht werden können, wonach von den 3 Unterschriftender Mitglieder des
Provinzial-Verwaltungsraths, welche die Talons und Coupons der Obligationen tragen miissen, nur
zwei facsimilirt werden dürfen, eine aber geschrieben sein muß.

Die letztere Bestimmung ist nämlich wegen der übermäßig großen Zahl der zu unter¬
zeichnenden Coupons in der Ausführung mit den größten Unzuträglichkeiten verbunden. Sie besteht
auch bezüglich anderer Obligationen-Anleihennicht, bei denen vielmehr die Facsimilirungsämmtlicher
Unterschriften gestattet ist und nur die Unterschrift des Control-Secretairs geschriebensein muß,
welche letztere Bestimmung auch für die Provinzial-Obligationen in Geltung ist und bleiben würde.

Der Provinzial-Verwaltungsrath gestattet sich daher den weitern Antrag:
„Der hohe Landtag wolle beschließen, den Provinzial-Verwaltungsrath zu ermäch¬
tigen, die Genehmigungdazu zu beantragen, daß die 3 Unterschriftender Mitglieder
des Provinzial-Verwaltungsraths auf den Talons und Coupous der Rheinprovinz-
Obligationen sämmtlich facsimilirt weiden können."

Der Movinziat Verwaltungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wird,

Landtags-Marschall.

Nr. 38.
Düsseldorf, den 17. März 1879.

Referat
des PrsvinzialUerwaltungsrathes an den Provinzial Landtag, betreffend den Antrag
der Stadt Cöln auf Abänderung des seitherigen UertlMungsmaWabes für die Aus'
bringungder Zetriige zur Verzinsung und Amortisatwnder Gbligatwnen Anleihen der

Uheinpravinz für die Irren Anstalten.

Hinsichtlich der Aufbringung der Beträge zur Verzinsung und Amortisation der Obliga¬
tionen-Anleihender Rheinprovinz für den Bau und die erste Einrichtung der 5 Irren-Anstalten
bestimmen die durch Allerhöchste Cabinetsordre vom 22. September 1868 genehmigten Resolutionen
des 19. Rheinischen Provinzial-Landtagesunter VI:

„daß jeder Regierungsbezirknach dem Verhältnissebeizutragenhabe, in welchem die
emittirten Obligationen Behufs Erbauung und Einrichtung der betreffenden Anstalt
nach Maßgabe des Bedürfnissesvon der ständischenBau-Commission überwiesen wurden-

Die auf Grund von Nr. VII. jener Resolutionen fungirende provinzialständische Finanz'
und Bau-Commissionhat sodann bezüglich dieser Kostenvertheilungunter dem 5. Juli 1871 erklärt,
daß, da erst nach beendigtem Bau sämmtlicher Anstalten der Antheil eines jeden Regierungsbezirkes
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an der jährlich zu zahlenden Verzinsung«-und Amortisationsquotedefinitiv ^0^ fangen
könne o werde bis dahin und vorbehaltlichder Ausgleichung, annähernd du Vertheilung nach
Maßgabe ^Anzahl de! Kranken,weiche für die einzelnen Anstalten in Aussicht genommensei,
vorzunehmensein. ^ ^ . c ^

In dieser Weise hat dann auch die Vertheilung seither stattgefunden.
Die Vertretnng der Stadt Cöln war hiergegen in einer Petit.ou vom 16. März 187?

bei dem 25. Rheinischen Provinzial-Landtagevorstelliggeworden.
Diese Petition ist in einem Abdrucke beigefügt und beantragt: ^^„-.»
.. daß die Kosten der Proviuzial-Irreu-Anstalten in der ganzen P« mz ^° ^>g

Untervertheilung auf die Regierungsbezirkegleichmäßig auf die Kreist umgelegt,

d. dafdm'R^ und Kreisen nach dem Maßstabe ihrer AeUräge ein An¬
spruch auf Besetzung der Krankenstellen bei vorhandenem«edürftuß ertheilt werde

o. daß der Laudtag die Entlastung der Provinz von den bei der
Anstalt durch die Rücksichten auf die Universität Bonn etwa entstehenden Mehrkosten

ä. d"/b"ügüch dir Beiträge auch für die Vergangenheit eine Ausgleichungnach dem
oben erwähnten Maßstabe Statt finde; «« ^ ^ ...^««mmen

e. daß für die Vertheilung der Kosten in Zuknnft ein billigerer Maßstab angenommen
und für denfelben die Allerhöchste Genehmigungnachgesucht werden möge.

Bei Berathung dieser Petition ist der 25.
vvm 16. April 187? (Verhandlungen Seite 64) der Erklärung seines 3. Ausschusses "^g n «'
daß, Angesichts jener weittragenden,die Abänderunggesetzlicher Bestimmungenund früherer ^
des Landtages bezweckendenAnträge und in besonderer Berücksichtigung, daß die definitive ^geiun^
der Irrenanstaltsbaukosten vor gänzlicherFertigstellung der Bauten selbst nicht möglich und sonacy
auch bis dahin die wirkliche oder vermeintlicheUeberbürdungder Stadt Coln durch die zu m
Baukosten zu leistenden Beiträge nicht vollständigzu ermitteln sei, auch die c,«-Antrage iM g^

licher Natur seien, man zur Zeit nicht in der Lage sei, in die materielle Prüfung d« Peti °n ^
Stadt Cöln einzutreten. Diese Petition fei vielmehr dem Provinzial-Verwaltungsrathe zu uo^
weisen, um dieselbe zu prüfen und eventuellgeeignetscheinendeAnträge zu stellen. _,..,,

Inzwischen hat auch die Stadt Aachen im Laufe des Jahres 1877 bei dem Pr nz,al-
Verwaltungsrathe beantragt, einen anderen Vertheilungsmaßstab für die fraglichen «°
erwirken, refp. die vorbehaltenedefinitive Untervertheilungzu einer für die ^adt Nachen gUMig
zu gestalten. Sie führt an, daß die Betheiligung der Stadt Aachen an
anstalten eine ganz geringe sei, daß dieselbe eine eigene, für 250 Kranke ^"^ ^"^ ich
besitze. Die Billigkeit erfordere es, daß unter Zugrundelegungeiner Durchschntttszahl namenu
°u« den letzten Jahren bezüglich der ans jeder Gemeindeden Pr°vinzial-Irren^
Irreu eine Normal ahl für die Ueberweifuugen und eine entsprechende«eitragspstich , g s M ^

Der ist in die ihm übertragene nähere

der Stadt Cöln eingetretenund ist der Ansicht, daß der vorlänfig angenommene ^ h"wn «m w
für die Aufbriugung der Beiträge zur Verzinsnng und Tilguug der ^'Mw^
Nheiuprovi«! nachdem derselbe währeud eiues Zel— v°u /^."^
weilen zu Grunde gelegt ist, wenigstens so lange beizubehaltense, b's d ^au « '
fertiggestellt und die Baurechnnngen, deren Abschluß möglichst beschleunigt wird, dem Prov.nM
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Landtage zur Decharge vorgelegtwerden tönneu. Nur, wenn diese Baurechnungen vorliegen, kann
die vorbehalte»«definitiveVertheiluug für die Vergangenheit erfolgen und läßt sich übersehen, in
wieweit die Feststellungeines anderweiten Vertheilungsmaßstabesgerechtfertigterscheint und Anträge
auf Abänderung der bezüglichen, Allerhöchsten Orts genehmigten,Resolutiondes 19. Landtages sich
begründen lassen.

Hierzu kommt noch, daß dem Provinzial-Landtage eine Reihe von Vorschlägenunterbreitet
worden sind, die eine Reform der Irrenanstalten bezwecken,insbesondereeinem Theile der von der
Stadt Lötn gestellten Anträge entsprechenund über welche der Provinzial-Landtag zunächst Ent¬
scheidung wird zu treffen haben.

Hiernach ist der Provinzial-Verwaltungsrath zur Zeit nicht in der Lage, die von der
Stadt Cöln in der Petition vom 16. März 18?? gestellten Anträge zu befürworten, muß vielmehr
die Entscheidung über dieselben dem hohen Provinzial-Landtageanheimstellen.

Diese Entscheidung würde dann auch auf die von der Stadt Aachengemachten Vorschläge
auszudehnensein.

Der Urovinzial Uerwattungsrath.
Wilhelm Fiirst zu Wird,

Landtags-Marschall.

Cöln, den 16. März 1877.

Alt den hohen Provinziat-Landtagder Aheinurovinz, zu Händen des Landtags-
WarschausSr. Durchtauchtdes Lllrsten W. von Mied

zu
Neuwied.

Im vorigen Jahre wurde die Stadt Cöln behufs der Verzinsungund Amortisation der
Anleihe zum Neubau von 5 Irrenanstalten mit einem Betrage von 51 95? M. 16 Pf. belastet.
Die Vertheiluug des Gefammtbedarfes, der für die ganze Provinz 626 859 M. betrug, war nach
deu Mittheilungen der Provinzial-Verwaltung zufolge eines Beschlussesder früheren ständischen
Bau- und Finanz-Commission vom 5. Juli 1871 vorläufig auf die einzelnen Regierungsbezirke
nach dem Maßstabe der Kranken, welche für die in denselben befindlichen Anstalten in Aussicht
geuommeu sind, vorgenommen,während die Regierungsbezirkedie auf sie fallenden Antheile nach
dem Reglement vom 20. November 1872 zur einen Hälfte nach dem Maßslab der Bevölkerung
zur andern nach demjenigen der Klassen- und tlassificirtenEinkommensteuer aufbringen sollten.

Durch diese Vertheiluug ist die Stadt Cöln in mehrfacherBeziehung überbürdet.
Für die ganze Provinz sind bei einer Bevölkerung,die nach der letzten Zählung 3 77? 352

Seelen betrug, 1300 Betten in Aussicht genommen, für den RegierungsbezirkCöln bei einer
Bevölkerungvon 647 041 Einwohnern 300. Nach dem Verhältnisseder Bevölkerungwürden auf
den RegierungsbezirkCöln nur 223 Betten fallen.
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Einen andern Maßstab zu Grunde zu legen, ist bei dem RegierungsbezirkCöln eine
Veranlassung nicht vorhanden, im Gegentheilwürde sich die Annahme einer geringereuZahl durch
die Erwägung rechtfertigenlassen, daß die Stadt Cöln eine eigene Irrenanstalt, in welcher 200
Kranke verpflegt werden, besitzt. Das angenommeneVerhältniß kennzeichnet sich schon dadurchals
unrichtig, daß dem RegierungsbezirkDüsseldorf mit 1453 531 Einwohnern, also bei einer mehr
als doppelt so großen Bevölkerungunter ganz ähnlichenVerhältnissenebenfalls nur 300 Betten
angewiesensind, und daß dieser Bezirk, in welchem die betreffenden Steuern im Jahre 1875
4 255 94? M. betrugen, für die Irrenanstalten 144 659 M. 7? Pf. aufzubringenhatte und der
Bezirk Cöln bei einem Ertrage von 2 846 646 M. ebenso viel, also Cöln beinahe 5 pEt. des
Steuerquantums, Düsseldorf dagegennicht viel über 3 pEt., abgesehen davon, daß zu den Steuern
in Düsseldorf jeder Einwohner nur rund 3 M. beiträgt, in Cöln dagegenrund 4^ M.

Daß der Bezirk Cöln, und ,n ihm besondersdie Stadt Cöln, welche für die Irren, deren
Verpflegungihr obliegt, schon auf eigene Kosten gesorgt hat, zu hoch belastet ist, bedarf wohl keines
weiteren Beweises.

Die Vertheilung auf die Regierungsbezirkenach dem angenommenenMaßstabe beruht
so viel hier bekannt ist, nicht auf einer gesetzlichenGrundlage, sondern ist eingeführtdnrch von
dem hohen Landtage vorgeschlageneund Allerhöchst genehmigte Verwaltungsvorschrifteu. Der
Herr Landesdirektorhat in einem Schreiben vom 30. Juli 1876 geäußert, daß eine Vertheilung
der Gesammtkosten auf die ganze Provinz nicht erfolgen könne, wenn nicht der ProvinziabLandtag
einen dahin gehenden Beschluß fasse und dieser die Allerhöchste Genehmigung erhalte, und er hat
es der städtischen Behörde überlassen, sich mit einer entsprechendenPetition an den nächsten
Provinzial-Landtag zu wenden. Freilich bestimmen die vierte und sechste der die Reorganisation
des Irrenwesens in der Rheinprovinz betreffendenResolutionen des 19. Landtages, welche durch
AllerhöchsteVerordnung vom 22. September 1868 bestätigt sind, daß die Kosten sowohl der
Neubauten, als der späteren Einrichtungen von dem betreffenden Regierungsbezirkeaufgebracht
Werden sollen und daß jeder Regierungsbezirknach dem Verhältnisse beizutragenhabe, in welchem
die Obligationen der Anleihe behufs Erbauung und Einrichtung der betreffendenAnstalt nach
Maßgabe des Bedürfnisses von der ständischen Commission überwiesen worden sind. Allein ohne
Zweifel ist bei der Aufstellungund Genehmigungdieser Propositionen als selbstredend vorausgesetzt
wurden, baß die zu treffendenAnordnungensich nach dem Bedürfnisse der Bevölkerungrichten und
Ueberbürbungeneinzelner Theile der Provinz vermieden werden würden. Sobald sich aber im
Gegentheil ergiebt, daß einem Regierungsbezirkohne zwingende Gründe unverhältnißmäßigmehr
Kranke zugewiesen werden, als dem andern und daß die Lasten nicht gleichmäßig vertheilt sind,
darf eine baldige Abhülfe mit Recht erwartet werden.

Nach den hierher gelangten Mittheilungen ist die jetzt vorgenommene Vertheilung nur
eine vorläufige. Aber auch die später vorzunehmendeAusgleichung kann den Anforderungender
Billigkeitnicht entsprechen, so lange der bisherige Maßstab beibehaltenwird.

Nachdemdie Fürsorge für die Irren zu einer Provinzial-Angelegenhcitgewordenist, sollte
auch die Aufbringung der Kosten auf die ganze Provinz vertheilt werden. Dies geschieht bei den
sonstigen Provinzialanstalten und insbesonderehinsichtlich der Kosten der Gesammtverwaltungund
der Gezirksstraßen, welche durch die ganze Provinz nach dem Steuerfuße ausgeschrieben werden.
Von dieser letzteren Abgabe hat die Stadt Cöln mehr als ein Zehntel aufbringen, während sie
"ach dem Maaßstabe der Bevölkerung nur etwa ein Dreißigstel und nach dem Verhältniß der
Benutzungder Bezirlsstraßcn noch bei weitem weniger zu tragen hätte. Mit Recht kann die Stadt
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Cöln sich auch in diesem Falle wegen Ueberbürdungbeschweren, aber hier ist doch noch der Grund¬
satz, die Provinz als eine Einheit, die Provinzialanstalten als gemeinsamezu betrachten, anfrecht
erhalten, während bei den Irrenanstalten selbst dieser Satz aufgegeben, die Provinz wieder in fünf
Theile zerlegt und jedem dieser Bezirke ein beliebigerKostenbetragzugewiesen ist. Denn die Zahl
der für die Kosten maßgebenden Betten ist weder durch statistische Nachwcisungen,noch durch die
Anforderungender Bevölkerung begründet. In Beziehung auf den RegierungsbezirkCöln wäre
dies nur dann der Fall, wenn feststände, daß 300 Betten für feine Krankennöthig seien und für
dieselben auch vorbehaltenwerden sollen.

Die Unzulänglichkeiteiner solchen Trennung der Provinz tritt noch mehr hervor, wenn
eine in dem oben erwähnten Schreiben des Herrn Landesdirektorsenthaltene Mittheilung erwogen
wird, der zufolge die Anstalt bei Bonn (also diejenige des Bezirkes Cöln) bei ihrer Lage und
Einrichtung kostspieliger als die übrigen werden und der Bezirk Cöln auch für diefe Mehrkosten
aufzukommen haben foll.

Wenn eine einzelne Anstalt aus besondern Rücksichten, die mit dem Zwecke der Errichtung
derselben nicht in nothwendigem Zusammenhangestehen, kostspieligergebaut wird, als das Bedürfniß
erfordert, so erscheint es nicht einmal gerechtfertigt, diese Kosten der Provinz aufzuladen, geschweige
denn dem einzelnenBezirke der Liegenschaft. Beide Mehrbelastungensind in hohem Grade unbillig,
sowohl die Zuweisung der Kosten für eine unverhältnißmäßiggroße Anzahl von Kranken, wie die
ausschließliche Heranziehung zur Uebernahme der bei der einzelnenAnstalt über das Bedürfniß
hinaus verursachtenKosten.

Ob nach dem Erscheinen des Reglements vom 20. Dezember 1875, welches einer Unter-
vertheiluug auf die Regierungsbezirkekeine Erwähnung thut, der Landtag in der Lage sei, eine
gleichmäßigeVertheilung auf die Kreise der Provinz, wie bei der Umlage für allgemeine Bedürfnisse,
selbstständig anzuordnen,bleibe dahin gestellt, für die Einführung eines von den Bestimmungendes
erwähnten Reglements abweichenden Maßstabes für die Vertheilung auf die Kreise ist jedenfalls
die Allerhöchste Genehmigungerforderlich. Ein dahin gerichteterAntrag würde aber gerechtfertigt
erscheinen, wenn der Vertheilung der Umlage das Verhältniß der Einwohnerzahlzu Grunde gelegt
würde. Denn die psychischenKrankheitensind, wenn nicht gerade einzelne Oertlichkeiten,sondern
größere Gebiete ins Ange gefaßt werden, in der Rheinprovin; im Großen und Ganzen ziemlich
gleichmäßigvertheilt, und eS wird für die Aufbringung der Kosten für die Behandlung dieser
Krankenkein billigerer Maßstab gefundenwerden können, als der der Bevölkerung. Wenn dann
den Kreisen auf eine der Zahl ihrer Einwohner entsprechende Zahl von Betten ein Vorrecht in
der Weise eingeräumt würbe, daß sie bei eigenem Bedürfnisse zunächst auf diese Stellen Anspruch
machen können, die letzteren aber, wenn die zunächst Berechtigten sie nicht besetzen, der Verfügung
der Verwaltung anheim fallen, so würde den Anforderungender Billigkeit genügt fein. So lange
diefe Einrichtung aber nicht getroffenist, wird eine Bestimmungnöthig, daß die einzelnenKreise
in der nämlichenArt ein Vorrecht auf die ihren Beiträgen zu den Kosten entsprechende Anzahl
von Stellen haben sollen. Nach diesem Verhältnisse würde die Stadt Köln, bei einem Beitrage
von 51957 M. 16 Pf. einen Anfpruchanf 108 Betten haben; wenn sie nicht eine Anzahl von
Irren anderweit unterbringen kann, müßte sie in der nächsten Zeit noch sehr erhebliche Ausgaben
für diesen Zweig der öffentlichen Fürsorge machen und sie würde daher bei einer billigen Betheili¬
gung, wenn auch erst nach Fertigstellungder Bonner Anstalt, in der Benutzung der Provinzial-
Anstalt eine erwünschte Erleichterungfinden können. Unleidlich aber würde eS erscheinen, wenn
ein Kreis zu den Ausgaben unverhältnißmäßigherangezogen, dagegen an den Vortheilen, welche
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die Anstalt gewahrt, nur in geringerem Maße betheilt würde. Wenn die im Cölner Bezirk
gelegene Anstalt, ohne eine Bestimmung über die Berechtigungder Kreise, dazu dienen sollte, dem
Bedürfnisse anderer Bezirke auszuhelfen, so würde der hiesige Bezirk unstreitig in hohem Grade
überbürdet sein.

Die Absicht des Gesetzgebers scheint freilich gewesenzu sein, daß für diesen Zweig der
der Provinz anvertrauten Fürsorge eine Steuer überhaupt nicht erhoben zu werden brauche. Denn
bei der Ausstattung der Provinzen mit Fonds zur Selbstverwaltung durch das Gesetz vom 6. Juli
1875 wird im ß. 3 die Fürsorge für Irren-, Taubstummen- und Blinden-Wesenausdrücklich als einer
der Verwendungszwecke für die überwiesenen Summen bezeichnet, und es wäre gewiß zu wünschen,
daß, wie in den anderenProvinzen, so auch in der Rheinprovinzder Dotationsfonds zur Sicherung
dieser Zwecke hinreichteund die Bewohner nicht mit außergewöhnlichen Steuern belastet werden.
Wenn aber eine Umlage neben den Erträgen des Dotationsfonds nicht zu umgehen sein sollte,
dann würde für dieselbe sich von vorne herein (wenn nicht deshalb, weil es sich von der Pflege
krankerEinwohner handelt, die Einwohnerzahl zu Grunde gelegt wird), der nämlicheMaßstab
darbieten, der auch für die Vertheilung der Dotationsfonds angewendet worden ist, nämlich derjenige
«ach Land und Leuten,nach Flächeninhalt und Bevölkerung.

Hiernachwird bei dem hohen Provinzial-Landtageganz ergebenst darauf angetragen zunächst:
a. daß die Kosten der Provinzial-Irren-Anstalten in der ganzen Provinz ohne vorherige

Untervertheilungauf die Regierungsbezirkegleichmäßig auf die Kreise umgelegtwerden
mögen;

d. daß den Regierungsbezirkenund Kreisen nach dem Maßstabe ihrer Beiträge ein An¬
spruch auf Besetzung der Krankenstellen bei vorhandenemBedürfniß ertheilt werde;

o. daß der Landtag die Entlastung der Provinz von den bei der Errichtung der Bonner
Anstalt durch die Rücksichten auf die Universität Bonn etwa entstandenenMehrkosten
in Erwägung ziehen;

ä. baß bezüglich der Beiträge auch für die Vergangenheit eine Ausgleichung nach dem
oben erwähnten Maßstabe Statt finden, und endlich:

«. daß für die Vertheilung der Kosten in Zukunft ein billigerer Maßstab angenommen
und für denselben die Allerhöchste Genehmigungnachgesucht werden möge.

Eines hohen Provinzial-Landtages

ganz ergebenste

Der Oberbürgermeister: Die Beigeordneten:
Becker. Nennen. Thewalt. Pelnmnn.

Die Stadtverordneten:
(Folgen die Unterschriften.)
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Nr. »6.
Düsseldorf, den 28. April 1870.

Referat
des ProvinziatUerwaltungsraths. betreffendden Antrag des Herrn Abgeordneten

von Gynern wegen KetlMgung der provinMstündischen Verwaltung an der im Jahre
1880 zu DüsseldorfstattfindendenGewerbe-Ausstellung.

Der Herr Abgeordnete von Ehnern hat den Antrag gestellt, die Provinzial-Institute,
welche humanen Zweckendienen, als Irren-, Blinden- und Taubstummen-Anstalten,bei der im
Jahre 1880 stattfindendenGewerbe-Ausstellungzu Düsseldorf in Bild und Wort zur Darstellung
zu bringen.

Der Provinzial-Verwaltungsrath hat diese Angelegenheit in eingehende Erwägung gezogen
und ist hierbei zu der Ansicht gelangt, daß die von dem Antragsteller,vorgeschlageneArt und Weise
der Darstellung der genanntenInstitute nicht hinreichen würde, um den Bewohnern der Provinz
ein ausreichendesBild der Wirksamkeit dieser Institute sowie der provinzialständischen Verwaltung
überhaupt vorzuführen.

Der Provinzial-Verwaltungsrath glaubt deshalb zu einer würdigenVertretung der Provinz
bei dieser Ausstellungüber den Rahmen des vorberührtenAntrages hinausgehen und denselben nur
in der nachstehend entwickeltenErweiterung dem hohen Landtage zur Annahmeanempfehlen zu sollen.

Während die Provinzial-Irren-Austalten sich allerdings durch Pläne und Beschreibungen,
also in der beantragten Weise vollständig veranschaulichenlassen, genügt eine folche Darstellung
durchaus uicht, um eineu Einblick in die Methode und Einrichtung des Taubstummen-und Blinden-
Unterrichtes zu gewinnen,fowie die Früchte dieser segensreichenInstitute kennen zu lernen. Hierzu
bedarf es vielmehr der Vorführung des ganzen Lehrapparates durch Herstellung je eines Schul¬
zimmers mit allen seinen Einrichtungen, Lehrmitteln :c. lc. für den Taubstummen- wie Minden-
Unterricht, nach Maßgabe der jetzigen Einrichtungenin den Provinzial-Instituten. Hiermit müßte
eine Ausstellungder Leistungen der Schüler in den Unterrichts- wie Handarbeiter-Abtheilungender
einzelnenInstitute verbunden werden. Der hierzu erforderliche nicht unbedeutendeRaum würde
sich auf dem Ausstellungsplatzenur mit erheblichen Kosten gewinnen lassen, weil die Gewährung
von Räumlichkeitennur gegen entsprechende Vergütung erfolgt. Der Provinzial-Verwaltungsrath
ist deshalb zu der Ansicht gelangt, daß es am zweckmäßigstensein würde, die Ausstellung für die
in Rede stehenden Institute in dem ersten Geschossedes bis dahin vollendeten Ständehauses einzu¬
richten und dieselbe gleichzeitig auf die übrigen Zweige der ständischen Verwaltung, insoweit diese
sich für eine solche Ausstellung eignen, auszudehnen, um auf diese Weise ein möglichstvoll¬
ständiges Bild über die Thätigkeit der provinzialständischen Verwaltung zu gewähren und hierbei
gleichzeitig den Bewohnern der Provinz Gelegenheitzu bieten, das Ständehaus in seiner Vollendnng
kennen zu lernen.

Der Provinzial-Verwaltungsrath konnte sich zwar nicht verhehlen, daß eine derartige
Ausstellung mehr Kosten verursachen würde, als die von dem Antragsteller beabsichtigtebloße
Darstellung der Irren-, Blinden- und Taubstummen-Anstaltenin Bild und Wort; andererseits
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war jedoch in Betracht zu ziehen, daß diese letztere Ausstellungden eigentlichen Zweck verfehlen
und trotzdem gleichfallsnicht unerhebliche Kosten herbeiführenwürde, weil die Hauptauslagen durch
die Darstellung der Irren-Anstalten in Bild und Wort entstehen. Es sind nämlich hierzu außer
einigen größeren perspektivischen Ansichten der Gesammt - Anlage einzelner dieser Anstalten über
100 Blatt Detailzeichuungender Gebäude und deren Einrichtungenerforderlich,falls ein richtiger
Einblick in die Verhältnisseder Anstalten geboten werden soll. Die Kosten dieser Zeichnungenund
Darstellungen lassen sich nicht unter 10 000 Mark veranschlagen, wobei jedoch hervorgehoben werden
muß, daß die Anfertigung dieser Zeichnungen,abgesehen von dem jetzt vorliegendenZwecke, für die
Verwaltung an und für sich nothwendigist und deren Inangriffnahme nach Abwicklung der Irren-
Anstaltsbauten als letztes Werk in Aussicht genommen war.

Zu den Kosten der Zeichnungentreten die Auslagen für den Druck eiuer Broschüre, iu
welcher sämmtlicheProvinzial-Institute zu behandelnwären, ferner die Kosten der Einrichtung der
verschiedenen Lehrzimmer der Unterrichts-Anstalten,die Beschaffungder sonstigen Ausstellungsgegen¬
stände, der Verpackung und des Transportes derselben, endlich die Kosten der Einrichtung und
Bewachung der Ausstellungsräume,wofür zusammen eine Summe bis zu 5000 Mark in Aussicht
zu nehmen ist, so daß die Gesammttosten der Ausstellung nicht unter 15 000 Mark zu ver»
anschlagen sind.

Um eine Ueberfüllungder Ausstellungsräumeim Ständehause und eine Beschädigung der
Ausstellungsobjectenach Möglichkeitzu verhüten, erachtet der Provinzial-Verwaltungsrath für zweck¬
mäßig, den Zutritt zur Ausstellungnicht vollständigfreizugeben, sondernein geringes Eintrittsgeld
zu Gunsten der Fonds für entlassene dürftige Blinde oder Taubstummezu erheben.

Der Provinzial-Verwaltungsrath beehrt sich deshalb im Anschlüsse an den Antrag des
Herrn von Eynern zu beantragen:

„Der hohe Landtag wolle beschließen:
1. daß bei Gelegenheit der im Jahre 1880 zu Düsseldorf stattfindenden Gewerbe-

Ausstellungeine Darstellung der Provinzial-Irren-, Blinden- uud Taubstummen-Anstalten
sowie aller übrigen hierzu geeignetenProvinzial-Institute im neuen Ständehause Hier¬
selbst veranstaltet und hierbei die Wirksamkeitder vorgenannten, humanen Zwecken
dienenden,Institute sowie der übrigen Zweige der provinzialständischen Verwaltung in
angemessener Weise veranschaulichtwerden soll;

2. daß die zur Bestreitung der Kosten dieser Ausstellung erforderliche Summe bis
zur Höhe von 15 000 Mark aus dem Zinsgewinne der Provinzial-Hülfskasse ent¬
nommen werden soll.

Der Vorsitzende des Provinzial Uerwaltungsratlzs.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Landtags-Marschall.

26'
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«r. 37.
Düsseldorf, den 2. April 1879.

Referat
des Provinzial Verwaltungsrathes an den Provinzial Landtag, betreffenddie Beschaffung

einer Wohnung für den Landes-Director.

Bereits in dem Berichte des Proviuzial-Verwaltungsrathes über die Ergebnisse der Ver¬
waltung im Jahre 1878 S. 63 und in der Anlage tt. dieses Berichtes sind die Gründe angeführt,
welche es dem Provinzial-Verwaltungsrathe geboten erscheinen lassen, die Wohnung des Landes-
Directors aus dem Ständehause zu verlegen und für denselben eine Dienstwohnungin der Nähe
des Ständehauses durch Ankauf eines Hauses zu beschaffen.

ES ist bis jetzt nicht gelungen, ein für jenen Zweck geeignetes Haus zu ermitteln und
zum Ankauf vorzuschlagen. Da indessen eine Steigerung der Hans- und Grundstückspreise in hiesiger
Stadt zu erwarten ist, so erscheint es in hohem Grade wünschenswcrthund im Interesse der
Provinz liegend, eine in der Folge sich barbietende Gelegenheit zum Ankauf eines Hauses nicht
unbenutztvorüber gehen zu lassen, sondern in der Lage zu sein, das Kaufgeschäft, für dessen Abschluß
in der Regel nur kurze Fristen gegeben sind, fofort zu Stande zu bringen.

Es würde dieses zu erreichensein, wenn der Provinzial-Landtag mit dem Ankaufeeines
geeigneten Hauses als Dienstwohnungfür den Landes-Director sich schon jetzt einverstandenerklärte,
für diesen Zweck eine geeignete Summe zur Disposition stellte und den Provinzial-Verwaltungsrath
zum Ankaufebei sich darbietender Gelegenheitermächtigte.

Was die Höhe dieser Summe betrifft, so ist der Provinzial-Verwaltungsrath der Ansicht,
daß 120 000 Mark für den Ankauf eines geeigneten Gebäudes und dessen Einrichtung für den
beabsichtigtenZweck vollkommenausreichen würden. Aus den Zinsen jener bis zu ihrer bem-
niichstigen Verwendungrentbar anzulegendenSumme würde einstweilen eine Dienstwohnunganzu«
miethen und der Rest der Zinsen dem Fonds zuzuschlagen sein.

Der Provinzial-Verwaltungsrath stellt hiernach den Antrag, der hohe Landtag wolle
». aus den bereiten Uebelschüssen der Centralverwaltung den Betrag von 120 000 Mark

zu einem rentbar anzulegenden Fonds für die Erwerbung eines Hauses als Dienst¬
wohnung für den Landes-Directorbewilligen;

K. den Provinzial'Verwaltungsrath ermächtigen, bei sich darbietender Gelegenheit ein
derartige« Haus aus den Mitteln jenes Fonds anzukaufen;

o. den Provinzial-Verwaltungsrath imgleichen ermächtigen,einstweilen eine Dienstwohnung
für den Landes-Directoraus den Zinsen jenes Fonds miethweise zu beschaffen.

Der Provinzial-Verwaltungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Lanbtags-Marschall.
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Nr. 38.

Düsseldorf, den 15. April 1879.

Referat,
betreffend den Antrag aus Uebernahme der Prämienstraßevon Zuir nach Galzheim

aus den Provmzmtstraszensands.

Die Straße von Buir nach Golzheim,deren Uebernahme auf den Provinzialstraßenfouds
von den GemeindenBuir und Golzheim in Antrag gebracht ist, wurde in den Iahreu 1874/75
nach den bei dem Königlichen Ministerium genehmigtenPlänen mit Hülfe einer Staatsprämie aä
6 000 Thlr. pro Meile als Prämienstraße ausgebaut.

Dieselbebeginnt beim Bahnhöfe Buir in der Verlängerung der Clsdorf-Auir'er Provin-
zialstraße, durchzieht das Dorf Buir und endigt im Dorfe Golzheim an der Cöln-Düren'er
Provinzialstraße. Die Länge derselben beträgt 3 513,5 Meter; davon liegen 1928 Meter in
der GemeindeBuir beziehungsweiseim RegierungsbezirkCölu uud 1585,5 Meter in der zum
RegierungsbezirkAachengehörendenGemeinde Golzheim.

Die Königlichen Regierungen zu Cöln und Aachen haben sich beide für die Uebernahme
ausgesprochen. Erstere führt in ihrem bezüglichen Schreiben aus, daß die Straße eine über den
Lokalverkehr der Ortschaften Buir und Golzheim hinausgehende Bedeutung habe, die darin be¬
gründet fei, daß dieselbe einerseits die Cöln-Düren'er Provinzialstraße mit der Eisenbahnstation Buir
verbindet, andererseits und hauptsächlich,daß die Straße der an die Cöln-Aachen'erStraße an¬
schließenden, jetzt nur bis zur genannten,Eisenbahnstationgehenden Elsdorf-Auir'er Provinzialstraße
eine geeignete Fortsetzung bis zur Cöln-Düren'er Straße giebt und dadurch dem ganzen, zwischen
der Cöln-Aachen'er und der Cöln-Düren'er Provinzialstraße gelegenenLandstriche nach beiden
Richtungen hin Verbindung schafft.

In der That hat die Straße nach dem Berichte des ständischen Wegebau-Inspektors einen
sehr lebhaften Verkehr, namentlichwird dieselbe zur Zeit der Rübencampagne mit schwerem Last¬
fuhrwert »ach den in der Gegend betriebeneuRübenzucker-Fabrikenstark befahren. Andererseits
entspricht die Straße, wie sich bei der durch die Baubeamten der Straßen-Verwaltung vorgenommenen
informatorischenBesichtigungergeben hat, in der Anlage im Allgemeinen den Anforderungendes
Provinzialstraßen-Regulativs,nur ist die Straße an einer Stelle im Dorfe Golzheim (zwischen den
Häusern Nr. 95 und 9?) für den Verkehr zu eng und muß event, erbreitert werden.

Außerdem werden von der Straßen-Verwaltung folgende Instandsetzungsarbeitenbehufs
Herstellung eines übernahmefähigenZustandes der Straße als nothwendigbezeichnet:

1. Auf der Anfangsstrecke zwischen dem Bahnhöfe und dem Dorfe Buir muß das Straßen-
planum soviel gehobenwerden, daß die Aufhöhungam tiefsten Punkte 0,5 Meter be¬
trägt; auch muß für die Abführung lbes daselbst in den Straßengräben stagnirenden
Wassers Vorkehrunggetroffenwerden.
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2. An Stelle der theilweise mit äußerst schlechtem Grubenkies hergestellten Decklage, welche
für den Verkehr nicht genügt, ist durchweg eine 10 Centimeter starte Aasaltdecke
aufzubringen.

Die Gemeinden sind darüber gehört worden, ob sie für den Fall der Uebernahmeder
Straßen bereit feien, vorbehaltlich der gewöhnlichen Uebernahme-Bedingungenund der vom Provinzial-
Landtage etwa fönst noch gestellt werdendenAnforderungen, die vorbezeichneten Instandsetzungs-
arbeiten auszuführen und im Weiteren die Verpflichtungzu übernehmen, die Straße zwischen
den Häusern Nr. 95 und 97 im Dorfe Golzheim normalmäßig zu erbreitern. Während die
Gemeinden nach den vorliegenden Gemeinderathsbeschlüssen die übrigen Bedingungenacceptiren, lehnen
dieselben die Herstellung einer Basaltdecke ab und zwar hält die Gemeinde Golzheim auf ihrer
Wcgestrecke, welche bereits eine aus zerschlagenenRoerkieseln bestehendeSteinbahn habe, die Anlage
einer weiteren Steinbahn nicht erforderlich. Die Gemeinde Buir dagegen will event, auf der
790 Meter langen Strecke vom Dorfe Buir bis an die Grenze der GemeindeGolzheim, auf
welcher Grubenkies aufgebrachtist jdie Strecke im Dorfe Buir ist mit Roerkiefel gedeckt), ebenfalls
die Steinbahn mit Roerkieselsteinen herstellenlassen.

Es muß besonders hervorgehobenwerden, daß auf der Elsdorf-Buir'er Provinzialstraße,
welche früher mit Kies (Grubenkies)unterhalten wurde, die Straßen-Verwaltung erst kürzlich in
Folge Beschwerden von Industriellen von Buir und Elsdorf, welchen fich auch der Bürgermeister
von Buir angeschlossenhat, zur Neudeckung mit Vasalt hat übergehenmüssen und daß auf dieser
Straße demnächst ausschließlich Basalt zur Verwendung kommenwird. Auf der Buir-Golzheimer
Straße als der Fortsetzungder Straße Elsdorf-Buir ist aber der Verkehr kaum geringer und
demgemäßauch das Bedürfniß eines dauerhaftenund widerstandsfähigen Steinmaterials in demselben
Maße vorhanden, wie auf der letztgenanntenStraße und es liegt die Erwartung nahe, daß, wenn
erst die Straße in die provinziale Unterhaltung übergegangen,auch hier ähnliche Beschwerdenund
Anträge hervortreten würden. Auf der anderen Seite sind die Vermögens-Verhältnisseder beiden
GemeindenBuir und Golzheim derart, daß denselben die in Rede stehende Leistung sehr wohl auf¬
erlegt werden kann, zumal wenn die Gemeindenmit diesem einmaligen Opfer der Unterhaltungslast
bezüglich der Straße gänzlichenthobenwerden.

Auf Grund dieser Darlegungen stellt der Provinzial-Verwaltungsrath in Gemäßheit seines
Beschlusses in der Sitzung vom 4. d. M., indem er seinerseits die in Rede stehende Straße als
ein entsprechendes Glied zur Vervollständigungdes Provinzialstraßennetzeserachtet, den Antrag:

„Hoher Landtag wolle die Aufnahme der Buir-Golzheim'er Prämienstraße auf
den Provinzialstraßenfondsbeschließen, mit der Maßgabe, daß die Gemeindenaußer zu
den gewöhnlichenUebernahme-Bedingungenund den von ihnen bereits acceptirten
besonderen Bedingungen verpflichtetwerden, vorher die Straße auf ihrer ganzen Länge
mit einer 10 Centimeter starken Basaltdecke zu versehen."

Der VrovmM Uerwaltungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Landtags-Marschall.
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N«. 39.

Düsseldorf, den 26. April 1879.

Referat
des Pravinzial Uerwattungsrathes, betreffendeine Zuwendung an den Mnterstichungs-

sonds für Witwen und Waisen von Lehrern der Acalschulezu Düssetdors.

Die Sitzungen des hohen Landtages finden in der diesjährigen Session zum letzten Male
in den Räumen der städtischen Realschulestatt.

Während 5 Sitzungsperioden, in den Jahren 1872—79, sind diese Räume seitens der
Stadt Düsseldorf dem Landtage bereitwilligstzur Verfügung gestellt worden, trotz der vielfachen
Unbequemlichkeiten und Störungen, welche dadurch der Realschuleentstanden. Diesem freundlichen
Entgegenkommen der Stadt Düsfeldorfwird der hohe Landtagstets ein dankbares Andenken bewahren,
es dürfte indessen der Wunsch gerechtfertigtsein, der Anstalt, in deren Räumen der Landtag so
lange gastlicheAufnahme gefundenhat, noch ein besonderesZeichen dankbarer Anerkennungzu
hinterlassen.

Der Provinzial-Verwaltungsrath ist der Ansicht,daß dieses am angemessensten durch eine
Zuwendung an den bei der Realschule bestehenden Unterstützungsfondsfür Realschullehrer-Wittwen
und Waisen geschehen würde. Dieser Fonds wurde bei Gelegenheit der Feier des 25jährigen Be¬
stehens der Realschuleaus freiwilligenBeiträgen von Schülern und Gönnern der Anstalt begrünbet.
Er wird von einer besondern Commissionverwaltet und erreicht gegenwärtig den Betrag von
8 242 Mark 6? Pfg. Die Zinsen werden an Wittwen und Waisen von Realschnllehrern
vertheilt. Da solcher Wittwen bereits mehrere vorhanden sind, so wirb eine Vergrößerung des
Unterstützungsfondsin hohem Maße willkommen sein.

Die Mittel zu einer derartigen Zuwendung würden sachgemäßdem am Schlüsse des
Jahres 1878 bei der Central-Cassen-Verwaltungverbliebenen Bestände zu entnehmensein, da dieser
die in 1878 ersparten Kosten des Landtages mit 35 104 Mark 10 Pfg. enthält.

Der Provinzial-Verwaltungsrath gestattet sich daher zu beantragen:
„Der hohe Provinzial-Landtag wolle beschließen, in dankbarer Erinnerung an

die gastliche Aufnahme, welche er Behufs Abhaltung feiner Sitzungenwährendder Jahre
1872—1879 in den Räumen der städtischen Realschule zu Düsseldorf gefundenhat,
dem Unterstützungsfondsfür Wittwen und Waisen von Lehrern dieser Anstalt die Summe
von 5 000 Mark aus den Beständen der Central-Cassenverwaltungzu überweisen.

Der Provinziat Uerwattungsrath.
Wilhell« FUrst zu Wied,

LandtagS-Marschall.
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Vlr. 4«.

Referat
des Provinzial Uerwaltungsrathes, betreffend Verwendung der vorhandenen

Ueoerschltsse der Central Kasse pro 1878.

Nach dem Finalabschlussepro 1878 betragen die Ueberschusseder Central - Kasse in
Baar ....................... 87 270,48 M.
hierzu treten an Rest-Einnahmen ......... 14 739,85 M.
denen an Rest-Ausgabengegenüberstehen ...... 8 549,65 „

also noch .................. 6190,20 „

mithin Bestand .................... 93 460,68 M
Außerdem sind an Ueberschiissen pro 1878 Werthpapiere mit einem Nominal¬
werthe von 327 000 M. vorhanden, welche zum Course von 95 einen Cours¬
werth repräsentiren von .................. 310650,00 „

also Gesammt-Ueberschüsse................. 404110,68 M-
Von dieser Summe mit .................. 404110,68 „
sind folgende Beträge abzusetzen:

I. Für den Neubau der Hofgebäulichkeitendes Rittergutes Desdorf sind
an Pachterträgen bis Ende 1878 angesammeltworden 12 515,00 M.
welche in den Ueberschüssenenthalten sind. Da nach
einem besonderen Referate für den Neubau zu Desdorf
erforderlichsind 89 000 Mark, so bleiben nach Ab¬
rechnung des obigen Sammelfonds, sowie der Pacht
für das laufende Jahr mit 5100 Mark noch zu
beschaffen .............. 71385,00 „
deren Bewilligung in einem besonderen Referate von __________̂ ^
dem hohen Landtage beantragt wird.

Im Falle der Bewilligung dieses Antrages
würden von den Ueberschüssen abzusetzen sein . . . 83900,00 M.

II, Ferner ist in einem weiteren Referate für die Er¬
werbungeiner Dienstwohnungfür den Landes-Direltor
die Entnahme einer Summe von ...... 120000,00 „
aus den Ueberschüssen pro 1878 beantragt worden,
welche gleichfalls für den Fall der Bewilligung auS
den Ueberschüfsenzu entnehmensein wird.

Zu übertragen 203 900,00 M. 404110,68 M-
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Uebertrag 203 900,00 M. 404 110,68 M.
III. Befindet sich unter den Ueberschüssen ein Betrag für

die Abtei zu Knechtstedeu mit ..... , - - - 431,48 „
welcher ferner von den Ueberschüssenabzusetzen ist.

IV. Wie in einem besonderen Berichte über die Reor¬
ganisation der Verwaltung des Irrenwesens, sowie in
dem Referate, betr. 'die Fürsorge für die noch des
Unterrichtscrmangelndenbildungsfähigen taubstummen
Kinder ausgeführt worden ist, soll das Hospitalgebäude
des Landarmenhauseszu Trier zu einer Taubstummen¬
schule sammt Lehrerwohnungeingerichtet werden. Die
Kosten der hierzu nöthigen Herstellungen au dem
Gebäude belaufen sich auf ......... 2? 000,00 „
ferner die Kosten der nöthigen Einrichtungen der
Schulfäle «uf ............ 2 500,00 „

zusammen ......29 500,00 M.
Die Bewilligung dieser Summe, sowie ferner eines
Beitrages zu den Kosten der event, zu Barmen oder
Elberfeld und Essen zu errichtenden neuen Taub¬
stummenschulen mit .......... 3500,00 „

zusammenalso die Summe von . . 33 000,00 M.
ist von dem hohen Landtage in dem vorbezogenen Re¬
ferate aus den Ueberschüssen des Jahres 1878 bean¬
tragt worden.

Im Falle diese Bewilligung ausgesprochen werden
sollte, reduziren sich die in Rede stehenden Ueberschüsse
um ...............33000,00 „

Nach Absetzung dieser Posten mit zusammen ....... 237 331 ,48 „

würden noch disponibel bleiben ............. 166 779,20 M>
Hinsichtlich dieses Restbetrages beehrt der Provinzial-Verwaltungsrath sich folgende Vor¬

schläge zu machen:
1. Nach dem Finalabschlussepro ,31. December 1878 haben die Ist-Einnahmen der

Blinden-Anstalt zu Düren betragen ........... 105 859,59 M.
Die Ist-Ausgaben ................ 119 987,10 „

so daß ein Vorschußsich ergab von .......... 14127,51 M.
Außerdem sind an Nestausgaben verblieben . . 0 030,09 M.
und an Resteinnahmen ........ 2 786,55 „
so daß dem Vorschusse noch hinzutreten ......... 3243,54 __^
was ein Gesammt-Deftcitder Blinden-Anstalt ergiebt von . . - 17 371,05 M.

Außer der Tilgung dieses Defizits bedarf die Blinden-Anstalt
zu Düren noch dringend einer Summe von ...... 2 000,00__^

Zu übertragen 19 371,05 M.

27
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Uebcrtrag 19 371,05 M.
zur Vennehrung der Bettwäsche, sowie zur Beschaffung der nöthigen
Möbel der Krankenzimmer, welche noch ohne jegliche Einrichtung
find, und endlich verschiedener Utcnsilien, eines Betrages von . . 3 000,00 „

oder einer Gesammtsumme von ,........... 22 371,05 M.
Das vorerwähnte Defizit der Blindenanstalt, sowie daß Bedürfniß nach Be¬

schaffung neuer Leinwand und der erwähnten Möbel :c. rührt daher, daß der von dem
im September 1875 versammelt gewesenen Landtage bewilligte Supplementarcredit von
30 526 Mark für die Einrichtung der neuenAustalt, den Umzug, sowie die Mehrkosten
des Betriebes pro 1876 nicht zur Auweifung gelangt, vielmehr zu deu allgemeinen
Ueberfchüfsen der Verwaltung pro 1876 geflossen ist.

Unter diefem Supplementarcredit befanden sich auch 2 000 Mark für Bettwäsche
und 7 940 Mark für Möbel, Utcnsilien und dergleichen.

Von diefen Crediten ist die Snmme von 2 000 Mark in Folge des großen
Mangels an Leinwand in dcr Anstalt noch erforderlich, während für die Beschaffung
der noch nöthigen Möbel und Uteusilicu in Folge der inmittelst successive bewirkten
Neuanschaffungen 3 000 Mark genügen.

Da der ganze von dem Landtage bewilligte Supplementarcredit mit 30 526 Mark
noch m den vorhandenen Ueberfchüffen der Centralkasfe steckt, fo erscheint gerechtfertigt,
die für das Bedürfniß der Vlindcn-Anstalt erforderlichen Summen nämlich:

a. zur Deckung des Defizits mit .......... 17 371,05 M.
1>. zur Beschaffung der nöthigen Bettwäsche mit...... 2 000,00 „

und

«. der nöthigen Möbel und Uteusilicu mit ....... 3 000,00 „

zusammen also .....22 371,05 M.
ferner aus den Ucberschüssen zu entnehmen, wozu die Genehmigung des hohen Landtages
hiermit nachgesucht wird.

2. Die Hebammen-Lehranstalt zu Cöln weist in dem Finalabschlusse pro 1878 nach:
H. an Einnahmen............... 60 864,28 M.
d. an Ausgaben................ 6? 639 ,16 „

also an Vorschuß................ 6 774,88 M.
an Resteinnahmen sind verblieben........... 1 110,00 „

nach deren Absetzung ein Defizit verbleibt von....... 5 664,88 M.
Dieses Defizit ist im Wesentlichen daher entstanden, daß in Folge der allgemeinen,

wirthschaftlichen Krisis die Einnahmen dcr Anstalt an Wegegeldern für zahlende
Kranken in dem Jahre 1878 nur 4 997 M. 60 Pf. betragen haben und um 2 002 M.
40 Pf. hinter der im Etat vorgcfehenen Einnahmepofition von 7 000 Mark zurück¬
geblieben sind, während andererseits die Ausgaben um die im Etat nicht vorgesehenen
Kosten der Stellvertretung und Assistenz des Direktors mit 1 800 Mark pro Jahr in
den Jahren 1877 und 1878 sich zusammen um 3 600 Mark gesteigert haben.

Da die Anstalt diefes durch besondere Umstände herbeigeführte Defizit aus eigenen
Mitteln nicht decken kann, fo wird die Tilgung diefes Defizits aus den Ueberfchüfsen
der Ecntralkasfr pro 1878 gleichfalls beantragt.
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3. Die Provinzial-Irrcn°Anstalt zu Grafenberg, welche von allen Anstalten zuerst und
zwar mit Aufwendung der geringsten Geldmittel erbaut worden ist, bedarf zu ver¬
schiedenen Bauten eines größeren Credites,, welcher nicht aus deu laufenden Unter-
Haltungs-Zuschüssen bcstritten werden kann.

Es ist nämlich:
1. bringend nothwendig, daß die Außenstäche der fämmtlichen Gebäude der Anstalt

mit Oelaustrich verfehen werde, damit der Verputz diefer sehr efpouirteu Gebäude den
Einflüssen der Witterung besser Widerstand leisten kann.

Diese Arbeit läßt sich ohne Nachtheil für die Gebäude nicht länger hinausschieben,
da der Verputz schon anfängt, an einzelnen Stellen fchadhaft zu werdeu.

Die Kosten dieses Anstriches belaufen sich nach einem vor¬
liegenden Anschlage auf ............... 2? 000,00 M.
Ferner reichen:

2. die Tobabtheilungen der Anstalt, welch letztere auf eine Frequenz von
300 Kranken berechnet war, bei der vorhandenen wesentlich höheren
Kraukenzahl szur Zeit fast 400) zur Unterbringung der vorhandenen
tobsüchtigen Kranken nicht aus.

Abgesehen von diesem Mangel an Raum haben sich bei dem
Gebrauche der Tobabtheilungen Mängel herausgestellt, welche einer
Abänderung bedürfen. Es fehlt namentlich an eine»! eigentlichen
Aufeuthaltsranmc für die Kranken, da die Eorridore vor den Zellen
sich hierzu durchaus nicht eigen. Es läßt sich diesen Uebelständen
am zweckmäßigsten dadurch Abhülfe bereiten, daß auf den beiden
Seitenflügeln der Tobabtheilungen ein Stockwerk aufgebaut und der
Mittelbau fo umgebaut wird, daß dadurch ein größerer Aufenthalts¬
raum für die Kranken gewonnen wird.

Die Kosten dieser Erweiterung und des Umbaues der beiden
Tobabtheilungen betragen .............. 28 000,00 M.

3. Die Anstalt erhält zur Zeit ihr Brod ans Düsseldorf, was bei
der großen Entferuuug dieser Bezugsquelle manche Unzuträglichkeiten
im Gefolge hat, Die Direktion der Anstalt wünscht deshalb die
Anstalt für ihre Arodlieferung unabhängig zu machen, das heißt,
eine eigene Bäckerei zu errichten, Da dieses bei dem großen Consum
der Anstalt auch dem finanziellen Interesse der Verwaltung entspricht,
so dürfte jenem Antrage der Direktion statt zu geben sein.

In deu Souterrains der zweiten Abtheilung (halbruhige Männer)
findet sich eine passende Localität für Backstube und Wohnung des
Bäckers, während der Speicher desselbenGebäudes ohne große bauliche
Veränderungen zur Aufnahme des Mehles hergerichtet werden kann.

Die Kosten der Einrichtuug der Bäckerei nebst Inventar be¬
laufen sich auf................. 1 000,00 „
und die der Einrichtung des Mehlmagazins ebenfalls auf . . . 1000,00 „

Zu übertragen 57 600,00 M.

27»
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Uebertrag 57 600,00 M.
4. Es fehlt der Anstalt bis jetzt an einem Kohlenschusipen, in

welchem die waggonweise bezogenen Kohlen eingeliefertund von bort
nach Bedürfniß verausgabt werden. Die Kohlen lagern gegenwärtig
zerstreut an den verschiedenen Verbranchsplätzeu, wodurch jede Con¬
trolle des Verbrauches an Brennmaterialien unmöglichgemacht wird.

Die Kosten eines Kohlenschuppens sind veranschlagtzu . . . 2400,00 „

Endlich ermangelt
5. die Anstalt bisher jeder Gelegenheit, um Schweine halten uud

mästeu zu können. Da die Schweinezucht und Mast gerade für
eine Anstalt, welche so reichliche Küchen-und Speise-Abfälleliefert,
wie eine Irren-Anstalt eine ergiebige Einnahmequellebietet, so er¬
scheint eS gewiß zweckmäßig, diesem Mangel durch die Erbauung der
nöthigen SchweineställeAbhülfe zu verschaffen.

Die Kosten für die Herstellung eines Schwcinestalles für 25
Schweine nebst Schuppen für Geräthe find auf ....... 3 600,00 „
berechnet, fo daß der Gesammt-Creditfür die erforderlichen baulichen

Herstellungensich auf rund ............. 63 500,00 M.
belaufen würde.

Da die vorhandenen Ueberschüsse sich zum größte« Theile aus der NichtVerwendung
der in dem Etat pro 1877/78 für die Irren-Anstalten vorgesehenen Etatscredite gebildet
haben, fo erscheint gerechtfertigt, den für die in der Anstalt zu Grafenberg hervor¬
getretenenaußerordentlichen Bedürfnisseerforderlichen Betrag mit zusammen63 500 M.
auch aus den vorhandenenUeberschüssen zu entnehmen,was ebenfalls beantragt wird.

Endlich erachtet
der Provinzial-Verwaltungsrath aus dem letzterwähnten Grunde, sowie im ferneren
Hinblicke darauf, daß die Provinzial-IrrewAnstalten nicht, wie die übrigen Institute,
eigene Fonds besitzen,auf welche für den Fall eines außerordentlichenBedürfnisses
zurückgegriffenwerden kann, für zweckmäßig, aus den unter den Überschüssen der
Centralkasse pro 1878 vorhandenen Werthpapieren im Nominalbetrage von 327 000 M.
eine Summe von 75 000 M. auszuscheiden und diese Summe als gemeinsamen Fonds
aller Irren-Anstalten verwalten und demselbendie Zinse» zuwachsenzu lassen, um
einen Fonds zu gewinnen, aus welchem außergewöhnliche Bauten und Bedürfnisse der
Anstalten, welche, wie bei Grafenberg, auch bei den übrigen Anstalten im Laufe der
Zeit sich einstellen werden, mit Genehmigung des Landtages gedeckt werden können,
ohne die regelmäßigenZuschüssefür das Irren-Wesen zu erhöhen und damit Ver¬
legenheitenim Etat zu verursachen.

Der Provinzial-Verwaltungsrath beantragt demnach:
Der hohe Landtag wolle beschließen, daß aus den Ueberschüssen der Ceutraltasse

außer den oben srck I. bis IV. erwähnten Beträgen von 237 331 Mark 48 Pf-
weiter zu entnehmensind:
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1. zur Deckung des Defizits, sowie zur Beschaffung von Bettwäsche, von Möbeln
und Utensilienin der Blinden-Anstalt zu Diircn ...... 22 371,05 M.

2. zur Deckung des Defizits der Hebammen-Lehranstaltzu Cölu . 5 664,88 „
3. zu verschiedenen Bauten und Herstellungen in der Irren-Anstalt

zu Grafenbcrg ................. 63 500,00 „
4. zur Bildung eines gemeinsamen Fonds für alle Irren-Anstalten 75 000,00 „

im Ganzen also ...... 166 535,93 M.

Der Dorschendc des Prouinziat Uerwaltungsraths.
Wilhelm Fürst zu Wird,

Landtags-Marschall.

Nr. 4«.

Düsseldorf, den 2. April 1879.

Referat
des Vrovinzial Uerwaltungsraths an den ProvinM Landtag, betreffend den Erlaß eines

zehnten Nachtrags zum Ueglemeut für die Nheinischc Proninziat ZencrGocietiit.

Mit 1 A»lage.

Seitens der Direktion der Rheinischen Provinzial-Feuer-Societät ist dein Provinzial-Ver-
waltungsrathe vorgetragen worden, daß das revidirte Reglement vom 1. September 1852 nebst
bei« dazu ergangeneuNachträgen nicht allein die für die Verfassung und die Aufgabe der Societät
Maßgebenden Grundgesetze, sondern auch alle auf die Verwaltung der Societäts-Augelegenheiteu
sich beziehenden Vorschriftenenthalte und daß Abänderungendes Reglements nur auf Antrag des
Provinzial-Landtag« mit AllerhöchsterGenehmigung erfolgen könnten. So richtig es nun auch
"scheinen müsse, daß die auf den Zweck der Societät, auf die örtliche Begrenzung derselben, die
Aufnahmefähigkeitder Versicherungsuchenden,die Beziehungen der Societät zum Staate und zu
dritten Personen und auf die Organisation der Verwaltung sich beziehenden Bestimmungengegen
leicht mögliche Abänderungenund voreilige Neuerungssuchtgeschütztseien, so nachtheiligerweise es
sich, daß auch Aenderungen,welche sich auf die täglich wechselnden Verhältnisse und Bedürfnisse
des eigentlichenGeschäftsbetriebesbeziehen, nur auf dem zeitraubenden uud umständlichen Wege
herbeigeführtwerden könnten,welcher für jede, auch die kleinste Modifikation der Bestimmungen
bes Reglements erforderlichsei.

Die Societäts-Verwaltung habe sich gerade durch die formelle Schwierigkeit einer Regle¬
ments-Aenderung,die zudem nur bei dein jedesmaligen Zusammentritt des Proviuzial-LandtageS
beantragt werden könne, bis heran stets darauf befchränke» müssen, nur in den allerdringendsten
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Fälleu Abänderungsvorschlägezu »lachen,sie sei wiederholt nicht in der Lage gewesen, ihr wünschend
werthe und dem Vorgehen der Eoncurren; gegenüber nothwendigerscheinendeEinrichtungen zu rechter
Zeit treffen zu können; trotzdem seien schon seit dem Jahre 1852 neun Nachträge zu dein Reglement
erlassen worden, uud es unterliege kaum einem Zweifel, daß bei der großen Bewegung, welche auf
dem Gebietedes Versicherungswesensseit einigen Jahren zu Tage getreten sei, und der zu folgen
die Societät den dringendstenAnlaß habe, kaum ein Landtag zusammen treten werde, dem uicht
Aenderungendes Reglements nnd Zusätzezu demselben in Vorschlaggebracht werden müßten.

Bei dieser Sachlage werde es begründet erscheinen, auf einen Ausweg Bedacht zu nehmen,
welcher in denjenigenMaterien, die fich auf die laufende Verwaltung der Societät beziehen und
hinsichtlich deren staatlicheInteressen oder Rechte dritter Personen nicht hindernd entgegenstehen,
eine größere Beweglichkeit und eine erleichterteAbänderung der bestehenden Reglementsvorschriften
ermögliche.

Dieser Zweck würde erreicht werden durch den Erlaß eines Zusatzes zu dem Reglement
in derjenigen Fassung, wie solche der erste Paragraph der Anlage nachweist. Danach soll dem
Proviuzial-Verwaltuugsrathe das Recht eingeräumt werden, eine Anzahl von Bestimmungendes
Reglements auf den Antrag des Societäts-Dircktors nach dem Bedürfniß und der Erfahrung iu
Zukunft abzuändern. Schon der VI. Nachtrag zum Reglement vom 6. Januar 1873 hat Abän-
derungeu der Klasseu-Eiutheilungnnd des Bcitragsverhältniffes der verschiedenen Klassen(§. 34
des Reglements) der Beschlußfassungdes Provinzial-Verwaltungsrathes unter Genehmigungdes
Ober-Präsidenten und unter der Verpflichtung der Publikation solcher Abänderungen durch die
Amtsblätter überwiese«. Es wird Nichts eutgegcustehen, in derselben Weise auch die Abänderung
der in dein anliegendenEntwürfe genau bezeichnetenParagraphen des Reglemcuts ocm Verwaltungs¬
rathe zu übertragen und dadurch die Societät«-Direktion in den Stand zn setzen, iu kurzer Zeit
uud ohne den jedesmaligen Zusammentritt des Provinzial-Landtages abwarten zu müssen, eine
den Interessen der Societät und ihrer Verwaltung entsprechende Aenderung der reglementarischen
Bestimmungenherbeizuführen.

Die Publikation der vorgenommenenAenderungendes Reglements durch die Amtsblätter
der Provinz ist bisheran stets die übliche Publikationsweisegewesen nnd wird zweckentsprechend
mich für spätere Veränderungen beizubehaltenseiu.

Einer Motivirung der Auswahl der iu dem ersten Paragraphen des anliegendenNach¬
trages verzeichnete»Paragraphcu des Reglements wird cS nach dem über Zweck und Absicht
der vorgeschlagenen Maßnahme Gesagten nicht mehr bedürfen.

Eine weitere Aenderungder zur Zeit bestehenden Vestimuumgeudes Societäts-Reglements
ist im zweite» Paragraphen des anliegenden Nachtrages, ebenfalls von der Provinzial-Feuer-
SocietätS-Direttion, in Vorschlag gebracht. Dieselbe führt ans, daß der Verband öffentlicher Feuer-
Versichernngs-Anstalteniu Deutschland, welcherauf Grund der Allerhöchsten Cabinets-Ordre vom
22. Mai 1872 (Ges,°S. S. 531) iu's Leben getreten sei uud dem auch die diesseitige Societät
angehöre, beabsichtige,eine gemeinsameRückversicherung-Societät für Einzel-Rückversicherungzu
begründen. Es sollen zu dem Ende möglichst viele Societäten iu Deutschland zu eiuem Verbände
zusammentreten, und sich gegenseitig verpflichten, alle diejenigenRisiteu, die wegen ihres großen
Umfangs und ihrer hoheu Versicherungssummenoder wegen ihrer großen Fcnergcfährlichkeitvon
einer einzelnenAnstalt allein nicht in Deckung genommenwerden können, in eine gemeinsame Rück-
versicherungs-Abthciluugzusammen zu thun uud die an diesen Risiken vorkommendenSchäden
gemeinschaftlich zu trage» Nach dem Grundsatze, daß die Ausgleichung der Schäden bei einer
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zur Zeit ein Versicherung««Capital von über 28 000 Millionen Mark ausweisenden öffentlichen
Societäten Deutschlands sehr wohl befähigt seien, den Schutz für diejenigen Risiken, die sie allein
nicht zu tragen vermögen und hinsichtlich deren sie entweder zur Ablehnung der Versicherung
oder znr Rückversicheruugsncchme bei Privat-Vcrsicherungs-Gesellschafteu genöthigt seien, sich
gegenseitig zu gewähren.

Das Bedürfniß einer guten Riickvcrsicherungsverbiudung zur Deckung von solchen Risiken,
deren Versicherungssumme außergewöhulich groß oder deren Fcucrsgefahr sehr erheblich ist, sei für
die diesseitige Societät in hohem Maße vorhanden und bishcran durch eine Verbindung mit der
Rheinisch-Westfälischen Rückvcrsichcruugs-Gescllschaftzu M,-Gladbach zu befriedigen versucht worden;
es liege in der Absicht, demnächst noch mit ein oder zwei anderen Rückversicherung«-Gesellschaften
Verträge abzuschließen, um dadurch in die Lage versetzt zu werdcu, auch größere Quoten, als solche
die vcrhältnißmäßig wenig leistungsfähige Gladbacher-Gesellschaft übernehmen kann, durch Rückver¬
sicherung decken zu können. Eine erhebliche Ausdehnung der Rückversicherung könne den Interessen
der Societät sehr förderlich sich erweisen nnd werde bei Fortdauer der Zuuahme der Brandschäden
wie solche seit Jahresfrist eingetreten sei, absolut nothwendig sein. Gelinge es, derartige weitere
Verbindungen zu gcwiuuen, so sei die diesseitige Societät für jetzt allein im Stande, auch die
größten uud gefährlichsten Risiken in Deckung zn nehmen, ohne daß sie eines Anschlusses an die
Projcctirte gemeinsame Rückversicherungsabthciluug des Verbandes der öffentlichen Fcucr-Persicherungs-
Anstalteu Deutschlands bedürfe. Auf der andern Seite dürfe aber nicht übersehen werden, daß eine
solche Verbindung mit Privat-Nück-Vcrsicherungs-Gcsellschaften nicht immer von Dauer zu sein Pflege,
daß die letzteren vielmehr, wen» diese Verbindung sich nicht vortheilhaft für sie erweise, leicht
geneigt seien, den Rück-Versicherungsvertrag zu kündige«. Daß aber eine solche Kündigung der
Societät die erheblichsten Verlegenheiten bereiten müsse, sei einleuchtend uud hätten sehr viele
Societäten in dieser Hinsicht betrübende Erfahrungen gemacht. Eine eigene Rückvcrsichcruugs-
Abtheilung der öffentlichen Fcuer-Socictäteu Deutschlands würde dieselbe von den Privat Nückoer,
sicherungs-Gcsellschaften unabhängig machen und darin liege vor allen Dingen eine schwer wiegende
Bedeutung dieses Projektes auch für die diesseitige Soeictät. Wcuu daher durch eine ausreichende
Betheiligung der öffentlichen Societäten an der projektirten Rückvcrsicheruugs-Anstalt die Lebens¬
fähigkeit der letzteren gesichert wäre, so sei auch die Betheiligung der Rheinischen Provinzial-
Societät vorthcilhaft und rathsam. In der Vereinigung einer recht großen Zahl der der Rück¬
versicherung bedürftigen Risiken der öffentlichen Societäten zur gemeinsamen, gegenseitigen Tragung
der Schäden an diesen Risiken wäre ein Schutz geschaffen, der dauernder uud sicherlich vortheil-
haftcr sich erweisen würde, als alle Verbindungen mit de« Nückuersicherungsgesellschaftcnder Privat-
Feuer-Vcrsicherungs-Industrie. Wenu gleichwohl zur Zeit dein Anschlüsse der Provinzial-Feuer-
Societät an die projektirte Einrichtung das Wort zu reden Bedenken getragen werden müsse, so
geschehedie« wesentlich um deßwillen, weil es sich für jetzt noch nicht übersehen lasse, ob sich eine
ausreichende Theilnahme und ein so großes Versicherungs-Kapital werde zusammenfiuden lassen, daß
die Garantie des guten Erfolgs dadurch in unzweifelhafter Weise gesichert wäre. Wohl würde
eine solche Sicherheit dann reichlich vorhanden sein, wenn das von den verbundenen Anstalten der
Rück-Versicherungs-Nbtheilung zuzuführende Versicherungs-Kapital etwa 1000 Million Mark betrage.
Ob und bis zu welchem Zeitpunkte aber eine solch große Vereinigung sich bilden werde, entziehe
sich der Voraussicht, und es würde deshalb für jetzt genügen, wenn der diesseitigen Societät nur
die Möglichkeit offen gehalten oder vielmehr gewährt würde, eventuell einer solchen Vereinigung
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beitreten zu können. Ein solcher Beitritt sei zur Zeit nach den Bestimmungendes Reglements der
Societät nicht zulässig, da die Direktion nach §. 10 der Zusätzezum Reglement vom 2. Juli 1863
allerdings befugt sei, Rückversicherung zu nehmen, es ihr aber nicht gestattet sei, Rückversicherung
zu geben. Da aber der Eintritt in einen gegenseitigen Nückversicherungs-Verbandvon selbst die
Verpflichtungzur Gewäbrung von Rückversicherung enthalte, so müßte vorab durch einen Zusatz zum
Reglement diese Bcfugniß ausdrücklichertheilt werden.

Ein solcher Zusatz zu dem bezogenen §. 10, welcher znr Zeit lautet:
„In einzelnen Fällen oder im Allgemeinen,und zwar sowohl bezüglich der Immobilar-
Bersicheruug, als der Mobilar-VcrficherungRückversicherungenzu nehmen, bleibt der
Direktion nach eigenem Ermcsscufreigestellt"

würde zu fassen sein, wie folgt:
„Auch ist die Direktion befugt, sich Verbänden öffentlicher Feuerversichcrnngs-Nustalteu
zu gemeinschaftlicher Tragung von Brandschäden anzuschließen,"

eine Vorschrift, welche übrigens in nahezu allen Reglements der öffentlichen Feuer-Societäten bestehe.
Der Proviuzial-Verwaltungsrath erachtet den Anschluß an Verbände öffentlicher Feuer-

Versicherungsanstaltenzur gemeinschaftlichen Tragung von Brandschädenunter der Bedingung, daß
hierzu vorher seine Zustimmungeingeholt wird, also einen Znsatz zum §. 10 der Zusätze zum Reglement,
wie ihn der 8- 2 der Anlage enthält, nicht unzweckmäßig, obwohl dadurch die Risico's der Societät
über die Grenzen des diesseitigen Provinzial-Vcrbandes ausgedehnt werden.

Hiernach stellt der Provinzial-Verwaltungsrath den Antrag:
„hoher Landtag wolle mittelst einer Adresse an des Kaisers und KönigsMajestät

zu dem anliegendenzehnten Nachtrage zum Feuer-Societäts-Rcglemcut die Allerhöchste
Gcuehmiguugerbitten."

Der ProomzialVerwaltungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Lllndtags-Marschall.

Zehnter Nachtrag
zum Reglement der RheinischenProvinzml-Feucr-Societiit.

Erster Paragraph:
FolgendeBestimmungendes Reglements, nämlich:
§. 6, betreffendbesonders feuergefährlicheObjekte;
§. 12, betreffendden Ein- und Austritt und die Versicherungsperioden;
8. 16—20, 24—25, betreffendForm und Inhalt des Versicherungs-Antrags und Revi>

sionen der Versicherungen;
ß. 36—39, betreffendVeränderungen während der Versicherungszeit;
tz. 73, betreffenddie Reisekosten und Diäten der Beamten der Direktion;
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§. 82—87, 93, 96—Ittl, betreffenddie Geschäftsführung der Societät
tonnen auf den Antrag des Provinzial-Feuer-Societäts-Direktorsdurch den Provinzial-VerwaltungS-
rath und mit Genehmigungdes Ober-Präsideuten uach dem Bedürfniß und der Erfahrung in Zukunft
abgeändert worden.

Die Abänderungenwerden durch die Amtsblätterder Provinz zur öffentlichenKenntnißgebracht.

Zweiter Paragraph.
Der §. 10 der durch Allerhöchste Cabinets« Ordre vom 2. Juli 1863 (G.-S. S. 473)

genehmigtenZusätzezum Reglement der Rheinischen Provinzial-Feuer-Societät erhält folgende Er¬
weiterung:

„Auch ist die Direktion befugt, nach vorheriger Genehmigung des Proviuzial-
Vcrwaltungsraths sich Verbänden öffentlicher Feuer-Versicherungs-Anstaltenzu gemein¬
schaftlicher Tragung von Brandfchäden anzuschließen"

Nr. 48.

Düsseldorf, den 3. April 1879.

Referat,
betreffend die Verlegung der Singen-Nraroacher Provinzial- ehemaligen Staatsstraße,

in der Stadt Stromoerg.

Von dem Bürgermeister und der Stadtverordneten-Versammlungzu Stromberg wurde
unter dem 20. April 1877 der Antrag gestellt, die Durchfahrt der Vingcn-Trarbacher Provinzial-
ehemaligen Staatsstraße, im Orte Stromberg genannt „Thalstraße", welche in der Nähe des
Marktplatzes au dem Fischel'schen Hanse eine Biegung macht, in der Weise erbreitern zu lassen,
daß die vorspringende Ecke dieses Hauses auf Kosten der Provinzial-Verwaltung unter Entschädigung
des Eigenthümcrs abgebrochen werde.

Die Durchfahrt Stromberg (Thalstraße) hat eine sehr geringe Breite, welche unter Be¬
rücksichtigung der vielfach vorspringendenTreppenstufen in lichter Weite zwischen den Rinnen nur
2,70 bis 3,10 Meter beträgt.

Das Gefalle dieser Straße ist 0,062 und die scharfe Bieguug an dem Fischel'fchcnHause
so eng, daß der Verkehr auf der Thalstraße gefährdet und eine Abhülfe des Uebelstaubcsdringend
wünschenswerlh erscheint,und zwar umsomehr, als auf der letzteren ein lebhafter Frachtvcrlehr,
namentlich von Kohlen und Erzen für die Hüttenwerke des Guldcnbachthales, sowie von Nutzhol;
aus dem Soon- nnd Iugelhcimer Walde nach dem Rhein vermittelt wird.

Da durch deu Anlauf des vorspringendenGiebels des Fischel'schenHauses, für welche«
allein eine Entschädigungvou 4 800 Mark gefordert worden ist, sowie durch die hierdurchbedingte
gleichmäßige Durchführung einer regelmäßigenÄauliuie ein erheblicher Kosten-Aufwand verursacht
und auf diese Weise eine durchgreifende Verbesscruugder Durchfahrt keineswegs erzielt werden
würde, so erscheint es zweckmäßiger, statt der Erbreiterung der Thalstraße die Verlegung der frag¬
lichen Durchfahrt iu die sogenannteNömerstraßc, welche mit der Thalstraße vom Marktplatzeaus
Parallel geht, zu bewirken.

28
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Die Römerstraße hat eine lichte Weite zwischen den Nimm, von 4 Meter und ein Gefalle
von 0,0386 und kann, da sie auf einer langen Strecke nicht bebaut ist, im Laufe der Zeit event,
noch mehr erbreitert werden.

Die Wetterführung der Vingen-Trarbacher Provinzialstraßc in das obere in der Richtung
nach Aingen gelegene Ende der Römerstraße würde durch den jetzigen circa 50 Meter langen und
kunstmäßig auszubauenden Verbindungsweg herzustellen und zu diesem Zwecke es erforderlich sein,
eine neue Brücke über den Welschbach vor der Einmündung des Verbindungsweges in die Nömer-
straße zu bauen, sowie eine Anzahl Grundstücke neben dem Verbindungswege zur Erbreitcrung des
letzteren zu erwerben.

Nachdem die Stadtverordnetenversammlung zu Stromberg durch Beschluß vom 10. No¬
vember 187? sich bereit erklärt hat, den Theil der ehemaligen Staatsstraße, welcher durch dereu
Verlegung nach der Römerstraße für die Provinz entbehrlich wird, als Communalstraßc zu über¬
nehmen und den entsprechendenTheil der Nömerstraße nebst dem in dieselbe führenden Verbindungs¬
wege (Communalstraßen) an die Provinz abzutreten, wurde von dem Provinzial-Verwaltungsrath
in der Sitzung vom 1. Mai 1878 zu dieser Straßeuvcrleguug die Genehmigung ertheilt und
wurden die hierfür erforderlichen Kosten von 7 000 Mark bewilligt.

Ein Zuschuß zu diesen Kosten ist von der genannten Gemeinde mit Rücksicht auf die
Uebernahme der Thalstraße, deren Zustand ein mangelhafter ist uud zu kostspieligen Reparaturen
nöthigen wird, als Communalstraße abgelehnt worden.

Obschon der Provinzial-Verwaltungsrath der Ansicht war, daß auf das vorbezcichnetc
Projekt der tz, 2 ».I. 2 des Straßen-Regulativs vom 17. Iannar 1876, wonach die Eigenschaft
einer Provinzialstraße bei den seitherigen Staatsstraßen nur mit Genehmigung des Landtages und
des Ober-Präsidenten aufgehoben werden kann, nicht anwendbar sei, da die Eigenschaft der Bingcn-
Trarbachcr Provinzialstraße als solche in ibrem durchgehende« Tractus bestehen bleibt und nur
die Auswechselung eines geringfügigen Abschnittes derselben stattfindet, so ist dennoch diese Angelegen¬
heit dem Herrn Ober-Präsidenten der Rheinprovinz am 2. Mai 1878 zur Kenntniß und Prüfuug
unterbreitet uud hierauf von demselben das in Abschrift beiliegende Antwortschreiben vom 17. Mai
1878 Nr. 8879 ertheilt worden, nach welchem das qu. Projekt zunächst der Beschlußnahme des
Provinzial-Landtages zu unterbreiten und falls der Beschluß zustimmend ausfällt, der letztere ihm
wit dem Antrage auf Genehmigung vorzulegen ist.

Hiernach stellt der Provinzial-Verwaltungsrath bei dem hohen Provcnzial-Landtage den Antrag:
Der hohe Landtag wolle genehmigen:

daß die Durchfahrt der Viugen-Trarbacher Provinzial- ehemaligen Staatsstraße im
Orte Stromberg, genannt „Thalstraße" verlegt und durch den mit „Römerstraße" ge¬
nannten Straßentractus geführt werde und zwar unter der Bedingung, daß der ent¬
sprechende Theil der Nömerstraße nebst dem in dieselbe führenden Verbindungswege
an die Provinz abgetreten und die hierdurch für die Provinz entbehrlich werdende
Thalstraße von der Stadt Stromberg als Communalstraße überuommeu werbe.

Bezüglich der Situation wird auf die in den Akten befindliche Zeichnung hingewicfen.

Der Provinzial-Verwaltungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Landtags-Marschall.
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Abschrift.
Ober-Präsidiumder Rheinprovinz.

I.°Nr. 3679.

Coblenz, den 17. Mai 1879.

Auf die gefällige Mittheilung vom 2. Mai c. (V. 152?) nehme ich lciueu Anstand, mich
damit einverstanden zu erklären, daß es eines Beschlussesdes Provinzial-Landtags und meiner
Genehmigung nicht bedarf, wenn an den, in die provinzialständische Verwaltung übergegangenen
früheren Staatsstraßen geringfügigeAenderungen,durch welche öffentliche Interresse in keiner Hin¬
sicht berührt werden können,vorgenommenwerden sollen.

Als eine Aenderung solcher Art vermag ich jedoch im Hinblicke auf die möglicherweise iu
Betracht kommenden öffentlichen Interessen nicht anzuerkennen,wenn es sich, wie im vorliegenden
Falle, darum handelt, einer innerhalb eines bewohnten Ortes gelegenen, einen Theil einer früheren
Staatsstraße bildenden, Straße von nicht nuerhcblichcrLauge die Eigenschaftals Provinzialstraße
zu nehmen.

Ew. Hochwohlgeborcnmuß ich daher ergebenstauheimstellen,das vorliegendeProjekt zu¬
nächst der Bcschlußnahmedes Provinzial-Landtags zu unterbreiten, und mir, falls der Beschluß
zustimmend ausfällt, den letzteren mit dem Antrage auf Genehmigungvorzulegen.

Die Anlagen der Zuschrift vom 2. Mai c. folgen anbei zurück.

Der Oder Vrüsident der UlMprovinz.
gez.: von Bardeleben.

An
den Landes-Direktorder Rheinprovinz,

GeheimenOber-Regierungsrath
Herrn Freiherrn von Landsberg

Hochwohlgeboren
zu Düsseldorf.

28'
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Nr. 43.
Düsseldorf, den 3. April 1879.

Referat,
betreffendden Ueuvau einer Straße von Misch durch das Ahrthal nach Schuld.

Dem 25. Provinzial-Landtage lag eine Petition von Bewohnern des oberen Ahrthales
und der umliegendenOrtschaften vor, welche die Wetterführung der in Schuld auslaufenden Ahr-
thalstraße aufwärts bis Müsch auf Kosten des Provinzial-Vcrbandes zum Autrage hatte.

Die Angelegenheit wurde in der Sitzung vom 19. April 18?? Mangels der erforderlichen
Unterlagen nicht für beschlußreiferachtet und dem Provinzial-Verwaltungsrathe zur ferneren In-
struirung überwiefen.

Demgemäß wird die folgende Vorlage erstattet.
Von der Ahrmündung bis Dümpelfeld und von Müsch bis zum Quellengebieteder Ahr

bei Vlantenheim hatte das Ahrthal schon seit Langem ein kunstmäßigein der öffentlichen Unter¬
haltung befindliche Chaussee und fehlte zur vollständigenAusschließungdes Thales nur noch der
Ausbau einer die obere Chaussccstrecke mit der unteren in Zusammenhang bringendenThalstraße
von Müsch nach Dümpelfeld. In Betreff der Herstellung einer folchen Verbiudungsstraße sü'd
bereits Ende der vierziger Jahre Verhandlungen gepflogenworden, die dahin ausliefen, daß im
Jahre 1859 das Projekt einer Prämicnstraße von Müsch uach Dümpelfeld ausgearbeitet wurde,
nachdemder Herr Minister die Projcktirungskostenauf Staatsfonds übernommenhatte.

Die Ausführung des Projektes fcheiterte an der hohen Kostensumme und der Armuth der
betreffendenGemeinden; die von der Königlichen Regierung zu Cobleuz daraufhin beantragte Aus¬
führung der Straße auf Staatskosten wurde uutcr dem 12, Oktober 1863 vom Herrn Minister
abgelehnt,weil ein erheblichesInteresse des Verkehrs nicht zu ersehen sei.

Von der Königlichen Regierung wurde einige Jahre später unter wiederholterDarlegung
der Verhältnisse die Uebernahme des Baues auf Staatskosten von Neuem in Antrag gebracht/
jedoch lehnte der Herr Minister auch dies Mal ab (31. März 1867) mit der Begründung, daß
die Lage des Staatsfonds nicht gestatte, ein für den Verkehr minder wichtigesUnternehmen,wie
das vorliegende,auszuführen.

Inzwischen hatte das im RegierungsbezirkeCölu verhandelte Projekt einer Prämienstraße
zur Verbindung des Erst- und Ahrthales von Eicherscheid nach dem Armuthsbachthale bei Schuld
so weit Fortgang genommen, daß die Realisirung desselben erwartet werden konnte. Damit nun
diese Straße nicht ohne Anschluß an die vorhandeneAhrthalstraße, worauf es ankam, bliebe,
wurde durch Ministerial-Erlaß vom 27. April 1868 der Ausbau der 5 149 Meter laugen Strecke
von Dümpelfeld über Schnlb bis zum Armuthsbache resp, bis zum Vercinigungspuuktemit der
Straße von Eicherscheid nach Schuld auf Staatskoste» geuehmigt. Vou den Gemeinden wurde nur
der Grund nnd Boden hergegeben. Nach erfolgten, Ausbau ist diefe Straßenstreckein die Unter¬
haltung aus Bezirksstraßenfonds übergegangen (Beschluß des 20. Proviuzial - Landtags vom
8. Juli 1871).
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Die weitere Strecke vom Armnthsbachenach Milsch ist unausgebaut geblieben und auch
eine auf den glcichfallsigen Ausbau derselben aus Staatsmitteln gerichtete Petition dortiger Ein¬
wohner von dem Herrn Minister unter dem 16. Januar 1874 abschlägig beschiedenworden.

In Folge weiterer Beschwerdenuuo Anträge wies sodann der Herr Minister mittelst
Rescripts vom 10. Oktober 1876 die Königliche Regierung an, die geeignetenSchritte zu thun,
„damit der im Interesse des öffentlichen Verkehrs dringend wünschenswcrthe Ausbau der Straße
von Miisch nach Schuld eublich zur Ausführung gebrachtwerde."

Mit Schreiben vom 18. November 1876 stellte nunmehr die Königliche Regierung zu
Coblenz unter Mittheilung über die Vorverhandlungenbei der provinzialständischen Verwaltung den
Autrag, daß der Ausbau der Straße von Müsch nach Dümpelfeld auf der noch fehlendenStrecke
von Miisch bis zum Armuthsbach als Proviuzialstraße und auf Kosten der Provinz beschlossen
werbe, sofern die betreffenden Gemeinden das erforderliche Straßenterrain uueutgcltlichzu beschaffen
Übernehmen;event, wurde beantragt, daß wenigstensalsbald auf Kosten der Provinz ein spezielles
Bauprojekt ausgearbeitet werde. Das frühere Projekt war deu veränderten Verhältnissen nicht
mehr entsprechend.

Der Provinzial-Verwllltuugsrath lehnte in der Sitzung vom 5./8. Februar 1877 die
Bewilligungder Geldmittel zur Aufstellungdes Projektes vorläufig ab, da die Verhältnissenicht so
dringlichund eigenartig erschienen, um eine Ausnahme von der Regel zn machen und nicht den
bethätigten Gemeinden die eigene Initiative zu überlassen. In dem Schreiben vom 18. Juli 187?
stellte die Königliche Regierung vor, daß die Gemeindennicht Wohl in der Lage seien, die Kosten
der Anfertigung eines genügenden Straßenprojektcs aufzubringenund trug darauf an, den Gemeinden
einen angemessenen Geldbetrag zur Anfertigung des Projektes zn überweisen.

Der Provinzial-Verwaltungsrath bewilligte in der Sitzung vom 11/13. Dezember 187?
«ine Beihülfe bis zum Marimalbctrage von 2 400 Mark unter ausdrücklicher Hervorhebung, daß
die Bewilligung nicht für den künftigen Ausbau der Straße resp, die Uebernahmederselben auf deu
Provinzialstraßenfondsoder für die Gewährung einer Vcmprämie präjudicirlichsein solle.

Die umfangreichenund schwierigen Projektiruugsarbeiten haben erst jetzt zu Ende geführt
werden können und sind die Projektstücke von der Königlichen Negierung unter dem 4. Februar er.
der ständischen Verwaltung zugestellt worden. Die generelle Prüfung des Projettes (eine spezielle
Revision und Feststellungwar bei der Kürze der Zeit nicht mehr möglich) zeigt, baß dasselbe im
Allgemeinen dem Provinzialstraßen-Rcgulativ entspricht.

Die Länge der Projektlinie beträgt 10 635 Meter. Die Kosten sind im Ganzen auf
338 000 Mark veranschlagt,worunter 62 200 Mark für Grundcntschädiguugenthalten sind.

Die Steigungs-Verhältnisse sind sehr günstig, da die Straßcnlinic fast ganz im Thäte
liegt, ebenso ist die Projektirnng der Cnrven für zulässig zu erachten.

Die Breite des Planums ist zu 7,5 Meter angenommen,die Steinbahn zu 4,5 Meter.
Das Regulativ schreibt die Breite der Steinbahn zu 5 Meter vor.

Die Linie nimmt ihren Ausgang an der Mayen - BlankenheimerProvinzialstraße gegen-
i'ber dem Orte Miisch auf dem linke» Ufer des Ahrflussesund bleibt auf der linken Thalseite bis
bei Station 1,5.

Hier tritt die Ahr bis unmittelbar an die Thalwand, welch' letztere sehr steil abfällt nud
aus gleitendemBoden besteht, so daß eine Berührung derselben vermiedenwerden mußte. Es ist
deshalb die Linie vom 1,4 bis 1,6 in das Ahrbett gelegt und eine Verlegung des Flusses projektirt.
Von da läuft die Linie auf der linken Seite ohne Ueberwindung von Terrain-Schwierigkeiten
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Weiler bis zum Dorfe Antweiler, durchziehtdas Dorf Autweiler unter Benutzung der Dorsstraße,
wobei der Hühnerbach überbrückt wirb, zieht sich hinter Antweiler durch ein hochbelegenes, nach der
Ahr abfallendesWiesenterrain und tritt dann wieder der Ahr näher, sich dem Thalrande anlehnend.

Bei Station 5,025 überschreitetdie Straße in schräger Richtung den Eichcrbach, dessen
Wasserlauf verlegt wird, mit einer 5 Meter weit projektirtenBrücke und zieht sich sodann nahe
am Masholder Hof vorbei nach dem dahinter belegenenWiesenterrain bis Station 5,5, von
welchem Punkte ab die Straße auf ea. 400 Meter Länge in die Bergwand gelegt ist, um möglichst
vom Flusse ab zu bleiben.

Demnächst wirb auf eine kurze Strecke wiederum Wiesenland durchzogen bis hinter
Station 6,i, woselbstwegen der steil anstcigeudenBergwand die Straße zum zweiten Male auf
circa 60 Meter Länge in das Ahrbctt gelegt ist und letzteres verlegt werden soll. Auf der nun
folgenden Strecke bieten sich keine Schwierigkeitenbis bei Station 6,6. Von hier bis Station 7,1
wirb der Straßenkörper theilweisc in das Ahrbctt gelegt und durch eine Futtcrmauer geschützt.
Zwischen Station 7,2 und 7,3 wird der Mühlengrabeu für den Laufenbacher Hof überschrittenund
die Straße längs dem Graben bis zum LaufenbachcrHof fortgeführt. Unterhalb des Laufenbacher
Hofes vom Einflüsse des Dreesbaches in die Ahr ab stießt letztere unmittelbar längs dem steil
ansteigendenGebirge auf eine Länge von 700 Meter. Um den Straßentraktus auf dem linken
Ufer weiter zu führen, wäre auf diefer Strecke und ebenso auf eiuer Strecke weiter unterhalb in
der GemeindeSchuld von 400 Meter Länge, woselbst der Fluß ebenfalls in die linke Gebirgswand
streift, großentheils eine Verdrängung des Ahrflnsses nebst kostspieligen Fclsarbeitcn und Fntter-
mauern und außerdem eine 15 Meter weite Brücke über den erwähnten Drecsbach nothwendig
geworden. Es ist deshalb a» dieser Stelle eine Uebcrbrückung der Ahr bez. die Verlegung der
Straße auf das rechte Ufer projektirt, was eine zweite Ueberbrückungvon Schuld bedingte, um
deu Anschluß an die auf dem linken Ufer auslaufende Dümpelfeld-Schuld'crStraße zu erreichen.
Nach dem Uebertritte auf das rechte Ufer verfolgt die Straße die Richtung des alten Weges nach
Schuld bis bei Station 8,7>j-60 Meter. Hier wird der alte Weg bez. die Thalrichtung ver¬
lassen und die Linie mit mehreren Serpentinen über den vorspringendenBergrückenund durch die
Fcldflur der GemeiudeSchuld bis zu der zweiten Ahrüberbrückuugbei Station 9,8 geführt. Die
Verlasfung der Thalrichtuug, welche der alte Weg einhält, wirb vom Projektoerfaffer damit
motivirt, daß in der Zwischenstreckedas Wiesenthal von einer steil ansteigenden Felswand abgegrenzt
wird, an welche die Straße nur mit großen Kosten gelegt werden könnte, während die Anlage in
der Thalsohle selbst einen weiten Transport des Auffüllungs-Materials erforderu würde. Ferner
wird darauf hingewiesen,daß beim Einfluß des Effenbach-Seifensin die Ahr das Flußbett von
beiden Seiten durch steile Gebirgswände derart eingeengt ist, daß der Fluß auch bei niedrigein
Wasserstandedas ganze Thal einnimmt.

Es müßte also hier der Straßeutorper ganz in die Felswand gelegt werden, da eine
Verengung des Flußbettes nicht zulässig wäre.

Eine Vermessungdieser Concurrenzliniehat wegen der Beeilung der Vorlage des Projektes
nicht stattgefunden; es wird jedoch vor Ausführung des Projekts die Veranschlagungderselben noch
zu empfehlensein. Die Mehrlänge derselben wird etwa 100 Meter betragen.

Nach Überschreitungber Ahr bei Station 9,8 führt die Straße meist durch Wiesenterrain
ohne Schwierigkeitenbis zum Armuths-Bache, überschreitet diesen mit einer 8 Meter weiten Brücke
und läuft hier mit der projektirten Straße Eicherscheid-Schuldin die Provinzialstraße Schuld-
DUmpelfeld.
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Eine Verpflichtung zur Unterstützungdes Straßenbaues oder zur Uebernahmedesselben
auf Kosten der Provinz liegt nach den vorentwickelten Verhandlungen bis jetzt nicht vor. Gegen
den Ausbau auf Kosten der Provinz würbe sich einwendenlassen, daß, als die Straßenverwaltuug
noch vom Staate ressortirte, der Herr Minister sich zwei Mal gegen die Uebernahme der Bau¬
kosten auf Staatsfonds ausgcsprocheuund erst im Oktober 1876, als die Straßenverwaltuug auf
die Proviuz übergegangenwar, den Ausban, als im Interesse des öffentlichen Verkehrs dringend
wünschenswerth,urgirt hat. Gleichwohl dürfte namentlich mit Rücksicht auf die inzwischen ange¬
ordnete Ausführung des Straßcnprojektcs von Schuld nach Eicherscheid die zuletzt ausgesprochene
Ansicht des Herrn Ministers als die richtige zu erachten sein.

Es handelt sich in der That um eine Straßenverbindung, welche, wie in der in den Akten
befindlichen Denkschrift des Landraths Fonck ä. ä. Adeuau den 9. Mai 1865, auf deren Inhalt
verwiesen wird, ausführlich dargelegt ist, nicht nur wegen des Anschlusses des unmittelbar berührten,
jeder fahrbaren Communikation entbehrendenThalstriches und der umliegenden waldreichenGe¬
birgsgegend,sondern mehr noch im Interesse des durchgehenden Verkehrsund zur Vervollständigung
des Provinzialstraßen-Netzesvon unbestreitbarerBedeutung ist, während andrerseits die Gemeinden
bei großer Armuth sehr klein und unmöglich im Stande sind, die Herstellung der Straße als
Prämienstraße auch bei Zuwendung der höchstenAauprämie zu übernehmen. Indem in dieser
Beziehung auf die vorliegenden PrästationönachweisenBezug genommen wird, sei hier nur kurz
vermerkt,daß die fünf in Betracht kommenden Gemeinden Wershofen, Eichcubach, Autweiler,Müsch
und Schuld zusammennur 1 29? Seeleu zählen, unter denen sich 572 Personen befinden, die theils
vom Tagelohn, theils von Unterstützungenleben. Die Gemeinde» sind wohl noch unvermögender,
als die an der Straße Schuld-Dümpelfeld liegendenbetreffeudcu Ahrthal-Gcmeinben,und ebenfalls
unvermögender,wie die Gemeinden, deren Bann von der Eicherscheid-Schuld'erStraße berührt
wird. Für den Straßenbau Schuld-Dümpelfeldsind aber die Mittel stnatsseitigbewilligt worden
und haben die Gemeinden nur den Grund und Boden hergegeben. Desgleichen war der Bau der
Straße Eicherscheid-Schuld über dessen Ausführung eiu besonderesReferat vorliegt, auf Staats¬
kosten genehmigtmit der Maßgabe, daß die Gemeinde» den Gruudcrwerb übernehmenund für alle
aus dem Straßenban herzuleitenden Entschädigungsansprücheeintreten sollten. Zur Hergabe des
Grund und Bodens und zwar sowohl für den Straßenkörper selbst, als auch für die nothwendigen
Ahrbett-Veränbcruugen werden, sofern der Provinzialverband sich zum Ausbau der Straße ent¬
schließt, die Gemeindensich im untergebenenFalle ebenfalls verstehenmüssen und wird es ferner
angezeigt sein, namentlich wegen der vielfachen Veränderungen der Wasscrlaufsvcrhältnisse,den
Vorbehalt zu machen, daß die Gemeindendie Garantie für alle aus dem qu. Straßenbau hervor¬
gehenden Entschädigungsansprücheübernehmen.

Nach Abzug der Grunderwerbskosteuvon der Oesammtanschlagssummebleibt für Bau¬
kosten nach dem Anschlage die Summe (338 000 minus 62 200) 275 800 M. Da die Stein¬
bahn, wie oben bemerkt, nur 4,5 Meter Breite projektirt ist, während das Provinzialstraßen»
Regulativ 5 Meter Breite vorsieht, so wirb der Stcinbahu diese letztere Breite zu geben sein,
zumal die Strecke Schuld-Dümpelfeldebcufalls eine Steinbahnbreite von 5 Meter hat.

Der Construktionder Fahrbahn wäre also ein entsprechendes Normal-Profil zu Grunde zn
legen. Die dadurch entstehenden Mehrkosten werden den Betrag von 5 000 M. nicht übersteigen,
so daß also die Gesammtbaukosten nach dem Anschlage auf ruud 280 000 M. angenommenwerden
können, vorausgesetzt,daß bei der speziellen Revision des Projekts sich wesentliche Abweichungen
gegen den Anschlag nicht ergeben.
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Was nun die Beschaffung der Geldmittel für,dcu Straßenbau anbelangt, so ist der im
Straßenctat beantragte Credit zu Neu- und Umbauten zu anderen Zwecken bereits in Bestimmung
genommen. Dagegen sind an den pro 1878 der Straßenvcrwaltung bewilligt gewesenen Mitteln
Ersparnisse gemachtworden in Höhe von ca 820 009 M., für welche andcrwcite bestimmteVer¬
wendungszwecke zur Zeit nicht vorliegen. Es könnten also hieraus die Baumittcl wenigstensvor¬
läufig entnommenund bereit gestellt werden und könnte alsdann der Bau der qu. Straße zugleich
mit dem der Eichcrscheid-Schuld'erStraße event, betrieben werden, was behufs der Bauleitung
nur erwünscht wäre.

Es wird hiernach beantragt, der hohe Landtag wolle sich
1. damit einverstandenerklären, die in Rede stehende Straße nach dem vorliegenden,den

gemachten Ausführungen gemäß noch näher festzustellenden, Projekte aus Provinzial-
fonds zu bauen unter der Bedingung, daß die betreffenden Gemeindensich verpflichten,
den zur Straße incl. Schutzstreifen und zu den Ahrbcttregulirungen erforderlichen
Grund und Boden frei und unentgeltlichzur Verfügung zu stellen und die Garantie
für alle aus dem Straßenbau rcsultirendenVerpflichtungenzu übernehmen;

2. genehmigen, daß zum Ausbau der Straße aus den Ersparnissendes Jahres 1878 eine
erste Rate von 140 000 M. für die laufende Etatsperiode entnommen werde.

Der PravinzialUerwaltungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wird,

Landtags-Marschall.

Nr. 44»

Düsseldorf, den 3. April 1870.

Referat,
betreffend die Anlage neuer Straßen-Uervindungenvon Adenau Wer Kcmvcnich nach

Obcrzissen resp, der Zrohl Ktraste und van Manen nach Kemuemch und Danncbnch.

Dem 25. Provinzial-Lanotage lag eine Petition von Eingesessenen von Kcmpenich,be¬
treffend den Bau einer Straßenlinie von Adeuau über Kempenich nach der Brohl-Straße, vor,
über welche in der Sitzung vom 20. April 1877 verhandelt wurde. Bezüglich dieses Straßen¬
baues und des damit in Verbindung stehenden Projekts einer Zweigstraße von Mayen nach Kcm¬
penich resp. Hannebach waren derzeit bereits Seitens der Königlichen Regierung zu CoblenzVor¬
arbeiten und spezielle Verhandlungen mit den Gemeinden eingeleitet, die aber noch nicht zum Ab¬
schluß gekommen waren. In Folge dessen wurde von der Beschlußfassungüber die in Frage ge<
brachte Betheiligung des Provinzial-Vcrbandcö an den bezeichneten Straßenbauten vorläufigAbstand
genommen und die Angelegenheitan den Provinzial-Verwaltungsrath zur ferneren Instrnirung «nt
dem Auftrageverwiesen, demnächst das vollständige Material zur definitiven Bcschlußnahme vorzulegen.
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In Erledigung dieses Auftrags wird die nachfolgende Vorlage unterbreitet.
Anlangend zunächst die Entwicklungder fraglichen Straßenprojekte, fo ist die Herstellung

einer durchgehenden Wegeverbindungvon Adenau nach der BürgermeistereiKempenich,quer durch
diese Bürgermeisterei hindurch und von dort nach dem Brohl-Thale resp, dem Rhein bei Brohl
schon Anfangs der fünfziger Jahre in Anregung gekommenund der Gegenstand umfangreicher
Verhandlungen zwischen den betreffendenGemeinde« und Kreisverbänden unter einander und be¬
ziehungsweise mit der Königlichen Regierung zu Coblenz geworden. Die desfallsigenBestrebungen
haben aber zu einem praktischenResultate nicht geführt, was zum Theil darin seinen Grund
gehabt hat, daß die Verbindung zwischen Adenau, der Bürgermeisterei Kempenich und dem Arobl-
Thale von Anfang an nicht als ein einziges Ganzes betrachtet, sondern in 3 für sich bestehende
getrennte Theile zerlegt, und daß jeder Theil besonders behandelt worden ist. Der erste dieser
Theile war der Berg-Aufgang von Adenau nach der Hoch-Acht,der zweite Theil war der Weg
durch die Bürgermeisterei Kempenich,welcher sich an den ersten Theil anschließen und so die Ver¬
bindung der Bürgermeisterei Kempenich mit dem KreisorteAdenau Herstelleu sollte, der dritte Theil
endlich die Verbindung aus der Bürgermeisterei Kempenich nach dem Brohl-Thale und dem Rhein.
Ueber die erste Strecke wurde ein Plan und Kostenanschlag entworfen, jedoch ist zur Ausführung
felbst Nichts geschehen. Ueber die zweite Strecke wurde ebenfalls ein Projekt ausgearbeitet und
sind die betreffendenGemeinden auch an den Ausbau dieser Strecke als Communalstraße heran¬
getreten. Da aber die Gemeinden bei dem Stande ihrer Leistungsfähigkeit in jedem Jahre nur sehr
kleine Wegcstücke bauen konnten,ist Nichts weiter erreicht worden, als daß einzelne unzusammen¬
hängende Strecken nothdürftig hergestellt wurden. Bezüglich der dritten Strecke, der Verbindung
von Kempenich ans nach dem Brohl-Thale, ist mau über die Erörterung der verschiedenen aufge¬
stellten Richtungslinien nicht hinausgekommen. Unter diesen Umständen erschien es geboten, die
drei Theile zu verbinden und zu einem einheitlichen Projekteeiner Straße von Adenau über Kempenich
nach dem Brohl'Thale zusammcuzufasseu.Nur so war eine regere Betheiligung der Gemeinden
und eine Vereinigung der in Betracht kommendenInteressen zu erwarten. In dem zumeist
intercssirtenKreise Adenau wurde die Sache in diesem Sinne weiter betrieben, eine durchgehende
Straßenliuic ermittelt und mit den Kreisgemcindendaraufhin verhandelt. Dieselben erklärten sich
durch Gcmeiuderaths-Veschlüssemit einer einzigen Ausnahme bereit, auf Grund der neuen Nichtungs-
linie innerhalb ihrer Gemarkungendie Straße als eine zur Uebernahmefähige Straße gemäß dem
darüber von einem Baubcamten aufzustellendenProjekte auszubauen, wenn ihnen dazu eine
Prämie von 5 Thalern pro laufende Ruthe gewährt würde. Zur Aufstellung eines Projekts
indessen und zu couformen BeschlüssenSeitens der Gemeinden in den Kreisen Mähen und
Ahrweiler kam es vor der Hand nicht und ruhten die Verhandlungen, bis unter dem 25. März
1874 Seitens des p. Hillger und Consorten ein Gesuch um Herstellung einer Chaussecverbindung
von Mähen nach Ahrweiler resp, aus dem Brohlthale über Kempenich nach Adenau dem Herrn
Minister für Handel :c. eingereicht wurde, in Folge dessen durch Ministerial-Rescript vom
20. April 1874 dem Herrn Ober-Präsidenten aufgegebenwurde zu erwägen, inwiefern das Interesse
des in dem betreffenden Jahre zusammentretendenProvinzial-Landtags für Ausführung dieser
Projekte in Anspruchzu nehmen sein möchte.

Zugleich erklärte sich der Minister bereit, event, eine erhebliche Beihülfe ans Staatsmitteln
zu befürworten. In dem Erlasse vom 30. April ^jrM. wurde sodann dem Herrn Ober-Präsidenten
anheimgegeben,dahin wirken zu wollen, daß der Provinzial-Landtag, falls derselbe die Selbstaus¬
führung der qu. Chausseennicht sollte übernehmenwollen, mindestenszu erheblichen Beihülfen aus
Provinzialfonds sich versteheund den Betrag solcher bestimmtbezeichne. ^



226

Mit dem so formulirtcu Antrage gelangte die Angelegenheitan den 22. Provinzial-
Landtag; derselbe beschloß in der Sitzung vom 2. Juni 1874, in Anbetracht, daß es noch an
jeglichem Projekte und Kostenanschläge fehle, daß also nicht ersehen werden tonne, wie hoch sich der
Ausbau der neuen Wcgeanlagenbelaufen würde: „daß die Königliche Regierung zn Coblenz ersucht
werde, die nothigen Kostenanschläge und sonstigen Vorarbeiten zu erwirken,nach deren Vorlage der
Landtag sich bereit erklären wolle, event, eine den Verhältnissen angemessene Beihülfe zum Vau
der qu. Wege aus Provinzialfonds zu gewähren."

Das desfallsige an den Herrn Landtags-Commissar gerichtete Schreiben wnrde in der
Sitzung vom 6. Juni 1874 genehmigt. Die Königliche Regierung zu Coblenz hatte nun bereits
selbst die Beschaffung der Projektstücke in die Hand genommen. Die oben beregte Eingabe des
p. Hillger und Genossenwar ihr nämlich höhereu Orts zur gutachtlichen Aeußerung über die darin
erwähnten Straßenprojettc zugefcrtigt worden und, indem sie die Verbindung von Adenau über
Kempcnich nach der Brohl-Straße befürwortete,dagegen bezüglich des zweiten in der Eingabe ange¬
regten Projekts, des Baues einer chcmssecmäßigenStraße von Maycu nach Ahrweiler sich nur für
einen Theil eines solchen Baues und zwar von Mayen bis Kcmpenichresp. Hanncbach aussprach
(die Verlängerung von Hanncbach aufwärts nach dem Ahr-Thale wnrde als außerhalb des Bedürf¬
nisses liegend bezeichnet), stellte sie zugleich den Antrag, daß ihr die Mittel zur Projektirung und
Veranschlagungdieser Straßcnlinien aus Staatsfonds zur Verfügung gestelltwerden möchten. Der
Minister gab diesem Autrage statt, wobei er es der späteren Bestimmung vorbehielt, inwieweit die
Projetlirungskostendemnächst auf die für den Bau felbst zu bewilligenden Beihülfen in Anrechnung
zu bringen feien. Nunmehr wurden unter Leitung der Königlichen Regierung die Linien Adeuau-
Kempenichnach Oberzifsen (als dem Endpunkteder durch das Brohl-Thal aufwärts führenden
Provinzialstraße) und Mayen-Kempenichmit der Fortsetzungvon Kempenich nach Hanncbach speziell
projektirt und veranschlagtund ließ die Königliche Regierung die fertigen Projekte, nachdein^dieselben
dem Herren Minister zur Einsichtvorgelegenhatten, den Lokal Behörden zugehen, um die bethei¬
ligten Gemeinden darüber Beschluß fassen zu lassen, was sie neben freier Hergabe des Gründ-
eigenthums zu den Baukosten beizutragen geneigt feien, und dieselben zugleich über die Zweck¬
mäßigkeit dcö Projektes für ihre Interessen zu hören.

In diefem Stadium befand sich die Angelegenheitauch noch, als dieselbe, wie Eingangs
erwähnt, im 25. Proviuzial-Landtagewiederum zur Sprache kam.

Die Verhandlungen mit den Gemeinde« sind in der Zwischenzeitzu Ende geführt und
die Projettstückeüber beioc Straßenlinien von der Königlichen Regierung zu Cobleuz mit den
bezüglichen Gemeinde-Veschlüsseu eingesandtworden.

Die Projekte waren von der Königlichen Regierung speziell geprüft. Die durch den
Landes-Vaurath der Straßen-Verwaltung vorgenommenegenerellePrüfung hat ergeben, daß die
Projekte im Allgemeinenden Anforderungenfür Kunststraßcu(Proviuzialstraßeu) entsprechen.

Die vorkommendenBreiten der Steinbahnen waren vom Herrn Minister vorher, geneh¬
migt. Einzelne größere Steigungen können bei der Ausführung wohl noch beseitigtweiden. Was
die Projekte im Einzelnen betrifft, so wird bezüglich der Nichtungslinien auf eine vorgelegteUebel¬
sichtskarteverwiesen und noch Folgendes bemerkt:

Die Linie Adenau-Kempenich-Oberzissen ist in 2 Abtheilungenprojektirt nnb zwar:

I. Abtheilung,Abenau-Kempenich.
Die Straße geht von der Blantenheim-Mayen'er Proviuzialstraßc unterhalb Adenau resp-

des Dorfes Breitscheidab und verfolgt zunächst die Richtung des Herschbroicher Thales, die Dörfer
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Herschbroichund Löchert durchschneidend, ersteigt sodann den Rücken der Hochacht, deren Kuppe
links liegen bleibt, zieht sich iiber die Gebirgshöhe zwischen den Dörfern Siebenbachund Iammels-
hoveu hindurch und steigt vor Wiistleimbachin's Nettcthal hinab. Letzterem folgt die Linie bis
zur Einmündung des Lederbaches in die Nette, biegt dann in das Lederbachthalaufwärts bis vor
das Dorf Lcdcrbach, ersteigt die Höhe zwischen Lederbach und Kempenich und durchzieht die Kem-
pcnicher Gemarkung, bis das Dorf Kempenich erreicht wird.

II. Abtheilung, Kempeuich-Oberzissen.
Dieselbe fällt auf der Strecke von Kempenich bis Steinbergerhof mit der Linie Mayen-

Kempenich zusammenund zieht sich die Liuie anfangs in mehreren Serpentinen durch die Gemar¬
kungen Brent und Galenberg auf dem rechtsseitigen Hange des Vrcnkbach-Thales abwärts, über¬
schreitet beim Dorfe Obcrzisscnden Vrohlbach und mündet uuterhalb des Dorfes iu die Provinzial-
straße nach Brohl und dem Rheine.

Linie Mayen-Kempenich.
Dieselbe geht von der Coblcnz-DreiserProvinzialstraße bei Mayen aus, durchschneidet das

Dorf Etlringen, ersteigt den „Gänfchals" benannten Gebirgsrücken,führt, sich auf der Höhe dieses
Gebirges haltend, in fast gerader Richtung zwischenden Dörfern Rieden und Bell hindurch bis
znm Steinbergerhof, von wo die Linie Keinpenich-Oberzissen abgeht, wendet sich sodann seitwärts
auf Engeln zu und läuft am Dorfe Engeln vorbei nach dem EndpunkteKempenich.

Zweiglinie Kempenich-Hannebach. Zweigt von der Linie Adenau-Kempenich vor dem
Dorfe Kcmpenich ab, verfolgt die gepflasterte Dorfstraßc und fällt im Weiteren mit dem im Planum
ausgebauten Weg nach Hannebach zusammen.

dcuDie Längen und veranschlagten Kosten der einzelnen Strecken betragen nach
Anschlägen:

I . Zldenau-Kempenich, Länge 20 550 Meter, Kosten . . . 280 000 M.

2, Kcmpenich-Steinbergerhof,
(welche Strecke für sich
veranschlagt ist) „ 4 250 „ . . . 81900 „

3. Steinbcrgerhof-Oberzissen, „ 5 750 „ . . . 133 000 „
4. Mayen-Steinbcrgerhof, „ 12 363 „ . . . 246 700 „

5. Kempernich-Hannebach,
Gängen

3 646 „

46 559 Meter, Kosten

. . . 37 000 „

Summen ! . . . 778 600 M.

Es ist auch der in Frage gekommeneu ConcurrenzlinienErwähnung zu thun.
Bezüglich der Verbindung von Mayen nach Kempcnichlag es nahe, die Richtung durch

das Ncttethal aufwärts über Weibern nach Kcmpcuich iu's Auge zu fassen und wurde diese Richtung
auch von der Stadt Mayen und den im Nettethal belegenen Ortschaften bevorzugtresp, gewünscht.
Dieselbe würde aber gegen die jetzige Gebirgsrichlung eine Mchrlänge von ca. 7 Kilometer
erhalten haben und für die beiderseits auf der Höhe liegenden Ortschaften wegen der schroff
abfallenden, die Anlage von Zufuhrwegen erschwerenden Gebirgswändc schlecht zugänglich gewesen
sein. Es wurde daher von dieser Richtung Abstand genommen.

In Rücksichtnahmeauf die angedeutetenWünsche der Stadt Mayen und das Interesse
der Thalbewohner wurde weiter in Erwägung gezogen, von Mayen aus anfänglich die Thalrichtung
einzuhalten und die Linie dann, einem sich darbietenden Seitenthale folgend,oberhalb Ettringen auf

28'
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den Kamm des „Gänsehalses" und iu die Gebirgslinie einzuführen. Die so combinirte Linie erwies
sich jedoch bei der generellen Aufnahme wegen der Behufs Erreichung der Höhe anzulegenden
Serpentinen und der entstehenden Mehrlänge von ca. 4 Kilometer als der Gebirgslinie ebenfalls
nachstehend und wurde daher auch nicht weiter verfolgt.

In der ausgearbeiteten Linie über Ettringen kommt gleichfalls eine Variante vor, indem
neben der Durchfahrt durch das Dorf Ettringen eine Ausbiegung an dem Dorfe vorbei vermefseu ist.

Die Linie an dem Dorfe vorbei ist zwar um 313 Meter kürzer als die Dorfstraße, dagegeu
ist letztere um 26 400 M. billiger, was in der Ersparung von schwierigen Felsarbeiten und dem
Wegfall einer Wegeunterführung feinen Grund hat. Auf der anderen Seite hat die Linie durch
den Ort den Nachtheil, daß für die Durchfahrt nicht die vorschriftsmäßigeBreite erzielt wird,
vielmehr die Breiten stellenweise von 5,4 Meter bis zu 6 Meter zwischen den Häusern variireu,
ein Verhältniß, welches in gefchlosseuen Ortschaften vielfach vorkommt und kaum Veranlassung
bieten wird, die viel kostspieligere Richtung an dem Dorfe vorbei zu bevorzuge».

Für die Verbindung von Oberzissen nach Kempenichwurde namentlich von dem Orte
Hannebach die Projektirung der Straße durch das Olbrück-Thal über Wollscheid nach Hanncbach
und Kempenich gewünscht. Die Strecke durch das Olbrück-Thal erwies sich aber auf Gruud ein¬
gehender örtlicher Unterfuchungenwegen der gebirgigenTerraingestaltung als besondersschwierig
und demzufolge außerordentlich kostspielig und wurde diese Richtung daher fallen gelassen, dagegeu
die Strecke Hannebach-Kempenich als Zweigstraßeprojektirt.

Die Königliche Regierung zn Coblenzhat, wie bemerkt, die bei den resp. Straßenprojekten
beteiligten Gemeinden darüber Beschluß fassen lassen, was sie neben der freien Hergäbe des
Grund und Bodens an Geldmittel!:beizutragen beziehungsweise zu übernehmen bereit seien. Zugleich
sollten die Gemeinden sich über die Zweckmäßigkeit des Projekts in Bezug auf das Gemeindeinteresse
aussprechcn. Das Resultat der desfallsigenBeschlüsse war ein durchaus negatives, indem die Ge¬
meinden theils unter Hinweis auf ihre Leistungsfähigkeit,theils unter Betonung der geringen
Bedeutung der projektirten Straßen für ihre Interessen die Uebernahme von Baukosten durchweg
abgelehnt und auch die freie Hergabe des Terrains der Mehrzahl nach verneint haben. Iusbe-
fondere verhält sich die bedeutendste der in Betracht kommenden Gemeinden, die Kreisstadt Mayen
den Projekten gegenüberdurchaus ablehnend. Im Einzelnen wird auf die iu den Akten befindlichen
Erklärungen der Gemeinden und die ferner vorliegendenPrästations-Nachweisenverwiesen. Nach
den letzteren sind die Gemeinden allerdings mit wenigen Ausnahmen zn erheblichen eigenen Leistungen
nicht wohl im Stande. Es kommt dabei ferner in Betracht, daß nur einige Gemcindeorte von
den projektirtenStraßenlinien unmittelbar berührt resp, durchschnitten werden, daß also die Mehr¬
zahl derselben, um von den neuen Straßen vollen Nutzen zu haben, auch noch zur Anlage von
Verbindungswegengenöthigt ist.

Angesichts dieser Haltung der Gemeinden hat die Königliche Regierung zu Coblenz die
volle Uebernahme der Baukosten auf Provinzialfonds beziehuugsweifeden Ausbau der Straßen
Seitens der Provinz in Antrag gebracht, indem sie eine Verwirklichungder Projekte auf anderem
Wege für kaum möglich hält; hat sich jedoch eventuell bereit erklärt, den Versuch zu machen, die
Gemeinden zum Bau von Prämienstraßen bereitwillig zu machen, wofern denselben dazu bedeutende
Bauprämien Seitens der Provinz bewilligt und die sofortige Uebernahmeder ausgebauten Prämien-
strahen zugesagt würde.

Zu diesem Antrage wirb Folgendes bemerkt:
Die Wichtigkeit der projektirten Straßen anlangend, so liegt der Schwerpunkt derselben

darin, daß durch die Ausführung der qu. Straßenanlagen ein ausgedehnter, bisher des Vortheils
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einer Knnststraße entbehrenderLandstrichmit einer knnstmäßig ausgebauten Straße der Länge und
Breite nach durchzogen uud damit in den Verkehr eingeführt wird

Es ist dies derjenige Theil der Eifel mit ihrem Vorlande, welcher in weitem Bogen von
der Ahr und der Provinzialstraße von Adenau nach Mayen und Coblenzumschrieben wird und zu
dessen Erschließungfür den Verkehr bis jetzt nur von einer Seite her in der Arohl-Provinzialstraße
ein Anfang gemachtist.

Der Strich von Adenau auf Kempcuichzu ist zwar von der Natnr spärlich bedacht und
sind die Verhältnisse von einfacherlandwirtschaftlicherArt, immerhin aber sind, namentlichin den
nicht unbedeuteudenfiskalischen und Gemeindewalbnugen,hinreichende Faktoren vorbanden, um einen
wirthschaftlichen Aufschwungder Gegend zu ermöglichen, sofern dieselben Wirksau, gemacht werden.
Auf den vorhandenen mangelbaftenGcmeindewcgenbei gebirgigem Terrain ist die Abfuhr der länd-
lichen Produkte nach den Marktorten Adenau und Mayen resp, der Hauptverkehrsstraße,dem Rhein,
insbesondereauch die Verwerthung von Holz und Lohe nur mit großen, die Waare vertheuernden
und den Gewinn reducirendeuKosten zu bewerkstelligen und auf der andern Seite ebenso die Bei¬
fuhr landwirthfchaftlicherBetriebsmittel:c. erschwert. Mit der Herstellung besserer Wcgevcrbin-
düngen würden diese Verhältnisse folgemäßig einen Umschwungnehmen, würde die Produktion
gehobenund ein mehr lohnender Betrieb der Landwirthschaftermöglichtwerden. In noch größcrem
Maße würde die Ausführnng der projcktirtenWegeanlagen dem großen Steinreviere bei Weibern,
Rieden «. einerseits und den Steinbrüchen bei Hannebach andrerseits zu Gute kommen. Die
Stein-Industrie der genannten Orte ist bekannt. In erster Reihe stehen die Brüche bei Weibern
und Rieden, welche einen vortrefflichenTufstein liefern, der nach allen Richtungenund auf die
weitestenEntfernungen namentlich auch zu Schiffe nach Holland in den Handel geht. Tufsteine
finden sich ferner auf dem ganzen Gebirgsrückendes „Gänschalses" und ebenso liefern die Hanne-
bacher aus Vasalt-Lava bestehenden Brüche eine erhebliche Ausbeute.

Der Transport dieser Steine nach der Hauptverladestelle,dem Rhein bei Brohl, gestaltet
sich auf den vorhandenen mangelhaften, einen Theil des Jahres fast unpassirbarenVerbindungs¬
wegen in dem Maße schwierigund kostspielig, daß der Betrieb im Ganzen gelähmt und die
Concurrenzmit den den Vorzug billiger Wasserfrachtengenießenden Steinen vom Oberrhein kaum
noch bestandenwerden kann.

Die Herstellung praktikablerAbfuhrwegeist daher für die in Rede stehende Industrie von
größter Wichtigkeit. Daß aber mit der Hebung des in auswärtigen Händeu zumeist befindlichen
Steingeschäftes anch eine Besserung der gesammten, damit in Verbindung stehenden Erwerbs¬
verhältnisseder Gegend und ein vermehrter Wohlstand der Bevölkerungherbeigeführtwürde, kann
nicht wohl bezweifeltwerden.

Außer dieser mehr lokalen Wichtigkeitder fraglichen Straßenprojekte sind dieselben auch
für den größeren durchgehenden Verkehr nicht ohne Bedeutung. Es gilt dies insbesonderevon dem
Straßenzuge Adeuau-Kempenich-Oberzissen, indem dadurch für den Kreis Adenauund dessen Hinterland
eine direkte Verbindung mit der Haupt-Vertehrs- und Handelsstraße,dem Rhein, geschaffen würbe.

Die sämmtlichenChausseendes zwischen der Ahr, der Kyll, der Mosel und dem Rheine
gelegenen Theiles der Eifel haben nur zwei direkte Ausmündungennach dem Rheine, die eine bei
Remagen resp. Einzig, die andere bei Coblenz. Auf der ganzen zwischen gelegenen Strecke fehlt
es an einer ausmündenden durchgehenden Chaussee und würde hier die Verbindung von Adenau,
dem Kreuzungspunktezweier wichtiger Eifelstraßen, der Bonn-Trier'er und der Vlankenheim-



230

Mahen'er Straße, nach dem mit allen Verkehrsmittelnder Rheinischen Handelsstraße versehenen
Orte Brohl passend eintreten können. »

Diese für die Gestaltung der Projette beziehungsweise die Wahl der Projcltlinien maß¬
gebend gewesenenGesichtspunkte sind aber inzwischen durch die entstandene Bahnaulage von Audcruach
nach Niedermendigund die von der RheinischenEisenbahn-Gesellschaft proMrtcn Bahnbauten von
Niedermendignach Mayen und von Nemagcn (Sinzig) nach Ahrwciler wesentlichverändert. Mit
der Herstellungdieser Bahnen ist das Bedürfniß einer durchgehenden Straßenverbiudung von Adenau
»ach dem Rhein, wie sie in der Verbindung von Adena» nach der Brohl-Straße projektirt ist,
in fo fern geschwächt, als der von Adenau kommende Verkehr alsdann, statt die neue Straße ein¬
zuschlagen, sich nach den vorgeschobenen Stationsorten Nhrweiler resp. Mähen bewegenwird, wohin
in den vorhandenen Proviuzialstraßen kürzere und bequemereVerbindungenbestehen. Und auch
dem Lokal-Verkehrder Gegend wird damit eine veränderte Richtung gegeben, indem derselbe nicht
mehr direkt nach dem Rhein zu streben, sondern die ebenfalls näher liegendenStationsorte auf¬
suchen wird, in erster Reihe die Station Mähen resp. Niedermendig. Thatsächlichnehmen seit
Eröffnung diefer Station die meisten Steinfuhren aus den Weiber'ner Brüchen auch bereits ihren
Weg nach Niedermendig und schränkt sich der Transport über die Brohl-Straße auf diejenigen
Frachten hauptsächlich ein, welche von Brohl aus zum Versandt zu Schiffe bestimmtsind, um die
doppelteVerladung zu vermeiden. Ist aber erst nach Niedermendig ein gut fahrbarer Weg aus
den Steinreviereu hergestellt,so daß das Verfahren der Steine leichter und billiger von Statten
gehen kann, so wird der Transport sich mehr oder weniger nur nach dieser Station bewegen und
werden nur allenfalls noch die Hannebachcr Brüche auf dem bisherigenWege versenden. Für die
dirccte Verbindung zwischen Hannebach und der Brohlstraße über Wollscheidt nach DUrrenbach ist
aber bereits das Projekt eines Eommunalweges ausgearbeitet, dem event, eine Beihülfe aus
Provinzialfonds zugewendet werden mag.

Es ist daher auch in Anregung gekommen, von Kempenich aus statt nach Mähen, nach
Niedermendigzu bauen und wird der Anschluß nach Niedermendigvon den Gemeinden jetzt lieber
gewünscht. Die nene Linie soll aus der projeltirten Linie von Kempenichnach Mähen auf der
Höhe des „Gänsehalses" zwischen Rieden und Bell abgehen und über Bell nach dem Bahnhofe
Niedermendigführen. Ueber diefe Linie hat die RheinischeEisenbahn-Gesellschaftin Anerkennung
deß Vortheils für den Bahnverkehr sich bereit erklärt, ein vollständiges Projekt ausarbeiten zu lassen.

Unter den vorgetragenenVerhältnisse»,namentlich im Hinblick auf die durch die projel¬
tirten Bahnverbindungen geminderteWichtigkeitder Straßenlinieu, fo wie sie jetzt ausgearbeitet
vorliegen, und auf das neue jedoch noch nicht ausgearbeiteteProjekt einer Straße von Niedermendig
nach Kempeuich,wodurch ein Hauptarm des jetzt vorliegenden Straßennetzes geradezu in Frag«
gestellt wird, im Hinblick ferner auf die theils ablehnende,theils wenig fhmpathifchc Haltung der in
Betracht kommendenGemeinden dem Projekte gegenüber, kann dem Landtageder Ausbau der gedachten
Liuie aus Provinzialmitteln zu dem so erheblichen Kostenbeträgevon ungefähr 800 000 M. nicht
empfohlenwerden. Hierzu tritt noch die Erwägung, baß für die nächstenEtatsperioden der EtatS-
titel für Neubau durch AnforderungendringendsterArt genugsamin Anspruchgenommenwird.

Zahlreiche Brücken befinden sich im baufälligen Zustande und find theils bereits in der
verflossenen Etatsperiode neugebaut, theils müssen dieselben in der nächsten Zeit neu hergestellt
werden. Sodann liegen noch Projekte für Straßenneubauten vor, deren Ausführung auf rechtlicher
Verpflichtungoder auf einem weniger abweisbaren Bedürfnisse beruht, als dieses uutergebens der
Fall ist. Durch diese Arbeitenwerden aber die disponiblenFonds auf mehrere Jahre hin absorbirt,
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fo daß, wenn man »och das hier in Rede stehende Straßennetz aus Provinzialfonds zur Aus-
fuhrung bringen wollte, es hierzu außerordentlicherMaßregeln Behufs Beschaffung der Baukosten
bedürfen würde. Endlich sprechen auch Gründe allgemeiner Natur dagegen, daß die neu einge»
richtete Straßenverwaltung schon gleich in den ersten Jahren ihrer Thätigkeit, wo dieselbe noch
mitten in den Schwierigkeit»!« der Uebergangsperiode steht, sich mit so großartigen Neubauten
belaste, zumal da in nächsterZeit schon anderweitigeund nicht zu vermeidende Neubauprojektein
größere,« Maße zur Ausführuug gebracht werden müssen, als dieses für die junge Verwaltung und
die in ihren großen Bcmbczirkensich erst allmählich orientirendenOber-Vaubeamtcn der Central-
stelle erwünfchtist.

Wenn nun auch nach den Mittheilungen der Königlichen Negierung zu Coblenz und den
vorliegendenBeschlüssen der betheiligtcnGemeinden wenig Aussicht auf das Zustandekommender
Projekte vorhanden ist, falls dieselben nicht von und auf Kosten der Provinz ausgebant werden
sollen, so lohnt es sich doch immerhin, den Versuch zu machen, ob nicht mit Hülfe entsprechender
Äauprämien und unter Zusicherung der Uebernahme der planmäßig fertig gestellten Straßenecken
die Gemeinden zur Inangriffnahme des jetzt noch wichtigsten Theiles der Projette zu bewegen sind.
Einer derartigen Beihülfe dürfte sich die Provinzialvertrctnng um so weniger entziehen können, als
nicht nur die frühere staatlicheStraßeuvcrwaltuug, in deren Rechte uub Pflichten die Provinz
eingetreten ist, sondern auch, wie ausgeführt, der Provinzial-Landtag selbst in früherenJahren eine
angemessene Unterstützungdieser Projekte wenn auch nicht zugesagt, so doch in Aussichtgestellt und
zur Anfertigung der immerhi» kostspieligen Vorarbeiten Anregung gegeben hat.

Durch die Zusicherungvon Bauprämien etwa bis zur Maximalsumme von 4 Mark für
den laufeudeu Meter würde zwar auch der Fonds zur Prämiirung von Kmiststraßcn bedeutend
beschwert werden; indessen würden sich doch die Zahlungen, sofern es überhaupt dazu kommt, auf
eine Reihe von Iahreu vertheilen, so daß Verlegenheitenund Schwierigkeitenin dieser Beziehung
ooraussichtlich nicht entstehen werden. Eventuell müßte, sobald es feststände, daß die Projekte oder
ein Theil derselbenmit Hülfe der also bewilligten Prämien ausgeführt werden, nach anderen Seiten
hin eine Beschränkungvon Prämienzusagen eintrete.,, oder für eine der späteren Etatsperioocn eine
angemessene Erhöhung des betreffendenEtatstitels vorgesehen werden.

Bei dieser Prämicnbewilligung dürfte aber die sehr lange Strecke von Mdenau nach
Kempenich, deren Bedeutung durch die theils ausgeführte!,, theils projettirten Eisenbahnverbindungen
sehr fraglich gewordenist, einstweilen außer Betracht bleibe«, und würde es sich empfehlen, für
die kurze Linie von Kempenich nach Steinbergerhof eine Beihülfe aus dem Fonds zur Uuterstützung
des Commuualwegebauesin Aussicht zu stelleu, sofern dicfe Strecke als Communalwegausgebaut
wird. Es bliebe danu zu Prämiiren die Strecke von Mayeu oder event, von Nicdermendigaus
nach Steinbergerhof und von Steinbergerhof nach Oberzisfenzu einer Oesammtlänge von ^r.
18 000 Meter, durch deren Ausbau die vorgedachtenForsten und Steinbrüche einerseitsvermittelfl
der Brohlstraße mit dem Rhein, andererseits mit der Eisenbahn bei Mähen ober Niedermendig
in Verbindung gebracht, so wie anch eine Verbindung der Brohlstraße mit der Coblenz-DrelSer
Provinzialstraße (Coblenz-Mahen-Adenau)augebahut würde.

Es wird daher beim hohen Landtag beantragt:
1. von der Uebernahmedes Ausbaues des gedachten Straßennetzes durch den Provmzml-

verband einstweilenuud jedenfalls für die nächsten Etatsperioden abzusehen;
2. deu Verwaltungsrath zu ermächtigen, für die Strecken von Mähen oder von Nieder¬

mendig nach Steinbergerhof und Oberzisfen unter Zusicherung der Uebernahme nach
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erfolgtem vorschriftsmäßigemAusbau angemessenePrämien nöthigenfalls bis zum
Maximalbetrage von 4 Mark pro laufenden Meter zu bewilligen;
zum Ausbau des projektirtenCommuualweges von Hannebach über Wollscheidtnach
Niedcr-Dürrenbach, fo wie auch für die Strecke Kempenich-Steinbergerhof, fofern sie
als Communalweg ausgebaut wird, cm« dem Fonds zur Unterstützungdes Communal-
wegebaues angemessene Beihülfen zu gewähren.

Der Promnzial-Uerwaltungsrach.
Wilhelm Fürst zu Wird,

Landtags-Marschall.

Nr. 45.
Düsseldorf, den 3N. März 1879.

Referat,
betreffenddie Ueocrtragungder Verwaltung und Unterhaltungder innerhalbder

StadtgcmeindeCöln gelegenen Provinzialstraßenan diese Ktadt.

Von Seiten des Oberbürgermeisters zu Cöln wurde im Dezember 1877 der proviuzial-
ständischeu Verwaltung die Mittheilung gemacht, die dortige städtische Vertretung habe anläßlich
der von der KöniglichenNegierung einseitiggestattetenBenutzung der Proviuzialstraßcn der Stadt
Cöln zu Pfcrdeeisenbahnanlagcnsich dahiu ausgesprochen, daß der Gemeinde ein Mitdispositionsrccht
über die genannten Straßen zustehe, und beschlossen,dieses Recht sowie die der Gemeinde cvcntncll
noch zustehenden weiteren Rechte nach jeder Richtung geltend zn machen; gleichzeitigsei der Ober¬
bürgermeisterermächtigtworden, mit der provinzialständischcn Verwaltung in Verbindung zu treten,
um zu ermitteln, inwiefern das beiderseitige Interesse es wünschenswertherscheinen lasse, die inner¬
halb des städtischen Bereiches gelegenen Provinzialstraßen (früheren Staatsstraßen) nebst der damit
verbundenendauernden Unterhaltung derselbengegen eine angemessene Entschädigungan die Stadt
Cöln abzutreten.

In Folge dieser Mittheilung wurde diesseits zunächst constatirt, baß die Provinzialstraßen
der Stadt Cöln nicht zu denjenigenStraßen gehören, welche der Staat auf Grund des §. 9 der
Verordnung vom 16. Juni 1838 übernommen hat, daß also gemäß tz. 18 des Gesetzes vom
8. Juli 1875, betreffeuddie Ausführung der §§. 5 und 6 des Dotationsgesetzes,für den Provinzial-
verband eine Verpflichtungnicht vorliegt, dieselben an die Stadt Cöln abzutreten. Demungeachtet
erschien es jedoch rathsam, in Anbetracht der großen Unzuträglichkeitenund Kollisionen, welche
hinsichtlich der Unterhaltung und Benutzung der innerhalb der Städte gelegenen Provinzialstraßen
erfahrungsmäßig zwischenden ständischen und städtischenBauverwaltungen entstehen, auf den
Vorschlag der Stadt Cöln einzugehen, und wurde daher dem Oberbürgermeister mitgetheilt, baß
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der Proviuzial-Verwaltungsrath bereit sei, dem Proviuzial-Laudtageeine dahin gehendeVorlage zu
machen, sobald für die Berechnung der der Stadt Cöln zn zahlenden Entschädigungssumme, sei
es in Form eines Ablösuugstapitals oder einer jährlichen Rente, ein geeigneterModus vereiubart
worden sei.

In Betreff des von der städtischen Vertretung beanspruchten Mitdispositionsrechteswurde
auf Erörterungen nicht eingegangen,da dem Vernehmen nach die Sache bereits dem zuständigen
Gerichte zur Entscheidungübergeben war. (Es muß hier erwähnt werden, daß der Prozeß bereits
in erster Instanz zu Ungunstender Stadt entschieden worden ist,)

Behufs Feststellüugder der Stadt Cöln zu zahlendenEntschädigungssummehat die pro¬
viuzialständische Straßcnvcrwaltung den Versuch gemacht, die Dnrchschnittslosten zu ermitteln, welche
in einer angemessenen Reibe von Jahren auf die Unterhaltung der gepflastertenProvinzialstraßen
der Stadt Cöln verwendet worden sind, jedoch ist wegen der UnVollständigkeit und Unzulänglichkeit
des vorhandenen Aktenmaterials ein zuverlässigesResultat nicht erzielt worden. Die durchschnitt¬
lichen Unterhaltungskostenwürden aber auch selbst, wenn dieselbenmit Genauigkeit hätten fest¬
gestellt werden können, nicht den alleinigen Maßstab für die an die Stadt Cöln zu zahlendeCut-
schädiguugssummc gewährt haben, weil ein Factor, welcherbei der Entschädigungsfragehauptsächlich
iu die Wagschale fällt, dabei unberücksichtigt geblieben wäre, nämlich: Die vermehrte Abnutzung
des Pflasters, welche in Folge Einlegung uud Unterhaltung der städtischenOasröhren, Wasser-
leitnngsröhren, Entwässerungskanäleu. s. w. stattfiudet.

Da es aber nicht in der Möglichkeit liegt, diesen Factor auch nur annähernd zu er¬
mitteln, so mußte behufs Berechnung des Ablösungskapitalsein indirectes Verfahren angewendet
werden und zwar: indem in einer technischen Abhandlung die für Pflasterungen maßgebenden all¬
gemeinen Grund- und Erfahrungssätze zusammengestelltund hieraus unter Berücksichtigungder
lokalen Verhältnisse ein Modus für die Berechnung abgeleitet wurde.

Diese technische Abhandlung ist dem Oberbürgermeister zur Kenntnißnahmennd Begut¬
achtung mit dem Bemerke» übermittelt worden, daß die proviuzialständische Verwaltung bereit sei,
auf dieser Grundlage in weitere Unterhandlung zu treten. Hierauf wurde die Angelegenheit Seitens
der städtischen Vertretung an eine Ingenieur-Commissionverwiesen, welche sich gutachtlichdahin
äußerte, daß der vorgeschlageneBerechnnugsmodus des eventuellen Ablösuugstapitals wohl im
Princip annehmbar sei, dagegen mehrere der aufgestelltenGrund- und Erfahrungs-Sätze als nicht
zutreffenderachtet werden müßten, und daß ferner bei den diesseitigenVorschlägen drei Factoren
von erheblicherBedeutung außer Ansatz gebliebenseien.

Was die abweichenden Ansichten der Ingenieur-Commissionüber die diesseitige Vorlage
betrifft, so ist hierüber nach gegenseitigen Erörterungen und technischen Ausführungen alsbald eine
Einigung erzielt worden, so daß also nur uoch die oben bezeichneten,bei der Berechnung außer
Ansatz gebliebenen Factoren als Entschädigungs-Ansvrüche der Stadt Cöln übrig blieben.

Diese Cntschädigungs-Ansprüche waren folgende:
1. Eine Entschädigungfür die Anlagetosteneiner etwa nothwendigwerdenden Canalisation

der Provinzialstraßen.
2. Eine Entschädigungfür die Unterhaltung und Erneuerung der Trottoiranlagen.
3. Ein Beitrag zu den Kosten des Grnnderwerbs zur Hälfte behufs Erbreiterung der

Fahrbahn der Hochstraßeauf mindestens 20 Fuß.
Bezüglich des a<1 1 bezeichneten Punktes stellte sich die proviuzialständischeVerwaltung

auf den Standpunkt der KöniglichenRegierung, welche die Seitens der Stadt Cöln au sie gestellte
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Forderung, einen Entwässeruugskaualauf der Staatsstraße vom MarSplatze nach dem Rheine auf
Kosten der Straßen-Verwaltung anzulegen, wiederholt zurückgewiesen hatte; dagegen wurde dem
Vorschlage des Oberbürgermeisters, daß die Canalisationsfrage mit Rücksichtauf die dieserhalb
zwischen der Königlichen Polizei-Direction und der Stadt schwebende Differenz bei den Verhand¬
lungen vorläufig unberücksichtigt bleiben möge, zugestimmt.

Was die Frage der Trottoiraulagen betrifft, so konnte eine Unterhaltungsverpflichtungder
Straßeubauverwaltnng nicht anerkannt werden, weil das Straßeneigenthum sich nur auf die Fahr¬
bahn incl. Rinnen erstreckt, die Bürgersteige dagegen Eigenthum der Adjacentenresp, der Gemeinde
sind und weil in Folge dessen ein Anspruchauf Unterhaltung der Letzteren bei der früherenStraßen¬
verwaltung niemals erhoben worden ist.

Nach Mittheilung dieser Gründe erwiderte der Oberbürgermeister, daß die Ingenieur-
Commission im Interesse der Förderung der Verhandlungen von der Forderung der in Rede stehenden
Entschädigungfür Trottoiranlagen Abstand genommenhabe unter der Voraussetznug,daß diese Ver¬
handlungen zum Abschlüsse eiuer Vereinbarung führen. Anlangend den dritten Punkt: Die Bethei¬
ligung der Sraßen-Verwaltung a» den Koste» zur Erbreiterung der Hochstraße, so wurde eine
Hineinziehung dieser Frage in die Verhandlungen diesseits abgelehnt, da die zu dem gedachten
Zweckebisher gezahlten Beiträge in jedem einzelnen Falle von dem Königlichen Ministerium
besondersbewilligt worden seien und da auch aus der Ministerial-Verordnung vom 29. Januar
1854 eine rechtliche Verpflichtungder Straßenverwaltung zu derartigen Beiträgen nicht hergeleitet
werden könne.

Es wurde jedoch dem Oberbürgermeistermitgetheilt, daß der Provinzial-Verwaltungsrath
beschlossenhabe, auch für die Folge in jedem einzelnenFalle darüber Entscheidungzu treffen, ob
aus Billigkeitsgründen die Hälfte der Kosten zur Erbreiterung der Fahrbahn der dortigen Hoch¬
straße auf 20 Fuß, wie dies bisher geschehen, aus dem Straßenunterhaltungsfonds zu bestreiten sei.

Nachdemnunmehr durch die gepflogenen Verhandlungen eine genügendeGrundlage zur
Berechnung des Ablösnngskapitalsresp, der Iahresrente vereinbart war, wurde durch beiderseitige
technische Commissareeine sorgfältigeAbschätzung der vorhandenen Pflasterungen nach ihrer Be¬
schaffenheit und Dauer vorgenommenund demnächst auf Grund des vereinbarten Modus die Be¬
rechnung aufgestellt,welche eine jährliche Rente von 5 800 Mark ergab. Dieses Resultat wurde
dem Oberbürgermeister mitgetheilt; derselbe erwiderte jedoch, daß die Ingenieur-Commissiondie
angeboteneIahresrente von 5 800 Mark nicht als eine genügendeEntschädigung ansehe, sondern
eine Iahresrente von 8 000M. beanspruche, und zwar seien in der Differenz von 2 200M. enthalten:

». 750 M. jährliche Entschädigungfür Chaussirungund Unterhaltung deS Sommerwege«
auf der Cöln-Coblenz'erProvinzialstraße vor dem Severinsthor.

K. 750 M. jährlicher Beitrag der Straßenverwaltung zu den Kosten des Grunderwerbs
behufs Erbreiterung der Hochstraße.

o. 700 M. jährlich zur Bestreitung der Kosten für gewöhnliche Pflasterreparaturen.
Außerdem muffe noch beanspruchtwerden:
cl. daß die Seitens der Straßenbauverwaltung beabsichtigte Neupflasterung der Hahnen¬

straße noch in diesem Jahre auf Kosten der Provinz ausgeführt werde und
e. daß die provinzialständischeVerwaltung sich verpflichte, die bei einer Erweiterung der

Stadt Cöln in das städtische Weichbild fallenden Provinzialstraßenstreckenan die
Stadt abzutreten.
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Bezüglich der vorbezeichnelcn Ansprüchewurden Seitens der diesseitigenStraßen-Ver¬
waltung folgende Erklärungen gegeben:

«ä ll. Der Anspruchauf Chaussirungdes Sommerweges vor dem Severinsthore müsse
allerdings als berechtigtanerkannt werden, da der besagte Weg bei nasser Witterung unfahrbar
sei. Dieser Umstand sei aber eine Folge der unzweckmäßigen Lage der dortigen Pferdeeisenbahu
und könnte die Direktion der Letzteren, Firma Hardt und Comp., vertragsmäßigzur Beseitigung des
Uebelstandesangehalten werden.

Wenn nuu die Stadt Cölu die Proviuzialftraßen übernehme, so trete dieselbe selbstver«
stäudlichan Stelle der provinzialständischeu Verwaltung in das Vertragsverhältniß ein und erlange
dadurch die Berechtigung, die Kosten für Chaussirungund Unterhaltung des qu. Sommerweges der
Firma Hardt und Comp. aufzulegen.

llä d. Abgesehendavon, daß eine rechtlicheVerpflichtung der Straßenverwaltuug zur
Leistungvon Beiträgen zu den Kosten der Erbreiterung der Hochstraße diesseits nicht aucrkanut
werde, könne dieser Grunderwerb wegen der großen Unbestimmtheitder Termine, an welchen die
einzelne Beiträge zu zahlen seiu würden, überhaupt nicht abgelöst werden; es empfehle sich daher,
wie der Provinzial-Verwaltungsrath bereits beschlossen habe, diese Sache von Fall zu Fall zu behandeln.

«.ä o. Wenn die Ingenieur-Commissionaußer den berechneten Oesammt-Unterhaltungs-
tosten von 5 800 Mark noch besondere Kosten für gewöhnliche Pflasterreparaturen berechne, so handle
dieselbe incousequent, indem dadurch das Hauptprincip des vereinbarten Berechnungsmodusumge¬
stoßen werde.

,-ui ä. Von der diesseits beabsichtigten sofortigenNeupflasternngder Hahnenstraße müsse
aus dem Grunde Abstand genoinmeuwerden, weil die dazu aufzuwenbendeuKosten bereits in der
Iahrcsrente von 5 800 Mark enthalten seien, was die Ingenieur-Commisionwohl übersehen habe.

n.ä o. Gegen die Abtretung der im Falle einer Erweiterung der Stadt Cöln in deren
Bereich gelegenen Provinzialstraßeustrcckeufinde sich nichts zu erinnern.

Nach diesen Erläuterungen stellt der Provinzial-Verwaltungsrath den Antrag:
„Der hohe Landtag wolle genehmigen,daß der Stadt Cöln die Verwaltung und

Unterhalung der innerhalb ihres Gemeindebereichesgelegenen Provinzialstraßenunter
den nachstehenden Bedingungen übertragen werde:

1. Die Stadt Cöln erhält für die Verwaltung und Unterhaltung der bezeichneten
Provinzialstraßen die auf Grund der getroffenen Vereinbarungen berechnete Iahresrente
von 5 800 Mark.

2. Der Provinzial-Verwaltungsrath hat anch für die Folge in jedem einzelneuFalle
darüber zu entscheiden,ob aus Billigkeitsgründen die Hälfte der Kosten zur Erbrei-
teruug der Fahrbahn der Hochstraßeauf 20 Fuß, wie die« bisher geschehen, aus dem
Straßenunterhaltungsfondö bestritten werden sollen.

3. Die provinzialständischeVerwaltung übernimmt die Verpflichtung,der Stadt Cöln auf
ihren Antrag die Verwaltung und Unterhaltungauch derjenigen Provinzialstraßenstrecken,
welche bei einer Stadterweiterung in das Weischbild fallen, zu übertragen und dafür
eine nach den vereinbarten Grundsätzenzu berechnende Iahresrente zu zahlen."

Die Stadt Cöln hat mittelst Schreibens vom 28. März cr. diesen Bedingungen zugestimmt.
3N"
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Ferner stellt der Provinzial-Verwaltungsrath den allgemeine!! Antrag:
„Der hohe Landtag wolle den ProvinziabVerwaltungsrath ermächtigen, auch

anderen Städten die Verwaltung und Unterhaltung der in ihrem Gemeiuoebereichc
gelegenen Provinzialstraßen gegen eine entsprechende Iahrcsreute zu übertragen."

Der Provinzial-Uerwattungbratli.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Landtags-Marschall,

Nr. 4«.

Düsseldorf, den 3. April l879.

Referat,
betreffend den Ucubau einer Straße von Mcherscheidan der Cdln Trierer Prouiuzml-

straße nach Schuld resp, der ProviuMstrasze Dttulpclfeld Schuld
ans Kosten des Prouinzwtstraszenfonds.

Durch die Allerhöchste Üabiuets-Ordre vom 16. September 1874 ist genehmigt worden,
daß „die zur Verbindung des Erst- und Ahrthales dienendeStraße von der Üölu-Trierer Bezirks«
straße oberhalb Müustereifel, iui RegierungsbezirkLötn, bis znm Anschluß au die Vezirlsstraße von
Düinpelfeld über Schuld nach dem Armuthsbache im Regierungsbezirk Coblenz auf Kosten des
Ühaussee-Nenbaufoudsausgebaut werde."

Die hiermit für den staatlichen Chausseebaufoudsbegründete Verpflichtungzur Ausführung
des bezeichneten Straßenbaues ist in Folge Ucberweisuug der Dotations-Fouds auf deu Rheinischen
Provinzial-Verband übergegangenbezw. hat der Letztere gemäß §, 4 :r1. 2 des Dotatious-Gesetzes
vom 8. Juli 1875 auf Verlangeu der Staatsrcgieruug in diefe Verpflichtungeinzutreten.

Dem Provinzial-Verwaltuugsrathe lag in der Zitzuug vom 11/13. Dezember 1877 das
vollständige,von der Königlichen Regierung zu Cölu übergebeueProjekt über den qu, Straßenbau
vor, um sich bezüglich der Baueinleitnng schlüssig zu machen. Der Provinzial-Verwaltungsrath
erkannte seinerseits die Verpflichtung des Provinzial-Verbaudes znm Ausban der Straße an; da
jedoch eine besondere Dringlichkeitznr Ausführung des Projekts nicht ersichtlich war und da gemäß
einer vom 25. Provinzial-Landtag in der Sitzung vom 12. April 1877 zum Straßcnctat gefaßten
Resolution für die Inangriffnahme einer auf Kosten der Provinz nen auszubauenden Straße die
vorerstige Genehmigungdes Landtages vorbehalten ist, so beschloß der Provinzial-Verwaltungsrath,
dieser Resolution entsprechend zunächst die Genehmigung des Provinzial-Landtages zur Ausführung
des qu. Straßenbaues zu beantragen.

Die projektirte Straße beginnt an der Cöln-Trierer Provinzial-Straße oberhalb Müuster¬
eifel im Dorfe Eicherscheid, Dieselbeverfolgt zunächst den im Erft-Thale gelegenen Communalweg
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mit geringer Steigerung bis ,;nm Dorfe Schöuau und steigt alsdann im Krummesbach-Thale auf¬
wärts bis zur Wasserscheide resp, bis zur Höhe des Dorfes Mahlberg, Ueber die Zweckmäßigkeit
der Richtung dieser ersten 6,5 I«n. laugen Straßenstrecke haben in, Laufe der Verhandlungen behufs
Feststellung der Baulinie Zweifel nicht bestanden, dagegen siud von hier aus 3 verschiedene Rich¬
tungen der Reihe nach in Frage gekommen und vermessen worden.

Die erste Linie war die östliche, in der dem Projekte beigefügten Übersichtskarte, auf
Welche verwiese« wird, schwarz gezeichnete obere Linie. Dieselbe durchzieht das Quellengebiet des
Krummesbachs, übersteigt die Wasserscheide und verfolgt dann das sogenannte Schmelzthal über die
Glücksthaler-Hütte bis zum Buchholzbachthale.

Diese Linie erschien jedoch nicht zweckmäßig wegen ihrer sehr feuchten Lage im geschlossenen
oberen Thalkessel des Krummbachs, wegen des daselbst vorhandenen moorigen Untergrundes, wodurch
bedeutende Erdarbeiten bedingt wurden, und endlich wegen der nicht zn vermeideudeu starken
Krümmuugeu in der Strecke auf der Wasserscheide.

Die zweite Linie war die westliche, auf der Situationskarte die untere roth gezeichnete
Linie. Dieselbe verläßt das Krummeöbachthal an dem vorbezeichueteu Punkte bei Mahlberg, ersteigt
Westlich au einem freien Bergrücken die Wasserscheide, bleibt auf dem Hochplateau bis gegenüber
dem Dorfe Netterscheid und geht von da mit anhaltend starkein Gefalle über das Dorf Mudscheid
an Ellesheim vorbei in das Buchholzbachthal, wo sie mit der vorige» Liuie zusammentrifft.

Diese Linie wurde aus technischen Rücksichten ebenfalls nicht als zweckmäßigbefuudeu,
einmal, weil die mit geringem Gefalle versehene Gebirgsstrecke sehr feucht gelegen nuo starken
Schneeverwehungen ausgesetzt seiu würde, dauu auch wegen des starken auhalteuden Gefälles auf
der Endstrecke. Dazu würde der untere Theil zwischen Nitterscheid nud Ellesheim die weuigeu
eultivirten Ländereieu der dortigen Gegend durchschneiden lind den Grnnderwerb für die Gemeinden
erheblich vertheilen,.

Es ist deshalb noch eine dritte Linie ermittelt und vollständig projcktirt worden, welche
zwischen den vorhergenanntcn beiden Linien liegt und auf der Situatiouskarte ebenfalls mit rother
Farbe eiugezeichnet ist. Dieselbe geht auf der Wasserscheide uou der zweiten (westlichen) Linie
ab, nimmt die Richtung durch das Sullersbachthal und vereinigt sich bei Glücksthalerhütte mit der
ersten (östlichen) Linie.

Diese Linie ist die kürzeste, hat die relativ günstigsten Stcigungsucrhältnisse, gestattet den
zu beiden Seiten gelegeneu Ortschaften einen gleichmäßig bequeme» Anschluß uud hat mit der erste»
Linie außerdem den Vorzug vor der zweiten gemein, daß sie die Glücksthalerhütte mitberührt, das
einzige gewerbliche Etablissement der Gegend, welches zwar z. Z. eingestellt ist, jedoch voraussichtlich
»ach Fertigstellung der Straße wieder betriebsfähig uud in Thätigkeit kommen wird.

Dieselbe wirb daher auch von der Königl. Regierung zu Eöln als die zweckmäßigste
empfohlen uud ist bei der örtlichen Besichtigung durch den Laudes-Baurath der Straßeuverwaltuug
als die geeignetste ebenfalls befunden worden.

Anlangend die Weiterführuug der Straße auf der noch nicht beschriebenen Strecke im
Buchholzbachthal durch das Armuthsbachthal nach der Ahr resp, der ausgebauten Proviuzialstraße
bei Schuld, so war für diefe untere Strecke die Richtung durch die Terraiuverhältnisse bestimmt
vorgezeichnet.

Das hiernach bearbeitete Projekt war von der Königlichen Negierung zu Eöln generell
revidirt und ist durch die Organe der Proviuzialstraßeu-Verwaltung der speziellen Revision unter¬
zogen worden.
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Im Allgemeinenentspricht da« Projekt den Vorschriften des Provinzialstraßcu.Regulaliv's
vom 17. Januar 1876 und den sonstigen für den Bau von KuuststraßengeltendenBestimmungen.

Die Länge der Straße beträgt nach demselben insgesammt 16 550 Meter, davon liegen
15 200 Meter im Regierungs-BezirkCöln und 1350 Meter im Regierungs-BezirkCoblenz.

In Bezug auf Steigungsverhältuisse hat die Straße ganz den Charakter einer Gebirgs¬
straße, indem die Wasserscheide i-ut. 183 Meter über dem Anfangspunkteund rot, 245 Meter über
dem Endpunkteder Straße liegt.

Die Steigungen find gleichwohl den Vorschriften des Provinzialstraßen-Regulativs
entsprechendmit der geringfügigen Ausnahme, daß in der Ueberschreitung der Wasserscheide auf
2 Strecken von 700 Meter bezw. 630 Meter Länge Steigungen von 51 bez. 50 Millimeter vorkommen.

Bei den vorhandenenTerrainverhältnissen sieben aber der Reducirung dieser Steigungen
besondere Schwierigkeiten entgegen, während dieselben von der vorgeschriebenen Maximalsteigung
nur nnwesentlich abweichen.

Der revidirte Kostenanschlag schließt ab mit einer Summe von 225 000 Mark, welche
den Voranschlag um rnnd 45 000 Mark übersteigt. Letzteres ist darin begründet, daß im Voran¬
schlage vielfachzu niedrige Preissätze,namentlich für die Erdarbeiten, augefetzt waren.

Die Gruuderwerbskostensind im Anschlagenicht enthalten und kommen auch für den
Provinzialfonds nicht in Betracht. Der Grunderwerb ist nämlich Sache der Gemeinden bez. ist
die Zusage des Ausbaues der Straße auf Kosten des staatlichen Chanffeebaufonds mit der Bedin¬
gung erfolgt, daß die Gemeinden den zur Straße und deren Anlagen erforderlichenGrund und
Boden frei und uuentgeltlichzur Verfügung stellen. Nach der Anforderung des Herrn Ministers
in dem Rcskriptevom 27. December 1873 hatten die Gemeinden ferner die Verpflichtungzu über-
uchmen, für alle aus dem Straßenbau herzuleitenden Entschädigungs-Anfprüche ihrerseits aufzukommcu.
Die betreffendenGemeinden sind im Regierungs-BezirkeCöln die Stadtgemeinde Münstereifel und
die mit der Stadt zu eiuer Bürgermeisterei verbundenenGemeindenSchöuau, Mahlbcrg, Rupperath
und Mudscheid, im Negierungs-BezirkeCoblenzdie Gemeinde Schuld. Die Gemeinden haben laut
den bezüglichen Beschlüssender Gemeindevertretungendie erwähnten Verpflichtungen übernommen
bez. ist für die GemeindenMahlberg und Mudscheid,insoweit diese das Verlangte nicht im vollen
Umfange zu leisten Willens waren, die Stadt Münstereifel eingetreten.

Cin zweiter von dem Herrn Minister in dem Reskriptevom 27. December1878 für die
Uebernahmedes Baues auf Staatskosten gemachterVorbehalt war, baß Seitens des Provinzial-
Landtags die Aufnahme der zu bauenden Chaussee nach deren Vollendung unter die Aezirlöstraßcu
beschlossenwürde. Der 22. Provinzial-Landtag hat in der Sitzung vom 6. Juni 1874 auch dem¬
entsprechend Beschlußgefaßt.

Was die Wichtigkeitder projektirten Straße uud deren Bedeutung für den Verkehr
anbelangt, so kann von einem besonderen Nachweise in dieser BeziehungAbstand genommen werden,
nachdemdurch die von Staat und Provinz dem nun schon seit Jahren ventilirten Projekte zuge¬
wendeteUnterstützung die Bedeutung der Straße anerkannt ist. Es mag noch bemerktwerden, daß
der 13. Provinzial-Landtag für die Strecke im Regierungs-Bezirke Cöln einen Zuschuß von
10 000 Thlr. aus Bezirksstraßeufonds zugesichert und der Herr Minister eine Prämie von
15 000 Thlr. pro Meile in Aussicht gestellt hatte für den Fall, daß die Gemeinden die Straße
als Prämienstraße selbst bauen würden.

Die Straße wird anschließend an die Cöln-Trierer uud die Dümpelfeld-SchulderProvin«
zialstraße die Verbindung des oberen Erft-Thales mit dem oberen Ahr-Thale herstellen,den Verkehr
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zwischen diesen Thalstricheu resp, zwischen den Kreisstädten Minstereifel und Adenau vermitteln und
dem zwischen liegendenbis jetzt vom Verkehr nicht berührten, armen und zurückgebliebenenGebirgs-
lande der Eifel Aufschluß und den lang ersehnten Vortheil einer durchführenden Chaussee verschaffen.
Sie wird damit diesem Theile der Eifel zum Segen, dem Ganzen zum Nutzen gereichen.

Der Inanspruchnahme außerordentlicherGeldmittel zur Bauausführung bedarf es nicht,
da der im Straßenetat pro 1879 flg. beantragte Credit zu Neu- und Umbauten eine voraussichtlich
in den Jahren 1879—80 zur Verwendung kommende Rate vorsieht.

Der Provinzial-Verwaltungsrath stellt hiernach den Antrag:
„Hoher Landtag wolle genehmigen,daß der Straßenbau von Cicherschelb nach Schuld
nach dem vorliegendenrevidirteu Projekte aus dem etatsmäßigeuChaussee-Neubaufonbs
ausgeführt werde, nachdem der hierzu erforderliche Grund uud Boden Seitens der
betreffendenGemeindenzur Verfügung gestellt ist, und zugleich gestatten,daß von der
Ermäßigung der vom Provinzialstraßen-Rcgulativ differircudeu Steigungen, insoweit
solche nicht bei der Ausführung selbst ohne erhebliche Mehrkostenetwa zu erreichen sein
möchte, Abstand genommenwerde."

Der Promnzml-Uerwaltungsrach.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Landtags-Marschall.
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